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^^eit  einem  Vierteljahrhundcrt  rate  ich  meinen  Lands- 
*^^  leuten  zur  sozialen  Reform  und  zum  Bündnis  mit 
England,  zur  finanziellen  und  militärischen  Sicherung  gegen 
den  russischen  Zarismus,  zur  Förderung  der  Motorluft- 
schiffahrt aus  militärischen  und  wirtschaftlichen  Gründen. 
Bereits  im  Februar  1896  habe  ich  in  den  „Preußischen 
Jahrbüchern"  (S.  286)  gefordert,  daß  das  Deutsche  Reich 
durch  eine  staatliche  Organisation  der  Arbeit,  insonderheit 
durch  obligatorische  Gewerkvereine,  staatliche  Arbeitsämter 
und  eine  staatliche  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  die 
Arbeitsbedingungen  verbessert  und  den  Arbeitslohn  erhöht. 
Seit  meinem  im  August  1905  erschienenen  Buch  „Die  Zu- 
kunft Rußlands  und  Japans"  habe  ich  in  einer  Reihe  von 
Schriften  eine  Erweiterung  des  deutsch-österreichisch-italieni- 
schen Dreibundes  durch  Annäherung  an  England,  Amerika 
und  Japan  gefordert.  In  meiner  Ende  1908  erschienenen 
Broschüre  „Deutschland  und  England"  richtete  ich  ein 
offenes  Wort  an  den  deutsdien  Kaiser  und  schrieb:  „Es 
ist  Ew.  Majestät  aus  meinem  Buche  „Die  Zukunft  Rußlands 
und  Japans",  welches  Ende  August  1905  erschienen  ist, 
wohl  bekannt,  daß  ich  das  Heil  der  deutschen  Politik  nur 
in  einem  Zusammengehen  mit  England  gegen  das  dem 
Staatsbankrott  und  der  inneren  Auflösung  verfallene 
russische  Weltreich  sehe.  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  können  sich  den  ihren  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Bedürfnissen  entsprechenden  Anteil  bei  der  kommenden 
Aufteilung  des  Türkischen  Reidies  nur  unter  Ausschluß 
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Rußlands  im  Einvernehmen  mit  England  verschaffen.  Nur 
auf  Grund  eines  deutsch-englischen  Bündnisses  wird  Deutsch- 
land zu  einer  vorteilhaften  Aufteilung  Marokkos  zwisdien 
Frankreich  und  Deutschland  gelangen." 

Und  in  derselben  Broschüre  heißt  es  auf  S.  90:  „Wenn 
die  Aufteilung  des  Türkischen  Reiches  und  Marokkos  auf 
der  Grundlage  eines  deutsdi-englischen  Bündnisses  erfolgt, 
so  ergibt  sich  hieraus  schon  die  Tatsache,  daß  die  Auf- 
teilung nicht  zur  Unterdrückung,  sondern  zur  kulturellen 
Förderung  der  eingeborenen  Völker  sich  vollzieht.  Ein 
deutsch-englisches  Bündnis  würde  für  die  freiheitliche  und 
friedliche  Entwicklung  der  Welt  die  beste  Garantie  sein. 
Sind  die  höchststehenden  Personen  der  Erde  heute  noch 
so  verblendet  und  rüdeständig,  daß  sie  nicht  wie  gute 
Geschäftsleute  ihr  gemeinsames  Interesse  zu  erkennen  und 
sich  gegenseitig  in  Freundschaft  zu  fördern  vermögen,  so 
ist  in  der  Tat  der  Weltkrieg  unvermeidlidi." 

Seit  dem  Januar  1907  habe  ich  in  einer  Reihe  von 
Schriften  den  Deutschen  dargelegt,  daß  sie  ohne  eine  Luft- 
flotte von  100000  Flugzeugen  nach  Art  des  Flugzeugs  der 
Gebrüder  Wright,  welches  im  Januar  1907  noch  niemals 
öffentlich  aufgestiegen  war,  angesichts  der  Einkreisung  durch 
König  Eduard  einen  Krieg  nicht  mehr  wagen  können. 
Der  Staatssekretär  des  Reichsmarineamts  von  Tirpitz  war 
aber  ebenso  wenig  wie  die  Kriegsminister  von  Heeringen, 
von  Einem  und  von  Falkenhayn  und  der  Generalstabschef 
von  Moltke  zu  einer  großzügigen  Luftflottenpolitik  zu  be- 
wegen. Statt  energisch  in  der  Luft  zu  rüsten,  im  übrigen 
aber  friedlich  und  verträglidi  zu  leben  und  nach  einem 
Bündnis  und  Ausgleich  mit  England  zu  streben,  behielt 
die  deutsche  auswärtige  Politik  die  anmaßende  Art  der 
preußischen  Tradition   bei   und   gab   am   5.  Juli  1914  den 
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Österreichern  Blankovollmacht  zu  der  frivolen  Aktion  gegen 
Serbien. 

Am  15.  Januar  1919  berichtete  die  Neue  Freie  Presse 
in  Wien  über  eine  Wahlrede  des  österreichischen  Staats- 
sekretärs des  Äußern  Bauer,  in  der  dieser  erklärte,  schon 
vor  der  Ermordung  des  Thronfolgers  und  seiner  Gemahlin 
haben  im  Laufe  des  Monats  Juni  1914  Graf  Berchtold,  Stürkh 
und  Konrad  von  Hötzendorf  an  einer  Denkschrift  über  die 
Notwendigkeit  eines  Krieges  gegen  Serbien  gearbeitet. 
Diesen  Tatbestand,  hat  Konrad  von  Hötzendorf  in  einer 
Zuschrift  an  den  Staatssekretär  Bauer  und  an  die  Neue 
Freie  Presse  (17.  Januar  1919)  zugegeben,  aber  mit  den 
damaligen  Befehlen  entschuldigt.  Diese  Denkschrift  sollte 
dem  österreichischen  und  dem  deutschen  Kaiser  vorgelegt 
werden.  Das  Attentat  vom  28.  Juni  1914  veranlaßte  die 
Verfasser  der  Denkschrift,  ihre  Denkschrift  umzuarbeiten. 
Das  Ultimatum  vom  23.  Juli  1914  von  Wien  an  Belgrad 
wurde  nadi  Darstellung  des  Staatssekretärs  Bauer  sechs- 
mal umgearbeitet,  bis  es  die  Fassung  gewonnen  hatte, 
von  der  man  sich   den  Krieg  versprach. 

Würde  man  in  Berlin  und  Wien  sofort  nach  dem 
9.  November  1918  die  Aufdedcung  dieses  Tatbestandes  in 
die  Hand  genommen  haben,  so  würde  man  in  gemeinsamer 
Arbeit  bis  jetzt  die  Schuldfrage  klargestellt  haben.  Auf 
dem  internationalen  Sozialistenkongreß  ließen  die  deutschen 
Mehrheitssozialisten  die  Erklärung  abgeben,  die  deutsche 
Sozialdemokratie  werde  ihren  ganzen  Einfluß  aufbieten, 
damit  die  für  den  Weltkrieg  Verantwortlichen  voll  zur 
Verantwortung  gezogen  würden.  In  den  drei  Monaten 
seit  Beginn  der  sozialen  Revolution  hat  aber  der  Rat  der 
Volksbeauftragten  die  Herren  Bethmann  Hollweg,  Jagow 
und  Zimmermann  und  den  Kriegsminister  von  Falkenhayn 
VIII 


weder  verhaftet  noch  in  Untersuchung  genommen.  Nach- 
dem die  bürgerlichen  Parteien  bei  den  Wahlen  zur  National- 
versammlung die  Mehrheit  errungen  haben,  wird  die  Auf- 
klärung der  Schuldfrage  am  Weltkriege,  für  welche  die 
Sozialdemokratie  bisher  gar  nichts  getan  hat,  was  öffentlidi 
sichtbar  wäre,  mit  noch  weniger  Energie  betrieben  werden. 
Es  ist  durchaus  erforderlich,  daß  sofort  bei  allen  Beteiligten 
in  Deutschland  wie  Österreich-Ungarn  Haussuchung  ge- 
halten wird,  und  daß  auch  der  literarische  Nachlaß  des 
verstorbenen  deutschen  Botschafters  von  Tschirsdiky  in 
Wien  mit  Beschlag  belegt  wird.  Die  deutsche  Blanko- 
vollmacht vom  5.  Juli  1914  und  das  ihr  nachfolgende  öster- 
reichische Ultimatum  vom  23.  Juli  1914  bedeuten  den 
Weltkrieg  und  sind  daher  das  größte  Verbredicn  der 
Weltgeschichte.  Nur  durch  die  Verhaftung  aller  Schuldigen, 
insonderheit  Bethmann  Hollwegs,  Jagows,  Zimmermanns 
und  Falkenhayns  kann  ihre  Flucht  in  das  Ausland  ver- 
hindert werden,  wo  sich  Tirpitz  angeblich  schon  aufhalten 
soll. 

Bethmann,  Jagow,  Zimmermann  und  Falkenhayn  sind 
auch  anderer  Straftaten  in  hohem  Grade  verdächtig,  in- 
dem sie  vollkommen  widerrechtlich  den  Botschaftsrat  a.  D. 
Freiherrn  Hermann  von  Eckardtstein,  früher  Geschäftsträger 
an  der  deutschen  Botschaft  zu  London,  sowie  den  Bild- 
hauer und  Fabrikbesitzer  Arnold  Rechberg  aus  Hersfeld 
in  der  Provinz  Hessen-Nassau,  Rittmeister  bei  den  Wands- 
beker  Husaren,  am  Anfang  des  Weltkrieges  verhaften  und 
lange  Zeit  in  Gefangenschaft  halten  ließen.  Ich  selbst 
kann  als  Zeuge  dafür  vernommen  werden,  daß  in  dem 
Falle  der  1 V2  jährigen  Inhaftierung  des  Freiherrn  von  Edcardt- 
stcin,  der  vollkommen  sdiuldlos  war,  die  Herren  von  Beth- 
mann und  Jagow  diejenigen  waren,  welche  der  Freilassung 
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widerstrebten.  Der  Rittmeister  d.  Res.  Arnold  Rechberg 
war  am  Anfang  des  Weltkrieges  Ordonnanzoffizier  de» 
Kronprinzen,  wurde  Anfang  März  1915  verhaftet  und  bis 
August  1915  gefangen  gehalten,  im  Januar  1916  abermals 
in  Hersfeld  interniert  und  erst  im  Juli  1916  in  Besitz 
seiner  Freiheit  gesetzt. 

In  dem  Falle  Eckardtstein  sind  die  Diplomaten  die  Haupt- 
schuldigen und  die  Militärs  die  Mitschuldigen.  In  dem 
Falle  Rechberg  trifft  die  Militärs,  insonderheit  Falkenhayn, 
als  den  Chef  des  Generalstabs,  die  Hauptschuld,  während 
die  Diplomaten  nur  dafür  verantwortlich  gemacht  werden 
können,  daß  sie  die  Inhaftierung  solange  zugelassen  haben, 
obgleich  Rechberg  seinen  Plan,  zu  einem  Sonderfrieden 
mit  Frankreich  durch  Ausnutzung  seiner  gesellschaftlichen 
Beziehung  nacli  Paris  zu  gelangen,  in  vollem  Einverständnis 
mit  dem  Grafen  Hertling,  mit  Bethmann  und  Jagow,  mit 
Erzberger  und  Deutelmoser  verfolgt  hatte.  Im  Falle 
Eckardtstein  ist  die  Schuld  Jagows  eine  besonders  schwere 
dadurch,  daß  er  den  Parlamentariern,  die  im  Februar  und 
März  1915  bei  ihm  vorsprachen,  gegen  die  Wahrheit  den 
irreführenden  Bescheid  gab,  der  Freiherr  von  Eckardtstein 
habe  sich  als  Nachrichtenoffizier  der  Armee  des  Herzogs 
Albrecht  von  Württemberg  unerlaubterweise  auf  mehrere 
Tage  von  der  Truppe  entfernt  und  eine  Reise  nach  Holland 
gemacht.  In  Wirklichkeit  war  Freiherr  von  Eckardtstein, 
wie  ich  erst  im  November  1915  feststellen  konnte,  als  ich 
Edcardtstein  zum  ersten  Male  in  der  Gefangenschaft  auf- 
suchte, in  amtlichem  dienstlidien  Auftrage  in  Holland  ge- 
wesen. Später  gab  Jagow  diese  falsche  Berichterstattung 
als  einen  Irrtum  gegenüber  Herrn  Scheidemann  zu,  der 
nur  durch  eine  Reihe  von  Rücksprachen  innerhalb  eines 
langen  Zeitraumes  von  den  Behörden  den  wirklichen  Tat- 
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bestand  sich  zu  verschaffen  vermodite.  Beide  Fälle,  Edcardt- 
stein  wie  Rechberg,  erinnern  an  die  lettres  de  cachet  (will- 
kürliche Verhaftungsbefehle)  zu  Zeiten  der  Bastille  im  vor- 
revolutionären Frankreich.  Eckardtstein  hatte  als  Geschäfts- 
träger in  London  die  richtige  Politik  zu  treiben  versucht 
und  war  dadurch  bei  Bülow  und  den  meisten  Diplomaten 
mißliebig  geworden.  Rechbergs  Verfehlung  bestand  darin, 
daß^  er  dem  Blutvergießen  des  Weltkrieges  durch  einen 
Verständigungsfrieden  mit  Frankreich  ein  Ende  bereiten 
wollte.  Bei  der  Inhaftierung  Edcardtsteins  mag  noch  der 
Wunsch  der  Wilhelmstraße  mitgespielt  haben,  sich  seiner 
noch  ungedrudcten  Memoiren  samt  Dokumenten  zu  be- 
mäditigen.  Sie  wurden  bei  der  Deutschen  Verlagsanstalt 
in  Stuttgart  beschlagnahmt  und  lagen  noch  am  Tage  des 
Zusammentritts  der  Nationalversammlung  zu  Weimar  am 
6.  Februar  1919  im  Auswärtigen  Amte,  ohne  daß  es  dem 
Freiherrn  von  Eckardtstein  gelungen  wäre,  sie  durch  die 
Vermittlung  der  Volksbeauftragten  Scheidemann  oder  Haase 
zurückzuerlangen,  obgleich  sie  in  seinem  unzweifelhaften 
Eigentume  stehen.  In  beiden  Fällen  muß  die  Schuld  des 
Chefs  des  Kriegspresseamts,  Oberstleutnant  Nicolai,  der 
auch  unverzüglich  verhaftet  werden  müßte,  festgestellt  werden. 
Auch  der  Major  Deutelmoser  ist  dringend  verdächtig,  an 
der  Inhaftierung  Rechbergs  mitschuldig  zu  sein. 

Bethraann  Hollweg,  Jagow,  Zimmermann  und  ebenso 
Falkenhayn  sind  also  nicht  nur  wegen  ihrer  Verbrechen 
gegen  das  deutsche  Volk  und  gegen  das  Deutsche  Reich, 
sondern  auch  wegen  ihrer  Handlungen  gegen  deutsche 
Staatsbürger  in  Untersuchung  und  in  Haft  zu  nehmen. 
Auch  müßte  gleichzeitig  sofort  eine  Beschlagnahme  ihres 
Vermögens  stattfinden,  damit  dem  deutschen  Volke,  weldies 
durch  ihre  Schuld  schwer  gelitten  hat,    ihr  Vermögen  zu- 
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geführt  wird.  In  beiden  Fällen,  Eckardtstein  wie  Rechberg, 
ist  man  mit  grausamer  Härte  gegen  die  vollkommen  schuldlos 
Inhaftierten  auf  Kosten  ihrer  Gesundheit  vorgegangen. 
Als  der  Bildhauer  Rechberg,  der  ein  mehrfacher  Millionär 
ist  und  schon  deshalb  nicht  in  dem  Verdachte  stehen  kann, 
Spionage  getrieben  zu  haben,  keiner  strafbaren  Handlung 
überführt  werden  konnte,  erklärte  man  ihn  trotz  seines 
Protestes  für  irrsinnig  und  überwies  ihn  einer  Irrenanstalt, 
während  er  geistig  vollkommen  gesund  ist. 

Die  politische  Welt  ist  erstaunt,  daß  selbst  der  frühere 
Direktor  der  Presseabteilung  des  Auswärtigen  Amtes  in 
seinen  im  Jahre  1918  erschienenen  Büchern  „Der  neue  Kurs" 
und  „Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges"  die  Bemühungen 
Englands  in  der  Zeit  von  1898  bis  1901,  zu  einer  An- 
näherung oder  gar  zu  einem  Bündnis  mit  uns  zu  gelangen, 
offen  zugibt  und  mit  einer  Reihe  von  Details  belegt.  Nach 
Hammanns  Darstellung  wollte  England  Ende  1898,  Januar 
1901  und  zum  dritten  Male  im  August  1901  mit^uns  ein 
Abkommen  über  Marokko  als  Vorläufer  eines  Bündnisses 
schließen  (Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges,  S.  140  u.  143). 
Alle  Welt  fragt,  warum  derselbe  Hammann  als  Pressechef 
des  Fürsten  Bülow  diese  wichtigen  Tatsachen  bis  dahin  so 
sorgfältig  der  Öffentlidikeit  vorenthalten  hat.  Das  gut- 
herzige deutsche  Volk  hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
wie  schon  in  früheren  Jahrhunderten  von  seiner  Regierung 
zu  seinem  eigenen  Schaden  auf  das  gröblichste  täuschen 
und  belügen  lassen.  Unter  dem  Fürsten  Bülow  und  unter 
seinen  Nachfolgern  war  das  Presseamt  ganz  eigentlich  eine 
Lügenfabrik.  Leider  hat  das  deutsche  Volk  diese  Unwahr- 
haftigkeit  seiner  Reichskanzler  und  ihres  Pressediefs  mit 
dem  Tode  von  1,7  Millionen  Soldaten  und  mit  Strömen 
von  Blut  bezahlen  müssen.  So  oft  die  Wahrheit  über  die 
XU 


wirklichen  Vorgänge  hinter  den  Kulissen  der  Diplomatie 
von  den  wenigen  Unterrichteten  auch  nur  angedeutet  wurde, 
wurde  in  der  offiziösen  Presse  eine  wahre  Verfolgung  der 
wahrheitsliebenden  und  aufrichtigen  Autoren  eingeleitet. 

Ich  glaube  sicher  zu  sein,  daß  ich  der  erste  gewesen 
bin,  der  die  Öffentlichkeit  auf  die  Verständigungsversuche 
Englands  mit  Deutschland  um  die  Jahrhundertwende  hin- 
gewiesen hat.  In  meinem  am  30.  Juni  1908  erschienenen 
Buche  „Stehen  wir  vor  einem  Weltkriege?"  heißt  es  auf 
S.  143  wörtlich:  „Woit  hinter  uns  liegen  die  Zeiten  vor 
und  während  des  Burenkrieges,  als  in  den  Jahren  1899 
und  1901  Chamberlain  nicht  abgeneigt  war,  dem  Deutschen 
Reiche  einige  Häfen  an  der  atlantisdien  Küste  Marokkos 
einzuräumen  und  sich  mit  Deutschland  allein  über  Marokko 
zu  verständigen." 

Und  in  meiner  Ende  1908  erschienenen  Broschüre  „Deutsch- 
land und  England"  heißt  es  auf  S.  29 :  „Seit  den  Zeiten 
des  Lord  Salisbury  vor  12  Jahren  (1895)  hat  England 
wiederholt  Versuche  gemacht,  mit  Deutschland  zu  einer 
Entente  cordial  zu  gelangen.  Lord  Salisbury  wäre  nicht 
abgeneigt  gewesen,  im  Einverständnis  mit  Deutschland  an 
eine  Aufteilung  des  gesamten  Orients  zu  gehen.  Später 
in  den  Jahren  1899  bis  1901  hat  Chamberlain  sich  mit 
Deutschland  über  die  Teilung  Marokkos  zu  verständigen 
gesucht.  Zum  Schaden  Deutschlands  und  Englands  hat 
die  deutsche  Politik  die  englischen  Vorschläge  von  Salis- 
bury bis  Chamberlain  abgelehnt." 
IEine  breite  Darstellung  der  deutsch-englischen  Bündnis- 
erhandlungen findet  sich  in  meinem  im  Jahre  1910  im 
^erlag  von  Sdiuster  &  Löffler  zu  Berlin  erschienenen  Buche 
Deutsche  Madithaber",  und  zwar  in  dem  Abschnitt  „Bülow 
n  Glück",  S.  270  bis  280,    und  zwar  von  der  Erörterung 


eines  Bündnisses  zwisdien  Bismarck  und  Lord  Beaconsfield 
während  des  Berliner  Kongresses  vom  13.  Juni  bis  13.  Juli 
1878  bis  zu  dem  Sdieitern  der  dcutsdi-englischen  Bündnis- 
verhandlungen vom  März  1901   durch  Bülows  Schuld. 

In  den  Augen  Bülows,  Bethmanns  und  Hammanns  hatte 
idi  durch  diese  Publikationen  ein  zweifaches  Vergehen  auf 
mich  geladen.  Einmal,  indem  ich  ihre  eigene  katastrophale 
auswärtige  Politik  bekämpfte  und  für  die  einzig  möglidie 
eintrat,  und  sodann,  indem  ich  die  Schuld  Bülows  an  der 
Ablehnung  der  englischen  Bündnisangebote  um  die  Jahr- 
hundertwende nachwies.  Bei  dem  Einflüsse,  den  Hammann 
auf  den  größten  Teil  der  deutschen  bürgerlichen  Presse 
hatte,  regnete  es  von  allen  Seiten  Angriffe  gegen  mich 
und  meine  Publikationen. 

Mein  im  August  1905  im  Verlage  von  Carl  Heymann 
ersdiienenes  Buch  „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans", 
in  dem  idi  mich  gegen  das  Zusammengehen  Deutschlands 
mit  dem  russischen  Zarismus  wandte  und  gegen  die  weitere 
Zulassung  russischer  Anleihen  auf  dem  deutschen  Markte 
Einspruch  einlegte,  rief  auch  den  Stellvertreter  des  Reichs- 
kanzlers Grafen  Posadowsky  und  den  Unterstaatssekretär 
im  Reichsamt  des  Innern  Adolf  Wermuth  auf  den  Plan 
zur  Verteidigung  unserer  auswärtigen  Politik  und  unseres 
Zusammengehens  mit  dem  russischen  Zaren.  Von  dem 
Grafen  Posadowsky  erhielt  idi  einen  schriftlichen  Verweis, 
da  ich  mich  als  Regierungsrat  und  Reichsbeamter  einer 
eines  Beamten  unwürdigen  Handlung  sdiuldig  gemacht 
habe,  indem  ich  gegen  die  fernere  Zulassung  russischer 
Anleihen  auf  dem  deutschen  Markte  Einspruch  eingelegt 
habe.  Und  der  Unterstaatssekretär  Wermuth,  heute  Ober- 
bürgermeister von  Berlin,  ließ  sich  den  Geschäftsführer 
des  Verlages  Carl  Heymann,  Herrn  Krayenberg,  auf  das 
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Reichsamt  des  Innern  kommen  und  sagte  zu  ihm,  er  rede 
mit  ihm  nur  als  Präsident  des  Verbandes  der  deutschen 
Beamtenvereine,  verlange  aber,  daß  der  Verlag  Carl  Hey- 
mann sich  von  dem  mit  mir  geschlossenen  Verlagsvertrage 
lossage,  andernfalls  würde  der  Verband  der  deutschen  Be- 
amtenvereine sein  Verbandsorgan  nicht  länger  im  Verlage 
von  Carl  Heymann  erscheinen  und  in  dessen  Drudcerei 
drucken  lassen.  Herr  Krayenberg  hat  später  vor  Geridit 
ausgesagt,  daß  er  unter  diesem  Drucke  im  Interesse  seines 
Verlages  und  der  diesem  Verlage  gehörigen  Drudcerei,  im 
Interesse  also  von  zwei  Firmen,  die  in  starkem  Maße  von 
der  Reichsregicrung  abhängig  seien,  nicht  anders  hätte 
handeln  können,  als  die  Fortsetzung  des  Verlagsvertrages 
mir  gegenüber  zu  verweigern.  Jedermann  weiß,  daß  der 
Verband  deutscher  Beamtenvereine  mit  der  auswärtigen 
Politik  nichts  zu  tun  hat.  Der  Unterstaatssekretär  Wermuth 
handelte  hinterlistig,  indem  er  den  Druck  gegen  den  Ver- 
lag Carl  Heymann  und  die  Buchdruckerei  Julius  Sittenfeld 
in  der  Rolle  eines  Präsidenten  der  deutschen  Beamten- 
vereine ausübte.  Herr  Krayenberg  wußte,  daß  in  Wirk- 
lichkeit der  Unterstaatssekretär  im  Reichsamt  des  Innern 
im  Namen  des  Staatssekretärs  des  Innern  eine  Nötigung 
gegen  ihn  als  Repräsentanten  dieser  beiden  Firmen  aus- 
übte. 

Es  ist  heute  schwer  zu  verstehen,  aus  welchem  Grunde 
der  Graf  Posadowsky  und  der  damalige  Unterstaatssekretär 
Wermuth  zu  einem  so  ungewöhnlichen  und  nadi  dem  Ur- 
teile aller  anständigen  Menschen  sicher  nicht  einwandfreien 
Pressionsmittel  griffen.     Es  wird  dem  Grafen  Posadowsky 

Iicht  möglich  sein,    zu  beweisen,    daß  er   von   der   durch 
l^ermuth  ausgeübten  Pression  nidits  gewußt  habe.  Wermuth 
t  viel  zu  vorsichtig,  um  auf  eigene  Faust  eine  solche  nicht 
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ungefährliche  Handlung  zu  begehen,  für  die  auch  jetzt 
noch  Rechenschaft  von  ihm  verlangt  werden  kann  und 
wird. 

Die  Handlungen  Wermuths  waren  im  hohen  Maße  un- 
sozial, da  er  eine  große  und  reiche  Verlagsanstalt  durdi 
die  ausgeübte  Pression  zum  Bruch  eines  Vertrages  mü 
einem  einfadien  Beamten  und  Schriftsteller  nötigte.  Die 
Handlung  Wermuths  war  aber  direkt  anarchistisdi,  indem 
sie  das  bürgerliche  Recht  und  festgeschlossene  Verträge 
verletzte  und  zerriß.  Es  ist  sehr  traurig,  wenn  ein  Unter- 
staatssekretär im  Reichsamt  des  Innern  einen  reichen  Ver- 
leger auffordert,  den  Vertrag  nicht  zu  halten,  den  er  mit 
einem  Schriftsteller  geschlossen  hat. 

Es  ist  ein  trauriges  Zeichen  der  letzten  Jahre  des  alten 
Regimes,  daß  nach  diesem  Vorkommnis  Wermuth  noch 
Staatssekretär  des  Reidisschatzamtes  und  sodann  Ober- 
bürgermeister von  Berlin  werden  konnte.  Und  es  beweist 
den  politischen  Tiefstand  in  weiten  politischen  Kreisen 
audi  heute  noch,  daß  einflußreiche  Personen  und  Zeitungen 
für  die  Wahl  Wermuths  zum  Reichspräsidenten  durch  die 
Nationalversammlung  sogar  noch  in  den  letzten  Tagen  vor 
Zusammentritt  der  Nationalversammlung  eingetreten  sind.' 

Selbst  wenn  ich  für  die  falsche  auswärtige  Politik  in 
meinem  Buche  „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans"  ein- 
getreten wäre,  während  der  Herr  Reichskanzler  die  richtige 
und  nützlidie  Politik  verfolgt  hätte,  die  dem  Deutschen 
Reiche  einen  dauernden  Frieden  bei  zunehmender  Macht 
verschaffen  könnte,  würde  die  Abwendigmachung  eines 
Vertragskomparenten  durch  Druck  vom  sittlichen  Stand- 
punkt aus  zu  beanstanden  sein.  Das  Deutsche  Reich  braucht 
zu  seiner  Sicherheit  nicht  zu  derartigen  kleinlichen  Mitteln 
zu  greifen,  die  die  Reichsregierung  nur  lächerlich  machen. 
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Nun  war  aber  tatsächlich  die  auswärtige  Politik  des  Fürsten 
Bülow,  indem  sie  aus  Freundschaft  zum  russischen  Zaren 
die  Bündnisangebote  Englands  ablehnte  und  immer  mehr 
das  deutsche  Geld  in  die  russische  Kriegskasse  zum  Kriege 
gegen  Deutschland  leiten  wollte,  durch  und  durch  verkehrt 
und  mußte  in  einem  Weltkrieg  von  langer  Dauer  enden. 
Wenige  Tage  nach  Erscheinen  meines  Buches  veröffent- 
lichte der  Reichskanzler  Fürst  Bülow  am  Sonntag,  den 
3.  September  1905,  an  der  Spitze  der  Norddeutschen  All- 
gemeinen Zeitung  folgende  historisch  denkwürdige  Er- 
klärung, die  in  den  Akten  mit  seinem  Namen  unter- 
zeichnet ist : 

„In  den  an   russischen  Werten   interessierten   deutschen 
Kapitalistenkreisen  scheint  hier  und  dort  eine  vor  kurzem 
erschienene  Schrift  über  „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans" 
einige  Beunruhigung  hervorgerufen  zu  haben.  In  Anbetracht 
des  Inhaltes  der  Schrift  ist  eine  solche  Beunruhigung  nur 
dadurch   erklärlich,    daß    der  Verfasser  Dr.  Rudolf  Martin 
Regierungsrat  im  Kaiserlich  Statistischen  Amt  ist  und  sich 
[s  solchen  auf  dem  Titelblatt  bezeidinet.     Gegenüber  den 
Schlußfolgerungen,    die  daraus   gezogen  worden   sind,   sei 
iermit   ausdrücklich   festgestellt,    daß   Herr  Martin   seine 
rbeit  ohne  jedes  Vorwissen  seiner  vorgesetzten  Behörde 
id  der  Regierung  geschrieben  und  veröffentlicht  hat.    Es 
rt  selbstverständlich,  daß  die  Regierung  dem  Budie,  das 
if  Grund   haltloser  Voraussetzungen   zu   abenteuerlichen 
Vophezeiungen  über  das  Schicksal  Rußlands  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  kommt,  gänzlich  fernsteht." 

Ich  druckte  diese  Erklärung  in  der  Neuauflage  meines 
Buches,  die  unter  dem  Titel  „Die  Zukunft  Rußlands"  im 

ilärzl906  in  der  Dieterichschen  Verlagsbuchhandlung  Theo- 
or  Weicher  in  Leipzig  erschien,  ab  und  erklärte :  „Keine 


der  Voraussetzungen  meines  Buches  ist  von  der  wissen- 
schaftlichen Kritik  widerlegt  worden.  Daher  überlasse  ich 
gern  der  künftigen  Geschichtschreibung  die  Aufgabe, 
zwischen  mir  und  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung 
Recht  zu  sprechen." 

Die  Weltgeschidite  ist  das  Weltgericht !  Meine  Prophe- 
zeiungen über  das  Schicksal  Rußlands  in  den  nächsten 
Jahrzehnten  mochten  dem  Fürsten  Bülow  abenteuerlich  er- 
scheinen, denn  ich  sagte  dem  russischen  Weltreidie  die 
soziale  Revolution  und  in  ihr  den  Staatsbankerott  in  5  bis 
15  Jahren  (S.  246,  250  u.  251  des  Buches  „Die  Zukunft 
Rußlands  und  Japans")  voraus.  Am  Eingang  meines  Buches 
„Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans"  hatte  ich  an  das 
russische  Wort  erinnert:  Der  Weg  nach  Konstantinopel 
führt  durch  das  Brandenburger  Tor.  Und  daher  warnte 
ich  die  Deutschen,  Geld  in  die  russische  Kriegskasse  zum 
Kriege  gegen  Deutschland  einzuzahlen,  zu  einem  Kriege, 
der  überdies  für  Rußland  die  soziale  Revolution  und  den 
Staatsbankerott  herbeiführen  müsse. 

Fürst  Bülow  und  seine  Diplomaten  waren  aber  von  dem 
Gegenteile  überzeugt.  Sie  hielten  meine  Voraussage  des 
deutsch-russischen  Krieges,  der  russischen  Revolution  und 
des  russischen  Staatsbankerotts  für  abenteuerliche  Prophe- 
zeiungen. 

Bevor  Fürst  Bülow  aber  gegen  mein  Buch  zu  Felde  zog, 
bediente  er  sidi  des  Rates  eines  wissenschaftlichen  Sach- 
verständigen, und  zwar  desjenigen,  den  er  für  den  kom- 
petentesten hielt.  Fürst  Bülow  sagte  im  Frühjahr  1906  zu 
dem  Reichstagsabgeordneten  von  Kardorf f,  er  würde  eine 
andere  Stellung  zu  meinem  Budie  eingenommen  haben, 
wenn  er  nicht  von  dem  Legationsrat  in  der  Kolonial- 
abteilung Dr.  Karl  Helfferich  sidi  hätte  beraten  lassen,  der 
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ihm  jene  Notiz  für  die  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung 
vom  3.  September  1905  ausgearbeitet  habe.  Und  in  der 
Tat  hatte  der  spätere  Staatssekretär  des  Innern  und  Stell- 
vertreter des  Reichskanzlers  Dr.  Karl  Helfferidi  in  ver- 
schiedenen Publikationen  zu  jener  Zeit  einen  solchen  Opti- 
mismus über  die  Entwidclung  der  russischen  Finanzen  an 
den  Tag  gelegt,  daß  ich  Gelegenheit  nehmen  mußte,  in 
dem  Buche  „Die  Zukunft  Rußlands"  im  März  1906  diesem 
Optimismus. entgegenzutreten.  Auf  die  wissenschaftliche 
Autorität  Helfferichs  hin  nannte  Fürst  Bülow  die  wissen- 
schaftlichen Voraussetzungen  meines  Buches  „haltlose". 

Auf  Seite  251  „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans"  heißt 
es:  „Sollte  Deutschland  sich  an  den  kommenden  russischen 
Riesenanleihen  mit  Milliarden  beteiligen,  so  würde  in  etwa 
6,  spätestens  15  Jahren  doch  der  Zeitpunkt  eintreten,  wo 
nicht  nur   die    neuen,    sondern    auch    die    alten   russischen 

I Anleihen  als  verloren  betrachtet  werden  müssen." 
Genauer  kann  man  eine  Voraussage  nicht  einstellen. 
Spätestens  bis  zum  Jahre  1920  sollte  nach  meiner  Voraus- 
sage der  russische  Staatsbankerott  eintreten.  Die  Voraus- 
sage ist  eingetroffen,  weil  sie  die  Gesamtheit  der  inneren 
und  äußeren  Politik  Rußlands  und  zugleich  der  Zentral- 
mächte richtig  eingeschätzt  hatte.  Rußland  mußte  nach 
dem  Besitz  von  Konstantinopel  drängen,  und  Wilhelm  IL 
und  seine  Ratgeber  hatten  bereits  bewiesen,  daß  sie  die 
Fähigkeiten  nicht  besaßen,  den  Dreibund  durdi  die  Aus- 
dehnung auf  England,  Amerika  und  Japan  zu  der  weitaus 
stärksten  Koalition  der  Welt  auszugestalten. 
Ich  bin  gern  geneigt,  anzunehmen,  daß  Bülow,  Posa- 
^^  dowsky,  Wermuth  und  Helfferich  wirklich  von  der  Un- 
möglichkeit eines  Krieges  zwischen  Deutsdiland  und  Ruß- 
land,  von    der   Unmöglichkeit   des  Sieges   der   russischen 
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Revolution  über  das  Zarentum  und  endlich  von  der  Un- 
möglichkeit des  Eintritts  des  russischen  Staatsbankerotts  in 
den  nächsten  15  Jahren  überzeugt  waren.  Sie  können  nichts 
dafür,  wenn  ihnen  der  Blick  für  die  politische,  wirtschaft- 
liche und  militärische  Entwicklung  Europas  auf  Jahre  und 
Jahrzehnte  nicht  gegeben  ist.  Aber  der  überhebende  Ton 
der  Bülowschen  Notiz  vom  3.  September  1905  nimmt  sich 
nach  dem  vollkommenen  Zerfall  des  zaristisdien  Rußlands 
heute  lächerlich  aus  und  gereicht  dem  Fürsten  Bülow  und 
seinem  Ratgeber  Helfferich  vor  der  Geschichte,  die  idi 
im  März  1906  als  Richter  anrief,  sicher  nicht  zur  Ehre. 
Meine  „abenteuerlichen  Prophezeiungen  über  das  Schicksal 
Rußlands  in  den  nächsten  Jahrzehnten",  wie  Fürst  Bülow 
meine  Voraussagen  zu  nennen  beliebte,  sind  restlos  ein- 
getreten. Mehr  abenteuerliche  Dinge  haben  sich  wohl  noch 
nie  in  einem  Weltreich  in  so  kurzer  Zeit  ereignet. 

Es  lag  für  Bülow,  Posadowsky  und  Wermuth  zu  den 
erwähnten  ungewöhnlichen  Maßnahmen  gegen  midi  kein 
Grund  vor.  Sic  hätten  wenigstens  in  ihrer  Stellung  so 
viel  Bildung  besitzen  müssen,  um  zu  erkennen,  daß  meine 
Voraussetzungen  wissenschaftliche  und  riditigc  sind,  und 
daß  daher  meine  Voraussagen  möglicherweise  zutreffen 
können.  Auf  keinen  Fall  durften  sie  mich  wegen  meiner 
wissenschaftlichen  und  von  der  späteren  gesdiichtlichen 
Entwicklung  als  richtig  erwiesenen  Oberzeugung  maßregeln 
und  durch  Ausspannung  meines  Verlegers  finanziell  und 
wirtschaftlidi  zu  schädigen  suchen. 

Diese  brutale  und  ungerechte  Maßregelung  durdi  die 
preußisch  -  deutsche  Willkürherrschaft  hat  weitere  schwer- 
wiegende Nachteile  für  mich  gehabt.  Denn  in  dem  rein 
politischen  Disziplinarverfahren,  welches  in  dem  Jahre  1907 
gegen  mich  eingeleitet  wurde,  machte  der  heutige  Untcrstaats- 
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Sekretär  Lewald  als  Ankläger  in  beiden  Instanzen  geltend, 
daß  ich  schon  einmal  disziplinarisch  auf  Veranlassung  des 
Reichskanzlers  bestraft  worden  sei,  und  daß  daher  die 
sdiärfste  Strafe  des  Verlustes  der  Stellung  ohne  Dienst- 
titel und  ohne  Pension  angebracht  sei.  Auch  in  diesem 
zweiten  Verfahren  wurde  mit  unglaublicher  Leichtfertigkeit 
gegen  mich  vorgegangen.  Der  heutige  Unterstaatssekretär 
im  Reichsamt  des  Innern  Lewald  legte  dem  Disziplinar- 
gericht eine  falsche  amtliche  Urkunde  über  meine  Personal- 
verhältnisse vor,  die  geeignet  gewesen  wäre,  mich  auf  das 
schwerste  zu  benachteiligen.  Die  falsche  amtliche  Beur- 
kundung meiner  Personalverhältnisse  ist  später  von  dem 
Disziplinarhof  in  Leipzig  zugegeben  worden.  Es  ist  un- 
verständlich, daß  ein  Beamter,  der  als  Ankläger  eine  falsche 
amtliche  Urkunde  zum  Nachteile  des  Angeklagten  in  einem 
politischen  Prozesse  dem  Gerichtshof  vorgelegt  hat,  noch 
in  amtlicher  Stellung  Verwendung  finden  kann. 

Die  Arbeiter  und  die  Bürgerschaft  der  Stadt  Berlin 
werden  zu  entscheiden  haben,  ob  der  Oberbürgermeister 
Wermuth  länger  in  seinem  Amte  bleiben  darf,  nachdem 
an  dieser  Stelle  erneut  festgestellt  worden  ist,  daß  er  im 
Interesse  des  russischen  Zaren  eine  Berliner  Verlagsanstalt 
durch  Nötigung  aufforderte,  einen  geschlossenen  Vertrag 
zu  brechen  und  denjenigen  zu  benachteiligen,  der  die 
Interessen  des  deutschen  Volkes  gegen  das  russische  Zaren- 
tum  wahrnahm. 

Sofort  nach  dem  9.  November  1918,  nach  dem  Beginne 
der  sozialen  Revolution,  habe  ich  bei  dem  Volksbeauftragten 
Ebert  schriftlich  die  Aufhebung  des  gegen  mich  ergangenen 
Disziplinarurteils  beantragt.  Bis  heute  besteht  sowohl  der 
mir  von  dem  Grafen  Posadowsky  im  Herbst  1905  wegen 
des  Buches    „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans"    erteilte 
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sdiriftlidie  Verweil  wie  meine  Entfernung  von  der  Stellung 
ohne  Diensttitel  und  Pension  zu  Recht.  Das  Reichsamt  des 
Innern,  in  dem  der  Unterstaatssekretär  Lewald  die  zu- 
ständige Abteilung  leitet,  hat  die  Aufhebung  der  beiden 
Maßregelungen  verweigert.  Die  Mitglieder  der  beiden 
sozialdemokratischen  Parteien  können  aus  diesem  Falle  er- 
sehen, wie  die  Reichsämter  und  insonderheit  das  Reichs- 
amt des  Innern  unter  der  Leitung  des  Staatssekretärs  des 
Innern  Dr.  Preuß  und  des  Unterstaatssekretärs  Lewald  noch 
vollkommen  in  reaktionärem  Sinne  schalten  und  walten. 
Ich  redine  auf  den  gesunden  Sinn  der  deutschen  Arbeiter- 
schaft und  darüber  hinaus  der  deutschen  Demokratie  bei 
der  Hoffnung,  daß  dieser  Zustand  nicht  von  Dauer  bleibt, 
sondern  daß  meine  Maßregelung  in  kurzer  Zeit  aufgehoben 
wird. 

Niemand  hat  mehr  für  mich  nach  Ersdieinen  meines 
Buches  „Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans"  Partei  er- 
griffen als  der  Begründer  der  deutschen  Sozialdemokratie 
August  Bebel  in  sekier  Reichstagsrede  vom  5.  April  1906, 
in  der  er  folgende  Sätze  sprach :  „Als  jenes  Finanzunter- 
nehmen (russische  Anleihe  vom  Jahre  1905)  im  Werke  war, 
veröffentlichte  der  Regierungsrat  Martin  ein  Buch,  betitelt 
„Die  Zukunft  Rußlands  und  Japans",  in  dem  er  die  Ver- 
hältnisse Rußlands  nach  meiner  Auffassung  durchaus  korrekt 
in  der  düstersten  Weise  darstellte,  und  schließt,  daß  nach 
seiner  Meinung  das  Resultat  der  inneren  Wirren  Rußlands 
die  vollständige  Zerrüttung  dieses  großen  Reiches  und  in 
letzter  Instanz  der  russische  Staatsbankerott  sein  werde. 
Alles,  was  Martin  in  seinem  ersten  Buche  gesagt  hat,  ist 
heute  vollständig  eingetroffen,  und  ich  bin  überzeugt,  daß 
die  trüben  Aussichten,  die  er  in  bezug  auf  die  Gestaltung 
des  russischen  Staatswesens  und  die  inneren  Zustände  Ruß- 
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laads  in  seinem  Budie  veröffentlidit,  ebenfalls  durch  die 
Entwidclung  der  Dinge  bestätigt  werden." 

Bebel  tadelte  scharf  die  Bülowsche  Notiz  in  der  Nord- 
deutschen Allgemeinen  Zeitung  vom  3.  September  1905  und 
nannte  sie  einen  großen  Fehler,  dessen  Folgen  die  Reichs- 
regierung auszubaden  haben  werde. 

Zum  politischen  Verständnis  dieses  Buches  gehören  fol- 
gende geschichtliche  Tatsachen  und  Daten,  die  selbst  er- 
fahrene Politiker  nicht  zu  wissen  pflegen: 

Im  September  1872  wurde  zu  Berlin  durch  Kaiser 
Wilhelm  I.,  Zar  Alexander  II.  und  Kaiser  Franz  Josef  I.  das 
Dreikaiserverhältnis  begründet.  Im  Mai  1873  unterzeidi- 
neten  zu  Petersburg  Graf  Moltke  und  Fürst  Barjatinsky 
die  zwischen  Deutschland  und  Rußland  vereinbarte  Kon- 
vention, durch  die  sich  die  beiden  Großmächte  für  den 
Fall  eines  Angriffs  von  dritter  Seite  gegenseitige  Unter- 
stützung zusagten.  Am  6.  Juni  1873  unterfertigten  Franz 
Josef  I.  und  Alexander  II.  zu  Schönbrunn  ein  Schriftstück 
über  die  österreichisdi-russische  Entente. 

Im  Frühjahr  1880  erhielt  der  Botschafter  Saburoff  in 
Berlin  vom  Zaren  Alexander  IL,  der  mit  seinem  Drohbrief 
an  Wilhelm  I.  vom  15.  August  1879  nach  eigenem  Ge- 
ständnis eine  Dummheit  begangen  hatte,  den  Auftrag,  in 
Besprechungen  mit  dem  deutschen  Reichskanzler  über  Fragen 
des  nahen  Orients  einzutreten.  Im  Juni  1881  schloß  Alex- 
ander III.  mit  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  für  den 
Fall  des  Angriffs  durch  eine  vierte  Madit  ein  Neutralitäts- 
abkommen auf  drei  Jahre,  welches  insbesondere  die  Lage 
am  Balkan  regelte.  Im  April  1884  sicherten  sich  die  Drei- 
kaiserreiche von  neuem  auf  drei  Jahre  ab  Juni  1884  wohl- 
wollende Neutralität  zu;  bei  einem  Streit  auf  der  Balkan- 
halbinsel sollte  der  dritte,  also  Deutschland,  zwisdien  den 
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zwei  anderen  vermitteln.  Deutschland  war  also  zum  Schieds- 
riditer  erhoben.  Mitte  September  1884  bekräftigten  die 
drei  Kaiser  in  persönlicher  Zusammenkunft  zu  Skiern ewice 
vor  aller  Welt  den  Vertrag  —  und  die  Russen  marschierten 
auf  Grund  der  so  gegen  England  gewonnenen  Rücken- 
deckung alsbald  gegen  Afghanistan. 

Seit  Anfang  1887  warb  Rußland  bei  Bismardc  um  ein 
russisch-deutsches  Neutralitätsabkommen. 

Im  Juni  1887  vollzogen  Paul  Schuwalow  und  Bismardc  den 
berühmten  Rückversicherungsvertrag  auf  drei  Jahre,  in  dem 
Deutschland  und  Rußland  einander  gegen  jeden  Angriff  wohl- 
wollende Neutralität  zusagten.  Österreich  und  Rußland  waren 
bereits  im  Mai  1887  übereingekommen,  das  Vertragsverhältnis 
nicht  fortzusetzen  (Erich  Marks,  Otto  von  Bismardc,  Cottasche 
Verlagsbuchhandlung  1915,  S.  197  bis  208;  L.  Rasdidau,  Der 
deutsch-russische  Rückversicherungsvertrag  in  dem  „Grenz- 
boten" vom  12.  April  1918;  Hammann,  „Der  neue  Kurs" 
und  „Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges",  S.  34  bis  39). 

Das  deutsch-österreichische  Bündnis  datiert  v.  7.  Okt.  1879 
und  der  deutsch-österreichisch-italienische  Dreibund  vom  20. 
Mai  1882  (Memoiren  Francesco  Crispis,  Berlin  1912,  S.  125). 

Der  deutscii-russische  Rückversicherungsvertrag,  der  erst 
im  Juni  1890  ablief,  war  also  in  voller  Geltung,  als  Bis- 
mardc durch  seinen  Privatbrief  vom  22.  November  1887 
an  Lord  Salisbury  eine  Annäherung  an  England  anstrebte. 

In  der  Sitzung  der  Nationalversammlung  vom  Sonnabend 
den  15.  Februar  1919  gab  der  Reichsminister  für  das  Reichs- 
schatzamt Dr.  Schiffer  einen  augenscheinlich  offenherzigen 
Bericht  über  die  Reichsfinanzen,  aus  dem  wir  die  nach- 
folgenden Zahlen  entnehmen.  Das  Reich  forderte  am 
15.  Februar  1919  einen  neuen  Kredit  von  25  Milliarden 
Mark.  Die  Summe  aller  früheren  Anleihekredite  betrug 
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am  15.  Februar  1919  mehr  als  140  Milliarden  Mark.  Hierzu 
traten  an  Schatzscheinkrediten  aus  dem  Gesetz  vom  25. 
Juli  1918  6  Milliarden  Mark,  zusammen  146  Milliarden 
Mark.  Dieser  Anleihekredit  stand  dem  Reich  im  Oktober 
1918  zur  Verfügung.  Diese  Kredite  sind  flüssig  gemacht, 
wie  sich  Dr.  Schiffer  ausdrüdcte,  in  Kriegsanleihen  im  Be- 
trage von  beinahe  93  Milliarden  und  in  Buchschuldforde- 
rungen im  Betrage  von  53  Milliarden  Mark.  Das  Reich 
hat  Schatzanweisungen  und  Reichswechsel  in  dem  unge- 
heuren Betrage  von  über  58  Milliarden  Mark  ausgegeben. 
Die  Deutsche  Republik  hat  also  eine  schwebende  Schuld 
von  58  Milliarden  Mark.  Damit  hat  sie  nach  den  Worten 
Dr.  Schiffers  die  bewilligten  Kredite  um  5  Milliarden  Mark 
überschritten.  Dazu  traten  noch  die  Kredite,  welche  die 
Deutsche  Republik  oder  vor  ihr  das  Reich  unseren  Bun- 
desgenossen gewährt  haben,  und  die  sie  im  Verkehr  mit 
neutralen  Ländern  genommen  haben,  im  Betrag  von  9,5 
Milliarden  Mark.  Wir  erhalten  damit  eine  Gesamtsumme 
von  161  Milliarden  Mark  und  hätten  danach  die  bewilligten 
Kredite  um  14  Milliarden  Mark  überschritten,  wie  Dr. 
Schiffer  feststellte.  Diese  161  Milliarden  Mark  stellen  in 
gewissem  Sinne  ohne  Rüdesicht  auf  die  Verzinsung  die 
effektiven  Kriegskosten  dar.  Es  stecken  in  diesen  161 
Milliarden  noch  etwa  eine  Milliarde  Ausgaben,  die  nicht 
für  den  Kriegsetat,  sondern  für  Zwecke  des  ordentlichen 
Etats  gemacht  worden  sind,  was  aber  ohne  Bedeutung  ist. 

Wir  verbrauchten 
im  Jahre  1914  (in  5  Monaten)  7,5  Milliarden  Mark 

1915  (im  ganzen  Jahre)       23  „  „ 

,      1916     „         „  „  26,6  „  „ 

,      1917     „         „  „  39,6 

,      1918     „         „  „  48,5 
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Daraus  ergibt  sich  ein  Monatsdurchschnitt 

von  1,5  Milliarden  Mark  im  Jahre  1914 
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Wir  haben  verbraucht 

im  November  1918 

4,1 

Milliarden  Mark 

im  Dezember 

1918 

3,8 

,»                n 

im  Januar 

1919 

3,5 

»                tt 

Nach  der  Feststellung  Dr.  Schiffers  ist  ein  erhebliches 
Abflauen  der  Kosten  in  der  Zeit  nach  der  Revolution 
nicht  eingetreten. 

Nachdem  die  Nationalversammlung  die  Mitte  Februar 
1919  geforderten  25  Milliarden  Mark  bewilligt  haben  wird, 
verfügt  die  Deutsdie  Republik  also  noch  über  rund 
10  Milliarden  Mark,  die  auf  etwa  3  Monate  auslangen 
dürften.  Mitte  Mai  1919  müßte  das  Reichsministerium 
also  einen  neuen  Kredit  von  vielleicht  10  Milliarden  Mark 
verlangen.  Nach  Bewilligung  der  25  Milliarden  Mark, 
die  Mitte  Februar  1919  von  der  Nationalversammlung 
gefordert  wurden,  beträgt  die  Summe  aller  Anleihekredite 
146  plus  25  ==  171  Milliarden  Mark.  Mitte  Mai  1919 
dürften  sich  diese  171  Milliarden  Mark  nach  Bewilligung 
von  weiteren  10  Milliarden  Mark  auf  181  Milliarden  Mark 
erhöhen.  So  haben  wir  Aussicht,  in  2  Jahren  eine  Schulden- 
last von  rund  200  Milliarden  Mark  zu  besitzen. 

Diese  Rechnung  enthält  noch  keinen  Pfennig  für  die 
heute  noch  unbekannten  Forderungen  der  Alliierten.  Nach 
den  Zeitungsmeldungen  aus  den  Ländern  der  Alliierten 
werden  ihre  Schadenersatzansprüche  höher  werden  als 
dieser  ganze  Schuldenbetrag.  Unsere  Schulden  haben  also 
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die  beste  Aussicht,  noch  in  diesem  Jahre  den  Gesamt- 
betrag unseres  Nationalvermögens  weit  zu  überragen.  Wie 
unter  diesen  Umständen  die  Gläubiger  der  Deutschen 
Republik  auf  ihre  Redinung  kommen  sollen,  ist  unerfindlich. 
Für  die  Gesamtheit  der  fortlaufenden  Ausgaben  ist  nach 
oberflächlicher  Schätzung,  wie  Dr.  Schiffer  sich  ausdrüdcte, 
ein  Betrag  von  19  Milliarden  Mark  jährlidi  gegenüber 
5  Milliarden  Mark  vor  dem  Kriege  erforderlich.  Diese 
Schätzung  scheint  mir  all  zu  oberflächlich  zu  sein.  Wenn 
man  auf  die  Verzinsung  der  Kriegsschuld  einsdiließlich  der 
bisherigen  Revolutionsschuld  in  Höhe  von  171  Milliarden 
Mark,  die  sich  aber  im  Mai  auf  181  Milliarden  Mark 
steigern  wird,  eine  jährlidie  Verzinsung  von  rund  9  Milliarden 
Mark  rechnet,  so  bleiben  nur  5  Milliarden  Mark  jährlidi 
für  den  Unterhalt  der  Witwen  und  Waisen  und  sonstige 
Hinterbliebenen  der  im  Kriege  Gefallenen,  für  die  Inva- 
liden, für  die  an  ihrer  Gesundheit  Beschädigten,  denn  es 
ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  Reidisetat,  der  vor  dem 
Kriege  bestand,  weniger  als  5  Milliarden  jährlich  bean- 
spruchen wird,  wenn  man  die  Entwertung  des  Geldes 
berücksichtigt,  weldie  die  Ersparnisse  an  Heer  und  Flotte 
aufwiegen  dürfte.  Die  Unterhaltung  der  Hinterbliebenen 
und  Invaliden  wird  viel  größere  Summen  beanspruchen 
Als  das  Reidisschatzamt  annimmt,  weil  die  Hinterbliebenen 

nd   Invaliden    sich    mit    den    spärlichen   Renten    des  ver- 

ossenen  Obrigkeitsstaates  mit  Recht  nicht  zufrieden  geben 

erden. 

Nach  Dr.  Schiffer  haben  wir  gegenwärtig  einen  Umlauf 
von  341/2  Milliarden  Mark  Papiergeld  gegenüber  2  Milliarden 

ark  im  Jahre  1914,  ungerechnet  das  von  den  Kommunen 
ausgegebene  Papiergeld. 

Nach   der  Rede   des  Reidisministers  für  wirtschaftliche 
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Demobilmadiung  Dr.  Koeth,  der  aber  in  dem  Kabinett 
Scheidemanns"  keine  Stimme  hat,  vom  20.  Februar  1919, 
beträgt  die  Gesamtzahl  der  Arbeitslosen  in  Deutschland 
rund  eine  Million,  davon  entfallen  etwa  250000  auf  Groß- 
Berlin.  Nach  der  Feststellung  Dr.  Schiffers  betrug  der 
Reichsanteil  an  der  Erwerbslosen-Unterstützung  im  Januar 
1919  67  Millionen  Mark. 

Wenn  auch  die  Deutsche  sozialistische  Republik  nach 
dem  Zusammentritt  der  Nationalversammlung  am  6.  Februar 
1919  ihren  Namen  in  den  kürzeren  „Deutsche  Republik" 
verändert  hat,  wenn  auch  die  Sozialisten  in  der  National- 
versammlung nur  eine  starke  Minderheit  bilden,  so 
kann  man  den  Optimismus  der  reichen  Leute  in  dem 
demokratisch-plutokratisch-feudalen  Reichsministerium  und 
in  der  hauptsächlich  bürgerlichen  Nationalversammlung  be- 
lächeln, wenn  sie  trotz  dieser  Finanzlage  der  Deutschen 
Republik  glauben,  daß  die  reichen  Leute  ihr  Vermögen 
behalten  werden,  daß  die  besitzlosen  Klassen  in  erster 
Linie  auf  Sicherung  des  Vermögens  der  reichen  Leute  und 
auf  Sicherstellung  des  arbeitslosen  Einkommens  bedacht  sein 
werden. 

Selbst  wenn  die  sozialistisdie  Lehre  noch  niemals  in 
der  Welt  aufgetaucht  wäre,  würde  diese  ungeheure  Schulden- 
last Deutschland  zwingen,  zur  sozialistischen  Produktions- 
weise überzugehen,  um  durch  bessere  Arbeitsteilung,  Aus- 
schaltung der  rückständigen  Betriebe,  Vergrößerung  der 
Betriebe,  Wahl  des  besten  Standorts,  Verbilligung  der  Be- 
triebskosten die  Gesamtproduktion  zu  vergrößern  und  zu 
verbilligen. 

Am  8.  Februar  schrieb  Professor  Dr.  Carl  Bailed,  der 
ohne  Zweifel  einer  der  kenntnisreichsten  Nationalökonomen 
Deutschlands  ist,  in  der  Abendausgabe  der  „Freiheit" : 
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„Die  Sozialisierungsmöglichkeiten  im  Reich  und  in  fast 
allen  Bundesstaaten  sind  stark  gefährdet.  Es  heißt  jetzt: 
Man  dürfe  nicht  sozialisieren,  denn  Deutschland  sei  ja 
verarmt!  Das  heißt,  erst  müsse  Dcutsdiland  durch  den 
altgewohnten  Individualismus  wieder  hochgebracht,  seine 
Industrie  in  den  früheren  Stand  versetzt  werden.  Man 
beruhige  sich:  Der  Individualismus  wird  Deutsch- 
land nicht  mehr  hochbringen,  insbesondere  wenn  er 
sich  mit  der  Fortwurstelungspolitik  des  Herrn  Schiffer  in 
Finanzfragen  verbindet.  Diese  führt  uns  nur  immer  tiefer 
in  den  Sumpf  und  rückt  den  Staatsbankerott  näher. ** 

Also  auch  dieses  hervorragende  Mitglied  des  Preußischen 
Statistischen  Landesamts  lebt  der  Überzeugung,  daß  die 
privatkapitalistische  Wirtschaftsweise  Deutschland  nicht  mehr 
hochbringen  kann,   sondern  nur  die  sozialistische. 

Am  17.  Februar  1919  sagte  der  Vorsitzende  des  Bundes 
der  Landwirte,  Freiherr  von  Wangenheim,  in  der  General- 
versammlung des  Bundes  zu  Berlin:  „Wenn  den  Kaiser 
eine  Schuld  trifft,  so  ist  es  die,  daß  er  zu  lange  gewartet 
hat,  bis  er  das  Schwert  zog."  Solche  verkehrten  Vor- 
stellungen konnten  heut  nicht  mehr  in  öffentlichen  Versamm- 
lungen verkündet  werden,  wenn  die  Revolutionsregierung 
alles  Material  über  die  Schuld  am  Weltkriege  lückenlos 
veröffentlicht  hätte,  und  darunter  auch  alles  Material  über 
Idie  englischen  Bündnisangebote  vom  Jahre  1895  bis  zum 
Jahre  1901.  Die  dem  Freiherrn  von  Wangenheim  nahe- 
stehende Presse  und  seine  eigenen  öffentlichen  Reden  seit 
Jahrzehnten  beweisen,  daß  ihm  diese  historischen  Tatsadien 
einfach  unbekannt  waren.  Unbekannt  sind  sie  der  breiten 
Öffentlichkeit  bis  in  die  neueste  Zeit  geblieben,  denn 
eder  meine  zahlreichen  Veröffentlichungen,  noch  die  breite 
Darstellung  Theodor  Wolffs  am  8.  Februar  1909  im  Ber- 
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liner  Tageblatt  ist  von  den  Historikern,  Politikern  und  der 
Presse  bis  in  die  jüngste  Zeit  als  historischer  Tatbestand 
betrachtet  worden,  bis  schließlich  Exzellenz  Hammann,  der 
an  der  Spitze  der  offiziösen  Presse  meine  Publikationen 
stets  aufs  eifrigste  bekämpft  hatte,  unsere  Geschichtsdar- 
stellung als  die  historisch  richtige  in  seinen  Büchern 
darstellte. 

Die  Schuld  an  der  falschen  inneren  und  äußeren  Politik, 
die  den  Weltkrieg  und  die  Weltrevolution  herbeigeführt 
hat,  habe  ich  auf  den  Fürsten  Bismarck  zurückgeführt. 
Man  wird  mir  die  große  staatsmännisdie  Kunst  entgegen- 
halten, mit  der  Fürst  Bismarck  das  Deutsdie  Reiche  be- 
gründete. Die  Verteidigung  Bismarcks  muß  ich  im  voraus 
zurückweisen. 

Mit  der  größten  staatsmännischen  Kunst  trat  Napoleon 
Bonaparte  das  Erbe  der  französischen  Revolution  an  und  mit 
bewundernswerter  Strategie  siegte  er  bei  Marengo,  Ulm, 
Jena  und  Austerlitz.  Aber  spätestens  vom  Jahre  1812 
verlor  Napoleon  Bonaparte  alles  strategische  Augenmaß, 
und  seine  Handlungen  waren  fortan  nur  insofern  geschickt, 
als  sie  mit  bemerkenswerter  Geschicklichkeit  auf  den 
Untergang  seines  Lebenswerkes  eingestellt  waren. 

Nachdem  Fürst  Bismardc  das  Deutsche  Reich  begründet 
hatte,  führte  er  eine  auswärtige  Politik,  die  sein  Lebens- 
werk früher  oder  später  vernichten  mußte.  Durch  Maß- 
nahmen der  inneren  Politik,  durch  die  Entrechtung  der 
Sozialdemokratie  wollte  er  am  Ende  seiner  Regierungs- 
tätigkeit den  Bürgerkrieg  entfesseln,  der  die  Armeen 
Frankreidis  und  Rußlands  nach  Deutschland  führen  mußte. 

Napoleon  brachte  es  fertig,  sein  Lebenswerk  in  zwei 
Jahren  von  1812—1814  zu  vernichten.  Bismarck  hätte 
nach  der  Begründung  des  Deutschen  Reidies  im  Jahre  1871 
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sein  Lebenswerk  in  zwei  Jahrzehnten  vernichtet,  wenn  man 
ihm   nicht   das  Staatsruder  aus   der  Hand   gerissen  hätte. 

In  dem  Brief  Kaiser  Wilhelm  IL  an  Kaiser  Franz  Josef 
vom  3.  April  1890,  der  Anfang  Februar  1919  veröffent- 
licht wurde,  heißt  es:  „Auch  dieses  Unternehmen  (Empfang 
der  Arbeiter  und  Grubenbesitzerdeputationen  im  Rheinisch- 
Westfälischen  Kohlengräberausstand,  der  Mai  1889  begann) 
mißbilligte  der  Fürst,  der  zusehends  immer  mehr  auf  Seite 
der  Großindustrie  trat  und  die  Arbeiterbewegung,  als  zum 
Teil  auch  revolutionär,  total  unberechtigt  ansah,  die  nur 
mit  „Blut  und  Eisen",  das  heißt  mit  Kartätschen  und 
Repetiergewehren,    gehemmt   und  geheilt  werden  müsse!" 

Nach  des  Kaisers  Zeugnis  wollte  also  Bismarck  die 
Arbeiterbewegung  mit  Artillerie  und  Infanterie  nieder- 
schlagen. Wenn  in  dem  Briefe  des  Kaisers  an  seinen 
Kaiserlichen  Kollegen  in  Wien  sich  auch  sonst  die  gröbsten 
Unwahrheiten  finden,  so  ist  doch  an  der  Richtigkeit  dieser 
Tatsache  nicht  zu  zweifeln.  Als  Kaiser  Wilhelm  am  3.  April 
1890  diesen  Brief  an  Franz  Josef  schrieb,  konnte  er  noch 
gar  nicht  wissen,  daß  Fürst  Bismarck  selbst  der  Öffent- 
lichkeit die  Beweise  für  diese  seine  anti  -  sozialistischen 
Pläne  liefern  würde.  Am  7.  Januar  1896  und  am  20. 
Februar  1896  hat  Fürst  Bismardc  in  der  Morgenausgabe 
in  den  Hamburger  Nachrichten  der  Welt  seinen  Plan  dar- 
gelegt, wie  den  Anhängern  der  Sozialdemokratie  das  aktive 
und  passive  Wahlrecht  zu  entziehen  sei  (Hermann  Hof- 
mann, Fürst  Bismarck,  II,  S.  343  u.  357).  Fürst  Bismarck 
,  wußte  genau,  daß  eine  solche  Entrechtung  der  Sozial- 
[Hpemokratie  gleichbedeutend  mit  dem  Bürgerkrieg  sein  würde. 

Die  strategischen  Fehler  Napoleons  rächten  sich  sehr 
bald,  noch  zu  seinen  Lebzeiten.  Die  Weltgeschichte  zeigte 
m,  wie   unzulänglich   sein  strategisdies  Augenmaß   war, 
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schon  während  des  russischen  Feldzuges.  Die  Fehler  der 
Bismarckschen  Politik  räditen  sich  erst  ein  Vierteljahrhun- 
dert nach  seinem  Abgang  unter  seinem  vierten,  fünften, 
sechsten  und  siebenten  Nachfolger.  Die  Weltgeschichte  zeigte 
seinen  Nachfolgern  und  der  nachfolgenden  Generation,  daß 
Bismarck  nicht  das  notwendige  strategische  Augenmaß  be- 
sessen hatte,  als  er  die  deutsch-österreidiischen  Kräfte  über- 
schätzte  und  die  entgegenstehenden  Kräfte  unterschätzte. 

Für  die  Errichtung  des  Deutschen  Reiches  war 
Bismarck  wie  geschaffen,  für  die  Erhaltung  nicht, 
für  die  Vergrößerung  noch  weniger. 

Dr.  Schiffer  hat  in  seiner  Rede  vom  15.  Februar  1919 
darauf  hingewiesen,  daß  die  falsche  Einschätzung  der  Dauer 
des  Krieges  die  Ursache  beinahe  aller  Erscheinungen  dieses 
unglücklichen  Krieges  sei.  Man  habe  an  einen  kurzen  Krieg 
gedacht.  Warum  hat  denn  Wilhelm  IL,  dessen  Politik  nicht 
nur  die  Ursache,  sondern  auch  die  Veranlassung  des  Welt- 
krieges ist,  vor  Eintritt  in  diesen  Krieg  sich  nicht  über  die 
voraussichtliche  Ausdehnung  und  Dauer  an  sachkundiger 
Stelle  Bescheid  geholt?  Wenn  Wilhelm  II.  sich  an  mich 
mit  dieser  Frage  gewandt  hätte,  so  würde  ich  ihn  darauf 
hingewiesen  haben,  daß  ich  bereits  am  30.  Juni  1908  in 
meinem  Buche  „Stehen  wir  vor  einem  Weltkriege  ?"  S.  142 
den  kommenden  Krieg  als  einen  schweren,  langjährigen 
Weltkrieg  unter  sehr  ungünstigen  Umständen  bezeichnet 
habe,  und  daß  ich  in  demselben  Buche  einen  Krieg  ohne 
Luftflotte  von  mindestens  100  000  Flugzeugen  für  aussichts- 
los erklärt  habe.  Bei  Beherzigung  dieser  Tatsachen  hätte 
Wilhelm  IL  die  Blankovollmacht  vom  5.  Juli  1914  an  Öster- 
reich-Ungarn sicher  unterlassen  und  damit  der  Mensdiheit 
den  Weltkrieg  und  die  soziale  Revolution  erspart,  sidi  selbst 
aber  seinen  Thron  erhalten. 
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Freiheit  und  Gleichheit. 

AI»  am  9.  November  1918  nachmittags  gegen  1  Uhr  das 
erste  von  Soldaten  besetzte  Lastautomobil  mit  Maschinen- 
gewehr unter  der  roten  Fahne  vom  Schloßplatz  in  Berlin 
nach  dem  Brandenburger  Tore  fuhr,  war  auch  in  Deutsch- 
land die  soziale  Revolution  hereingebrochen,  stand  es  fest, 
daß  die  große,  internationale,  soziale  Revolution  ihren  sieg- 
reichen Fortgang  rings  um  den  Erdball  nimmt. 

Wer  die   deutschen  Verhältnisse   kannte,   mußte  wissen, 
daß  die  rote  Fahne  nicht  nur  die  politische,  sondern  auch 
die  soziale  Revolution  bedeutet,  daß  sie  nicht  nur  im  Namen 
der  Freiheit,  sondern  auch  im  Namen  der  Gleichheit  gehißt 
ist.  In  Deutschland  war  eben  eine  politische  Revolution  ohne 
die  Sozialdemokratie  undenkbar.    Vielmehr  war  jede  Revo- 
lution   in    Deutschland   von   vornherein    eine    sozialdemo- 
Ikratische.  Daher  mußte  nach  dem  Siege  der  Revolution  der 
Sozialdemokratie  die  politische  Macht  gehören. 
Die  Revolution  hat  innerhalb  von  wenigen  Stunden  oder 
|Tagen  das  deutsche  Volk  von  der  Herrschaft  der  22  Dynasten- 
familien befreit,  aber  nicht  von  der  Herrschaft  der  20000 
lillionärsfamilien.    Das  deutsche  Volk  hat  seine  politische 
'reiheit   am  9.  November  1918  voll  und  ganz  erlangt,  es 
it  aber  von  der  wirtschaftlichen  Gleichheit  noch  weit  entfernt. 
Eine  vollkommene  wirtschaftliche  Gleichheit  ist  auf  lange 
leit  hinaus  nicht  zu  erwarten.  Die  kommende  Einführung  der 
sozialistischen    Gesellschaft  wird   aber  die  Wirkung  einer 
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zunehmenden  wirtschaftlichen  Gleichheit  haben.  Die  Hinder- 
nisse gegen  eine  schnelle  Zunahme  der  wfrtschaftlichen  Gleich- 
heit bestanden  in  Deutschland  bisher,  abgesehen  von  der 
Macht  der  reichen  Leute,  hauptsächlich  in  den  22  Sou- 
veränen, in  dem  Preußischen  Herrenhause  und  in  den  ersten 
Kammern  der  Einzelstaaten,  in  dem  Dreiklassenwahlrecht 
in  Preußen  und  in  ähnlichen  Zuständen  in  den  Einzel- 
staaten, in  der  dem  flachen  Lande  günstigen  Einteilung 
der  Reichstagswahlkreise.  Alle  Kautelen  dieser  Art  sind 
durch  die  Revolution  vom  9.  November  1918  beseitigt. 

Der  Kampf  um  die  wirtschaftliche  Gleichheit  kann 
beginnen.  Innerhalb  von  wenig  Jahren  werden  in  der 
Richtung  der  zunehmenden  wirtschaftlichen  Gleichheit,  des 
gleichen  Einkommens,  des  gleichen  Lebensgenusses  Fort- 
schritte erzielt  werden,  die  die  kühnste  Phantasie  nicht 
auszudenken  vermochte. 

Die  politische  Freiheit  und  die  politische  Gleichheit 
werden  im  Sturmschritt  die  wirtschaftliche  Gleichheit  herbei- 
zuführen suchen.  Das  Streben  nach  wirtschaftlicher  Gleich- 
heit kann  aber  leicht  das  Streben  nach  wirtschaftlicher 
Freiheit  gefährden.  Die  neuen  Machthaber  werden  darauf 
achten  müssen,  daß  nicht  durch  eine  zu  große  Einengung 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  die  Errungenschaften  einer 
mehr  als  tausendjährigen  Kultur  zu  stark  leiden.  Man 
sieht  heute  schon,  daß  die  sozialistische  Republik  in 
Deutschland  den  breiten  Volksmassen  eine  erhebliche  Ver- 
mehrung der  politischen  Freiheit  bringt,  indem  das  Wahl- 
recht für  die  Nationalversammlung  beiden  Geschlechtern 
vom  20.  Lebensjahr  ab  zu  Teil  geworden  ist.  Auch  ver- 
mehrt die  Aufhebung  oder  Einschränkung  der  2 — 3jährigen 
militärischen  Dienstpflicht  in  erheblichem  Maße  die  po- 
litische Freiheit. 
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In  der  bisherigen  Gesellschaftsordnung  besaßen  cigentlidi 
nur  die  Reichen  die  wirtschaftliche  Freiheit.  Für  die 
großen  Massen  des  Volkes  wird  es  eine  Vermehrung  der 
ökonomischen  Freiheit  bedeuten,  wenn  die  Erwerbs- 
gelegenheiten, welche  ihnen  jetzt  der  Zufall  und  die  Not 
aufdrängt,  von  den  Organen  der  sozialistischen  Republik 
planmäßig  zugewiesen  werden.  Aber  auch  nach  Ansicht 
des  Professor  Anton  Menger,  der  ganz  auf  dem  Boden 
des  sozialdemokratischen  Staates  steht,  ist  die  Gefahr  vor- 
handen, daß  die  sozialistische  Republik  ihre  großen  wirt- 
schaftlichen Befugnisse  ebenso  zur  Fesselung  des  Indi- 
viduums mißbraucht  wie  der  heutige  individualistische 
Machtstaat  seine  politische  Übermacht.  Die  Organe  der 
sozialistischen  Republik  werden  deshalb  bei  der  Orga- 
nisation der  wirtschaftlichen  Kräfte  eine  große  Selbst- 
beherrschung bewähren  müssen.  (Anton  Menger,  Neue 
Staatslehre,  III,  S.  63.) 

Die    französische    Revolution    gelangte,     ihrem    vor- 
herrschend politischen  Charakter  entsprechend,  nicht  über 
die  sogenannte  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  hinaus.     Die 
leitenden  Kreise  der  französischen  Revolution  haben  niemals 
daran  gedacht,  ihre  Mitbürger  auch  in  betreff  der  Institute 
des  bürgerlichen  Rechts,  namentlich  des  Eigentums,  gleich- 
tustellen, obgleich  manche  hervorragende  Männer  vor  und 
rährend  der  Revolution    oft  genug   halbsozialistische  An- 
iichten    geäußert    haben.       Gegen    dieses    Zerrbild    der 
»leichheit  erhob  sich  schon  am  Ausgange  der  französischen 
Devolution    (8.  November  1795)    die    Verschwörung    der 
ileichen    (Conjuration    des    Egaux)    unter    der    Führung 
Jabeufs,  welche  die  wirkliche  Gleichheit  (egalite  de  fait) 
l.  h.  die  Gleichheit  der  Erziehung,  der  Arbeiten  und  der 
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Genüsse  aller  Staatsbürger  anstrebte.  Seitdem  ist  die 
ökonomische  Gleichheit  ein  mächtiges,  weit  verbreitetes 
Ideal  des  Sozialismus  geblieben.  Freilich  ist  aber  auch 
zweifellos,  daß  dieses  Ideal,  wie  die  letzten  Ziele  mensch- 
lichen Strebens  überhaupt,  nur  in  entfernter  Annäherung 
verwirklicht  werden  kann.  (Anton  Menger,  S,  64  und  65.) 
In  der  sozialistischen  Republik  werden  sich  nach  Anton 
Menger  immer  Gegensätze  finden,  welche  eine  durch- 
greifende wirtschaftliche  Gleichheit  aller  Staatsbürger  un- 
möglich machen.  Hierher  ist  vor  allem  der  Gegensatz 
zwischen  den  Herrschenden  und  den  Beherrschten  oder, 
wenn  man  will,  zwischen  den  Verwaltenden  und  den  Ver- 
walteten zu  zählen.  Ebenso  werden  sich  die  Unterschiede 
in  Bildung  und  Kenntnissen  auch  in  der  sozialistischen 
Republik  als  eine  Quelle  der  ökonomischen  Ungleichheit 
erweisen. 

Ein  drittes  Moment,  welches  zur  ökonomischen  Un- 
gleichheit drängt,  ist  nach  Menger  die  verschiedene  Menge 
und  Tüchtigkeit  der  von  den  einzelnen  Staatsbürgern  ge- 
leisteten Arbeit.  Menger  hält  auch  in  der  sozialistischen 
Republik  eine  gewisse  Verhältnismäßigkeit  von  Arbeit 
und  Lohn  als  unerläßlich.  Endlich  meint  Menger,  daß  die 
sozialistische  Revolution  sich  den  Interessen  der  einfluß- 
reichsten Elemente  des  Arbeiterstandes  als  besonders 
günstig  erweise.  Diese  4  Momente  werden  nach  Menger 
auch  in  der  sozialistischen  Republik,  selbst  wenn  in  einem 
Augenblick  heroischer  Erregung  die  wirtschaftliche  Gleich- 
stellung aller  Staatsbürger  beschlossen  werden  sollte,  sehr 
bald  zur  ökonomischen  Ungleichheit  zurückführen.  Menger 
stellt  sich  deshalb  die  sozialistische  Republik  als  eine 
hierarchische  Organisation  vor,  wie  etwa  die  Hamburg- 
Amerika -Linie.  In  der  sozialistischen  Republik  ohne  Grund- 
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und  Kapitaleigentum  werden  nach  Mengers  Ansicht  die 
Unterschiede  in  der  ökonomischen  Stellung  gewiß  nur  so 
groß  sein,  um  den  Wetteifer  der  Bürger  anzufachen,  ohne 
den  Haß  und  den  Neid  der  Zurückgesetzten  hervor- 
zurufen.    (Menger,  S.  65—72.) 


Die   Verstaatlichung    der   großen   Vermögen, 
Einkommen  und  Betriebe. 

Nach  dem  9.  November  1918  nannte  sich  das  Deutsche 
Reich  eine  sozialistische  Republik.  In  Wirklichkeit  war 
es  eine  bürgerliche  Republik  mit  sozialistischer  Regierung. 
Denn  das  Wesen  des  Sozialismus  ist  die  gesellschaftliche 
Produktionsweise  oder  die  Vergesellschaftung  der  Pro- 
duktionsmittel. Die  sozialistische  Regierung  hat  die  Ver- 
gesellschaftung der  Produktionsmittel  als  ihr  Ziel  hin- 
gestellt. Aber  bis  in  den  Januar  1919  war  noch  nichts 
geschehen,  um  die  Produktionsmittel  zu  vergesellschaften, 
mit  Ausnahme  der  Einsetzung  einer  Kommission  zur 
Prüfung  der  Großbetriebe,  die  zur  Vergesellschaftung 
reif  seien. 

Nach  Professor  Anton  Menger  (Neue  Staatslehre, 
III.  Aufl.,  S.  21)  steht  an  der  Wiege  der  germanischen  und 
fast  aller  anderen  Völker  eine  vorherrschend  sozialistische 
Staatsordnung  und  ist  deshalb  die  soziale  Bewegung 
unserer  Zeit  bloß  die  Rückforderung  einer  uralten  Erbschaft 
unserer  Vorfahren. 

Die  Herrschenden  und  Besitzenden  werden  künftig 
darauf  verzichten  müssen,  ihre  individuellen  Lebenszwecke 
mit  dem  öffentlichen  Wohl  als  gleichbedeutend  zu  be- 
trachten. Vielm.hr  werden  die  individuellen  Interessen 
der  großen  Volksmassen  das  Hauptziel  der  staatlichen 
Tätigkeit  bilden. 
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Heute  steht  die  ganze  Welt  unter  dem  Eindrudc  der 
Absetzung  der  22  deutschen  Dynasten.      Aber    so    schön 
diese  Veränderung  auch  ist,    man   überschätze    nicht    ihre 
Wirkung.      Denn    poli  ische  Revolutionen    bewegen  kaum 
mehr  als  den  Schaum  auf  dem  Strome  des  Völkerlebens, 
da    sie    zumeist  nur  den  Zweck  verfolgen,    die    politische 
Macht  von  einer  Koterie   auf    die   andere   zu  übertragen. 
Dagegen  macht  die  Einführung  des  sozialistischen  Staates 
eine  völlige  Umbildung   des  gesamten  Tuns    und  Lassens 
aller  Staatsgenossen  unerläßlich.      (Anton  Menger,  S.  239.) 
Wenn  die  Revolution,  die  sich  am  9.  November  1918 
ereignet  hat,  sich  vor  dem  Weltkriege  am  9.  November  1913 
in  Berlin  zugetragen  hätte,    so    würde    eine    so  plötzliche 
sozialistische  Schilderhebung    den    Organismus    der    wirt- 
schaftlichen   Produktion    und   Konsumtion   auf    lange   Zeit 
hinaus  in  Unordnung  gebracht   haben.      Durch   die    lange 
Dauer    des  Weltkrieges    war    aber   die    hergebrachte    Or. 
ganisation  der  wirtschaftlichen  Produktion  und  Konsumtion 
bereits  derartig  in  Unordnung,  daß  eine  Verschlimmerung 
dieses  Zustandes   durch    die    soziale  Revolution   kaum   zu 
erwarten    ist.       Die    Versorgung    der    Bevölkerung     mit 
Nahrung,    Kleidung,    Brennmaterialien  und  ähnlichem  öko- 
nomischen Bedarf  ist  bereits    durch  die   lange  Dauer  des 
Weltkrieges    und    durch    die    Folgen    unserer   Niederlage 
sowie  des  Waffenstillstandes   eine    derartig  unzureichende 
und    unregelmäßige    geworden,    daß    die    Ersetzung    der 
privatwirtschaftlichen    Produktionsweise     durch     die     ge- 
sellschaftliche   kaum    noch    als    eine    ernste   Störung    be- 
trachtet werden  kann. 

Die  soziale  Revolution  ist  der  Konkursverwalter  der 
Konkursmasse,  welche  die  gestürzten  22  Dynastien  und 
die  beseitigten  herrschenden  Klassen  zurückgelassen  haben. 
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Der  Weltkriege  hat  das  Deutsche  Reich  in  einen  Zustand 
der  Auflösung  versetzt,  dessen  Heilung  von  der  Ein- 
führung der  sozialistischen  Produktionsweise  zu  erwarten  ist. 

Wenn  die  Unordnung  in  der  Produktion,  im  Handel 
und  Verkehr  gegenüber  den  Zeiten  des  Friedens  in  den 
nächsten  Monaten  und  Jahren  noch  weiter  zunehmen  sollte, 
wenn  die  Not  an  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  sich 
noch  weiter  fühlbar  machen  sollte,  so  ist  dies  nicht  not- 
wendig eine  Folge  der  sozialen  Revolution,  sondern  des 
Weltkrieges,  der  als  eine  notwendige  Konsequenz  aus  der 
Politik  Wilhelm  II.  und  der  regierenden  Klassen  seines 
Zeitalters  hervorgegangen  ist. 

Als  die  französische  Revolution  des  Jahres  1789  an 
das  Staatsruder  kam,  war  der  alte  französische  Staat  im 
Absterben,  wie  Taine  und  andere  nachgewiesen  haben. 
Durch  die  lange  Dauer  des  Weltkrieges  war  das  Reich 
Bismarcks  in  voller  Auflösung,  als  die  soziale  Revolution 
am  9.  November  1918  auf  den  Plan  trat. 

Noch  unter  der  Regierung  des  letzten  Kaisers  ist 
während  des  Weltkrieges  die  Einleitung  zu  der  Soziali- 
sierung Deutschlands  durch  die  Beschlagnahme  und  Ra- 
tionierung der  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe,  durch  die 
Verstaatlichung  des  Imports  und  Exports,  durch  die 
Kontrolle  der  Produktion  ins  Werk  gesetzt.  All  diese 
Maßnahmen  erleichtern  die  Einführung  des  sozialistischen 
Staates  ganz  außerordentlich.  Das  fast  vollkommene  Auf- 
hören der  Einfuhr  und  Ausfuhr,  der  Stillstand  ganzer 
Industrien  wie  der  Baumwollindustrie  oder  Juteindustrie 
oder  Kautschuk -Industrie  aus  Mangel  an  Rohstoffen,  die 
Umstellung  von  der  Kriegsindustrie  auf  die  Friedens- 
industrie, die  Rückkehr  von  6  Millionen  Kriegern,  der 
Verlust  der  meisten  kaufmännischen  Verbindungen  im 
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Auslande  durch  die  lange  Dauer  des  Weltkrieges  er- 
leichtern die  Einführung  der  sozialistischen  Produktions- 
weise ohne  Verletzung  des  geschäftlichen  Lebens  ganz 
außerordentlich.  Im  Gegenteil,  der  einzelne  durch  den 
Krieg  geschwächte  Betrieb  im  Handel  oder  Industrie  ist 
zur  Aufnahme  der  alten  Tätigkeit  zu  schwach  und  muß 
durch  kräftigere  Arme,  durch  das  Eingreifen  des  Staates 
gestärkt  werden. 

Noch  wissen  wir  nicht,  welche  Summen  im  Friedens- 
vertrage das  Ausland  uns  in  Gestalt  einer  einmaligen 
Zahlung  oder  fortlaufender  Zahlungen  abnehmen  wird. 
Die  Summen,  welche  in  ausländischen  Zeitungen  genannt 
werden,  sind  so  groß,  daß  sie  unser  ganzes  Kreditsystem 
erschüttern  und  den  Wert  unserer  Anleihen  und  unseres 
Papiergeldes  in  Frage  stellen  würden.  Wenn  das  Reich 
die  Anleihen,  in  Sonderheit  die  Kriegsanleihen,  nicht  voll 
verzinsen  kann,  haben  die  Händler  und  Fabrikanten  kein 
Betriebskapital  zur  Wiederaufnahme  ihrer  Betriebe.  Bei 
einer  solchen  Sachlage  kann  nur  der  Staat  die  Produktion 
oder  den  Handel  betreiben,  da  er  schließlich  immer  der 
zahlungsfähigste  und  finanziell  stärkste  im  Lande  sein  wird. 

Die  Notwendigkeit,  daß  der  Staat  die  Produktion, 
den  Handel  und  Verkehr  übernimmt,  wird  in  6  oder  12 
Monaten  stärker  sein  als  heut,  nachdem  die  althergebradite 
privatwirtschaftliche  Gesellschaftsordnung  durch  den  Bankrott 
von  unzähligen  Firmen  der  Produktion,  des  Handels  und 
Verkehrs  oder  des  Bankwesens  noch  weiter  erschüttert  ist. 
Aber  diese  Steigerung  der  privatwirtschaftlichen  Un- 
ordnung schädigt  die  Produktion,  den  Handel  und  Verkehr 
und  daher  das  Gesamtinteresse  der  Deutschen  sozialistischen 
Republik. 
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Die  Regierung  hat  allen  Firmen  den  Befehl  gegeben, 
die  aus  dem  Felde  zurückkehrenden  Soldaten  wieder  ein- 
zustellen, wenn  auch  zunächst  nur  auf  3  Monate,  ohne 
ihre  bisherigen  Angestellten  zu  entlassen.  Es  ist  nicht 
anzunehmen,  daß  in  3  oder  6  Monaten  die  Einfuhr  und 
Ausfuhr  in  derartiger  Ordnung  sind,  daß  die  Industrie, 
der  Handel  und  Verkehr  auch  nur  annähernd  wieder  auf- 
blühen wie  in  Friedenszeiten. 

In  diesem  Befehl  der  Regierung  liegt  eine  Anerkennung 
des  Rechts  auf  Existenz.  Und  in  der  Tat  muß  ein  Staat, 
dessen  Regierung  eine  sozialistische  sein  will,  jedem  Bürger 
den  Anspruch  zuerkennen,  daß  ihm  die  zur  Führung  eines 
menschenwürdigen  Daseins  erforderlichen  Mittel  zuzuweisen 
sind,  bevor  minder  dringende  Bedürfnisse  anderer  be- 
friedigt werden.  (Anton  Menger,  S.  98.)  In  unserem  bis- 
herigen bürgerlichen  Staat  wurden  zuerst  die  Bedürfnisse 
der  Herrschenden  und  Besitzenden  befriedigt,  auf  die 
Gefahr  hin,  daß  große  Massen  der  am  meisten  Zurüde- 
gesetzten  selbst  die  Mittel  zur  Führung  eines  menschen- 
würdigen Daseins  entbehrten.  Im  sozialistischen  Staate 
können  dagegen  die  feineren  Bedürfnisse  der  höheren 
Bevölkerungsschichten  erst  dann  befriedigt  werden,  wenn 
zuvor  allen  Staatsbürgern  die  Führung  eines  menschen- 
würdigen Daseins  gesichert  ist.  Um  diese  fundamentale 
Reform,  wohl  die  größte,  welche  jemals  das  Menschen- 
geschlecht angestrebt  hat,  dreht  sich  nach  den  Worten 
des  Professor  Anton  Menger  (Neue  Staatslehre,  S.  100) 
seit  einem  Jahrhundert  die  soziale  Bewegung. 

Niemals  haben  in  Deutschland  so  viel  Menschen  vom 
Staat  die  Gewährung  einer  menschenwürdigen  Existenz 
verlangt  wie  heutzutage.  Die  Hinterbliebenen  der  im 
Kriege  Gefallenen  etwa  1,7  Millionen  Mann,  die  etwa  iVa 
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Millionen  invaliden  Krieger,  ein  großer  Teil  der  6  Mil- 
lionen jetzt  von  den  Fronten  zurückkehrenden  Feldgrauen, 
die  nicht  ein  eignes  Geschäft  haben  oder  nicht  sofort 
Beschäftigung  finden  können,  machen  auf  Grund  des  Rechts 
auf  Existenz  ihre  Ansprüche  gegen  den  Staat  geltend. 
Zu  diesen  Massen  treten  andere  Mengen  von  Arbeitern, 
die  durch  den  plötzlichen  Stillstand  der  Rüstungsindustrie 
arbeitslos  geworden  sind.  Nicht  in  jedem  Fall  und  nicht 
für  die  Dauer  kann  der  Staat  den  Lebensunterhalt  dieser 
Mengen  von  den  bisherigen  Arbeitgebern  fordern. 

Der  Staat  kann  diesen  beispiellosen  sozialpolitischen 
Verpflichtungen  auf  die  Dauer  nur  entsprechen,  wenn  er 
die  großen  Vermögen  und  die  großen  Betriebe  ver- 
staatlicht, wenn  er  durch  und  durch  ein  sozialistischer 
Staat  wird. 

Kein  Staat  kann  das  Recht  auf  Existenz  verwirklichen, 
ohne  die  Arbeitspflicht  aller  arbeitsfähigen  Staatsbürger 
einzuführen.  Wenn  aber  so  ungeheure  Menschenmassen, 
wie  bei  dem  gegenwärtigen  Notstande,  ihr  Recht  auf 
Existenz  gegen  den  Staat  geltend  machen,  so  ist  die 
schleunige  Einführung  der  Arbeitspflicht  aller  arbeits- 
fähigen Staatsbürger,  so  ist  die  schleunige  Aufhebung  des 
arbeitslosen  Einkommens  aus  Grund  und  Boden  und 
Kapital,  wenn  noch  nicht  ganz,  so  doch  in  der  Haupt- 
sache ein  Gebot  der  Stunde. 

Nicht  nur  aus  wirtschaftspolitischen,  sondern  auch  aus 
sozialpolitischen  Gründen  wird  also  von  Monat  zu  Monat, 
vielleicht  von  Woche  zu  Woche  die  Vergesellschaftung 
der  Produktionsmittel  mehr  und  mehr  zu  einer  eisernen 
Notwendigkeit. 

Der  Rat  der  Volksbeauftragten  hat  in  einer  Erklärung 
vom  21.  November  1918,    die    an    den    Litf aß  -  Säulen    in 


Berlin  angeschlagen  war,  die  Sozialisierung  derjenigen 
Betriebe  in  Aussicht  gestellt,  welche  dazu  reif  sind.  Und 
der  Volksbeauftragte  Ebert  hat  am  1.  Dezember  1918  im 
Kaisersaal  des  Rheingold  gesagt :  „In  grundsätzlichem 
sozialistischen  Geiste  wollen  wir  Gebiete  des  Wirtschafts- 
lebens vergesellschaftlichen,  die  dazu  reif  sind.  Das  soll 
nach  wohlüberlegter  wissenschaftlicher  Einsicht  unter  Mit- 
wirkung der  Praktiker  auf  großangelegter  zentraler  Basis 
geschehen.  Der  Sozialismus  ist  nicht  Selbstzweck,  auch 
er  ist  nur  ein  Mittel,  Freiheit,  Glück  und  Wohlstand  des 
Volkes  zu  erhöhen.  Nur  dort,  wo  die  sozialistische 
Wirtschaftsweise  höhere  Erträge  bringt,  dem  Volke  weniger 
Arbeitslast  auferlegt,  und  mehr  Möglichkeiten  des  Ver- 
brauchs und  der  Freude  eröffnet,  ist  der  Sozialismus  am 
Platze,   nur  dort  kann  er  sich  dauernd  behaupten." 

Die  beiden  ersten  Sätze  des  vorstehenden  Programms 
des  Volksbeauftragten  Ebert  sind  eine  Fanfare,  die  beiden 
letzten  Sätze  eine  Chamade.  Erleiditert  atmeten  alle 
Millionäre  auf,  als  sie  hörten,  daß  der  Sozialismus  nicht 
Selbstzweck  sei  und  daß  er  nur  dort  am  Platz  sei,  wo 
die  sozialistische  Wirtschaftsweise  höhere  Erträge  bringt. 
Der  Volksbeauftragte  Ebert  hatte  dabei  augenscheinlich 
nur  die  Zeit  des  Übergangs  zum  reinen  Sozialismus  vor 
Augen,  aber  er  hätte  gut  getan,  dies  ausdrücklich  zu  be- 
tonen. Denn  in  dem  sozialistischen  Staat  kann  keine 
Ausnahme  gemacht  werden  und  kann  nicht  dieser  oder 
jener  Berufszweig  nach  den  Gesetzen  der  privatkapita- 
listischen Gesellschaftsordnung  verwaltet  werden,  weil  in 
diesem  Berufszweig  die  sozialistische  Wirtschaftsweise  keine 
höheren  Erträge  bringt  oder  dem  Volke  nicht  weniger  Arbeits- 
last auferlegt  oder  nicht  mehr  Möglichkeiten  des  Verbrauchs 
und  der  Freude  eröffnet.  Der  Sozialismus  ist  eine  Welt- 
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schauung  und  zugleich  eine  Gesellschaftsordnung.  Und 
die  Einführung  einer  Weltanschauung  oder  einer  Gesell- 
schaftsordnung in  einem  Lande  kann  man  nicht  davon 
abhängig  machen,  ob  auch  wirklich  ein  jeder  Berufszweig 
oder  Gewerbzweig  nach  der  Einführung  höhere  Erträge 
bringt.  Aber  der  Volksbeauftragte  Ebert  glaubt  offenbar 
nicht,  wie  vor  30  Jahren  der  alte  Bebel,  an  den  unmittelbar 
bevorstehenden  Eintritt  der  sozialistischen  Gesellschafts- 
ordnung. Der  beste  Kenner  der  sozialistischen  Theorien, 
der  berühmte  Wiener  Reclitslehrer  Anton  Menger  glaubte 
auch  nur  an  einen  langsamen  Übergang  vom  individua- 
listischen Machtstaat  zum  volkstümlichen  Arbeitsstaat,  wie 
er  den  sozialistischen  Staat  bezeichnete.  Die  Zeit  des 
Übergangs  berechnete  er  nicht  auf  Jahre  und  Jahrzehnte 
sondern  auf  Jahrhunderte.  (Neue  Staatslehre,  III.  Aufl. 
S.  86.  240,  26,  27,  103,  250.)  In  der  langen  Übergangs- 
zeit, die  in  jedem  Falle  einige  Jahre,  vielleicht  Jahrzehnte 
währen  dürfte,  dürfte  wohl  mancher  Fabrikbesitzer  und 
Rittergutsbesitzer  auf  die  Idee  kommen,  ein  Schild  an  sein 
Tor  zu  heften  mit  der  Aufschrift:  ,,Hier  bringt  die  sozia- 
listische Wirtschaftsweise  keine  höheren  Erträge." 

Wenn  der  Zwang  zur  Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel, zur  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  kurz 
zur  Einführung  .  des  sozialistischen  Staates  noch  verstärkt 
werden  könnte,  so  wäre  eine  selche  Verstärkung  von  den 
kommenden  schweren  Friedensbedingungen,  insonderheit 
von  den  Schadenersatzansprüchen  der  Alliierten  zu  erwarten. 
Denn  woher  soll  der  Staat  die  Mittel  zur  Verzinsung 
der  immer  anschwellenden  Masse  an  Kriegsanleihen  nehmen  ? 

Der  Volksbeauftragte  Ebert  hat  recht,  daß  die  Soziali- 
sierung nicht  sofort  durchgeführt  werden  kann,  und  daß 
man  Rücksicht  auf  die  Kompliziertheit  der  Betriebe  nehmen 
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muß.  Aber  man  muß  heute  schon  die  Sozialisierung  aller 
größeren  Betriebe  einleiten.  Der  Zwang  der  Umstände 
ist  so  groß,  daß  wir  die  Vorbereitungen  zu  dem  gewaltigen 
Werk  der  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  nicht 
länger  hinausschieben  können. 

Der  Wunsch  der  linksstehenden  Sozialisten  nach  sofortiger 
Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  entspringt  wahr- 
scheinlich vernünftigen  Erwägungen,  kann  aber  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  nicht  durchgeführt  werden.  Für  die 
sofortige  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  spricht 
die  Tatsache,  daß  die  sozialistische  Gesellschaft  die  an 
sie  herantretenden  Aufgaben  nur  erfüllen  kann,  >*enn  sie 
im  Besitze  der  Produktionsmittel  ist.  In  dem  5.  Absatz 
des  Erfurter  Programms,  welches  die  deutsdie  Sozial- 
demokratie auf  dem  Parteitag  zu  Erfurt  vom  14.— 20. 
Oktober  1891  sich  als  ihr  Hausgesetz  gegeben  hat,  heißt 
es  abgekürzt:  „Nur  die  Verwandlung  des  kapitalistischen 
Privateigentums  an  Produktionsmitteln  —  Grund  und  Boden, 
Gruben  und  Bergwerke,  Rohstoffe,  Werkzeuge,  Maschinen, 
Verkehrsmittel  —  in  gesellschaftliches  Eigentum  kann  es 
bewirken,  daß  der  Großbetrieb  für  die  bisher  ausgebeuteten 
Klassen  aus  einer  Quelle  des  Elends  zu  einer  Quelle  der 
höchsten  Wohlfahrt  werde." 

Und  Karl  Kautsky  sagt  in  der  12.  Auflage  seines  Buches 
„Das  Erfurter  Programm"  (Stuttgart,  1914)  S.  64:  „Nie 
bedurfte  eine  Produktionsweise  so  sehr  der  planmäßigen 
Regelung  wie  die  heutige.  Aber  das  Privateigentum 
macht  es  unmöglich,  Plan  und  Ordnung  in  dieses  Getriebe 
zu  bringen." 

Die  Verstaatlichung  einzelner  Branchen,  beispielsweise 
der  sogenannten  Schwerindustrie,  ließe  sich  sofort  ohne 
großen  Nachteil  bewerkstelligen.  Aber  man  darf  nicht 
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denken,  daß  durch  die  Verstaatlichung  der  Schwerindustrie 
oder  ähnlicher  Industrien  so'ort  ein  gewaltiger  Vorteil  für 
die  Bevölkerung  Deutschlands  geschaffen  würde.  Insbe- 
sondere würde  die  Ungleichheit  des  Vermögens  und  Ein- 
kommens auf  diesem  Wege  nicht  gemildert  werden.  Denn 
innerhalb  der  Regierung  und  aller  maßgebenden  Kreise 
denkt  niemand  an  eine  Sozialisierung  der  Betriebe  ohne 
jede  Entschädigung  und  man  kann  wohl  sagen  ohne  eine 
angemessene  Entschädigung.  Wenn  eine  unbemittelte 
Familie  nichts  besitzt  als  2  Aktien  der  Bergwerks-A.-G. 
Phönix  und  2  Aktien  der  Deutschen  Bank,  so  muß  bei  der 
Verstaatlichung  der  Phönix  A.-G.  und  der  Deutschen  Bank 
eine  angemessene  Entschädigung  dieser  Familie  zu  Teil 
werden.  Die  Entschädigung  braucht  nicht  dem  gegen- 
wärtigen (Januar  1919)  Kurswert  zu  entsprechen.  Vielmehr 
könnte  die  Entschädigung  nicht  unerheblich  unter  dem 
gegenwärtigen  Kurswerte  liegen,  zumal  bei  der  gegen- 
wärtigen in  erster  Linie  auf  dem  Weltkriege  beruhenden 
wirtschaftlichen  Katastrophe  die  Kurse  noch  längere  Zeit 
die  Tendenz  haben  dürften,  sich  nach  unten  zu  bewegen. 
Die  Verstaatlichung  der  Betriebe  darf  nicht  dem  Zwecke 
dienen,  das  gegenwärtige  natürliche  Fallen  der  Kurse  auf- 
zuhalten. 

Die  Proklamation  des  Rates  der  Volksbeauftragten  an 
die  Soldaten  vom  21.  November  1918,  welche  von  der 
Sozialisierung  der  dazu  reifen  Betriebe  spricht,  verrät  uns 
nicht  die  Merkmale  der  Reife.  Vor  dem  Weltkriege  waren 
hervorragende  Sachkenner  der  Industrie  darüber  einig» 
daß  die  Großbetriebe  der  Schwerindustrie,  Maschinen- 
industrie, Waggonbauindustrie,  Elektrotechnik,  Chemie,  zur 
Verstaatlichung  reif  seien,  zumal  sie  fast  alle  Aktien- 
gesellschaften oder  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
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wären.  Wenn  man  diese  Industrien  gegen  Entschädigu 
verstaatlicht  hätte,  so  würde  vielleicht  nach  Jahrzehnt 
ein  kleiner  sozialer  Vorteil  zu  verzeichnen  gewesen  sei 
Ganz  ohne  sozialen  Wert  ist  die  Verstaatlichung  d 
Eisenbahnen  in  Preußen  und  im  übrigen  Deutsehlar 
natürlich  nicht  gewesen.  In  weitem  Umfange  sind  ab< 
die  Aktionäre  deutscher  Eisenbahnen  auf  Grund  ihre 
Entschädigung  Aktionäre  amerikanischer  Eisenbahnen  ode 
sonstiger  ausländischer  Werte  geworden. 

Bei  der  Verstaatlichung  aller  Aktiengesellschaften  un( 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  würde  sich  in 
Betriebe  nichts  ändern,  was  die  Produktivität  der  Arbei 
oder  die  jährliche  Gesamtproduktion  herabmindern  könnte 
Dieselben  Direktoren  und  Prokuristen  auf  technischem  und 
kaufmännischem  Gebiete  würden  im  allgemeinen  die  Arbeit 
fortsetzen.  Nur  würden  sie  in  der  Regel  wahrscheinlich 
ein  vielleicht  um  25  —  50  o/o  herabgesetztes  Gehalt  und 
herabgesetzte  Tantieme  erhalten.  Denn  die  Bezüge  der 
obersten  Leiter  der  Großbetriebe  der  Industrie  und  des 
Bankwesens  waren  bisher  für  sozialistische  Begriffe  viel 
zu  hoch.  Man  braucht  nidit  zu  befürchten,  daß  die 
technischen  und  kaufmännischen  Leiter  der  deutschen  Groß- 
betriebe in  den  nächsten  Jahren  wegen  einer  Herab- 
minderung ihrer  Bezüge  um  25 — 50  o/o  in  das  Ausland 
gehen  und  dort  mit  offenen  Armen  aufgenommen  werden. 
Wahrscheinlicher  ist,  daß  zahlreiche  Betriebsleiter  deutscher 
Bankfilialen,  Maschinenfabriken,  elektrotechnischer  Betriebe, 
chemischer  Fabriken,  die  vor  dem  Kriege  im  Auslande 
tätig  waren,  künftig  in  Deutschland  untergebracht  werden 
müssen.  Ein  Industriezweig,  der  heut  noch  nicht  reif  zur 
Sozialisierung  ist,  wird  wahrscheinlich  in  20  oder  50  Jahren 
auch  noch  nicht  als  reif  erachtet  werden.  In  der  industriellen 
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Blütezeit  vor  dem  Weltkriege  wurde  in  mandien  Betriebs- 
zweigen der  durchschnittliche  Betrieb  von  Jahr  zu  Jahr 
größer,  sodaß  er  vielleicht  für  die  Form  der  Aktiengesellschaft 
und  daher  für  die  Möglichkeit  des  Staatsbetriebes  geeigneter 
wurde.  Aber  daneben  gab  es  große  Industrien,  in  denen 
die  Form  der  Aktiengesellschaft  gar  keine  Aussicht  auf 
Anwendung  hatte.  In  der  gegenwärtigen  Zeit  der  Ver- 
armung und  des  Notstandes,  der  eine  Folge  der  langen 
Dauer  des  Weltkrieges  ist,  wird  die  durchschnittliche  Größe 
der  Betriebe  in  den  einzelnen  Industriezweigen  sich  auch 
in  10  —  20  Jahren  schwerlich  heben  und  wird  der  Boden 
für  die  Form  der  Aktiengesellschaft  oder  gar  des  Staats- 
betriebes auch  in  20 — 50  Jahren  sich  kaum  bilden. 

In    der   weitverbreiteten    Fabrikation    von  schafwollnen 

Herrenkleiderstoffen,  in  der  sogenannten  Tuch- und  Buckskin- 

fabrikation,     die    in    Aachen,    Forst,    Kottbus,    Werdau, 

Crimmitschau  und  an  vielen  anderen  Plätzen  ihren  Sitz  hat, 

lebt    sich    die   durchschnittliche  Größe  der  aus  Spinnerei 

jnd  Weberei  bestehenden  Betriebe  nur  ganz  langsam  im 

-aufe  der  Jahrzehnte,  ohne  daß  sich  bis  heut  die  Form  der 

Aktiengesellschaft,   von    wenigen    Ausnahmen    abgesehen, 

^eingebürgert  hätte.    Der  Besitzer  oder  die  Besitzer  einer 

lus  Färberei,  Spinnerei,  Weberei  und  Appretur  bestehenden 

•abrik  mit  vielleicht  80  oder  200  Arbeitern  sind  zugleich 

slic    Leiter   des  Betriebes,    die  sich  meist  um  alle  Einzel- 

neiten  vom  frühen  Morgen  bis  zum  späten  Abend  kümmern. 

ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  vielen  Industriezweigen. 

)iese  Fabrikanten,  von  denen  ein  jeder  vielleicht  100000  bis 

i'OOOOO   Mark    eignes  Vermögen   hat,  —  nicht  selten  hat 

ine   Firma  3 — 4  Inhaber   —  müssen    der  Betriebsleitung 

rhalten   bleiben.     Die    Bedingungen   der  Verstaatlichung 

lüssen  also  derartige  sein,  daß  die  bisherigen  Fabrikanten 
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mit  Lust  und  Liebe  ihre  reichen  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten der  sozialistischen  Gesellschaft  zur  Verfügung  stellen. 
In  der  Kammgarnweberei  zu  Greiz  und  Gera,  in  der  Halb- 
wollweberei zu  Merane  und  Glauchau,  also  in  ganzen 
Landesteilen,  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich.  Eine  Ver- 
staatlichung der  Industriebetriebe,  welche  die  bisherigen 
Fabrikbesitzer  als  Betriebsleiter  ausschaltete,  wäre  der 
Ruin  eines  großen  Teiles  der  deutschen  Industrie.  Die 
Aufgabe  der  Staatskunst  besteht  also  gegenwärtig  darin, 
die  Verstaatlichung  der  Betriebe  im  Interesse  der  Gesamtheit 
und  der  Arbeiter  soweit  als  irgend  möglich  durchzuführen, 
ohne  die  Mitwirkung  der  bisherigen  Fabrikbesitzer  ganz 
oder  teilweise  zu  verlieren. 

Wir  wissen  bereits  aus  der  Geschichte  der  ersten  1 2  Wochen 
der  sozialen  Revolution  in  Deutschland,  daß  nicht  selten 
die  Arbeiter  in  dieser  oder  jener  Fabrik  mit  Forderungen 
hervorgetreten  sind,  welche  einen  ruhigen  Fortgang  der 
Fabrikation  zur  Unmöglichkeit  machen.  Die  Hoffnung  auf 
Aufrechterhaltung  der  deutschen  industriellen  Produktion 
kann  ich  nur  darauf  begründen,  daß  die  soziale  Revolution 
endlich  in  eine  planmäßige  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  übergeht,  ferner,  daß 
die  soziale  Revolution  zu  einer  staatlichen  Organisation 
der  Arbeiter  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
führen  möge,  und  daß  die  soziale  Revolution  viele 
tüchtige  Kräfte  unter  den  Arbeitern  und  Angestellten, 
die  bisher  verborgen  waren,  frei  machen  und  an  die  Ober- 
fläche bringen  wird.  Es  will  mir  scheinen,  als  seien  die 
maßgebenden  Posten  in  den  Ministerien  und  Reichsämtern, 
in  den  Provinzbehörden  und  in  den  Landratsämtern  oder 
Kreisen,  ebenso  in  den  städtischen  Verwaltungen  noch 
viel  zu  sehr  mit  den  Männern  des  alten  Regimes  besetzt, 
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deren  unzureichende  Kräfte  als  Parlamentarier  oder  Ver^ 
waltungsbeamte  doch  auch  in  gewissem  Umfange  dazu  bei- 
getragen haben,  den  großen  Zusammenbruch  herbeizuführen. 
Hat  überhaupt  irgend  ein  Parlamentarier  außerhalb  der 
sozialdemokratischen  Partei  an  Wilhelm  II.  und  seinem 
Regierungssystem  in  den  letzten  Jahrzehnten  zielbewußt 
Kritik  geübt? 

Sozialisierung  der  dazu  reifen  Betriebe  —  dieses  Wort 
es  Rats  der  Volksbeauftragten  bezieht  sich  wohl  nur  auf 
die  Industrie.  Denn  es  ist  nie  in  der  Wissenschaft  die 
Behauptung  aufgetreten,  daß  die  Landwirtschaft  im  Deutschen 
Reiche  durch  die.  Dauer  der  Zeit  für  die  Verstaatlichung 
heranreife,  indem  sie  sich  für  die  Form  der  Aktiengesellschaft 
oder  G.  m.  b.  H.  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt  mehr  eigne. 

Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  der  ländlidie  und 
städtische  Grundbesitz  des  früheren  Kaiser  Wilhelms  IL, 
dessen  Wert  im  Band  Berlin  meines  „Jahrbuchs  des  Ver- 
mögens und  Einkommens  der  Millionäre"  S.  122  (Verlag 
Rudolf  Martin,  Berlin  N.  W.  7)  auf  128  Millionen  Mark 
geschätzt  wird,  verstaatlicht  werden  muß. 

Der  Fürst  von  Thurn  und  Taxis,  der  größte  Grund- 
besitzer in  Deutschland,  hat  in  Deutschland  und  Österreich 
zusammen  einen  Grundbesitz  von  123765  ha,  wovon 
91239  ha  Wald  sind,  im  Werte  von  mehr  als  200  Millionen 
Mark  (nach  Rudolf  Martin,  Bd.  Bayern,  Jahrb.  d.  Millionäre, 
S.  122).  Sowohl  in  deutschen  als  in  österreichischen  Landen 
wird  heutzutage  die  Mehrheit  der  Bevölkerung  die  Ver- 
staatlichung dieses  Grundbesitzes  wünschen  und  nicht  danach 
fragen,  ob  er  schon  zur  Verstaatlichung  reif  sei. 

Ein  Teil  der  Großgrundbesitzer  verwaltet  seine  Güter  durch 
Generaldirektoren  und  Gutsinspektoren.  Wenn  der  Staat 
die  großen  Güter  verstaatlicht,  wird  er  sie  durch  tüchtige 
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Gutsinspektoren,  die  an  sparsamer  Verwaltung  interessiert 
werden,  ebensogut  verwalten  lassen,  wie  sie  heute  durch 
bezahlte  Gutsinspektoren  oder  durch  Domänenpächter  ver- 
waltet werden.  Wenn  keine  Domäne  mehr  zu  verpachten 
ist,  wird  der  bisherige  tüchtige  Domänenpächter  sich  dem 
sozialistischen  Staate  als  Güterdirektor  gegen  ein  gutes 
Gehalt  um  so  lieber  zur  Verfügung  stellen,  als  er  sonst 
das  gewohnte,  ihm  angenehme  Leben  auf  dem  Lande 
schwerlich  fortsetzen  kann  und  vielleicht  überhaupt  keinerlei 
Existen^möglichkeit  hat.  Der  Staat  hat  aber  auch  die 
Möglichkeit,  die  verstaatlichten  großen  Feldgüter  in  zahl- 
reiche Bauerngüter  aufzulösen.  Nur  müßte  der  Grund  und 
Boden  im  Eigentume  des  Staates  verbleiben.  Denn  das 
endgültige  Ziel  ist  die  Verstaatlichung  aller  Produktions- 
mittel, also  auch  des  Grund  und  Bodens.  Beispielsweise 
besitzt  der  frühere  Großherzog  von  Sachsen -Weimar 
Wilhelm  Ernst  in  Schlesien  die  Herrschaft  Heinrichau  mit 
9223  ha.  Dieser  Großgrundbesitz  hat  sich  in  den  letzten 
Jahrzehnten  und  Jahren  durch  Aufkauf  von  Bauerngütern 
beständig  vergrößert.  Wenn  der  Staat  nach  Verstaatlichung 
dieser  Herrschaft  aus  den  Feldgütern  Bauernstellen  machte, 
würde  er  sozialpolitisch  gewiß  keinen  Fehler  begehen. 
Der  Staat  könnte  aber  auch  ebensogut  im  Interesse  der 
Erhaltung  und  Verstärkung  des  Körnerbaues  die  einmal 
zu  Heinrichau  im  Kreise  Münsterberg  bestehende  Zentral- 
verwaltung modernisieren  und  hier  eine  staatliche  Land- 
wirtschaft in  rationeller  Weise  einführen.  Es  bedarf  keiner 
Beweisführung,  daß  durch  das  Ausscheiden  des  früheren 
GroßherzQgs  der  landwirtsdbaftliche  Betrieb  nicht  leiden 
würde. 

Wenn  der  Staat  für  10  Milliarden  Mark  landwirtschaftliche 
Betriebe  und  für  40  Milliarden  Mark  industrielle  Betriebe 
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sowie  kommerzielle  Betriebe,  Banken  und  Verkehrsbetriebe, 
zusammen  also  für  50  Milliarden  Mark  Betriebe  verstaat- 
lichen würde,  so  muß  er  für  50  Milliarden  Mark  Staats- 
anleihen zu  5  o/o  aufnehmen,  vorausgesetzt,  daß  er  nach 
Bezahlung  der  Kriegskosten  noch  weitere  50  Milliarden 
Mark  zu  5  o/o  geborgt  bekommt,  was  nicht  gerade  wahr- 
scheinlich ist.  Die  wirtschaftliche  und  soziale  Konsequenz 
der  Aufnahme  solcher  Riesenschulden  zu  5 o/o  ist  aber  nur, 
daß  die  besitzlosen  Klassen  zur  Verzinsung  des  Kapitals 
der  Besitzenden  zu  5  o/o  ihr  möglichstes  beitragen  müssen. 
Das  arbeitslose  Einkommen  der  Kapitalbesitzer  und  Grund- 
besitzer erfährt  auf  diesem  Wege  eine  außerordentlidie 
Vermehrung.  Die  Grundtendenz  des  Sozialismus  soll  aber 
gerade  dahin  gehen,  das  arbeitslose  Einkommen  zu  beseitigen 
oder  wenigstens  in  solchem  Maße  einzuschränken,  daß  von 
einer  Ausbeutung  der  Arbeiter  nicht  mehr  die  Rede  sein 
kann.  Die  Proklamation  des  Rats  der  Volksbeauftragten 
vom  21.  November  1918  spricht  nur  von  einer  Sozialisierung 
der  Betriebe,  aber  nicht  von  einer  Sozialisierung  der 
Produktionsmittel  oder  gar  der  Vermögen.  Wenn  nur 
die  zur  Sozialisierung  reifen  Betriebe  verstaatlicht  würden, 
würde  das  Vermögen  der  Freifrau  Mathilde  verw.  von 
Rothschild  auf  Schloß  Grüneburg  in  Frankfurt  a.  M.,  welches 
nach  der  Veranlagung  im  Jahre  1911  nicht  weniger  als 
163  Millionen  Mark  betrug,  oder  das  Vermögen  des  Freiherrn 
Max  von  Goldschmidt  Rothschild  in  Frankfurt  a.  M., 
welches  nach  der  Veranlagung  im  Jahre  1911  nicht  weniger 
als  92  Millionen  Mark  betrug  (Rudolf  Martin,  Nachtrag 
z.  d.  12.  Provinzbd.  d.  Jahrb.  d.  Millionäre,  Berlin,  N.W.  7., 
1913,  S.  2),  in  privaten  Händen  bleiben  und  nicht  ver- 
staatlicht werden.  Soweit  aber  einzelne  Bestandteile,  die 
in    Aktien    bestehen,    verstaatlicht    würden,    müßte    der 
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annähernde  Gegenwert  durch  eine  Entschädigungszahlung 
des  Staates  zum  Vermögen  gelangt  sein.  Diese  Vermögen 
bestehen  in  der  Hauptsache  in  Staatspapieren  und  Obli- 
gationen, aber  nicht  in  Fabriken,  oder  sonstigen  Betrieben. 

Durch  die  Verstaatlichung  der  Großbetriebe  gegen 
Entschädigung  würde  das  Vermögen  der  Frau  Bertha 
Krupp  von  Bohlen  und  Halbach  auf  dem  Hügel  bei  Essen 
(Ruhr),  welches  im  Jahre  1911  nach  der  staatlichen  Ver- 
anlagungssteuer 283  Millionen  Mark  betrug  und  im  Jahre 
1914  auf  432  Millionen  Mark  und  im  Jahre  1917  auf 
466  Millionen  Mark  stieg,  auch  künftig  im  Steigen  begriffen 
sein,  sofern  nicht  gewaltige  Vermögenssteuern  der  Anhäufung 
dieses  Riesenbesitzes  ein  Ziel  setzen.  Aber  selbst  bei 
einer  einmaligen  Vermögensabgabe  von  3373*^/0  würde 
dieses  Vermögen  künftig  31 1  Millionen  Mark,  also  erheblich 
mehr  als  im  Jahre  1911,  betragen. 

Die  Sozialisierung  der  dazu  reifen  Betriebe  gegen 
Entschädigung  ist  weit  davon  entfernt,  den  wesentlichsten 
Mangel  unserer  Eigentumsordnung  zu  beseitigen,  der  nach 
den  Worten  des  Professor  Anton  Menger  darin  besteht, 
daß  die  dem  einzelnen  von  der  Rechtsordnung  zugewiesenen 
Sachen  weder  mit  seinen  persönlichen  Bedürfnissen  noch 
mit  der  von  ihm  geleisteten  wirtschaftlichen  Arbeit  in 
irgend  einem  Verhältnis  zu  stehen  brauchen  (Neue  Staats- 
lehre, S.  245).  Weder  das  moderne  Vermögensrecht  noch 
die  Sozialisierung  der  dazu  reifen  Betriebe  gegen  Ent- 
schädigung sorgt  dafür,  daß  die  vorhandenen  Güter  unter 
den  einzelnen  Staatsbürgern  nach  ihren  Bedürfnissen  verteilt, 
oder  daß  sie  demjenigen  zugewiesen  werden,  durch  dessen 
wirtschaftliche  Arbeit  sie  hervorgebracht  sind  (Anton 
Menger,  S.  82). 
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Die  bestehenden  Machtverhältnisse  müssen  vielmehr  so 
umgeleitet  werden,  daß  die  Staatsordnung  mit  innerer 
Notwendigkeit  dem  sozialistischen  Staa>  und  in  weiter 
Ferne  der  sozialistischen  Gesellschaft  zugetrieben  und 
jede  Rückkehr  zu  der  privatkapitalistischen  Ge  ellschafts- 
ordnung  unmöglich  gemacht  wird.  Dasjenige  Mittel,  welches 
diesen  Anforderungen  am  meisten  ent  pricht,  ist  nach  der 
An>icht  des  Professor  Anton  Menger  (S.  243)  die  Einlösung 
des  Großbesilzes  an  Kapital  und  Grund  und  Boden  durch 
die  Staatsgewalt  gegen  eine  mäßige  Rente  auf  Lebenszeit 
für  die  Großbesitzer  und  ihre  bereits  vorhandenen  Nach- 
kommen, die  zur  Befriedigung  ihrer  berechtigten  Bedürfnisse 
genügt. 

Dadurch  wäre  ohne  unnütze  Härte  ein  sozialer  Zustand 
geschaffen,  der  die  Fortentwicklung  zum  sozialistischen 
Staat  als  geschichtliche  Notwendigkeit  in  sich  birgt.  (S.  245.) 

Professor  Menger  unterläßt  es,  die  Grenzen  des  Groß- 
besitzes und  damit  diejenigen  der  Ablösung  anzugeben 
und  an  einem  Beispiel  die  Höhe  der  mäßigen  Rente  zu 
illustrieren.  Von  der  Beantwortung  dieser  Fragen  hängt 
aber  sehr  viel  ab-  Erst  in  dem  Momente,  wo  die  Grenzen 
für  die  Verstaatlichung  des  Großbesitzes  an  Kapital  und 
Grund  und  Boden,  sowie  für  die  Entschädigungsrente 
angegeben  werden,  meldet  sich  eventuell  der  stürmische 
Widerstand  der  reichen  Leute  an.  Frau  Krupp  von  Bohlen 
und  Halbach  würde  vielleicht  gegen  eine  Verstaatlichung 
ihres  Vermögens  von  466  Millionen  Mark  garnichts  einzu- 
wenden haben,  wenn  ihr  ihr  Einkommen  im  Jahre  1917 
in  Höhe  von  30 '/j;  Millionen  Mark  jährlich  für  alle  Zeiten 
von  der  sozialistischen  Republik  oder  auch  nur  ihr  Ein- 
kommen im  Jahre  1910  von  14,1  Millionen  Mark  als 
jährliche  mäßige  Rente  garantiert  würde.     Karl  Marx  hat 
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•s  unterlassen,  eine  Skizze  der  sozialistisdien  Gesellschaft 
zu  zeichnen.  Er  hat  uns  auch  keine  Beschreibung  des 
Weges  zur  Errichtung  der  sozialistischen  Gesellschaft 
hinterlassen.  Ober  die  Konfiskation  sagt  das  sozial- 
demokratisdie  Programm  nichts.  Der  hervorragendste  Theo- 
retiker der  Sozialdemokratie,  Karl  Kautsky,  läßt  es 
dahingestellt,  ob  die  unvermeidliche  Expropriation  eine 
Konfiskation  oder  eine  Ablösung  sein  wird.  (Kautsky, 
das  Erfurter  Programm,  12.  Aufl.,  S.  148.) 

Es  ist  nicht  möglich,  den  Reichen  ihren  Reichtum  zu 
lassen  und  die  Armen  aus  ihrer  Armut  zu  erlösen.  Es 
können  nicht  zugleich  die  Besitzenden  und  die  Besitzlosen 
bei  der  sozialen  Revolution  ihre  Rechnung  finden.  Im 
Revolutionsjahr  1848  soll  ein  badischer  Bauer  gesagt  haben: 
„Wir  wollen  die  Republik  und  unsern  Großherzog  dazu." 
Manche  Leute  wollen  heute  den  Sozialismus  und  die 
reichen  Leute  dazu.  Wenn  man  die  20000  Millionäre  in 
der  sozialistischen  Republik  bestehen  lassen  will,  so  hätte 
man  eigentlich  auch  die  22  Dynastien  bestehen  lassen 
können.  Von  der  Beseitigung  der  22  Dynastien  erhofft 
das  Volk  eine  Zunahme  seiner  politischen  Macht.  Von  der 
Beseitigung  der  20000  Millionäre  erhoffen  die  breiten 
Volksmassen  eine  Steigerung  ihrer  sozialen  Macht. 

Die  Sozialdemokratie  ist  durch  den  Weltkrieg  plötzlich 
in  die  soziale  Revolution  und  an  die  Macht  gekommen 
und  hat  keinen  Plan  der  Sozialisierung.  Mit  welcher  pein- 
lichen Sorgfalt  haben  in  Friedenszeiten  die  Generalstäbe 
der  europäischen  Großmächte  die  Mobilmachung  und  den 
Aufmarsch  gegen  jeden  nur  denkbaren  Feind  ausgearbeitet 
in  jahrelangem,  in  jahrzehntelangem  Bemühen.  Die  Erfolge, 
die  Moltke  1866  und  1870  erzielte,  beruhten  auf  jahre- 
langen gründlichen  Vorarbeiten.  Das  Fehlen  eines  detail- 
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Herten  Planes  der  Sozialisierung  kann  zu  einem  ichweren 
Verhängnis  für  die  deutsche  Nation  werden. 

Man  könnte  vielleicht  denken,  daß  das  Fehlen  eines 
solchen  Planes  im  Interesse  unserer  Millionäre  und  Halb- 
millionäre liegt,  die  jetzt  der  Hoffnung  leben  können,  daß 
bei  ihren  Lebzeiten  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen 
nicht  erfolgen  wird.  Die  reichen  Leute,  welche  sich  solchen 
Hoffnungen  hingeben,  können  sich  sehr  täuschen.  Wenn 
die  Sozialisierung  eine  historische  Notwendigkeit  geworden 
ist,  wird  sie  vielleicht  plötzlich  über  Nacht  mit  elementarer 
Kraft,  aber  in  regelloser  und  brutaler  Weise  zur  Wirklich- 
keit werden.  Die  breiten  Massen  sind  durch  ihre  prekäre 
wirtschaftliche  Lage  auf  sofortige  Abhilfe  angewiesen  und 
sind  nach  ihrer  ganzen  Vorbildung  wenig  geeignet,  weit- 
aussehende Kombinationen  zu  würdigen.  Sie  wollen  nicht 
warten,  bis  in  50  oder  100  Jahren  die  Betriebe  nach  dem 
Urteil  der  Regierung  zur  Sozialisierung  reif  geworden  sind. 
Schon  in  den  ersten  vier  Wochen  der  sozialen  Revolution 
in  Deutschland  konnte  man  in  steigendem  Maße  beobachten, 
wie  ungeduldig  die  Arbeiter  sind,  wie  groß  ihre  Sehnsucht 
ist,  die  Produktionsmittel  zu  verstaatlichen  und  die  Theorien, 
welche  ihnen  die  sozialdemokratischen  Führer  seit  einem 
halben  Jahrhundert  gelehrt  haben,  in  die  Praxis  zu  über- 
setzen. Dieselben  breiten  Volksmassen,  welche  die  22 
Dynasten  Deutschlands  fast  an  einem  Tage  verjagt  haben, 
stehen  nicht  unter  dem  Banne  der  Autorität  der  20000 
Millionäre  Deutschlands.  Die  Leute,  die  sich  durch  die 
schweren  Strafen  des  Hochverrats  nicht  schrecken  ließen, 
die  politische  Macht  zu  erobern,  werden  vor  einer  voll- 
kommen gesetzmäßigen  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen sicher  nicht  zurückschrecken.  Wenn  im  Frühjahr 
1919  der  Mangel  an  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  und 


daher  audi  die  Teuerung  eine  noch  nicht  dagewesene 
Höhe  erreichen  sollte,  wenn  gleichzeitig  die  zunehmende 
Unordnung  in  der  Produktion  und  im  Verkehr  zu  sdiweren 
Schädigungen  der  Volkswirtschaft  führen  sollte,  droht  die 
Gefahr,  daß  die  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel 
und  die  Verstaatlichung  der  Vermögen  nicht  auf  gesetz- 
lichem, sondern  auf  ungesetzlichem  Wege  sich  vollzieht. 
Selbst  wenn  die  große  sozialdemokratische  Partei  Deutsch- 
lands nicht  seit  bald  50  Jahren  ihre  Agitation  entfaltet 
hätte,  würde  die  lange  Dauer  des  Weltkrieges,  die  Nieder- 
lage und  die  Vertreibung  der  22  Dynastien  im  Jahre  1 918 
nicht  nur  zu  einer  politischen,  sondern  zu  einer  sozialen 
Revolution  von  langer  Dauer,  tief  einschneidender  Wirkung 
und  zur  Beseitigung  der  großen  Vermögen  führen 

Alle  bisherigen  Rechtsordnungen  sind  in  letzter  Reihe 
aus  Machtverhältnissen  entstanden  und  haben  deshalb  immer 
den  Zweck  verfolgt,  den  Nutzen  der  wenigen  Mächtigen  auf 
Kosten  der  breiten  Volksmassen  zu  fördern.  Jetzt  gilt  es, 
in  Theorie  und  Praxis  ein  Rechlsystem  zu  schaffen,  welches 
den  Nutzen  der  großen  Volksmassen  und  nicht  den  der 
wenigen  Mächtigen  anstrebt.  Dieses  Rechtsystem  ist  der 
sozialistische  Staat,  so  lange  an  eine  sozialistische  Gesell- 
schaft nicht  zu  denken  ist,  und  der  Weg  zum  sozialistischen 
Staat  führt  nur  durch  die  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen. Von  einer  vollen  Vergütung  des  Wertes  kann  nicht 
die  Rede  sein,  da  sonst  die  sozialen  Kraftverhältnisse  un- 
verändert fortbestehen  würden.  Wenn  Anton  Menger  die 
obere  Grenze  des  Mittel-  und  Kleinbesitzes,  der  zunächst 
noch  nicht  verstaatlicht  werden  soll,  vielleicht  bei  einem 
Vermögen  von  500000  Mark  finden  würde,  so  wäre  es 
nicht  gerecht,  den  Besitzer  eines  Vermögens  von  550000 
Mark  sein  ganzes  Vermögen  gegen  eine  mäßige  Rente  auf 
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Lebenszeit  für  ihn  und  seine  bereits  vorhandenen  Nach» 
kommen  zu  nehmen,  auch  wenn  diese  Rente  zur  Befrie- 
digung ihrer  berechtigten  Bedürfnisse  genügt.  Jedermann 
wird  die  freie  Verfügung  über  ein  Vermögen  von  500000 
Mark  einer  solchen  mäßigen  Rente,  wie  sie  dem  bisherigen 
Besitzer  des  Vermögens  von  550000  Mark  zufallen  dürfte, 
vorziehen.  Je  tiefer  die  obere  Grenze  des  Mittel-  und 
Kleinbesitzes  liegt,  der  für  die  nächsten  Jahre  oder  Jahr- 
zehnte von  der  Verstaatlichung  ausgenommen  wird,  um 
so  wirksamer  wird  die  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen sein,  um  so  schneller  wird  sie  uns  in  den  soziali- 
stischen Staat  führen.  Eine  Verstaatlichung  nur  der 
sehr  großen  Vermögen,  also  etwa  aller  Vermögen  über 
2  Millionen  Mark,  würde  keine  genügende  Wirkung  haben, 
um  als  Brücke  zum  sozialistischen  Staate  zu  dienen.  Von 
dem  gesamten  steuerpflichtigen  Vermögen  Preußens  im 
Jahre  1917  in  Höhe  von  IIS'A  Milliarden  Mark  fielen 
187*  Milliarden  Mark  auf  die  Vermögen  über  2  Millionen 
Mark. 

Würde  man  in  Preußen  aber  alle  Vermögen  über 
100000  Mark  verstaatlichen,  so  würden  dies  69,4  Milliarden 
Mark  sein  und  blieben  nur  49  Milliarden  Mark  steuer- 
pflichtiges Vermögen  in  den  Klassen  über  6000  Mark  bis 
100000  Mark  außerhalb  der  Verstaatlichung.  Wenn  man 
annimmt,  daß  das  nichtsteuerpflichtige  Vermögen  in  Preußen 
bis  zu  6000  Mark  rund  16  Milliarden  Mark  beträgt,  so 
würde  die  Verstaatlichung  aller  Vermögen  über  100000 
Mark  69  Va  Milliarden  Mark  dem  Staate  zuführen,  während 
andere  65  Milliarden  als  Mittel-  und  Kleinbesitz  in  privaten 
Händen  verblieben. 

In  Preußen  beträgt  das  steuerpflichtige  Vermögen  118'/» 
Milliarden  Mark.    Dazu  das  nicht  steuerpflichtige  Vermögen 
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bis  zu  6000  Mark  rund  16  Milliarden  Mark,  zusammen  also 
134  Milliarden  in  privaten  Händen  befindliches  Vermögen. 

Wenn  man  die  preußischen  Verhältnisse  auf  das  Reich 
überträgt,  indem  man  den  üblichen  Zuschlag  von  65^/o  zu 
den  preußischen  Zahlen  macht,  erhält  man  für  das  Reich 
ein  Vermögen  der  physischen  Personen  in  Höhe  von  221  Mil- 
liarden Mark.  Hievon  sind  115  Milliarden  Mark  große 
Vermögen  über  100000  Mark  und  106  Milliarden  Mark 
Vermögen  bis  zu  100000  Mark,  also  Mittel-  und  Klein- 
besitz. 

Man  darf  bei  diesen  Berechnungen  nicht  die  Zahlen  zu 
Grunde  legen,  welche  Helfferich  oder  Steinman-Bucher  für 
das  Nationalvermögen  berechnet  haben.  Denn  in  diesen 
Zahlen  ist  zugleich  das  öffentliche  Vermögen  des  Reiches, 
der  Einzelstaaten  uud  der  Gemeinden  enthalten.  Auch  hat 
Helfferich  zu  den  vorgenannten  Ergebnissen  der  preußischen 
Statistik  einen  Zuschlag  von  20  o/o  für  an  sich  steuerpflich- 
tiges Vermögen  gemacht,  welches  durch  die  Veranlagung 
nicht  erfaßt  wird,  ferner  einen  Zuschlag  von  10  ^o  für  Möbel, 
Hausrat,  Schmucksachen,  Kunstgegenstände  usw.,  die  in 
Preußen  nicht  steuerpflichtig  sind.  Diese  Zuschläge  können 
bei  dieser  Aufstellung  nicht  gemadit  werden.  Wenn  der  Staat 
die  Vermögen  der  Privaten  auf  Grund  der  Vermögens- 
steuer beschlagnahmt,  so  muß  er  froh  sein,  wenn  er  die 
Beträge  hereinbekommt,  welche  die  Vermögenssteuer  angibt. 
Wahrscheinlich  wird  sidi  zeigen,  daß  diese  Beträge  nicht 
hereinkommen  und  daß  nicht  unerhebliche  Teile  des  steuer- 
pflichtigen Vermögens  in  das  Ausland  gebracht  worden  sind 
oder  sonst  verborgen  gehalten  werden. 

Karl  Helfferich  berechnete  für  das  Jahr  1911  das  Privat- 
vermögen in  Preußen  auf  160  Milliarden  Mark  und  im 
Reiche  auf  260  Milliarden  Mark.  Zu  dem  Privatvermögen 
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von  260  Milliarden  Mark  kam  ein  öffentliches  Vermögen 
von  etwa  25  Milliarden  Mark,  sodaß  sich  das  deutsche 
Volksvermögen  insgesamt  auf  mindestens  285  Milliarden 
Mark  berechnete.  Nach  einer  anderen,  im  wesentlichen  die 
Statistik  der  Feuerversicherung  benutzenden  Methode 
kommt  Helfferich  zu  einem  Wert  des  deutschen  Volks- 
vermögens  von  330  Milliarden  Mark.  (Helfferich,  Deutsdi- 
lands  Volkswohlstand,  1888/1913.  S.  105—113.) 

Nur  dasjenige  Vermögen  dürfte  verstaatlicht  werden, 
das  über  100000  Mark  hinausragt.  Der  einfache  Millionär 
würde  also  von  seiner  Million  Mark  100000  Mark  behalten, 
während  er  900000  Mark  an  den  Staat  abzuführen  hätte. 
Billigerweise  müßte  man  den  reichen  Leuten  für  ihre  Lebens- 
zeit und  vielleicht  auch  für  die  Lebenszeit  ihrer  schon 
lebenden  Nachkommen  ihre  bisherigen,  jetzt  verstaatlichten 
Villen  und  Häuser  samt  Möbeln  und  Kunstgegenständen 
zur  Benutzung  überlassen,  aber  alles  nur  in  gewissen  Grenzen, 
wie  es  der  Not  der  Zeit  und  der  Erfüllung  der  sozialen 
Aufgabe  entspricht.  Es  hat  niemand  ein  Recht  auf  den 
Gebrauch  von  3  oder  6  Schlössern,  solange  Hunderttausende 
in  ungesunden  Verhältnissen  wohnen. 

Es  hat  niemand  ein  Recht  auf  eine  große  Menge  von 
kostbaren  Möbeln  und  Kunstgegenständen,  die  einen  Wert 
von  2  oder  5  Millionen  Mark  haben.  Jedermann  wird  mir 
recht  geben,  daß  es  besser  ist,  wenn  der  Staat  beizeiten 
den  Überfluß  an  Villen,  Möbeln  und  Bildern  verteilt  oder 
der  Öffentlichkeit  zuführt,  bevor  die  allgemeine  Unzufrieden» 
heit  der  aufgeregten  Volksmassen  das  Werk  der  Zerstörung 
beginnt. 

Man  könnte  billigerweise  den  Großmillionärcn  von 
2  Millionen,  10  Millionen  oder  gar  50  und  mehr  Millionen 
Mark  nebe«    dem   kleinen  Vermögen   von  100000  Mark 
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welches  man  ihnen  beläßt,  noch  eine  mäßige  Rente,  die 
zur  Befriedigung  ihrer  berechtigten  Bedürfnisse  genügt,  auf 
Lebenszeit  zusprechen  und  ebenso  ihren  bereits  vorhandenen 
Nachkommen.  Die  Rente  könnte  man  nach  der  Größe  der  ab- 
getretenen Vermögen  staffeln.  Aber  auch  hier  müßte  alles 
im  Rahmen  der  sozialistischen  Gewohnheiten  bleiben.  Auf 
keinen  Fall  dürfte  die  Rente  mehr  als  50000  Mark  jährlich 
betragen. 

Bei  einer  so  starken  Einschränkung  des  arbeitslosen 
Einkommens  wird  der  sozialistische  Staat  bald  das  Vertrauen 
und  die  Achtung  der  breiten  Massen  gewinnen.  Denn 
es  ist  eine  verkehrte  Welt,  wenn  diejenigen,  die  wenig 
oder  nichts  arbeiten,  kraft  ihres  Besitzes  zahlreichen  Ar- 
beitern gebieten  können.  Ohne  die  Verstaatlichung  der 
Vermögen  über  100000  Mark  wird  ein  energischer  Schritt 
zum  sozialistischen  Staat,  der  einen  neuen  gewaltsamen 
Ausbruch  der  Unzufriedenheit  der  breiten  Massen  verhindert, 
nicht  möglich  sein. 

Allerdings  wird  die  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen nicht  nur  ihren  Besitzern,  sondern  auch  vielen  anderen 
als  ein  großes  Unrecht  erscheinen.  Denn  von  jeher  hat 
die  Gesetzgebung  aller  Länder  das  Privateigentum  für  ein 
heiliges,  unverletzliches  Recht  erklärt.  Daher  wurde  auch 
bisher  bei  der  Enteignung  eine  volle  Entschädigung  überall 
verlangt.  Nach  einer  weitverbreiteten  Ansicht  darf  der 
Gesetzgeber  in  die  Verteilung  der  Vermögen  selbst  dann 
nicht  unmittelbar  eingreifen,  wenn  sie  etwa  durch  einen 
allzuscharfen  Gegensatz  zwischen  Reiditum  und  Armut 
geradezu  die  gesamten  Grundlagen  des  Staates  erschüttert. 

Durch  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  über 
100000  Mark  würde  der  Regierung  des  Reiches  eine  über 
das  ganze  Reichsgebiet  verbreitete  Masse  von  Produktions- 
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mittein,  von  benutzbaren  und  verbrauchbaren  Sachen  im 
Werte  von  115  Milliarden  Mark  zur  freien  Verfügung  ge- 
stellt. Nach  Anton  Mengers  Ansicht  würde  am  besten 
die  Gemeinde  die  Eigentümerin  der  in  ihre  Grenzen 
fallenden  Gütermasse  werden.  (Neue  Staatslehre,  5. 192  fg. 
und  246.)  Nach  meiner  Ansicht  wäre  es  richtiger,  den 
Staat,  also  das  Reich,  zum  Eigentümer  der  beschlagnahmten 
Güter  zu  machen  und  den  Gemeinden  nur  die  Verwaltung 
zu  übertragen,  soweit  dies  erforderlich  ist,  also  in  Sonder- 
heit bei  Grundstücken. 

Neben  dem  unter  die  sozialistische  Rechtsordnung  ge- 
brachten Großbesitz  an  Kapital  und  Grund  und  Boden 
würde  der  Mittel-  und  Kleinbesitz  in  den  Formen  des 
Privatrechts  fortbestehen.  Erst  wenn  die  sozialistischen 
Rechtsformen  durch  eine  lange  Übung  bewährt  und  im 
einzelnen  ausgebildet  sind,  erscheint  es  nach  der  Ansicht 
des  Professor  Anton  Menger  (S.  246)  als  wünschenswert, 
auch  zur  Sozialisierung  des  Mittel-  und  Kleinbesitzes  zu 
schreiten.  Wir  haben  oben  schon  gesehen,  daß  auch  Karl 
Kautsky  (Das  Erfurter  Programm,  12.  Aufl.,  S.  150)  sagt, 
der  Übergang  zur  sozialistischen  Gesellschaft  bedinge  keines- 
wegs die  Expropriation  der  Kleinhandwcrker  und  Klein- 
bauern. 

Neben  der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  müßte 
auch  eine  Verstaatlichung  der  großen  Einkommen  gehen. 
Alles  Einkommen  über  100000  Mark  jährlich  naüßte  dem 
Staate  zufallen. 

Karl  Kautsky  (Erfurter  Programm,  S  58)  sagt,  dafi 
die  sozialistische  Gesellschaft  auch  auf  dem  Gebiet  der 
Verteilung  keinen  Sprung  machen,  sondern  an  das  an- 
knüpfen werde,  was  sie  vorfindet.  Kautsky  schreibt  (S.  158): 
„Die  Verteilung  der  Güter  in  einer  sozialistischen  Gesell- 
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Schaft  dürfte  in  absehbarer  Zeit  nur  in  Formen  vor  sich 
gehen,  welche  eine  Fortentwicklung  der  heute  bestehenden 
Lohnformen  darstellen."  Alle  Formen  der  heutigen  Lohn- 
zahlungen sind  nach  Kautsky  (S.  160)  mit  dem  Wesen  einer 
sozialistischen   Gesellschaft  vereinbar. 

Und  Anton  Menger,  Neue  Staatslehre,  S.  24,  schreibt: 
„Erblickt  man  nun  das  Wesen  des  Sozialismus  darin,  daß 
nicht  der  einzelne,  sondern  größere  Gemeinschaften  als 
Träger  der  wichtigsten  Vermögensrechte  erscheinen,  so  ist 
leicht  ersichtlich,  daß  mit  der  sozialistischen  Gesellschafts- 
ordnung die  wirtschaftliche  Gleichheit  der  Staatsgenossen 
nicht  notwendig  verbunden  ist.  Vielmehr  können  auch  im 
sozialistischen  Staat  die  Genüsse  nach  der  Stellung  des 
einzelnen  in  der  Staats-  und  Arbeitsordnung,  nach  dem 
Maß  der  geleisteten  Arbeit  und  nach  anderen  Momenten 
unter  die  Mitglieder  ungleich  verteilt  werden.  Nur  die 
Verschiedenheiten  in  der  ökonomischen  Lage,  welche  in 
der  heutigen  Gesellschaftsordnung  auf  dem  Besitze  beruhen, 
müßten  natürlich  mit  dem  Wegfall  des  Grund-  und  Kapital- 
eigentums von  selbst  aufhören." 

In  einem  Staatswesen,  wo  die  Vermögen  ganz  oder  teil- 
weise verstaatlicht  sind,  wird  die  Frage  des  Einkommens 
um  so  wichtiger.  Die  obere  Grenze  des  erlaubten  Ein- 
kommens darf  nicht  zu  niedrig  angesetzt  sein.  In  dem 
noch  unter  dem  Privatrecht  lebenden  Mittel-  und  Klein- 
besitz, der  von  der  Verstaatlichung  vorläufig  ausgeschlossen 
bleibt,  wird  die  Bildung  des  Einkommens  aus  Unternehmer- 
gewinn, Kapitalzins,  Grundrente  oder  Arbeitslohn  sich  nach 
der  bisherigen  Tradition  vollziehen.  Aber  auch  hier  soll 
das  Gesamteinkommen  nicht  100000  Mark  überschreiten« 
Insoweit  es  100000  Mark  überschreitet,  wird  es  verstaat- 
licht. Eine  solche  Verstaatlichung  oder  Konfiskation  gilt 
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licht  als  das  Bezahlen  der  Steuern.  Vielmehr  wären  die 
Steuern  von  den  erlaubten  100000  Mark  Einkommen  zu 
bestreiten. 

Außerhalb  des  unter  der  Privatrechtsordnung  verbleiben- 
len  Mittel-  und  Kleinbesitzes  wird  ein  Einkommen  nur 
gebildet  werden  können  durch  die  100000  Mark  Vermögen, 
Areiche  dem  bisherigen  Großbesitzer  verblieben  sind,  oder 
iurch  die  Entschädigungsrenten  oder  durch  den  Arbeits- 
ohn, der  immer  mehr  zur  wichtigsten  Einnahmequelle  im 
Staatswesen  wird,  je  weiter  die  Sozialisierung  fortschreitet. 
\uch  hier  darf  das  Gesamteinkommen  niemals  100000  Mark 
iberschreiten.  Die  Gesamtheit  der  Entschädigungsrenten 
;iner  Person  darf  niemals  50000  Mark  überschreiten.  Der 
jisherige  Großbesitzer,  der  mit  100000  Mark  Restvermögen 
;in  Jahreseinkommen  von  100000  Mark  erzielt,  soll  es 
jehalten.  Der  Angestellte  oder  Arbeiter,  der  einen  Arbeits- 
lohn von  100000  Mark  verdient,  darf  ihn  behalten.  Nur 
Jarf  sein  Gesamteinkommen  100000  Mark  nicht  über- 
schreiten, andernfalls  verfällt  es  dem  Staate. 

Es  gibt  in  der  deutschen  Nation  eine  Reihe  sehr  tüch- 
tiger, technischer  Fachmänner,  die  sowohl  als  selbständige 
Unternehmer  mit  geringem  Kapital  oder  ohne  Kapital,  z.  B. 
als  Kommissionäre  oder  Einkäufer  wie  als  Angestellte 
oder  Arbeiter,  also  als  Arbeitslohnempfänger,  sehr  hohe 
Jahreseinkommen  verdienen,  und  deren  Fähigkeiten  auch 
Im  Auslande  voll  und  ganz  geschätzt  werden.  Ich  denke 
hierbei  weniger  an  die  Mehrzahl  der  Generaldirektoren 
unserer  großen  Fabriken  und  Banken,  von  denen  immer 
nur  wenige  wirklich  befähigt  sind,  als  an  die  Ingenieure 
und  Chemiker,  die  große  Erfahrungen  gesammelt  oder 
bedeutende  Erfindungen  gemacht  haben  und  vielleicht  unter 
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ihren  Fachgenossen  international  einen  klangvollen  Namei 
besitzen. 

Die  heute  geltende  Eigentumsordnung,  die  im  Lauf( 
von  mehreren  Jahrtausenden  entstanden  ist,  wird  fast  aus 
schließlich  von  der  Triebfeder  des  Egoismus  bewegt. 

Professor  Anton  Menger  glaubt  nicht,  daß  der  soziali 
stische  Staat  zu  dem  Spiele  der  menschlichen  Leidenschaftei 
und  Bestrebungen  eine  wesentlich  andere  Stellung  einnehme! 
kann,  als  unsere  heutige  Staatsordnung.  (Neue  Staatslehre 
S.  51.  fg.)  Durch  Umbildung  der  Eigentumsordnung  win 
der  sozialistische  Staat  den  wichtigsten  Anlaß  zu  selbst 
süchtiger  Betätigung  aus  dem  Wege  räumen.  Solang« 
aber  jeder  Mensch  innerhalb  seiner  leiblichen  Begrenzunj 
eine  kleine  Welt  für  sich  bildet,  welche  den  eignen  Schmer 
und  die  eigene  Lust  unmittelbar  empfindet,  während  si 
von  Freud  und  Leid  anderer  Personen  nur  sehr  mittelba 
betroffen  wird,  muß  der  Egoismus  impier  die  vornehmst 
aller  Triebfedern  menschlichen  Handelns  bleiben.  Deshall 
kann  die  sozialistische  Staatsordnung  nicht  den  Zwed 
verfolgen,  den  Egoismus  aus  den  Herzen  der  Mensche 
auszurotten,  sondern  nur  ihn  richtig  zu  leiten  und  namenl 
lieh  seine  Ausartungen  zu  beseitigen  (Neue  Staatslehre,  S.  52] 

Der  sozialistische  Staat  wird  vielleicht  niemals  die  völlig 
Gleichheit  aller  Staatsbürger  herbeiführen,  aber  soweit  kan 
doch  die  soziale  Lage  aller  genähert  werden,  daß  jedei 
mann  bei  den  neuen  Einrichtungen  seine  Rechnung  finde 
wird.  Daher  wird  nach  Ansicht  des  Professor  Menge 
wahrscheinlich  in  dem  sozialistischen  Staate  weniger  vo 
Aufopferung  und  Brüderlichkeit  als  von  einer  vernünftige 
Ausgleichung  der  Interessen  die  Rede  sein  (Neue  Staats 
lehre,  S.54). 
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Die  physischen  Personen  in  Preußen  mit  über  100000  Mark 
Einkommen,  die  nur  einen  winzigen  Bruchteil,  nämlich  0,13  v.H. 
aller  Zensiten  oder  Steuerpflichtigen  im  Jahre  1917  bilden, 
vereinigen  auf  sich  im  Jahre  1917  11,62  v.  H.  des  gesam- 
ten steuerpflichtigen  Einkommens.  Das  Einkommen  der  phy- 
sischen Personen  im  Jahre  1917  beträgt  in  Preußen  19,1  Mil- 
liarden Mark  und  das  Einkommen  über  100000  Mark  beträgt 
2,1  Milliarden  Mark,  im  Deutschen  Reiche  also  3,5  Mil- 
liarden Mark.  Dieses  Einkommen  würde  künftig  jährlich 
in  die  Tasche  des  Staates  fließen,  während  es  bisher  Privat- 
leuten zugute  kam.  In  der  Hauptsache  dürfte  es  aus 
Kapitalbesitz  und  Grundbesitz  herrühren,  zu  einem  Teile 
besteht  es  aber  auch  in  Untergewinn  und  Arbeitslohn. 

Aus  diesen  Zahlen  geht  zur  Genüge  hervor,  daß  die 
bisherige  Triebfeder  der  sozialen  Maschine,  nämlich  der 
Egoismus,  in  dem  sozialistischen  Staat,  der  nach  vorstehenden 
Vorschlägen  eingerichtet  ist,  keineswegs  ausgeschaltet  ist. 

Da  nur  die  Einkommen  über  100000  Mark  verstaatlicht 
werden  sollen,  so  wird  die  Veränderung  unseres  sozialen 
Lebens  für  ein  ungeübtes  Auge  vielleicht  garnicht  leicht 
erkennbar  sein.  Nur  8926  physische  Personen  hatten  im 
Jahre  1917  in  Preußen  ein  jährliches  Einkommen  von  über 
100000  Mark.  Allerdings  wird  auch  die  Zahl  der  Personen, 
die  bisher  20000  oder  50000  Mark  Einkommen  jährlich 
hatten,  stark  zusammenschmelzen,  da  das  arbeitslose  Ein- 
kommen aus  einemVermögen,  welches  größer  als  100000  Mark 
ist,  vollkommen  wegfallen  wird.  Im  Jahre  1917  hatten  in 
Preußen  158550  Personen  über  9500—100000  Mark  Ein- 
kommen. Künftig  wird  die  Zahl  dieser  Personen  vielleicht 
nur  die  Hälfte  davon  betragen.  Denn  man  kann  künftig 
ein  Einkommen  in  dieser  Höhe  in  der  Hauptsache  nur  als 
Arbeitslohn  beziehen. 
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Das  Charakteristische  des  neuen  Zustandes  würde  sein, 
daß  im  Gesamteinkommen  der  Bevölkerung  oder  der 
physischen  Personen  die  Grundrente,  der  Kapitalzins  und 
der  Unternehmergewinn  erheblich  an  Bedeutung  verlieren 
würden,  während  die  Gesamtmasse  des  Arbeitslohnes  und 
ebenso  der  durchschnittliche  Arbeitslohn  steigen  würde. 
Die  Rente  aus  Kapital  und  Grund  und  Boden  würde  während 
der  nächsten  Jahrzehnte  in  einem  nidit  unerheblichen  Umfange 
als  Entschädigungsrente  bestehen  bleiben.  Und  erst  in  dem 
Maße,  als  die  bisherigen  Besitzer  der  verstaatlichten  großen 
Vermögen  und  ihre  schon  vorhandenen  Kinder  sterben, 
würde  sie  allmählich  sich  verringern. 

Wie  hoch  soll  die  Entschädigungsrente  sein?  Dem  Besitzer 
eines  großen  Vermögens,  welches  100000  Mark  über- 
schreitet, verbleiben  nur  100000  Mark.  Wenn  er  diese 
letzten  100000  Mark  freiwillig  dem  Staate  abtritt,  so  erhält 
er  für  diese  Abtretung  eine  dauernde  Rente  von  5  o/o  , 
also  5000  Mark,  jährlich. 

Die  Entschädigungsrente  für  Vermögen  über  100000  Mark 
bis  1  Million  Mark  beträgt  1  o/o  auf  Lebenszeit  des  bis- 
herigen Großbesitzers  und  vielleicht  auch  seiner  schon 
lebenden  Nadikommen.  Der  Besitzer  von  einer  Million 
Mark  Vermögen  würde  also  auf  die  900000  Mark,  die  er 
dem  Staate  abtreten  muß,  9000  Mark  und  für  die  letzten 
100000  Mark,  die  er  dem  Staate  freiwillig  abtritt,  5000  Mark, 
zusammen  14000  Mark,  jährliche  Rente  auf  Lebenszeit  er- 
halten. Und  vielleicht  werden  die  schon  lebenden  Nach- 
kommen zusammen  diese  Rente  auf  ihre  Lebenszeit  ganz 
oder  teilweise  erben.  Die  Entschädigungsrente  für  die 
zweite  Million  beträgt  nur  Vs^/o,  also  5000  Mark.  Der 
Besitzer  eines  Vermögens  von  2  Millionen  Mark  würde 
also  nur  eine  Rente  von  19000  Mark  jährlich  erzielen  können, 
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während  er  bisher  vielleicht  80  000 — 1 00  000  Mark  aus  sicheren 
Staatspapieren  Einkommen  hatte.  Für  die  dritte  Million 
Mark  soll  die  Entschädigungsrente  ^U  O/o,  also  2500  Mark 
betragen,  sodaß  der  Besitzer  von  3  Millionen  Mark  eine 
Entschädigungsrente  von  21 500  Mark  erhalten  kann.  Auch 
die  höchste  Entschädigungsrente  für  die  Abtretung  des 
größten  Vermögens  im  Staat  darf  50000  Mark  jährlich  nicht 
überschreiten.  Man  muß  die  Entschädigungsrente  schon 
deshalb  niedrig  halten,  weil  die  bisherigen  Großbesitzer 
ihre  Arbeitskraft  möglichst  in  ihrer  bisherigen  Tätigkeit 
als  Leiter  von  industriellen,  kaufmännischen  oder  landwirt- 
schaftlichen Betrieben  dem  Staate  widmen  sollen. 

Ein  praktisches  Beispiel.  Der  Besitzer  einer  Baumwoll- 
weberei (Feingarnweberei)  im  Sächsischen  Vogtlande  auf 
dem  Lande  im  Werte  von  3  Millionen  Mark,  ein  Kommerzien- 
rat,  der  außerhalb  seiner  Firma  kein  Vermögen  besitzt, 
erhält  bei  der  Verstaatlichung  seines  Vermögens  von  3  Mil- 
lionen Mark  eine  Entschädigungsrente  von21 500  Mark  jährlich 
ausgesetzt,  unter  der  Bedingung,  daß  er,  den  Gesetzen  der 
sozialistischen  Republik  entsprechend  —  er  hat  ein  Alter 
von  58  Jahren  — ,  bis  zum  vollendeten  60.  Lebensjahr  auf 
seinem  bisherigen  Posten  bleibt.  Daneben  erhält  der 
Kommerzienrat  für  die  weitere  Leitung  seiner  bisherigen 
Baumwollweberei  jährlich  24000  Mark  an  Gehalt  und  Tan- 
tiemen zusammen,  nämlich  50  %  mehr,  als  der  bestbezahlte 
Angestellte  an  Gehalt  und  Tantiemen  zusammen  erhält. 
Der  bestbezahlte  Angestellte  ist  sein  einziger  Sohn  im  Alter 
von  30  Jahren,  der  an  Gehalt  und  Tantiemen  zusammen 
16000  Mark  jährlich  erhält.  Der  Firma  gehören  auch  die 
Villa  des  Kommerzienrats  und  eine  neuerbaute  Villa  seinen 
Sohnes,  des  Fabrikdirektors,  der  Prokura  hat,  ferner  ein 
Bauerngut.  Vater  und  Sohn  bleiben  trotz  der  Verstaatlichung 
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des  Vermögens  in  ihren  Stellungen  und  in  ihren  Villen, 
die  fortan  dem  Staate  gehören.  Die  Verwaltung  der  Fabrik 
mit  allem  Zubehör  einschließlich  des  Bauerngutes  untersteht 
ihnen  nach  wie  vor.  Das  jährliche  Einkommen  des  Kom- 
merzienrats  aus  der  Fabrik  beträgt  künftig  21 500  Mark  Rente 
und  24000  Mark  Gehalt  und  Tantieme,  zusammen  45500 
Mark,  gegenüber  einem  bisherigen  Jahreseinkommen  von 
durchschnittlich  210000  Mark,  da  die  Fabrik  einen  jährlichen 
Reingewinn  von  7  o/o  durchschnittlich  abwarf.  Die  Löhne 
aller  Arbeiter  sind  wesentlich  erhöht.  Da  die  Firma  fortan 
statt  20  verschiedenen  Artikeln  nur  noch  einen  einzigen 
Artikel  herstellt  und  alle  übrigen  Aufträge  an  den  Verband 
der  deutschen  Baumwollweber  (Abteilung  Feinweberei), 
weitergibt,  so  arbeitet  die  Fabrik  fast  ebenso  günstig  wie 
früher.  Eine  wesentliche  Ersparnis  der  Kosten  wird  vom 
nächsten  Jahre  an  erzielt,  da  das  Reichswirtschaftsamt  den 
Beschluß  der  Abteilung  Feinweberei  des  Verbandes  deut- 
scher Baumwollweber  bestätigt  hat,  die  Fabrik  des  Kom- 
merzienrats  auf  das  Doppelte  zu  vergrößern.  Der  Kom- 
merzienrat  selbst  hatte  seit  10  Jahren  diesen  Plan,  aber 
da  er  außerhalb  seiner  Firma  kein  Vermögen  besaß  und 
die  Form  der  Aktiengesellschaft  nicht  wählen  wollte,  auch 
zur  Beständigkeit  der  Konjunktur  nicht  genügend  Vertrauen 
besaß,  so  unterließ  er  die  Vermehrung  seiner  Webstühle. 
Der  sozialistischen  Republik  fehlt  es  nicht  an  Kapital,  so- 
bald sie  durch  eine  Vergrößerung  wirtschaftliche  Erspar- 
nisse pro  Webstuhl  erzielen  kann.  Der  Sohn  des  Kom- 
merzienrats,  ein  genauer  Kenner  der  Feingarnweberei,  hat 
Aussicht,  nach  dem  Rücktritt  seines  Vaters  in  ein  bis  zwei 
Jahren  als  Generaldirektor  eines  Fabrikunternehmens  im 
Werte  von  6  Millionen  Mark  auf  ein  jährliches  Einkommen 
von  vielleicht  36000—40000  Mark  an  Gehalt  und  Tantiemen 
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zusammen  zu  j^eian^en.  Das  wirtsdiaftliche  Handeln  d«s 
Kommerzienrats,  der  sich  mit  dem  60.  Lebensjahr  aus  der 
geschäftlichen  Tätigkeit  zurückziehen  dürfte,  wie  seines 
Sohnes  und  Nachfolgers  wird  also  künftig  von  derselben 
Triebfeder  des  Egoismus  geleitet  werden  wie  früher.  Beide 
haben  das  egoistische  Interesse  auf  Erlangung  der  Ent- 
schädigungsrente von  21500  Mark,  des  Gehalts  samt  Tan- 
tiemen von  24000  Mark  für  den  Kommerzienrat  und  von 
16000  Mark  für  seinen  Sohn,  des  Gebrauchsrechts  der 
nun  dem  Staate  gehörigen  Villen  samt  Einrichtung  sowie 
des  zu  der  Firma  gehörigen  Bauerngutes. 

Die  Leistungsfähigkeit  und  insonderheit  die  Export- 
fähigkeit der  deutschen  Industrie  kann  nach  der  sozialen 
Revolution  nur  aufrecht  erhalten  werden,  wenn  Vorsorge 
getroffen  wird,  dass  die  Fähigkeiten,  Kenntnisse  und  Be- 
ziehungen der  deutschen  Fabrikanten  der  sozialistischen 
Republik  dienstbar  gemacht  werden.  Wenn  die  Beziehungen, 
die  der  deutsche  Fabrikbesitzer  nach  dem  Auslande  hat, 
und  die  dem  Absatz  seiner  Waren  so  dienlich  sind,  ver- 
nichtet werden,  so  wird  die  deutsche  Ausfuhr  schwer  zu 
leiden  haben. 

Bei  der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  gelangt 
ein  ansehnlicher  Teil  der  großen  Betriebe  bereits  in  das 
Eigentum  des  Staates.  Bei  den  Aktiengesellschaften  und 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  trifft  dies  aber 
nur  ausnahmsweise  zu.  Der  Staat  erwirbt  sehr  häufig  nur 
einen  Teil  der  Aktien  oder  Anteile,  aber  nicht  alle.  Die 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  findet  daher  ihre 
Ergänzung  in  der  Verstaatlichung  der  großen  Betriebe. 
Die  Aktien  oder  Anteile,  welche  vom  Staate  noch  auf- 
gekauft werden  müssen,  um  die  Aktiengesellschaften  und 
Gesellschaften    mit  beschränkter   Haftung  ganz   In  seines 
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Besitz  zu  bekommen,  könnten  zu  einem  angemessenen 
Preise  gekauft  werden. 

In  dem  am  11.  Dezember  1918  veröffentlichten  Programm 
der  Kommission  für  Sozialisierung  heißt  es:  „Die  Kom- 
mission glaubt,  daß  die  bisherigen  Besitzer  für  die  Über- 
gabe ihrer  Betriebe  durch  Ablösungsrenten  entschädigt 
werden  sollen,  damit  Härten  nnd  Unregelmäßigkeiten  in 
der  Heranziehung  des  Besitzes  zu  den  Aufgaben  der 
Gesamtheit  vermieden  werden." 

Bei  meinem  Vorschlage  erfolgt  die  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen  gegen  Entschädigungsrenten,  wie  es 
auch  Anton  Menger  befürwortet.  Bei  der  nachfolgenden 
Verstaatlichung  der  Betriebe,  die  noch  nidit  bei  der  Ver- 
staatlichung der  großen  Vermögen  in  Staatsbesitz  über- 
gegangen sind,  kann  der  Staat  eine  annähernd  volle  Ent- 
schädigung gewähren.  Wenn  eine  Familie  eine  Aktie  der 
Bergwerksakticngesellschaft  Phönix  besitzt,  die  vielleicht 
das  einzige  Eigentum  der  Familie  bildet,  kann  man  ihr 
doch  nicht  eine  dauernde  Ablösungsrente  aufzwingen.  In- 
folge der  Beschlagnahme  der  großen  Vermögen  besitzt 
der  Staat  eine  so  große  Menge  von  Produktionsmitteln, 
benutzbaren  Sachen  und  verbrauchbaren  Sachen,  daß  es 
ihm  leicht  fällt,  aus  diesem  großen  Reservoir  an  Ver- 
mögensgegenständen den  kleinen  Betrag  für  die  Erwerbung 
der  noch  nicht  verstaatlichten  Aktien  und  Geschäftsan- 
teile der  großen  Betriebe  zu  entnehmen. 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  bringt  direkt 
gleichzeitig  die  industriellen  wie  die  landwirtschaftlichen 
Betriebe,  Fabriken  wie  Feldgüter  in  die  Hand  des  Staates. 
Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  mit  nadi- 
folgender  Verstaatlichung  der  nodi  ganz  oder  teilweise 
in  Privatbesitz  gebliebenen  großen  Betriebe  ist  der  ge- 
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rechteste  Weg,  der  auch  den  Vorzug  der  Gleichförmigkeit 
hat.  Kein  Zweig  der  Volkswirtschaft  wird  vor  dem  anderen 
besrorzugt  oder  benachteiligt.  Alle  reichen  Leute  verlieren 
ihr  Vermögen  und  nicht  nur  einzelne.  Alle  großen  Be- 
triebe werden  verstaatlicht  und  nicht  nur  einzelne.  Alle 
reichen  Leute  erhalten  für  ihr  Vermögen  von  über  100  000 
Mark    eine    Entschädigungsrente   und    nicht    nur    einzelne. 

Daß  ein  sehr  großer  und  sehr  einfacher  Betrieb,  bei- 
spielsweise ein  Bergwerk  oder  ein  Hüttenwerk,  sich  besser 
zur  Verstaatlichung  eignet  als  ein  sehr  kleiner  und 
komplizierter  Betrieb,  ist  klar.  Wenn  man  nur  sehr 
große  und  sehr  einfache  Betriebe  verstaatlichen  will, 
ist  die  Wirkung  sehr  gering.  Je  weniger  Betriebe  man 
verstaatlicht,  um  so  weniger  Wirkung  darf  man  erwarten. 
Je  mehr  Betriebe  verstaatlicht  werden,  um  so  tiefer  kann 
der  Sozialismus  in  wirtschaftlicher  und  sozialpolitischer 
Hinsicht  eingreifen.  Die  breiten  Massen  der  Arbeiter 
werden  künftig  schlechte  Arbeitsbedingungen  nicht  dulden, 
weil  dieser  Industriezweig  zur  Verstaatlichung  noch  nicht 
reif  erschien,  und  daher  der  private  Unternehmer  nach 
Belieben  schalten  und  walten  kann.  Die  breiten  Massen 
wollen  sich  heutzutage  nicht  mehr  auf  das  Jenseits  ver- 
trösten lassen. 

Da  nach  meinem  Vorschlag  die  bisherigen  Fabrikbesitzer 
und  Rittergutsbesitzer  in  der  Leitung  ihrer  Betriebe  bleiben 
und  an  diesem  Verbleiben  ein  starkes  finanzielles  und 
sonstiges  Interesse  haben,  so  erübrigt  sich  auch  die  Frage, 
ob  der  betreffende  Zweig  der  Industrie,  des  Handels,  des 
Verkehrs,  oder  der  Landwirtschaft  für  die  Sozialisierung 
reif  sei.  Der  Betrieb  wird  im  allgemeinen  von  denselben 
Personen  weitergeführt.  Nur  ist  die  sozialistische  Republik 
bestrebt,    die   beste   Organisation    der   Betriebe   und   die 
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großmöglichste  Ersparung  aller  unnützen  Zirkulationskosten 
unter  Leitung  bewährter  Techniker  und  Kaufleute  herbei- 
zuführen. 

Nicht  nur  auf  Jahre,  sondern  auf  Jahrzehnte  hinaus 
wird  neben  der  sozialistischen  neuen  Ordnung  die  privat- 
rechtliche alte  Ordnung  in  der  Produktion  und  vielleicht 
auch  in  dem  Handel  und  in  dem  Verkehr  bestehen  bleiben 
müssen.  Die  eine  Fabrik  oder  Werkstatt  wird  als  Groß- 
betrieb verstaatlicht,  die  andere  nicht.  Professor  Anton 
Menger  sagt  hierüber  (Neue  Staatslehre  III.  S.  248) :  „Durch 
das  Nebeneinanderbestehen  der  sozialistischen  und  der 
privatrechtlichen  Ordnung  in  Staat  und  Gemeinde  muß 
notwendig  ein  scharfer  Gegensatz,  vielleicht  der  schärfste 
der  Weltgeschichte  entstehen."  Nach  Anton  Menger  wäre 
die  Verstaatlichung  der  Produktion,  soweit  diese  von  dem 
nach  Privatrecht  lebenden  Mittel-  und  Kleinbesitz  betrieben 
wird,  zweckmäßig  so  lange  aufzuschieben,  bis  die  recht- 
lichen Formen  des  sozialistischen  Staates  sich  im  Bewußt- 
sein der  Völker  eingelebt  haben  (Neue  Staatslehre  S.  252)« 

Die  Spartakusleute  wollten  Ende  1918  die  Verstaat- 
lichung der  großen  Vermögen  und  der  großen  Betriebe 
nicht  einmal  bis  zum  Zusammentritt  und  bis  zur  Ent- 
scheidung der  konstituierenden  Nationalversammlung  auf- 
schieben. Wahrscheinlich  hatten  sie  die  Besorgnis,  daß 
die  Nationalversammlung  für  die  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen  und  der  großen  Betriebe  kein  Interesse  haben 
könnte.  Man  wird  nicht  in  Abrede  stellen  können,  daß 
die  reichen  Leute  einen  ungeheuren  Einfluß  auf  die  Wahlen 
auszuüben  vermögen,  und  daß  sie  diesmal  mehr  als  je 
zuvor  ihren  reaktionären  Einfluß  ausüben  werden,  um 
ihre  eigne  Existenz  als  Großbesitzer  zu  retten.  Auch  die 
22  gestürzten  Souveräne  haben  mit  ihren  vielleicht  300 
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Familienmitgliedern  auf  Grund  ihres  ansehnlichen  Reich- 
tums noch  als  Privatleute  einen  nidit  zu  unterschätzenden 
Einfluß.  Ein  großer  Teil  der  rund  300  Prinzen  und 
Prinzessinnen  gehört  auch  heut  noch  zu  den  reichsten  und 
daher  einflußreichsten  Personen. 

Nachdem  die  Nationalversammlung  in  ihrer  Mehrheit 
bürgerlich  und  daher  nicht  sozialistisch  ausgefallen  ist,  so 
ist  für  den  Sozialismus  allerdings  eine  unvergleichlich  günstige 
Gelegenheit  zur  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  in 
einem  großen  Kulturlande  vorübergegangen.  Aber  es  ist 
nicht  anzunehmen,  daß  die  Wahlen  für  das  aus  der  National- 
versammlung hervorgehende  deutsche  Parlament  fortgesetzt 
bürgerlich  und  antisozialistisch  ausfallen.  Früher  oder 
später  wird  die  Sozialdemokratie  bei  dem  allgemeinen, 
gleichen  und  direkten  Wahlrecht  beider  Geschlechter  in 
geheimer  Abstimmung  die  parlamentarische  Mehrheit 
erringen. 

Erst  wenn  die  sozialistische  Produktionsweise  mehrere 
Jahre  hindurch  in  einem  großen  Kulturstaate  sich  bewährt 
hat,  wird  die  Welt  von  der  Leistungsfähigkeit  des  Sozia- 
lismus überzeugt  sein.  Je  länger  ein  solches  sozialisti- 
sches Gemeinwesen  sich  bewährt,  um  so  mehr  wird  es  alle 
Staaten  der  Welt  durch  sein  Beispiel  zur  Nachfolge 
zwingen.  Für  die  Beständigkeit  und  Dauer  des  sozialisti- 
schen Staates  aber  ist  es  von  der  größten  Bedeutung, 
daß  die  Einführung  des  sozialistischen  Staates  in  der 
richtigen  Weise  erfolgt.  Würde  man  mit  der  Verstaat- 
lichung der  großen  Betriebe  und  nicht  mit  der  Verstaat- 
lichung der  großen  Vermögen  beginnen,  und  würde  man 
die  Verstaatlichung  der  großen  Betriebe  gegen  Ablösungs- 
renten vornehmen,  so  würde  man  wohl  die  Zahl  der  großen 
Vermögen  sehr  vermindern.    Man  würde  aber  eine  Reihe 
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der  größten  Vermögen  wie  dasjenige  des  Fürsten  Henkel 
von  Donnersmarck  auf  Schloß  Neudeck,  des  Herzogs  von 
Ujest  auf  Slawentzitz,  des  Freiherrn  von  Goldschmidt- 
Rothschild  in  Frankfurt  a.  M.,  des  Wirkl.  Geheimrat  von 
Dirksen  in  Berlin,  des  Konsuls  Hermann  Wallich  in  Char- 
lottenburg, des  Freiherrn  von  Krauskopf  auf  Schloß  Hohen- 
buchau  bei  Wiesbaden,  von  denen  keiner  bereits  im  Jahre 
1911  unter  30  Millionen  Mark  Vermögen  gehabt  haben 
dürfte,  in  erheblichem  Umfange  bestehen  lassen.  Die  meisten 
großen  Rentnervermögen,  die  in  Staatspapieren  angelegt 
sind,  würden  alle  noch  vorhandenen  Vermögen,  wenn  man 
die  Ablösungsrente  nicht  zu  den  Vermögen  rechnet,  turm- 
hoch überragen. 

Man  kann  gegen  die  Einführung  des  Sozialismus  in  der 
Gegenwart  die  Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  Alliierten 
anführen.  Demgegenüber  ist  zu  bemerken,  dass  diese 
Forderungen  der  Alliierten,  sofern  nicht  die  soziale  Revo- 
lution in  den  Ländern  der  Entente  diese  Forderungen 
aus  der  Welt  schafft,  noch  in  30  oder  50  Jahren  bestehen 
dürften  und  daß  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen 
der  Deutschen  sozialistischen  Republik  in  erster  Linie 
Produktionsmittel,  benutzbare  und  verbrauchbare  Sachen 
und  nur  in  geringem  Umfange  Geld  oder  Wertpapiere 
oder  Kriegsanleihe  zuführt.  An  dem  Tage,  wo  eine  Aktien- 
gesellschaft verstaatlicht  ist,  verlieren  die  Aktien  im  Geld- 
schrank des  Staates  ihren  Wert  und  werden  voraussichtlich 
verbrannt  werden.  Im  Reiche  werden  vielleicht  40  Milliarden 
Mark  Kriegsanleihe  bei  dieser  Gelegenheit  in  den  Besitz 
der  sozialistischen  Republik  zurückgelangen  und  wahr- 
scheinlich sofort  verbrannt  werden. 

Durch  eine  glanzvolle  Durchführung  des  sozialistischen 
Staates  in  dieser  schweren  Zeit  würde  aber  das  deutsche 
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Volk  das  ruhmreichste  Zeugnis  seiner  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Tüchtigkeit  ablegen,  und  auch  unsere  Feinde  und 
alle  anderen  Völker  der  Welt  zur  Nacheiferung  zwingen. 
Nur  die  Einführung  des  Sozialismus  kann  die  innere  und 
äußere  Sicherheit  der  deutschen  Republik  verbürgen. 

Je  schneller  und  gründlicher  die  Deutschen  den  sozialisti- 
schen Staat  einführen,  um  so  mehr  sichern  sie  den  repu- 
blikanischen Staat  gegen  die  am  Horizont  heraufziehende 
Gefahr  des  Anarchismus.  Professor  Anton  Menger,  der 
auch  die  idealen  Kräfte  des  Anarchismus  mit  großer  Ob- 
jektivität würdigt  (Neue  Staatslehre  S.  6—15),  schreibt 
S.  254:  „Der  geschichtlichen  Betrachtungsweise  wird  die 
heutige  Sozialdemokratie  in  Deutschland  bloß  als  eine 
stark  nach  links  neigende  Mittelpartei  erscheinen,  hinter 
der  sich  erst  der  Anarchismus  als  das  eigentliche  Gebiet 
der  unversöhnlichen  Revolution  ausbreitet.  Im  Falle  einer 
siegreichen  sozialen  Revolution  muß  deshalb  die  Sozial- 
demokratie zu  dem  Anarchismus  sehr  bald  in  ein  ähn- 
liches Verhältnis  kommen,  wie  die  Girondisten  zu  den 
Terroristen  der  großen  französischen  Revolution." 

Wer  das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln 
verwirft,  wird  logischerweise  auch  dem  Eigentum  des 
Staates  an  den  Produktionsmitteln  kritisch  gegenüberstehen. 

Der  Mitbegründer  des  wissenschaftlichen  Sozialismus 
Friedrich  Engels  sagt  in  seiner  Broschüre  „Die  Entwicke- 
lung  des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft" 
(Berlin  1911,  VI.  Aufl.  S.  46—49):  „Das  Staatseigentum 
an  den  Produktivkräften  ist  nicht  die  Lösung  des  Kon- 
fhktes,  aber  es  birgt  in  sich  das  formelle  Mittel,  die 
Handhabung  der  Lösung.  .  .  .  Das  Proletariat  ergreift 
die  Staatsgewalt  und  verwandelt  die  Produktionsmittel 
zunächst  in  Staatseigentum.  Aber  damit  hebt  es  sich 
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selbst  als  Proletariati  damit  hebt  es  alle 
Klassenunterschiede  und  Klassengegensätze 
auf  und  damit  auch  den  Staat  als  Staat.  Das 
Eingreifen  einer  Staatsgewalt  in  gesellschaftliche  Verhält- 
nisse wird  auf  einem  Gebiete  nach  dem  andern  überflüssig 
und  schläft  dann  von  selbst  ein.  An  die  Stelle  der 
Regierung  über  Personen  tritt  die  Verwaltung 
von  Sachen  und  die  Leitung  von  Produktions- 
prozessen. Der  Staat  wird  nicht  „abgeschafft", 
er  stirbt  ab.  Hieran  ist  die  Phrase  vom  freien  Volks- 
staat zu  messen,  also  sowohl  nach  ihrer  zeitweiligen  agi- 
tatorischen Berechtigung,  wie  nadi  ihrer  endgültigen  wissen- 
schaftlichen Unzulänglichkeit ;  hieran  ebenfalls  die  Forderung 
der  sogenannten  Anarchisten,  der  Staat  solle  von  heute 
auf  morgen  abgeschafft  werden."  (S.  47~  49.) 

Und  August  Bebe!  schrieb  in  dem  Kapitel  über  die 
Sozialisicrung  der  Gesellsdiaft  in  seinem  Buche  über  die 
„Frau  der  Vergangenheit  usw."  in  der  Auflage  vom 
Jahre  1883,  S.  149 :  „Die  staatliche  Organisation  als  solche 
verliert  allmählich  ihren  Boden.  Der  Staat  ist  nur  die 
Organisation  der  Macht  zur  Aufrechterhaltung  der  jeweiligen 
Eigentums-  und  sozialen  Herrschaftsverhältnisse.  Da  Herr- 
schaft- und  Knechtschaftsverhältnisse  durch  die  Aufhebung 
der  bisherigen  Eigentumzustände  untergehen,  hat  auch  der 
politische  Ausdruck  dafür  keinen  Sinn  mehr.  Der  Staat 
hört  mit  dem  Herrschaftsverhältnis  auf." 

Es  ist  nicht  leicht,  das  private  Eigentum  durch  kommu- 
nales oder  nationales  zu  ersetzen.  Es  drängt  sich  die 
Frage  auf,  ob  nicht  jede  Scholle  Erde  und  jedes  andere 
Produktionsmittel  bis  zur  Hacke  des  Bauern  der  gesamten 
Menschheit  als  Besitz  zuzuschreiben  ist. 

In  dem  Maße,  als  die  Macht  des  Staates  sich  durch 
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die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  und  daher  auch 
der  Produktionsmittel  mehrt,  dürfte  das  Streben  der  Indi- 
viduen nach  Freiheit  und  Gleichheit  zunehmen,  um  ein 
Gegengewicht  gegen  die  Allmacht  des  Staates  zu  schaffen. 
Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  diese  Entwicklung  schließlich 
zu  einem  mehrere  Nationen  umfassenden  Verbände  für 
die  Verwaltung  der  Produktionsmittel  führt. 

Je  schneller  der  Staat  sich  in  den  Besitz  der  Produk- 
tionsmittel und  benutzbaren  Sachen  setzt,  um  so  leichter 
wird  er  den  zunehmenden  Anforderungen  der  breiten 
Massen  entsprechen  können,  um  so  weniger  sind  gewalt- 
same Erhebungen  zu  befürchten.  Jede  kommende  Woche 
der  Revolution  wird  mehr  beweisen,  daß  diejenigen  Sozia- 
listen in  staatserhaltendem  Sinne  für  die  Republik  ein- 
treten, welche  eine  möglichst  schleunige  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen  und  sodann  der  großen  Betriebe 
fordern. 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  führt  dem 
Reich  Produktionsmittel,  benutzbare  und  verbrauchbare 
Sachen  im  Werte  von  etwa  115  Milliarden  Mark  und  unter 
all  diesen  Wertgegenständen  vielleicht  40  Milliarden  Mark 
Kriegsanleihe  zu.  Durch  die  Verringerung  der  Kriegs- 
anleihe und  noch  mehr  durch  die  Vermehrung  seines  Be- 
sitzes kommt  der  Staat  in  die  Lage,  mit  geringeren 
Schwierigkeiten  seinen  Verpflichtungen  zu  entsprechen  und 
die  umlaufende  Krieganleihe  ganz  oder  teilweise  zu  ver- 
zinsen. Diese  Verbesserung  der  Zahlungsfähigkeit  des 
Staates  ist  aber  von  sehr  hoher  Bedeutung.  Denn  der 
Staat  kann  eine  arme  Familie  des  Arbeiterstandes,  die 
ihr  gesamtes  Vermögen  in  Höhe  von  2000  Mark  in  Kriegs- 
anleihe angelegt  hat,  nicht  ohne  Zinsen  lassen.  Würde 
der   Staat   sie   ohne  Zinsen   lassen,    würde   der  Staat  auf 
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die  kleinen  Zeichner  von  Kriegsanleihe  keine  Rücksicht 
nehmen,  so  würde  er  die  Unzufriedenheit  im  Volke  in 
gefährlicher  Weise  vermehren,  so  würde  er  die  großen 
Mengen  der  kleinen  Rentner  und  Sparer  den  unzufriedenen, 
zum  erneuten  Umsturz  bereiten  Elementen  in  die  Arme 
treiben. 

Wer  nur  die  großen  Betriebe  verstaatlichen  will,  ver- 
gißt vollkommen,  daß  wir  im  Dezember  1918  bereits 
98  Milliarden  Kriegsanleihe  verausgabt  haben  und  dem- 
nächst weitere  56  Milliarden  Mark  Kriegsanleihe  veraus- 
gaben müssen,  ohne  die  unheimlichen  Schadenersatzan- 
sprüche der  Alliierten  zu  berücksichtigen. 

Die  Kriegsanleihe  des  Deutschen  Reiches  ist  ein  Papier, 
welches  zu  den  Produktionsmitteln  Deutschlands  in  keinen 
direkten  Beziehungen  steht.  Noch  niemals  hat  unter  den 
Wertgegenständen  einer  Volkswirtschaft  das  von  den  Pro- 
duktionsmitteln vollkommen  losgelöste  Papier  eine  solche 
Rolle  gespielt!  Daher  kann  die  Verstaatlichung  der  Betriebe 
in  dem  Deutschland  der  Gegenwart  die  sozialistische  Ge- 
sellschaft, welche  eine  Ausgleichung  des  Besitzes  und  des 
Einkommens  erstreben  muß,  nicht  herbeiführen.  In  unserem 
Zeitalter  der  Kriegsanleihe  und  des  Kriegsgeldes,  also 
des  von  den  Produktionsmitteln  vollkommen  losgelösten 
Papiers,  kann  nur  die  Verstaatlichung  der  Vermögen  den 
Weg  zum  Sozialismus  ebnen. 

Die  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel,  die  Aus- 
schaltung unnötiger  Konkurrenz,  die  Stillegung  technisch 
rückständiger  Betriebe,  die  Verbesserung  der  Arbeitstei- 
lung, die  Vergrößerung^  der  Betriebe,  die  bessere  Leitung 
der  Betriebe,  die  Hebung  des  Arbeitslohnes,  die  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit,  die  Ersetzung  der  Arbeit  durch 
Kapital,  die  Beseitigung  von  Vorurteilen  und  Wegräu- 
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mung  traditioneller  Schranken  wird  in  der  Richtung  wir- 
ken, die  Produktionskosten  zu  verringern  und  das  Ge- 
samtergebnis der  Produktion  zu  vergrößern.  Daher  wird 
künftig  auch  aus  diesen  Gründen  ein  durchschnittlich  grö- 
ßerer Teil  von  Sachgütern  alljährlich  jedem  Volksgenossen 
zukommen,  neben  der  Zunahme  an  Zeit  und  Gelegenheit 
zur  Erholung  und  Fortbildung.  Die  wohltätigen  Wirkungen 
der  Errichtung  der  sozialistischen  Republik  werden  sich 
sowohl  auf  sozialem  als  wirtschaftlichem,  sowohl  auf  in- 
dustriellem und  kommerziellem  als  auf  landwirtschaftlichem 
Gebiet  in  nicht  zu  ferner  Zeit  sichtbar  machen! 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  und  der 
großen  Betriebe  erfordert  Zeit.  Schon  die  Vorarbeiten 
erfordern  Monate.  Und  im  November  und  Dezember  1918 
ist,  abgesehen  von  den  Beratungen  der  Kommission  für 
Sozialisierung,  noch  nichts  geschehen.  Eine  sehr  kräftige 
und  umsiditige  Hand  müßte  diese  größte  aller  Reformen 
leiten,  wenn  sie  auch  nur  innerhalb  von  sechs  Monaten  in 
der  Hauptsache  durchgeführt  sein  sollte. 

Es  ist  nicht  richtig,  daß  die  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen  und  Betriebe  die  Volkswirtschaft  in  Unordnung 
bringen  würde.  Im  Gegenteil!  Die  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen  und  Betriebe  macht  der  althergebrachten, 
seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  lästig  empfundenen  An- 
archie, in  der  Produktion  und  in  der  Verteilung  der  Güter 
mehr  oder  weniger  ein  Ende,  setzt  die  Ordnung  an  Stelle 
der  Unordnung.  Von  wenig  Ausnahmen  abgesehen,  blei- 
ben alle  ArbeitgebeB  und  alle  Arbeitnehmer  in  der 
Industrie,  im  Handel,  im  Verkehr,  in  der  Landwirtschaft 
auf  ihren  bisherigen  Posten.  Die  Einkommen  der  Arbeit- 
geber verkleinern  sich  und  die  Einkommen  der  Arbeit- 
nehmer vergrößern  sich. 
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Der  Mittel-  und  Kleinbetrieb  in  der  Landwirtschaft,  im 
Handel,  im  Verkehr,  in  der  Industrie  vollzieht  sich  nach 
wie  vor  nach  Privatrecht  und  ist  von  der  Verstaatlichung 
vorläufig  ausgenommen.  Die  Einführung  einzelner  Mono- 
pole aus  fiskalischen  Rücksichten  wird  auch  die  mittleren 
und  kleinen  Betriebe  der  monopolisierten  Zweige  der 
Volkswirtschaft  verstaatlichen.  Vielleicht  wird  in  einem 
Jahre  mehr  als  die  Hälfte  aller  Arbeiter  in  staatlichen 
Betrieben  tätig  sein,  während  die  kleinere  Hälfte  in  nicht 
verstaatlichten  Mittel-  und  Kleinbetrieben  nach  der  alten 
Privatrechtsordnung  lebt. 

Bis  dahin  dürften  die  Ausstände  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft aber  schwere  Wunden  geschlagen  haben.  Denn 
schon  die  beiden  ersten  Monate  der  sozialen  Revolution 
in  Deutschland  zeigen,  daß  das  Drängen  nach  Freiheit 
und  Gleichheit  ein  sehr  ungestümes  ist,  und  daß  wir  in 
ein  wahres  Zeitalter  der  Ausstände  und  Demonstrationen 
geraten  sind.  Die  Ursachen  der  Ausstände  beruhen  wie 
das  gesamte  Elend  dieser  Tage  nicht  nur  auf  dem  unvor- 
bereiteten Eintritt  in  die  soziale  Revolution,  sondern  auf 
den  Folgen  der  langen  Dauer  des  Weltkrieges.  Die  Aus- 
stände nehmen  zu  und  unabhängig  von  den  Ausständen 
nimmt  die  Beschäftigungslosigkeit  zu.  Die  Proklamation 
des  Rates  der  Volksbeauftragten  vom  21.  November  1918 
hat  bereits  Arbeitsbeschaffung  und  Fürsorge  für  die  Er- 
werbslosen zugesagt. 

Die  Ausstände,  die  dem  Drange  nach  Freiheit  und 
Gleichheit  entsprungen  sind,  führen  in  derselben  Gegend 
oder  vielleicht  audi  in  einem  entfernteren  Teile  des  Deut- 
schen Reiches  zur  Beschäftigungslosigkeit  anderer  Industrien. 
Und  der  Stillstand  der  Arbeitsmittel  an  beiden  Stellen 
vermindert  die  Gesamtproduktion  der  Nation  und  ver- 
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:euert  die  Produktionskosten  des  einzelnen  Fabrikanten 
jder  Gewerbetreibenden.  Die  Besetzung  des  linksrheini- 
jchen  Gebietes  durch  die  Entente,  die  feindselige  Haltung 
1er  Tschechen  und  Polen,  die  gesdiäftliche  Depression  in- 
olge  der  Blockade,  des  Rohstoffmangels  und  der  Unge- 
wißheit über  die  inneren  und  äußeren  Verhältnisse,  in- 
londerheit  über  die  Forderungen  der  Alliierten  und  ihre 
X^irkungen  wird  noch  auf  viele  Monate,  wenn  nicht  Jahre 
:ur  Beschäftigungslosigkeit  in  großen  Teilen  der  Industrie 
Uhren. 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  und  Betriebe 
md  die  Einführung  von  Monopolen  bedarf  noch  einer 
lozialpolitischen  und  wirtschaftlichen  Ergänzung,  um  die 
ozialistische  Republik  vor  unnötigen  Ausständen  und  Aus- 
iperrungen  zu  schützen,  die  Beschäftigungslosigkeit  einzu- 
chränken,  für  die  Arbeitslosen  zu  sorgen,  die  Arbeits- 
)edingungen  zu  verbessern  und  insonderheit  den  Arbeits- 
ohn zu  heben  und  dauernd  hoch  zu  halten. 

Diese  Ergänzung  ist  die  staatliche  Organisation  der 
Vrbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  oder 
;ur  Kontrolle  des  Lohnvertrages.  Sie  soll  eingeführt 
Verden  sowohl  in  den  großen  verstaatlichten  Betrieben 
(rie  in  den  kleinen  nicht  verstaatlichten  Betrieben.  Sie 
fit  also  für  die  ganze  Deutsche  sozialistische  Republik 
md  für  alle  Teile  der  nationalen  Arbeit. 

Die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
md  Betriebe  und  die  Einführung  von  Monopolen  macht 
ibcr  auch  eine  staatliche  Verwaltung  der  verstaatlichten 
/ermögensobjektc  und  Betriebe,  also  eine  neue  staatliche 
Organisation  der  Wirtschaft  erforderlich.  Man  kann  auch 
liese  staatliche  Organisation  der  Wirtschaft  dem  all- 
gemeinen Begriff  der  staatlichen  Organisation  der  ge- 
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seilschaftlichen  Arbeit  unterordnen,  wie  es  Anton  Meng 
(Neue  Staatslehre,  S.  110)  tut. 

Die  staatliche  Organisation  der  Wirtschaft,  die  sich  n 
auf  die  verstaatlichten  Vermögen  und  Betriebe  beziel 
wird  sich  praktischerweise  auf  das  engste  an  die  staatlid 
Organisation  der  Arbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeil 
bedingungen  oder  Kontrolle  des  Lohnvertrages  anschließe 

Die  staatliche  Organisation  der  Volkswirtschaft  und  d 
staatliche  Organisation  der  Arbeit  sind  zusammen  i 
Beharrungszustande  des  sozialistischen  Staates,  also  na 
vollkommener  Durchführung  des  sozialistischen  Staates,  d 
öffentliche  oder  staatliche  Organisation  der  gesellschaftlich 
Arbeit,  die  der  sozialistische  Staat  nach  der  Besii 
ergreifung  der  benutzbaren  Sachen  und  der  Produktior 
mittel  unabweisbar  einführen  muß,  um  mit  den  Wort« 
Anton  Mengers  zu  reden. 

Heut  greift  der  Staat  nur  in  geringem  Umfange  in  d 
gesellschaftliche  Arbeit  ein.  In  der  Hauptsache  überlä 
der  Staat  in  der  bisherigen  privatrechtlichen  Gesellschafi 
Ordnung  den  Privatleuten  die  Initiative  zur  Organisati( 
der  gesellschaftlichen  Arbeit. 
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Die  staatliche  Organisation  der  Volkswirtschaft. 

Von  der  Einführung  der  staatlidien  Organisation  der 
t  gesellschaftlichen  Arbeit  haben  die  Sozialisten  seit  Ge- 
nerationen eine  Vergrößerung  und  Verbilligung  der  ge- 
samten Gütererzeugung  der  Nation  erwartet.  Neuerdings 
ist  die  Unvollkommenheit  und  Haltlosigkeit  der  gegen- 
wärtigen ungezügelten  Wirtschaftsordnung  auch  von  einem 
hervorragenden  Industriellen,  der  nicht  Sozialist  ist,  nämlich 
von  Walther  Rathenau  (Die  neue  Wirtschaft,  S.  27  fg., 
,  geschrieben   im  Juli  1917,   veröffentlicht  1918)    anerkannt 

t'den.  Rathenau  erkennt  die  Notwendigkeit,  daß  wir 
ere  jährliche  Gütererzeugung  von  40 — 45  Milliarden 
Mark  auf  80  Milliarden  Mark  steigern,  um  die  Kosten 
des  Weltkrieges  tragen  zu  können.  Der  Präsident  des 
Aufsich tsrats  der  A.  E.  G.  gibt  im  Juli  1917  einen  sehr 
beachtenswerten  Rundblick  auf  die  allgemeinen  Schwächen 
unseres  Wirtschaftsbaues.  Der  große  Kohlcnvcrbrauch 
Deutschlands  könnte  nach  Rathenau  (S.  40  u.  41)  auf  die 
Hälfte  verringert  werden,  wenn  alle  Betriebe  wissenschaftlich 
durchdrungen  und  geordnet  und  alle  Kraftquellen  er- 
schlossen würden.  Diese  Ersparnis  aber  würde  weit  in 
den  Schatten  gestellt  durch  den  Gewinn  an  Arbeit,  Ma- 
terial und  Transport,  durch  die  Steigerung  der  Leistungs- 
fähigkeit und  Umsatzmenge,  wenn  die  Durchforschung  und 
Reform  sich  zugleich  auf  Lage  und  Anlage,  auf  Einrichtung 
und  Betrieb  erstreckte.  Nach  Rathenau  kann  weder  die 
innere  technische  Reform  der  Einzelwerke  noch  die  Arbeits- 
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teilung  zwischen  den  versdiiedenen  Betrieben  oder  Gruppea 
dem  freien  Spiel  der  Kräfte  überlassen  bleiben.  Die 
Fabrikationsverzeichnisse  unserer  Werke  enthalten,  allein 
in  den  technischen  Industrien,  hunderttausende  von  Num- 
mern, die  ohne  Schaden  für  den  Gebrauch  gestrichen 
werden  könnten.  Gelänge  es  in  Deutschland,  die  Nor- 
malisierung und  Typisierung  soweit  durchzuführen,  als  ein 
wissenschaftlicher  Arbeitsprozeß  es  fordert,  so  wäre  bei 
geeigneter  Arbeitsteilung  von  Werk  zu  Werk  zum  min- 
desten eine  Verdoppelung  der  Erzeugung  bei  gleich- 
bleibender Einrichtung  und  gleichbleibenden  Arbeitskosten 
gesichert  (S.  46).  Die  Lösung  des  wichtigen  Problems 
der  Wiedervereinigung  der  Produktionsstufen  kann  nach 
Rathenau  nur  dann  gefunden  werden,  wenn  ein  ein- 
heitlicher Wille  den  ganzen  Organismus  durch- 
dringt. Die  Wirkung  würde  abermals  in  einer  Ver- 
vielfältigung des  Wirkungsgrades  bestehen,  die  sich  mit  der 
beiden  genannten  Reformen  zur  dritten  Potenz  steigeri 
(S.  50).  Würde  endlich  ein  zentraler  Wille  in  dei 
Gesamtbewegung  des  Wirtschaftskörpers  sich  geltend 
machen,  so  erfolgt  nach  Rathenau  (S.  55)  abermals  eine 
Verstärkung  der  Leistungskraft  und  des  Wirkungsgrades, 
die  sich  mit  den  genannten  Faktoren  in  vierfadier  Stufen- 
folge steigert. 

Um  diese  Verbesserungen  zu  erreichen,  will  Rathenau 
Berufsverbände  begründen,  also  etwa  alle  Baumwoll- 
spinnereien zu  einem  Verbände  zusammenfassen,  der  der 
Form  nach  als  Aktiengesellschaft,  seinem  Handeln  nach 
als  Syndikat  zu  denken  ist.  Der  Staat  überträgt  dem 
Berufsverbande  das  Recht  der  Aufnahme  oder  Ablehnung 
neu  Hinzutretender,  das  Recht  des  Alleinverkaufs  in- 
ländischer und  eingeführter  Ware,  das  Recht  der  Still- 
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Setzung  unwirtschaftlicher  Betriebe  gegen  Entschädigung, 
das  Recht  des  Aufkaufs  von  Betrieben  zur  Stillsetzung, 
Umwandlung  oder  Fortführung  (S.  58). 

Aus  dem  Gewinn  des  Verbandes  wird  nach  Rathenau 
(S.  58)  zunächst  eine  angemessene  Verzinsung  des  ge- 
samten arbeitenden  Kapitals  bestritten;  der  Überschuß 
wird  in  einem  festzusetzenden  Staffelverhältnis  geteilt,  so 
zwar,  daß  ein  Teil  dem  Staate  gehört,  ein  Teil  sozialer 
Hursorge  und  Lohnaufbesserung  zukommt,  ein  Teil  den 
^rroduzenten    verbleibt  und  ein  Teil  zur  Verbilligung  der 

are  durch  Minderung  der  Verkaufspreise  verwendet  wird. 

der  Verwaltung  ist  der  Staat  vertreten,  außerdem  die 

•beiterschaft  (S.  59). 

Die    obligatorischen  Berufsverbände    Walter   Rathenaus 

d    vom    Staat    geleitete    Syndikate,    welche    die    Pro- 

iktionsmittel  im  Eigentume  der  bisherigen  Besitzer  lassen. 

Es    kann    nicht    in   Abrede   gestellt    werden,    daß    die 

»ligatorischen  Berufsverbände  Rathenaus  als  ein  Hilfs- 
ittel  oder  Zwischenstadium  zur  Einführung  des  sozia- 
listischen Staates  in  manchem  Lande  in  Frage  kommen 
könnten.  Vielleicht  können  diese  Berufsverbände  und 
Gewerbsverbände  —  die  gesamte  Baumwollindustrie  bildet 
einen  Gewerbsverband  —  einen  Fingerzeig  geben  zur 
Organisierung  der  mittleren  und  kleinen  Betriebe,  die  in 
Deutschland  vorderhand  von  der  Verstaatlichung  aus- 
geschlossen bleiben  sollen. 

Der  Versuch  Rathenaus,  der  Notwendigkeit  der  So- 
zialisierung der  Produktionsmittel  gerecht  zu  werden  und 
gleichzeitig  das  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln 
aufrecht  zu  erhalten,  ist  um  so  bemerkenswerter,  als  im 
Juli  1917  der  Zwang  zur  Sozialisierung  noch  nicht  entfernt 
so  dringend  war  als  im  Jahre  1919 
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Idi  habe  übrigens  das  Zusammenwirken  von  obliga^ 
torischen  Arbeitgeberverbänden,  obligatorischen  Gewerk- 
vereinen und  staatlichen  Arbeitsämtern  in  Verbindung  mit 
der  staatlichen  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zum 
Zwecke  der  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  und  in- 
sonderheit zur  Hebung  des  Arbeitslohnes  bereits  im 
Januar  1907  in  dem  Kapitel  „Vom  Staat  bezahlte  Streiks" 
in  meinem  Buche  „Berlin-Bagdad,  Das  deutsche  Weltreich 
im  Zeitalter  der  Luftschiffahrt  1910—1913"  (Stuttgart, 
Deutsche  Verlagsanstalt)  gefordert,  wenn  auch  im  Rahmen 
eines  politischen  oder  sozialen  Romanes,  nachdem  ich 
dieselbe  Forderung  bereits  12  Jahre  zuvor  gelegentlich  in 
Schäffles  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats  Wissenschaft 
aufgestellt  hatte. 

Rathenau  ist  der  Ansicht,  daß  die  dem  Staate  zu- 
fallenden Gewinnabgaben  die  Grundlage  eines  gewaltigen 
Staatseinkommens  bilden  würden,  welches  die  Ware  bei 
ihrer  Entstehung  und  in  allen  ihren  Stufen  erfaßt,  welches 
den  gesamten  Umsatz  des  Landes  besteuert  und  dennoch 
nicht  verkümmert,  weil  es  auf  jeder  Produktionsstufe  sich 
selbsttätig  der  Tragkraft  anpaßt.  (Die  neue  Wirtschaft 
S.  58.)  Rathenau  ist  also  der  Ansicht,  daß  die  neue 
Wirtschaft  oder  staatliche  Organisation  der  Wirtschaft  dem 
Staate  reiche  Erträgnisse  bringt,  die  Löhne  der  Arbeiter 
aufbessert,  den  Produzenten  oder  Arbeitgebern  nicht  nur 
eine  Verzinsung,  sondern  noch  einen  Gewinn  bringt,  der 
wohl  ebensogroß  sein  soll  als  der  dem  Staate  zufallende, 
während  gleichzeitig  die  Ware  billiger  und   billiger  wird. 

Daß  der  Präsident  der  Allgemeinen  Elektrizitäts- 
gesellschaft  Walther  Rathenau  sich  den  Gewinn  eines 
solchen  Berufsverbandes  oder  richtiger  aller  Berufsverbände 
als  einen  sehr  großen  vorstellt,  geht  aus  folgenden  Be- 
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merkungen  Rathenaus  über  die  Gewinnabgabe  an  den 
Staat  hervor  (S.  58):  „Idi  behaupte,  daß  eine  ähnlich 
ergiebige,  gleichzeitig  elastische  und  produktionsfördernde 
Abgabe  sich  nicht  finden  läßt." 

Nach  Rathenaus  Ansicht  werden  also  zum  mindesten 
auf  die  Dauer  auch  die  Produzenten  und  die  Arbeiter 
einen  Gewinn  von  überraschender  Ergiebigkeit  aus  der 
neuen  Wirtschaft  ziehen.  Allerdings  ist  anzunehmen,  daß 
auch  Rathenau  heute  nach  unserer  schweren  Niederlage 
im  Weltkriege  und  nach  der  Auflösung  der  alten  Ordnung 
nicht  mehr  so  optimistisch  über  den  finanziellen  Erfolg  der 
neuen  Wirtschaft  denkt.  Aber  andererseits  ist  anzunehmen, 
daß  auch  er  die  neue  Wirtschaft  infolge  der  Zunahme 
unserer  wirtschaftlichen  Katastrophe  für  um  so  notwendiger 
hält. 

Die  gewaltsame  Beseitigung  der  22  Dynastien  und  der 
Rcichsverfassung  durch  die  Sozialdemokratie,  die  Fortdauer 
des  Krieges  und  die  Zunahme  des  Wohlstandes,  das  An- 
schwellen der  Staatsschulden,  die  Notwendigkeit,  aber  Un- 
möglichkeit ihrer  Verzinsung  mit  5  °/o,  der  zunehmende 
Gegensatz  der  fast  schrankenlosen  politischen  Freiheit  für 
Männer  und  Frauen  im  Alter  von  mindestens  20  Jahren 
zu  der  immer  noch  bestehenden,  aus  dem  Privat eigentume 
an  den  benutzbaren  Sachen  und  Produktionsmitteln  hervor- 
gehenden privatrechtlichen  Abhängigkeit  lassen  keine  Wahl 
zwischen  der  neuen  Wirtschaft  Rathenaus,  welche  die 
Produktionsmittel  und  benutzbaren  Sachen  im  Besitze  ihrer 
bisherigen  Eigentümer  läßt,  und  der  von  mir  geforderten 
staatlichen  Organisation  der  Wirtschaft,  welche  eine  Konse- 
quenz der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  ist.  Vielmehr  gibt  es  nur  einen 
Weg,   nämlich   die  von  mir   vorgeschlagene  staatliche  Or- 
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{ranisation  der  Wirtschaft,  die  den  Übergang  zum  sozialistisdicn 
Staate  bilden  soll. 

Denn  was  ist  für  die  breiten  Volksmassen  selbst  die 
Willkürherrschaft  eines  Tiberius  oder  Caligula,  welche  sie 
nur  entfernt  berührt,  vielleicht  ihnen  sogar  nützlich  ist, 
im  Vergleich  mit  der  Tyrannei  eines  brutalen  Lohnherrn 
oder  Vermieters  oder  mit  der  Ausbeutung  eines  hab- 
süchtigen Wucherers  oder  Kleinhändlers?  (Anton  Menger, 
Neue  Staatslehre,  S.  108  und  109.) 

Der  wichtigste  Grundsatz  der  von  mir  vorgeschlagenen 
Organisation  der  Volkswirtschaft  durch  den  Staat  ist 
folgender:  Jeder  bleibt  auf  seinem  Posten. 

Nur  ausnahmsweise  sind  Veränderungen  zu  gestatten. 
Der  Fabrikbesitzer,  Bankdirektor  oder  Rittergutsbesitzer 
soll  nach  wie  vor  seinen  Betrieb  leiten.  Wenn  er  über 
60  Jahre  alt  ist,  kann  der  Staat  ihn  nicht  mehr  zwingen, 
seinen  Dienst  zu  tun.  Wir  haben  eben  schon  gesehen, 
daß  ein  solcher  Betriebsinhaber  alle  Veranlassung  hat,  nach 
wie  vor  seine  Pflicht  zu  tun,  schon  in  Rücksicht  auf  die 
ihm  bewilligte  mäßige  Rente  auf  Lebenszeit,  auf  den  ihm 
zugebilligten  Gehalt  nebst  Tantiemen  und  auf  das  Ge- 
brauchsrecht an  seinem  Wohnhause  samt  Einrichtung,  endlich 
auch  in  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit,  heranwachsenden 
Kindern,  die  in  demselben  Gewerbe  besondere  Erfahrungen 
haben,  die  Nachfolgerschaft  in  der  Leitung  des  Betriebes 
und  im  Gebrauchsrechte  der  Wohnhäuser  zu  sichern.  Wir 
haben  schon  festgestellt,  daß  die  bisherige  Triebfeder  der 
sozialen  Maschine  und  der  Wirtschaft,  der  Egoismus,  auch 
in  der  staatlichen  Organisation  der  Wirtschaft  ihre  Wirkung 
ausüben  wird  und  vielleicht  mehr  als  je  zuvor.  Denn 
wenn  ein  reicher  Unternehmer  oder  Betriebsleiter  ohnehin 
300000  Mark  jährlich  zu  verzehren  hat,  so  strengt  er  sich 
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flicht  besonders  an,  um  noch  weitere  50000  Mark  zu  ver- 
dienen. Wenn  er  aber  plötzlich  in  dem  neuen  Regime 
nur  50000  Mark  Einnahmen  hat,  so  wird  er  sich  um  so 
mehr  anstrengen,  um  zu  einer  Gesamteinnahme  von 
^100000  Mark  jährlich  zu  gelangen. 

In  den  verstaatlichten  Betrieben  gibt  es  keinen  Arbeit- 
geber im  privatwirtschaftlichen  Sinne  mehr,  der  dem  Arbeit- 
nehmer gegenüber  als  der  Herr  auftreten  und  ihm  kündigen 
kann.  Der  Arbeitgeber  ist  der  Staat,  vertreten  durch  den 
Betriebsleiter,  kontrolliert  durch  den  Betriebsrat,  der  von 
den  Arbeitnehmern  gewählt  wird,  und  dur:Ji  das  Arbeits- 
amt. Während  in  allen  das  Arbeitsverhältnis  betreffenden 
Fragen  die  Arbeitnehmer  genau  dieselben  Rechte  haben 
wie  die  Betriebsleitung,  haben  in  den  wirtschaftlichen 
Fragen  die  Arbeiter  nur  einen  Teil  der  Macht. 

Dem  obligatorischen  Betriebe  der  deutschen  Baumwoll- 
spinnereien, der  durch  die  Betriebsleiter  gebildet  wird, 
steht  sofort  nach  der  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen und  Betriebe  der  obligatorische  Gewerkverein  der 
deutschen  Baumwollspinnerei-Arbeiter  gegenüber.  In  ähn- 
licher Weise  sind  alle  Berufsverbände,  etwa  alle  Eisen- 
drahtwalzwerke für  sich  oder  alle  Schreinereien  für  sich 
oder  alle  Großhandlungen  für  Weißwaren  für  sich  zusammen- 
gefaßt, wie  es  Rathenau  auf  Seite  56  in  genauer  Über- 
einstimmung mit  meinem  Vorschlage  vom  Januar  1907  in 
„Berlin-Bagdad"  vorgeschlagen  hat.  Und  jede  dieser 
Vereinigungen  ist  mit  ihren  vorverarbeitenden  und  nach- 
verarbeitenden Gewerben,  also  das  gesamte  BaumwoU- 
icwerbe,  das  Eisengewerbe,  das  Holzgewerbe  und  das 
einengewerbe  zu  gesonderten  Gruppen  verbunden.  Rathenau 
cnnt   die  Baumwollspinnereien   einen   Berufsverband   und 


das  Baumwollgewcrbe  einen  Gewerbsverband.  Wir  ak- 
zeptieren gern  diese  Bezeichnung. 

Der  obligatorische  Verband  der  Betriebsleitungen  der 
deutschen  Baumwollspinnereien  wählt  sich  sein  Direktorium 
und  den  Präsidenten  des  Direktoriums  selbst.  In  das 
Direktorium  haben  aber  auch  die  Arbeiter  einige  Vertreter, 
die  vielleicht  40  ^/q  der  Stimmen  haben,  zu  wählen.  Später, 
wenn  die  Erfahrungen  des  Gewerkvereins  der  Angestellten 
und  Arbeiter  der  deutschen  Baumwollspinnereien  in  der 
Leitung  wirtschaftlicher  Angelegenheiten  dieses  Berufs- 
verbandes gewachsen  sind,  wird  man  den  Angestellten  und 
Arbeitern  auch  in  wirtschaftlichen  Fragen  50  ^/o  der  Stimmen 
im  Direktorium  einräumen  können.  Ohnehin  ist  in  defm 
Direktorium  das  Ministerium  durch  einen  Kommissar  ver- 
treten, der  gegen  jede  Maßnahme  Einspruch  bei  der  vor- 
gesetzten Behörde  einlegen  kann.  In  wirtschaftlichen  Fragen 
würde  die  oberste  Instanz  das  Rcichswirtschaftsamt  und 
in  sozialpolitischen  Fragen  das  Reichsarbeitsamt  sein.  Nach 
der  Ansicht  Anton  Mengers  hätten  die  Wirtschaftsbehörden 
bis  zu  den  Zentralbehörden  in  vier  Instanzen  aufzusteigen. 
(Neue  Staatslehre,  S.  189.)  Es  ist  aber  ein  großer  Fehler 
Anton  Mengers,  wenn  er  die  Gemeinde  als  die  unterste 
Stufe  der  Wirtschaftsbehörden  hinstellt.  Die  Gemeinde  zu 
Hamborn  darf  nicht  die  vorgesetzte  Behörde  der  Thyssen'schen 
Gewerkschaft  „Deutscher  Kaiser"  oder  die  Gemeinde- 
behörde eines  winzigen  Dorfes  nicht  die  vorgesetzte  Behörde 
eines  Rittergutes  im  Werte  von  fünf  Millionen  Mark  sein. 

Da  die  Eigentumsordnung  und  die  sogenannte  private 
Organisation  der  gesellschaftlichen  Arbeit  nicht  in  der 
wissenschaftlichen  Absicht,  die  größtmöglichste  Jahres- 
produktion auf  billigste  Weise  und  bei  den  besten  Arbeits- 
bedingungen herzustellen,  entstanden  sind,  sondern  mehr 
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oder  weniger  das  Ergebnis  von  Zufälligkeiten  sind,  so  kann 
unser  Nationaleinkommen  nicht  die  größtmögliche  Höhe 
erreichen  und  seine  Verteilung  nicht  den  idealen  Bedürf- 
nissen der  Nation  entsprechen.  In  der  geltenden  Gesell- 
schaftsordnung ist  eine  private  Organisation  der  gesell- 
schaftlichen Arbeit  nur  schwer  zu  erkennen.  Vielmehr 
herrscht  in  der  Produktion  wie  in  der  Verteilung  der 
Güter  in  der  Hauptsache  noch  vollkommene  Anarchie. 

Auch  der  Präsident  der  Allgemeinen  Elektrizitätsgesell- 
schaft ist  zu  der  Erkenntnis  gekommen,  daß  die  Wirtschaft, 
die  auf  dem  Dasein  und  Zusammenwirken  aller  beruht, 
nicht  länger,  als  es  der  Überfluß  gestattet,  Privatsadie  des 
einzelnen  sein  kann.  (Die  neue  Wirtschaft,  S.  77.)  Die 
von  Rathenau  entworfene  neue  Wirtschaft  soll  aber  keine 
Staatswirtschaft  sein,  sondern  eine  der  bürgerlichen  Ent- 
schlußkraft anheimgestelltc  Privatwirtschaft,  die  freilich  zum 
organischen  Zusammenschluß,  zur  Überwindung  innerer 
Reibung  und  zur  Vervielfältigung  ihrer  Leistung  und  Trag- 
kraft staatlicher  Mitwirkung  bedarf.  (Die  neue  Wirtschaft, 
Seite  75.)  Insoweit  als  Rathenau  den  reidien  Leuten  ihr 
Vermögen  erhalten  und  ihr  Einkommen  erhöhen  will,  stimme 
ich  nicht  mit  ihm  überein.  Wer  den  reichen  Leuten  ihr 
Vermögen  nicht  nehmen  will,  läßt  ihnen  ihre  wirtschaftliche, 
soziale  und  auch  politische  Macht,  die  an  dem  Besitz  der 
Produktionsmittel  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  haftet 
und  die  von  verhängnisvoller  Bedeutung  für  die  Verteilung 
des  Reineinkommens  der  Nation  ist  Und  wer  den  reichen 
Leuten  und  Mitgliedern  des  Berufsverbandes  der  neuen 
Wirtschaft  bei  der  Ausschüttung  des  Reingewinnes  nicht 
nur  eine  Verzinsung  ihrer  Kapitalien,  sondern  darüber 
hinaus  noch  etwa  den  vierten  Teil  des  überschießenden 
Reingewinnes  zuwenden  will  (Rathenau,  S.  58),  erhält  oder 
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vermehrt  gar  noch  das  arbeitslose  Einkommen  der  Grund- 
und  Kapitalbesitzer,  welches  so  viel  Unzufriedenheit  bei 
den  arbeitenden  Klassen  erregt,  und  welches  in  der  Tat 
eine  wesentliche  Steigerung  des  Arbeitslohnes  erschwert. 
Rathenau  sagt  nicht,  wie  hoch  er  sich  die  angemessene 
Verzinsung  des  gesamten  arbeitenden  Kapitals,  die  aus 
dem  Gewinn  des  Verbandes  zunächst  bestritten  wird,  denkt. 
Wahrscheinlich  hält  er  eine  5  o/o  Verzinsung  für  das  mindeste. 
Würde  ein  solcher  Berufsverband  13  o/o  Gewinn  abwerfen, 
so  würden  also  die  Produzenten  außer  dieser  5  o/q  Ver- 
zinsung vielleicht  noch  den  vierten  Teil  der  verbleibenden 
8  o/o,  also  noch  2  o/o,  insgesamt  7  o/o  des  gesamten  ar- 
beitenden Kapitals  erhalten.  Bei  diesem  Verteilungssystem 
würden  sowohl  der  Staat,  der  gegenwärtig  ungeheuere 
Verpflichtungen  hat,  als  die  im  Berufsverbande  beschäftigten 
Arbeiter  zu  wenig  erhalten,  um  allen  Staatsbürgern  die 
Führung  eines  menschenwürdigen  Daseins  zu  sichern.  Denn 
aus  dem  Gewinn  der  Berufsverbände  müßte  der  Staat  in 
erster  Linie  auch  die  Mittel  ziehen,  um  der  nicht  arbeits- 
fähigen Bevölkerung  das  Recht  auf  Existenz  zu  gewähr- 
leisten. 

Zu  einer  Konservierung  oder  gar  Vergrößerung  des 
Vermögens  und  Einkommens  der  bisherigen  herrschenden 
und  besitzenden  Klassen  liegt  in  der  Tat  keinerlei  Ver- 
anlassung vor. 

Gegen  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  kann  man  nicht  —  wie  Anton 
Menger  mit  Recht  hervorhebt  —  die  Heiligkeit  der  be- 
stehenden Rechtsordnung  anführen,  die  es  verbietet,  wohl- 
erworbene Rechte  auf  gewaltsame  Weise  zu  vernichten. 
Denn  die  herrschenden  Familien  und  Parteien  haben  nie- 
mals gezögert,  in  entscheidenden  Augenblicken  selbst  die 
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besterworbenen  Rechte  zu  zerstören,  wenn  es  galt,  ihre 
Herrschaft  zu  begründen  oder  dauernd  zu  befestigen.  (Neue 
Staatslehre,  S.  238.) 

Die  Berufsverbände  müssen  sich  möglichst  selbst  regieren, 
um  die  oberste  Wirtschaftsbehörde  zu  entlasten,  um  das 
Sadiverständnis  des  Berufsverbandes  auszunutzen  und  zur 
Geltung  zu  bringen,  um  die  Bürokratie  zu  vermindern,  um 
dem  Techniker  und  Industriellen  vor  dem  Juristen  und 
Theoretiker  das  Übergewicht  zu  geben,  um  die  Arbeiter 
im  Berufsverband  zur  Entscheidung  wirtschaftlicher  Fragen 
und  zur  Mitregierung  im  Staate  heranzubilden.  Selbst- 
verständlich kann  schon  der  Gewerbeverband,  von  dem 
der  Berufsverband  einen  Teil  bildet,  oder  die  nächsthöhere 
Wirtschaftsbehörde,  die  bei  der  deutschen  Baumwollindustrie 
nur  das  Reichsministerium  selbst  sein  kann,  jederzeit  ein- 
greifen, wenn  die  Hauptzwecke  der  Sozialisierung  nicht 
erfüllt  werden,  nämlich  die  Vergrößerung  und  Verbilligung 
der  Produktion,  die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen, 
die  Vergrößerung  der  Betriebe,  die  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Maschinen  und  Arbeiter,  die  Ausschaltung 
der  rückständigen  Betriebe,  die  Wahl  des  besten  Stand- 
ortes für  die  Betriebe.  Um  ein  Eingreifen  der  Zentral- 
behörde des  Landes,  also  des  Reichswirtschaftsamtes  zu 
ermöglichen,  muß  das  Reichswirtschaftsamt  selbst  unter 
seinen  Beamten  hervorragende  Industrielle,  Volkswirte,  Tech- 
niker, auch  aus  dem  Arbeiterstande  haben,  und  daneben  über 
einen  wirtschaftlichen  Ausschuß,  zusammengesetzt  aus  den 
bedeutendsten  Kapazitäten  der  Landwirtschaft,  der  Industrie, 
des  Handels  und  Verkehrs  verfügen. 

Von  Jahr  zu  Jahr  wird  so  die  Wirtschaft  immer  mehr 
zu  einer  planmäßigen  werden.  Der  Staatssekretär  des 
Reichswirtschaftsamtes    wird   gewissermaßen   der    zentrale 
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Wille  der  Produktion,  der  Verteilung  der  Güter  und  des 
Verkehrs  werden.  An  die  Stelle  einer  in  der  Hauptsache 
noch  planlosen  Produktion  und  Verteilung  der  Güter  ist 
sodann  mit  einem  Male  ein  fester  Plan,  ein  zielbewußter 
Wille  getreten.  Der  Staat  wird  darauf  zu  achten  haben, 
daß  alle  Berufsverbände  und  Gewerbsverbände  ungefähr 
gleichmäßige  wirtschaftliche  und  soziale  Fortschritte  machen, 
soweit  sich  dies  mit  dem  gleichen  Aufwand  von  Kosten 
und  mit  der  gleichen  Aussicht  auf  einen  endgültigen  Erfolg 
erzielen  läßt.  Der  Staat  wird  auch  erforderlichenfalls  den 
energischen  Entschluß  fassen  müssen,  einen  bei  uns  nicht 
lebensfähigen  Gewerbszweig  ganz  aufzugeben,  sofern  wir 
seine  Erzeugnisse  aus  einem  Nachbarlande  auch  in  Zeiten 
der  Not  erhalten  können. 

Wenn  die  gegenwärtig  vom  Reiche  geplante  große 
einmalige  Vermögensabgabe  mit  starken  und  sehr  pro- 
gressiven Sätzen  zur  Wirklichkeit  geworden  ist,  wenn  ferner 
alle  großen  Vermögen  über  100000  Mark,  alle  Einkommen 
über  100000  Mark  jährlich  und  alle  großen  Betriebe  im 
Werte  von  100000  Mark,  meinetwegen  300000  Mark,  ver- 
staatlicht sind  und  diese  Verstaatlichungen  oder  Heim- 
ramschungen,  wie  man  im  Zeitalter  der  Reformation  zu 
sagen  pflegte,  einige  Jahre  hindurch  fortgesetzt  worden 
sind,  werden  soviel  benutzbare  Sachen  und  Produktions- 
mittel in  der  Hand  des  Staates  sein,  daß  unser  wirt- 
schaftliches Leben  ein  völlig  verändertes  Aussehen  erhalten 
hat.  Schon  5  Jahre  nach  dem  ersten  Jahre  der  Verstaat- 
lichung wird  durch  Aussdialtung  der  rückständigen  Betriebe, 
durch  Vergrößerung  der  leistungsfähigen  Betriebe,  durch 
Errichtung  neuer  Betriebe  an  den  besten  Standorten,  durch 
Anlage  neuer  Verkehrswege  die  Vergrößerung  der  Gesamt- 
produktion und  ihre  Verbilligung,  ferner  die  Leistungs- 
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fähigkeit  des  Arbeiters  oder  einer  Maschine,  etwa  do6 
Webstuhls  oder  der  Spindel,  außerordentliche  Fortschritte 
gemacht  haben. 

Dann  wird  man  es  nicht  verstehen,  wie  wir  solange  in 
einer  fast  planlosen  Wirtschaft  leben  konnten.  20  Jahre 
später  wird  uns  die  Gegenwart  und  die  Zeit  vor  dem 
Weltkriege  in  dem  Lichte  erscheinen,  wie  den  heut  Leben- 
den die  Zeit  vor  der  ersten  Eisenbahn.  Wir  werden  es 
in  25  Jahren  kaum  mehr  begreifen,  wie  die  planlose  Wirt- 
schaft der  althergebrachten  privatkapitalistischen  Gesell- 
schaftsordnung überhaupt  funktioniert  hat.  Und  in  der 
Tat,  ein  zentraler  Wille  ist  in  der  Produktion  eigentlich 
erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  auf  einigen  wenigen  Ge- 
bieten, beispielsweise  auf  dem  des  Kohlenbergbaues  in 
Gestalt  des  Kohlensyndikats  und  auf  dem  der  Stahl- 
industrie in  Gestalt  des  Stahlwerkverbandes,  aufgetaucht. 
Der  Staat  hat  einen  zentralen  Willen  der  Organisation 
nur  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsgewerbe  und  zwar  auf 
dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  und  der  Post  an  den 
Tag  gelegt.  Aber  die  Reichspost  und  das  preußisch- 
hessische Staatsbahnwesen  funktionierten  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Weltkriege  in  geradezu  tadelloser  Weise. 
Auch  die  staatliche  Kriegswirtschaft  hat  sich  in  der  Haupt- 
sache, von  Ausnahmen  abgesehen,  glänzend  bewährt,  wenn 
man  erwägt,  daß  es  eine  vollkommen  improvisierte  war, 
die  nicht  von  einem  Gesamtplan  ausstrahlte,  wie  Walther 
Rathenau  (S.  75)  sehr  zutreffend  bemerkt 

Die  gepriesene  Gewerbefreiheit  ist  nur  ein  anderer 
Ausdruck  für  die  Planlosigkeit  und  Ziellosigkeit  der 
Wirtschaft,  wie  sie  von  jeher  bestanden  hat,  in  Europa 
wie  in  der  übrigen  Welt.  Man  muß  sich  nur  wundern, 
daß  bei  diesem  Zustand  der  vergangenen  Jahrhunderte 
5  Martin,  Soziale  Revolution.  ^^ 


nicht  noch  mehr  Menschen  verhungert  oder  sonst  um- 
gekommen sind.  Nur  in  einem  künstlichen  und  über- 
tragenen Sinne  kann  man  eine  private  Organisation  der 
gesellschaftlidien  Arbeit  oder  der  Volkswirtschaft  in  der 
bisherigen  privatkapitalistischen  Gesellschaftsordnung  finden. 
An  Stelle  eines  zentralen  Willens  und  Planes,  wie  er  in 
der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung  zu  finden  ist, 
waren  eben  nicht  nur  Hunderttausende,  sondern  Millionen 
von  Köpfen  oder  zentralen  Mittelpunkten  der  Volks- 
wirtschaft allein  in  Deutschland  vorhanden.  Jeder  kleine 
Bauer  und  jeder  kleine  Schuhmacher  ist  noch  heute  eine 
Wirtschaft  für  sich. 

Nach  Anton  Menger  erhält  die  gesellschaftliche  Arbeit 
auf  jenen  Gebieten,  die  der  heutige  Staat  als  reine  Privat- 
sachen betrachtet,  dadurch  Ordnung  und  Zusammenhang, 
daß  sich  ein  Staatsbürger  dem  anderen  durch  Vertrag  zu 
einer  Leistung  verpflichtet,  sei  es,  daß  das  Übereinkommen 
sich  unmittelbar  auf  eine  Arbeit  bezieht  (Lohnvertrag), 
oder  daß  es  eine  Sache  zum  Gegenstand  hat,  in  der 
menschliche  Arbeit  fixiert  ist  (Kauf,  Tausch,  Darlehen). 
Der  Staat  steht  dieser  privaten  Organisation  der  ge- 
sellschaftlichen Arbeit  gleichgültig  gegenüber;  nur  wenn 
der  Vertrag  nidit  gehörig  erfüllt  wird,  gewährt  er  die 
gerichtliche  Hilfe  (Neue  Staatslehre,  S.  110). 
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Die  staatliche  Organisation  der  Arbeit. 


I 

^BDie  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  soll  die  Ver- 

'   staatlichung  der  großen  Betriebe  einleiten  und  erleichtern. 

Der  Verstaatlichung    der   großen   Vermögen,    die    keinen 

Aufschub  verträgt,  muß  aber  die  Organisation  der  Arbeit 

durch  den  Staat  vorauseilen. 

Die  Organisation  der  Arbeit  soll  dem  sozialistischen 
Staate  die  Kontrolle  über  die  Arbeit  in  allen  Betrieben, 
einerlei  ob  sie  groß  oder  klein  sind,  und  darüber  hinaus 
selbst  in  den  Haushaltungen  verschaffen.  Die  sozialistisdie 
Republik  ist  verpflichtet  zur  unmittelbaren  Fürsorge  für 
den  gewerblichen  Arbeiter  m  Stadt  und  Land  wie  für 
den  Arbeiter  im  Haushalte,  den  Dienstboten. 

Sobald  der  sozialistische  Staat  in  einer  mehr  oder 
weniger  entfernten  Zeit  alle  Produktionsmittel  verstaatlicht 
haben  wird,  wird  niemand  mehr  ein  Vermögen  besitzen. 
Denn  Wertpapiere  aller  Art,  Staatspapiere  und  Papier- 
geld sind  auch  Produktionsmittel  im  weitesten  Sinne  des 
Wortes,  wie  übrigens  in  den  Schriften  von  Carl  Marx 
anerkannt  ist.  (Vergl.  Sybel,  Die  Begründung  des  Deut- 
schen Reiches,  Bd.  VII.)  In  der  sozialistischen  Gesellschaft 
muß  der  Staat  oder  die  Gesellschaft  für  die  Arbeitslosen, 
die  Invaliden  und  die  Altersschwachen  sorgen.  Demgegen- 
über wird  die  durchgeführte  sozialistische  Gesellschaft  eine 
Arbeitspflicht  der  Arbeitsfähigen  haben.  Audi  August 
Bebel  spricht  in  seinem  Buche  „Die  Frau  und  der  Sozia- 
lismus" (Stuttgart,  1911)  S.  405  und  408  von  der  Glcich- 
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heit  der  Arbeitspflicht  für  alle.  Da  die  sozialistische 
Republik  der  Gegenwart  die  Arbeitslosenfürsorge  als  Pflicht 
übernommen  hat,  so  ist  derjenige,  der  die  Arbeitslosen- 
fürsorge in  Anspruch  nimmt,  auch  zu  der  Arbeit,  die  man 
ihm   in  seinem   bisherigen   Berufe   nachweist,   verpflichtet. 

Die  Arbeitspflicht  und  die  Arbeitslosenfürsorge  bestehen 
zurzeit  nur  in  beschränktem  Umfange,  aber  sie  halten 
mehr  und  mehr  ihren  Einzug. 

Nach  der  glücklichen  Durchführung  der  sozialen  Revo- 
lution vom  9.  November  1918  wird  jede  Person  in  der 
Deutschen  sozialistischen  Republik  ihr  Recht  auf  Existenz 
verlangen  und  durchzusetzen  wissen.  Jedes  Mitglied  einer 
sozialistischen  Gesellschaft  hat  den  Anspruch,  daß  ihm  die 
zur  Führung  eines  menschenwürdigen  Daseins  erforder- 
lichen Sachen  und  Dienstleistungen  nadi  Maßgabe  der 
vorhandenen  Mittel  zuzuweisen  sind,  bevor  minderdringende 
Bedürfnisse  anderer  befriedigt  werden.  (Anton  Menger, 
S.  98.) 

Die  Organisation  der  Arbeit  durch  den  Staat  besteht 
aus  der  staatlichen  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit, 
den  obligatorischen  Gewerkvereinen  der  Arbeiter,  den 
obligatorischen  Verbänden  der  Arbeitgeber,  den  Arbeits- 
ämtern in  der  Gemeinde,  in  der  Provinz,  in  dem  Reiche 
samt  dem  Arbeitsnachweise  und  in  dem  Zusammenwirken 
dieser  Einrichtungen  zur  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen, 
zur  Einschränkung  der  Arbeitslosigkeit,  zur  Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen  und  insonderheit  zur  Hebung 
und  Hochhaltung  des  Arbeitslohnes.  Die  Organisation 
der  Arbeit  durch  den  Staat  soll  dem  Staate  die  Kontrolle 
über  die  Arbeit  nicht  nur  in  den  verstaatliditen  Groß- 
betrieben, sondern  vor  allem  auch  in  den  noch  nicht  ver- 
staatlichten Mittel-  und  Kleinbetrieben  sowie  in  dem  pri- 


vaten  Haushalte  verschaffen,  um  den  Staat  in  die  Lage 
zu  versetzen,  jedem  Mitgliede  der  Gesellschaft  das  Recht 
auf  Existenz  zu  gewähren,  nach  Möglichkeit  den  Ertrag 
seiner  Arbeit  zu  sichern,  die  Ausbeutung  des  Arbeiters 
unmöglich  zu  machen,  den  sozialen  Frieden  zu  sichern. 

Für  alle  Angestellten  und  Arbeiter  der  Industrie,  des 
Handels,  des  Verkehrs  und  der  Landwirtschaft,  sowohl  in 
dem  Klein-  und  Mittelbetrieb,  der  noch  nicht  verstaatlicht 
ist,  wie  in  allen  verstaatlichten  Betrieben  ist  sofort  die 
staatliche  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  einzuführen. 
Die  staatliche  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zieht 
von  den  Arbeitnehmern  und  den  Arbeitgebern  Beiträge 
ein.  Der  Staat  haftet  aber  für  diese  Versicherung  in 
letzter  Linie. 

Die  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  hat  das  Recht 
und  die  Pflicht,  den  Arbeitern  auch  während  eines  Aus- 
standes oder  einer  Aussperrung  den  Arbeitslohn  ganz  oder 
teilweise  als  Rente   aus  der  Versicherung  gegen  Arbcits- 

«igkeit  zu  gewähren,  sofern  der  Ausstand  nicht  von  vorn- 
rein  gegen    die  Anordnungen    des   staatlichen   Arbeits- 
amtes unternommen  worden  ist. 

Jeder  Arbeiter  gehört  dem  obligatorischen  Gewerkverein 
an.  Jeder  Arbeitgeber,  auch  der  Direktor  eines  verstaat- 
lichten Betriebes,  ist  Mitglied  eines  obligatorischen  Arbeit- 
geberverbandes. Sämtliche  Gewerkvereine  des  gleichen 
Zweiges  der  Volkswirtschaft  bilden  einen  Verband  über 
das  ganze  Reich.  Dasselbe  gilt  von  den  Arbeitgebern. 
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  wählen  zu  gleichen  Teilen 
die  Schiedsgerichte  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosig- 
keit. Der  Vertreter  des  staatlichen  Versicherungsamtes 
führt  den  Vorsitz  und  fungiert  als  Unparteiischer.  Über 
der   unteren   Instanz   beim  Arbeitsamt   in   der   Gemeinde 
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stehen  zwei  obere  Instanzen  von  ähnlicher  Zusammen- 
setzung. 

Das  Arbeitsamt  der  Gemeinde,  der  Provinz  oder  des 
Reiches,  an  welche  die  Versicherung  gegen  Arbeitslosig- 
keit angegliedert  ist,  hat  die  Aufgabe,  die  Beschäftigungs- 
losigkeit  zu  beseitigen,  die  Ausstände  und  Aussperrungen 
zu  verhüten,  die  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern  und 
insonderheit  den  Arbeitslohn  zu  heben. 

In  jedemi  Betriebe  besteht  ein  Betriebsausschuß,  der 
sich  aus  der  Betriebsleitung  und  den  Vertrauensmännern 
der  Arbeiter  und  Angestellten  zusammensetzt.  Dieser  Be- 
triebsausschuß ist  das  unterste  Organ  des  Arbeitsamtes. 
Gelingt  es  dem  Betriebsausschuß  nicht,  auftauchende 
Schwierigkeiten  zu  beseitigen,  so  hat  er  sofort  auf  kür- 
zestem Wege,  also  telephonisch,  dem  Arbeitsamte  Kenntnis 
zu  geben.  Der  Vertrauensmann  der  Arbeiter  muß  dem 
obligatorischen  Gewerkverein  der  Arbeiter,  der  Betriebs- 
leiter dem  obligatorischen  Arbeitgeberverbande  gleichfalls 
auf  dem  kürzesten  Wege,  also  telephonisch,  Mitteilung 
machen,  damit  die  Vertreter  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer am  Arbeitsamte  der  Gemeinde  oder  der  Branche 
innerhalb  der  Gemeinde  oder  innerhalb  des  Bezirkes  zur 
Behandlung  des  Falles  zusammentreten  können. 

Wenn  der  Leiter  eines  noch  nicht  verstaatlichten  Be- 
triebes sich  dem  Spruche  des  Arbeitsamtes  nicht  fügen 
will,  kommen  gegen  ihn  folgende  Maßnahmen  in  Frage: 
Verstaatlichung  seines  Betriebes,  Erzwingung  des  Willens 
de^  Arbeitsamtes  durch  Geldstrafen  oder  durch  einen 
Ausstand  der  Arbeiter,  die  ihren  Lohn  ganz  oder  teil- 
weise aus  der  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  ausbe- 
zahlt erhalten,  Erhöhung  der  Beiträge  des  Arbeitgebers 
zur  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  aus  Anlaß  des 
7« 


vom  Arbeitsamt  gebilligten  Ausstandes  in  seiner  Fabrik 
oder  in  seinem  Betriebe. 

Es  erscheint  nicht  angezeigt,  den  Angestellten  und  Ar- 
beitern eines  verstaatlichten  Betriebes  das  Recht  und  die 
Möglichkeit  zum  Streiken  vollständig  zu  nehmen,  da  er- 
fahrungsgemäß jede  Bürokratie  eigenwillig,  fortschrittfeind- 
lich und  ungerecht  zu  werden  droht.  Der  Ausstand  bietet 
den  Angestellten  und  Arbeitern  auch  der  verstaatlichten 
Betriebe  die  Möglichkeit,  blitzartig  die  Aufmerksamkeit 
der  Öffentlichkeit  auf  ihre  Notlage  oder  ihre  Forderungen 
zu  lenken.  Aber  es  muß  Sorge  getragen  werden,  daß 
unverzüglich  und  ohne  Verlust  von  einer  einzigen  Stunde 
alle  Instanzen  in  Tätigkeit  sind,  um  einen  solchen  Fall  zu 
untersuchen  und  gerecht  zu  entscheiden. 

Da  es  noch  Jahr  und  Tag  dauern  kann,  bis  alle  Be- 
triebe im  Werte  von  100000  Mark  verstaatlicht  sind,  so 
wird  auch  in  größeren  Betrieben  der  Industrie  wie  der 
Landwirtschaft  noch  mancher  Ausstand  zur  Erzwingung 
besserer  Arbeitsbedingungen  und  höherer  Löhne  notwendig 
sein,  für  den  der  Staat  die  finanziellen  Mittel  aus  der 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  bewilligen  hat. 
Die  vom  Staate  bezahlten  Streiks,  wie  ich  sie  schon  seit 
mehr  als  zehn  Jahren  empfohlen  habe,  werden  ein  wirk- 
sames Mittel  zur  Verminderung  der  Ausstände  auf  das 
notwendigste  Maß  sein.  Denn  kein  Arbeitgeber  wird  sich 
der  Gefahr  aussetzen  wollen,  daß  er  schließlich  die  Mittel  zum 
Unterhalte  der  ausständigen  Arbeiter  aufzubringen  und  an 

■c  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  einzuzahlen  hat. 
Da  die  mittleren  und  kleineren  Betriebe  der  Landwirt- 
schaft und  der  Industrie,  deren  Besitzer  vielleicht  weniger 
als  100000  Mark  Vermögen  hat  oder  die  aus  irgendeinem 
anderen  Grunde    nicht  als  Großbetriebe   oder  als  für  die 
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Verstaatlichung  geeignete  Betriebe  erachtet  werden,  mög- 
licherweise noch  jahrzehntelang  von  der  Verstaatlidiung 
ausgeschlossen  bleiben,  so  kann  auf  die  staatliche  Versi- 
cherung gegen  Arbeitslosigkeit,  auf  die  Arbeitsämter,  auf 
die  obligatorischen  Gewerkvereine  und  Arbeitgeberver- 
bände und  auf  das  Zusammenwirken  dieser  Einrichtungen 
zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  und  insonder- 
heit zur  Hebung  des  Arbeitslohnes  nicht  verzichtet  werden. 

Heute  fordern  die  Angestellten  und  Arbeiter  der  ver- 
schiedenen Betriebe  desselben  Gewerbezweiges  oft  in  der- 
selben Stadt  eine  Verbesserung  ihrer  Arbeitsbedingungen 
ohne  irgendeine  Fühlungnahme  untereinander,  ohne  ein- 
heitlichen Plan.  Über  das  ganze  Reich  finden  nur  aus- 
nahmsweise Verständigungen  der  Angestellten  und  Arbeiter 
desselben  Berufes  statt.  Überall  tauchen  kleinere  oder 
größere  Ausstände  urplötzlich  auf,  die  leicht  zu  vermeiden 
wären,  und  durch  die  die  allgemeine  Verwirrung  und  Ver- 
kehrsstörung nur  erhöht  wird. 

Nach  Einführung  der  staatlichen  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  samt  den  obligatorisdien  Gewerkvereinen 
und  Arbeitgeberverbänden  sowie  den  Arbeitsämtern  wird 
an  Stelle  der  Unordnung  die  Ordnung,  an  Stelle  der 
Planlosigkeit  in  Lohnforderungen  ein  wohldurchdachtes 
System  der  Hebung  des  Arbeitslohnes  über  das  ganze 
Reich  hinweg  treten.  Bald  nach  Einführung  dieses  staat- 
lichen Systems  der  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
und  Hebung  des  Arbeitslohnes  wird  man  nie  wieder  von 
Ausschreitungen  der  Arbeiter  gegen  die  Arbeitgeber  oder 
gegen  die  Arbeitsmittel  hören.  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer werden  bei  den  fortgesetzten  Verhandlungen  unter 
Vorsitz  der  Beamten  der  sozialistischen  Republik  sich  gegen- 
seitig kennen  und  schätzen  lernen.  Die  wissensdiaftliche 
72 


Nachprüfung  der  wirtschaftlichen  wie  sozialen  Lage  durch 
die  Beamten  der  obligatorisdien  Gewerkvereine  und  Ar- 
beitgeberverbände sowie  der  Arbeitsämter  wird  den  Hori- 
zont beider  Parteien  erweitern  und  beide  Parteien  von 
einem  Standpunkt  abhalten,  der  mit  der  tatsächlichen  Lage 
und  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Anforderungen  der 
Zeit  unvereinbar  ist.  An  Stelle  der  Unvernunft  wird  die 
Vernunft  treten. 

Der  Beschluß  des  Kongresses  der  Arbeiter-  und  Sol- 
datenräte im  Abgeordnetenhause  zu  Berlin  am  20.  Dezember 
1918,  mit  der  Sozialisierung  des  Bergbaues  unverzüglich 
zu  beginnen,  ist  sehr  erfreulich  und  hochbedeutsam.  Aber 
man  überschätze  die  Wirkung  nicht! 

Wenn  der  Staat  die  Baumwollspinnereien  oder  die 
Brauereien  oder  die  Seifenfabriken  verstaatlicht,  kann  er 
unnütze  Konkurrenz  ausschalten,  die  Arbeitsteilung  ver- 
bessern, die  besten  Standorte  für  das  Gewerbe  wählen, 
die  durchschnittliche  Größe  der  Betriebe  erhöhen,  die  Pro- 
duktionskosten vermindern.  Das  gleiche  gilt  aber  nicht 
von  dem  deutschen  Bergbau  in  der  Gegenwart.  Nach 
der  Verstaatlichung  des  Bergbaues  werden  sich  die  Ar- 
beitsbedingungen im  Bergbau  vielleicht  noch  etwas  verbessern 
und  die  Löhne  erhöhen.  Mit  Bestimmtheit  aber  werden  ziem- 
lich in  dem  gleichen  Verhältnis  die  Preise  der  Kohlen 
steigen. 

Wenn  die  Verstaatlichung  der  Betriebe  nicht  nur  für 
die  darin  besdiäftigten  Arbeiter,  sondern  für  die  gesamte 
Volkswirtschaft  und  für  die  ganze  Nation  wohltätige  Folgen 
haben  soll,  so  muß  eben  zum  mindesten  die  Gesamtheit 
der  Großbetriebe,  wenn  nicht  gar  die  Mehrzahl  aller  Be- 
triebe oder  wenigstens  der  meisten  Gewerbezweige  ver- 
staatlicht werden. 
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Mit  Redit  forderte  der  Volksbeauftragte  Barth  am 
20.  Dezember  1918  auf  dem  Kongreß  der  Arbeiter-  und 
Soldatenräte,  daß  in  der  Frage  der  Sozialisierung  schnell- 
stens etwas  geschehe,  damit  die  Arbeiter  endlich  Taten 
sehen.  Nicht  in  den  nächsten  Monaten,  sondern  schon  in 
ganz  kurzen  Tagen  müsse  eine  Verfügung  ergehen,  nach 
der  die  für  die  Sozialisierung  reifen  Betriebe  auch  sozia- 
lisiert würden,  „sonst  würden  wir  das  geschwundene  Ver- 
trauen der  Massen  niemals  wiedergewinnen."  Die  Frage 
der  Sozialisierung  sei  die  wichtigste  Forderung  der  Stunde. 
„Mit  leeren  Versprechungen  —  so  fuhr  Barth  fort  —  lassen 
sich  die  Arbeiter  unmöglich  weiter  in  den  Betrieben  halten. 
Bergbau,  Elektrizitätsindustrie,  Stahlwerksverband,  Kali- 
werke und  viele  andere  Betriebe  lassen  sich  ohne  weiteres 
sozialisieren.  Die  Arbeiter  müssen  nur  sehen,  daß  der 
gute  Wille  zum  Sozialisieren  vorhanden  ist.  Aber  man 
muß  für  die  Arbeiter  auch  wirklich  etwas  tun,  wenn  man 
sie  zum  Verzicht  auf  hohe  Löhne  bringen  will.  Kommt 
die  Sozialisierung,  dann  werden  die  Arbeiter  verzichten 
im  Interesse  der  Allgemeinheit.  Kommt  die  Sozialisierung 
aber  nicht,  dann  weiß  ich  nicht,  mit  welchen  Gründen  wir 
den  Arbeitern  entgegentreten  können." 

Nach  meiner  Auffassung  genügt  die  Sozialisierung  der 
vier  genannten  Gewerbszweige  in  keiner  Weise.  Der 
staatlichen  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  muß  die 
Arbeitspflicht  entsprechen.  Sobald  der  obligatorische  Ge- 
werkverein seinem  erwerbslosen  Mitgliede,  oder  Sobald 
das  Arbeitsamt  irgendeinem  Arbeiter,  der  noch  keinem 
obligatorischen  Gewerkverein  angehört  hat,  eine  Beschäf- 
tigung nachweist,  muß  er  sie  annehmen  und  auf  die  Unter- 
stützung durch  die  staatliche  Versicherung  gegen  Arbeits- 
losigkeit verzichten. 
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Die  Organisation    der  Arbeit  ist   die  eiligste   und  not- 
wendigste Maßnahme,    um   in    dieser   unruhigen   Zeit    die 
Ordnung  aufrecht  zu    erhalten  und    die  Produktionsmittel 
for  der  Vernichtung  oder  Beschädigung  durch  die  aufge- 
;gten  Massen  zu  sichern.     Die  Organisation   der  Arbeit 
vermehrt  die  Kenntnisse  des  Staates  auf  dem  Gebiete  des 
gewerblichen  Lebens  sowie  der  Dienstbotenfrage.    Die  Or- 
misation  der  Arbeit  erleichtert  das  Fortschreiten  der  Ver- 
latlichung  der  großen  Vermögen  und  Betriebe. 
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Der  Ursprung  der  Revolution. 

Wenn  man  den  Bewohnern  eines  anderen  Erdballs 
erzählen  würde,  daß  die  seit  mehr  als  sechstausend  Jahren 
auf  diesem  Erdball  übliche  privatkapitalistische  Gesell- 
schaftsordnung seit  dem  9.  November  1918  in  einem 
großen  Reiche  in  Frage  gestellt  worden  ist,  indem  die 
öffentliche  Gewalt  in  die  Hände  der  Sozialisten  geriet, 
so  würden  sie  meinen,  daß  die  privatkapitalistische  Ge- 
sellschaftsordnung allmählich  im  Laufe  der  Jahrtausende 
unhaltbar  geworden  sei.  Und  doch  hat  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft ebenso  wie  die  Volkswirtschaft  aller  Großmächte 
dieser  Welt  in  den  letzten  20  Jahren  vor  dem  Weltkriege 
einen  beispiellosen  Aufschwung  durchgemacht.  Das  Volks- 
vermögen und  das  Volkseinkommen  sind  in  Deutschland 
in  ungewohnter  Weise  gestiegen.  Auch  die  Verteilung  des 
Vermögens  und  Einkommens  auf  die  verschiedenen  Be- 
völkerungsschichten war  sozial  günstig.  Die  Produktion 
der  gesamten  Volkswirtschaft,  der  Industrie  wie  der  Land- 
wirtschaft, stieg  von  Jahr  zu  Jahr  in  wunderbarer  Weise, 
und  in  Übereinstimmung  hiermit  die  Einfuhr  und  Ausfuhr. 
Das  materielle  und  geistige  Wohlbefinden  der  Bevölkerung 
verbesserte  sich.  Nicht  die  Unzufriedenheit,  sondern  die 
Zufriedenheit  breitete  sich  aus  wie  eine  Epidemie.  In 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Weltkriege  mehrten  sich  die 
Stimmen  der  Nationalökonomen  und  Geschiditsschreiber , 
welche  der  sozialistischen  Bewegung  den  revolutionären 
Charakter  abspradien.  Man  rechnete  sdion  mit  der  Mög- 
lichkeit, daß  die  Sozialdemokratie  hoffähig  werden  würde. 
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Niemals  waren  im  Deutschen  Reidie  so  wenig  Seuchen  oder 
ansteckende  Krankheiten,  so  wenig  Notstände.  Die  ältesten 
Leute  hatten  keine  Vorstellung  mehr,  was  eine  Hungers- 
not oder  Teuerung  ist.  Niemals  hatte  man  in  Deutschland 
so  schnell,  bequem  und  sicher  zu  reisen  die  Möglichkeit 
gehabt  als  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege. 

Da  kam  wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel  der  Welt- 
krieg, und  aus  ihm  ging  die  soziale  Revolution  hervor! 
Im  Bau  und  Leben  des  deutschen  Volkskörpers  muß  also 
wohl  schon  vor  dem  Weltkriege  eine  Unstimmigkeit  ge- 
wesen sein.  Sonst  hätte  der  Weltkrieg  nicht  plötzlich 
Deutschland  überraschen  und  an  den  Rand  des  Verderbens 
bringen  können.  Unser  öffentliches  Leben  war  mit  einem 
schweren  Fehler  behaftet,  der  auf  dem  Gebiete  der  aus- 
wärtigen Politik  lag,  für  die  sich  der  Kaiser  mehr  als  für 
irgendein  anderes  Ressort  interessierte.  Seit  Begründung 
des  Reiches  war  die  auswärtige  Politik  eine  falsche,  und 
diese  Gefahr  wurde  um  so  größer,  als  Kaiser  Wilhelm  IL, 
ein  unklarer  und  unberechenbarer  Charakter,  nicht  glücklich 
in  der  Wahl  seiner  Räte  war. 

Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  der  Diplomatie,  daß  ihre 
Fehler  wenig  beachtet  werden,  solang  sie  den  Staat  nicht 
in  einen  unglücklichen  Krieg  verwickelt  haben.  Man  be- 
achtete es  wenig  in  Deutschland,  daß  die  Politik  des 
letzten  Kaisers  das  Reich  schon  mehrfach  in  die  Gefahr 
eines  Weltkrieges  gebracht  hatte.  Es  gab  nur  sehr  wenig 
Politiker,  welche  die  große  Gefahr  erkannten,  in  der  wir 
uns  in  den  letzten  Jahrzehnten  vor  dem  Weltkriege  be- 
fanden. In  meinem  am  30.  Juni  1908  erschienenen  Buche 
„Stehen  wir  vor  einem  Weltkrieg?"  (Leipzig,  Verlag  von 
Friedrich  Engelmann)  schrieb  ich  fettgedruckt  auf 
Seite    142:    „Die     Ziellosigkeit   der    deutschen 

77 


II 


Politik  treibt  die  Welt  in  einen  schweren,  lang- 
jährigen Krieg.  Wenn  die  deutsche  Politik  sich 
nicht  ändert,  so  steuern^  wir  dem  Weltkriege 
entgegen,  und  zwar  einem  Weltkriege  unter 
sehr   ungünstigen    Umständen." 

Die  Ziellosigkeit,  welche  ich  der  deutschen  Regierung 
vorwarf,  lag  auf  dem  Gebiete  der  orientalischen  Frage. 

Die  Fehler  der  deutschen  Politik  seit  der  Errichtung 
des  Deutschen  Reiches  und  dem  Beginn  der  Regierung 
des  letzten  Kaisers  insbesondere  hätten  nicht  hingereicht, 
den  Untergang  des  von  Bismarck  geschaffenen  Kaisertumes 
und  der  übrigen  21  Dynastien  herbeizuführen,  wenn  nicht 
eine  große  ungelöste  Frage  im  Hintergrunde  lag,  nämlich 
die  orientalische  Frage.  Der  Weltkrieg  ist  aus  der  orien- 
talischen Frage  hervorgegangen.  Alles,  was  heute  gesdiieht 
und  morgen  geschehen  wird  und  seit  dem  9.  November  1918 
geschehen  ist,  läßt  sich  in  folgende  Worte  zusammenfassen : 
„Die  orientalische  Frage  drängt  an  der  Schwelle 
des  Zeitalters  der  Flugzeuge  durch  die  lange 
Dauer  eines  Weltkrieges  zur  Lösung  der  sozia- 
len Frage." 

Die  soziale  Frage  wird  nicht  innerhalb  einer  Generation 
von  Menschen  gelöst  werden,  aber  sie  wird  durch  die 
soziale  Revolution  ihrer  Lösung  näher  gebracht  werden. 
Und  die  orientalische  Frage,  von  der  der  Weltkrieg  aus- 
geht, bleibt  in  der  Hauptsache  ungelöst.  Nur  die  neue 
Technik  der  Motorluftschiffahrt  und  der  Tauchboote  gibt 
ihr  ein  neues  Gepräge.  Die  im  Kriege  verbesserten  Flug- 
zeuge verringern  die  Entfernungen  und  verknüpfen  die  ent- 
legenste Oase  des  Orients  mit  den  Kampfplätzen  der 
sozialen  Revolution,  mit  dem  Kampfe  um  die  Lösung  der 
sozialen  Frage. 
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Fürst  Bismarck  war  sich  des  Zusammenhanges  zwischen 
der  orientalischen  Frage  und  der  sozialen  Frage  voll  und 
ganz  bewußt.  Fürst  Bismarck  fürchtete,  daß  der  Kampf 
um  Konstantinopel  zu  einer  Erschütterung  des  Systems 
der  Ordnung  auf  monarchischer  Grundlage  und  zur  Ein- 
führung der  sozialen  Revolution  führen  könnte. 

Von  Meaux  aus  hatte  er  im  September  1870  in  Wien 
und  Petersburg  die  ersten  Schritte  zur  Begründung  des 
Dreikaiserbundes  im  Blick  auf  die  orientalische  Frage  ge- 
tan, um  der  republikanischen  Weltanschauung  entgegen- 
zutreten, denn  er  selbst  hielt  es  mit  der  kosakischen. 
(Fürst  Bismarck,  Gedanken  und  Erinnerungen,  Band  II, 
S.  229.) 

Die  Dreikaiserzusammenkunft  in  Berlin  im  Jahre  1872 
galt  der  orientalischen  Frage  und  der  Bekämpfung  der 
sozialen  Revolution.  Schon  im  Sommer  1871  hatte  Bismarck 
in  Gastein  den  Grafen  Beust  für  eine  gemeinsame  Aktion 
gegen  die  revolutionäre  Assoziation  gewonnen.  (Eduard 
von  Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  II.  S.  74.)  Der  Krieg 
gegen  die  „Internationale"  war,  nach  dem  Ausspruche  Kaiser 
Wilhelms  J.,  der  einzige  Krieg,  den  man  noch  in  Europa 
führen  durfte. 

Das  damals  zu  Berlin  beschlossene  Dreikaisereinver- 
nehmen ist  der  Grundstein  der  fehlerhaften  Politik  des 
Fürsten  Bismarck,  die,  fortgesetzt  von  Fürst  Bülow  und 
Bethmann,  mit  ziemlicher  Sicherheit  in  den  Orkus  des 
Weltkrieges  und  der  sozialen  Revolution  führen  mußte. 
Durch  das  Dreikaiserbündnis  war  die  Orientfrage  nicht 
zu  lösen  und  die  Gefahr  der  sozialen  Revolution  nicht 
zu  bannen.  Die  Idee  war  so  verkehrt,  daß  Bismarck  von 
der  Dreikaiserzusammenkunft  auch  in  der  Tat  sehr  unbe- 
friedigt war.    Sowohl  der  Zar  als  Gortschakow  hatten  bei 
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dem  Besuch  in  Berlin  im  September  1872  das  Wort  fallen 
lassen:  „Europa  bedarf  eines  starken  Frankreichs."  (Wert- 
heimer,  S.  74.)  Das  war  es  nicht,  was  Bismarck  von  der 
Entrevue  erwartet  hatte  —  im  Gegenteil.  Als  Kaiser 
Wilhelm  mit  Bismarck  und  Moltke  im  April  1873  in 
Petersburg  war,  wurde  eine  Militärkonvention  geschlossen,  die 
von  Moltke  und  dem  russischen  Marschall  Fürst  Barjatinsky 
unterzeichnet  wurde.  (Wertheimer,  S.  84.)  Eine  wirkliche 
Freude  hat  Bismarck  an  dem  Bündnis  mit  Rußland  nie 
gehabt.  Schon  im  August  1874  bekam  das  deutsch-russische 
Bündnis  seinen  ersten  Riß,  als  Bismarck  nach  der  Erschie- 
ßung des  deutschen  Hauptmanns  Schmidt  durch  die  spanischen 
Karlisten  am  30.  Juni  1874  und  nach  dem  Attentat  Kulimanns 
auf  den  Reichskanzler  am  13.  Juli  1874  die  Republik  des 
spanischen  Marschalls  Serrano  anerkennen  wollte,  während 
Rußland  das  Verlangen  Deutschlands,  die  spanische  Repub- 
lik gemeinsam  anzuerkennen,  zurückwies  mit  der  Erklärung, 
daß  prinzipielle  Gründe  ihm  die  Anerkennung  einer  Repub- 
lik verbieten.  Im  nädisten  Jahre  vergrößerte  sich  der 
Riß  bedeutend,  als  der  Zar  und  Gortschakow  vom  10. — 12. 
Mai  1875  in  Berlin  waren,  um  den  Krieg  in  Sicht  zu  be- 
enden, und  als  Gortschakow  am  12.  Mai  die  bekannte 
Depesche  an  die  russischen  Gesandten  absandte :  „Maintenant 
la  paix  est  assuree."  (Jetzt  ist  der  Friede  gesichert.) 

Aber  nichts  kennzeichnet  den  Wert  des  Dreikaiser- 
bündnisses besser  als  die  Anfrage  des  Kaisers  Alexander  II. 
durch  den  deutschen  Militärbevollmächtigten  General  von 
Werder  im  Herbst  1876  an  den  Fürsten  Bismarck,  ob 
Deutschland  neutral  bleiben  würde,  wenn  Rußland  mit 
Österreich  in  Krieg  geriete.  Schon  damals  entschied  sich 
Bismarck  für  Österreich,  nicht  erst  durch  das  deutsch- 
österreidiische  Bündnis  vom  7.  Oktober  1879. 
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Bismarck  erkannte  aber  nicht,  dafi  das  deutsdi-oster- 
reichische  gegen  Rußland  gerichtete  Bündnis  unter  allen 
Umständen  einer  Ergänzung  durch  ein  deutsch  -  englisches 
und  deutsch -japanisches  Bündnis  bedürfe,  und  daß  Deutsch- 
land und  Österreich -Ungarn  selbst  mit  Hilfe  Italiens  zu 
schwach  wären,  um  der  Welt  zu  trotzen.  Fürst  Bismarck 
hatte  nicht  das  richtige  strategische  Augenmaß.  Da  er  an 
der  Lösung  der  orientalischen  Frage  gar  kein  Interesse 
hatte,  so  hatte  er  auch  keine  besondere  Veranlassung,  sich 
gegen  Rußland  stark  zu  machen.  Denn  die  Gefahr  für 
den  Weltfrieden  lag  schon  damals  wie  auch  später  in  der 
Sehnsucht  der  Russen  nach  Konstantinopel. 

Gleichwohl  hätte  Fürst  Bismarck  von  Rußland  abrücken 
müssen,  um  die  Freundschaft  Englands  und  Japans  zu  er- 
werben. Es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  Fürst  Bismarck 
trotz  seiner  russenfreundlichen  Gesinnung  Verlangen  nach 
einer  Anlehnung  an  England  hatte.  Aber  durch  das  Vor- 
handensein des  sogenannten  Dreikaiserbündnisses  war  Eng- 
land stets  gegen  Deutschland  mißtrauisch.  So  sandte  Fürst 
Bismarck  Ende  1875  einen  seiner  vertrautesten  Mitarbeiter, 
den  Geheimrat  Lothar  Bucher,  nach  England,  um  ein 
Defensivbündnis  mit  England  anzubahnen.  Bucher  erhielt 
an  zuständiger  Stelle  in  London  eine  Ablehnung.  Nachdem 
Fürst  Bismarck  durch  seine  gegen  Frankreich  gerichtete 
Politik  von  der  Thronrede  am  29.  Oktober  1874,  die  eine 
Drohung  gegen  Frankreich  enthielt,  bis  zu  dem  11.  Mai 
1875,  an  welchem  Tage  er  dem  Kaiser  sein  Abschiedsge- 
such unterbreitete,  auch  England  in  arger  Weise  gegen 
sich  aufgebracht  hatte,  war  die  Ablehnung  des  Annäherungs- 
versuches mit  Sicherheit  zu  erwarten.  Wahrscheinlich  nahm 
man  in  London  an,  daß  der  Versuch  der  Annäherung  nur 
auf  dem  zugespitzten  persönlichen  Verhältnis  zwischen 
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Bismarck  und  Gortschakow  beruhe.  Die  bisher  nodi  nidit 
veröffentlichte  Mitteilung  über  die  Mission  Lothar  Buchers 
verdanke  ich  dem  Botschaftsrat  a.  D.  Freiherrn  von  Eckardt- 
stein,  der  sowohl  von  dem  Grafen  Münster  in  London 
als  von  Holstein  und  dem  Fürsten  Herbert  Bismarck 
darüber  Informationen  erhalten  hat. 

Auf  dem  Berliner  Kongreß  (13.  Juni  — 13.  Juli  1878) 
fanden  streng  geheime  Bündniserörterungen  zwischen 
Bismarck  und  Lord  Beaconsfield  statt,  zu  denen  auch 
Graf  Andrassy  hinzugezogen  wurde.  Dagegen  bat  Lord 
Beaconsfield  den  Fürsten  Bismarck,  mit  Lord  Salisbury, 
welcher  als  auswärtiger  Minister  dem  Berliner  Kongreß 
beiwohnte,  bis  auf  weiteres  nicht  von  dem  Bündnisge- 
danken zu  sprechen.  Diese  sehr  interessanten  und  bisher 
völlig  unbekannten  Tatsachen  hat  Montague  Corry,  der 
spätere  Lord  Rowton,  der  als  politischer  Sekretär  des 
Lord  Beaconsfield  seinen  Chef  auf  den  Berliner  Kongreß 
begleitet  hatte,  später  dem  Freiherm  Hermann  von  Eckardt- 
stein  erzählt,  der  sie  in  seiner  Broschüre  „Diplomatische 
Enthüllungen  zum  Ursprünge  des  Weltkrieges,  Bruchstücke 
aus  meinen  politischen  Denkwürdigkeiten  von  Botschafts- 
rat a.  D.  Hermann  Freiherr  von  Eckardtstein",  Verlag  Karl 
Curtius  in  Berlin,  S.  13  erzählt.  In  dem  Besitz  des  Lord 
Rowton  befand  sich  auch  der  Entwurf  eines  deutsch-eng- 
lischen Bündnisvertrages,  welchen  Beaconsfield  kurz  vor 
dem  Sturze  seines  Kabinetts  im  April  1880  ausgearbeitet 
hatte,  um  ihn  gelegentlich  Bismarck  zur  Begutachtung  zu 
übermitteln.  Es  war  die  Rede  davon  gewesen,  daß  Lord 
Rowton  mit  diesem  Entwurf  im  geheimen  zu  Bismarck 
fahren  sollte. 

Bei  Lord  Rowton  informierte  sich  Chamberlain  Anfang 
November  1899  über  die  Korrektheit  der  ihm  von  Eckardt- 
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stein  gemachten  Angaben  über  die  Bündnisverhandlungen 
zwischen  Bismarck  und  Beaconsfield.  Die  erwiesene  Tat- 
sache, daß  Lord  Beaconsfield  dem  Gedanken  eines  deutsch- 
englischen Bündnisses  sympathisch  gegenübergestanden  hatte, 
bestärkte  Chamberlain  in  seinem  Entschlüsse,  den  von 
Eckardtstein  gesprächsweise  gemachten  Vorschlag  eines 
deutsch-englisdien  Bündnisses  aufzunehmen. 

Auf  dem  Berliner  Kongreß  gelang  es  dem  Fürsten 
Bismarck,  so  gute  Beziehungen  zu  Lord  Beaconsfield  herzu- 
stellen, daß  Lord  Beaconsfield  Ende  1879  oder  Anfang  1880 
den  Entwurf  eines  deutsch-englischen  Bündnisvertrages 
ausarbeitete,  um  ihn  gelegentlich  Bismarck  zur  Gutachtung 
zu  übermitteln.  Durch  den  Sturz  des  Kabinetts  Beacons- 
field wurde  dieser  Plan  vereitelt. 

Kurz  vor  dem  Ausbruche  des  russisch-türkischen  Krieges, 
der  am  12.  April  1877  erklärt  wurde,  soll  Fürst  Bismarck 
dem  Lord  Derby  ein  Offensiv-  und  Defensivbündnis  gegen 
Frankreich  angeboten  haben,  was  dieser  ohne  Zögern 
ablehnte.  (Serge  Goriainow  „Le  Bosphore  et  les  Darda- 
nelles",  Paris,  1910,  S.  339.)  Am  1.  Februar  1887  besuchte 
Fürst  Bismarck  den  britischen  Botschafter  Sir  E.  Malet 
in  Berlin,  um  ihm  ein  Bündnis  zwischen  Deutschland  und 
England  nicht  gerade  vorzuschlagen,  aber  nahe  zu  legen, 
und  am  22.  November  1887  schrieb  Fürst  Bismarck  einen 
Privatbrief  an  Lord  Salisbury  zum  Zwecke  der  Anbahnung 
eines  deutsch-englischen  Bündnisses.  Das  mit  Rußland  durch* 
die  Verträge  von  1881,  1884  und  1887  erneut  verbundene 
Deutschland  stieß  selbstverständlich  in  England  auf  Miß- 
trauen, denn  diese  Verträge  richteten  sich  direkt  gegen 
England. 

Das  sogenannte  Dreikaiserbündnis  oder  richtiger  Drei- 
kaiserverhältnis  des   Jahres  1872,   über  welches  im  Jahre 
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1872   ein    schriftlicher   Vertrag   nicht    geschlossen   wurde, 
wurde   im    Jahre  1881    zu    einem   geheimen,    dreiseitigen, 
schriftlichen    Neutralitätsabkommen,    zunächst   auf  3  Jahre, 
zwisdien  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Rußland  aus- 
gebaut und  im  Jahre  1884  auf  weitere  3  Jahre  erneuert, 
1887  aber  nur  von  Rußland  und  Deutschland  fortgesetzt, 
bis    es    Juni    1890    nach    dem    Rüdetritt    Bismarcks    von 
seinen     Ämtern     erlosch.       Während    das    Bündnis    der 
Dreikaisermächte,  welches  April  1884  vor  der  Zusammen- 
kunft von  Skierniwice  in  der  Zeit  vom  17. — 19.  September 
1884  geschlossen  wurde,  und  der   deutsch-russische  Rüde- 
versicherungsvertrag    vom    Juni    1887     seit    Jahrzehnten 
bekannt  sind,    ist   das    Abkommen    der   Dreikaisermädite 
vom  Juni  1881  zum  ersten  Male  erwähnt  von  Erich  Marcks  in 
„Otto  von  Bismarck**  S.  197  im  Jahre  1915  und  sodann  von 
Otto  Hammann  in  „Der  neue  Kurs"  (Reimar  Mobbing,  1918, 
S.  31)  und  in  „Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges"  (Reimar 
Hobbing,  1918,  S.   38),  denen  ich  die  Verantwortung  für 
die   Richtigkeit    dieser    Darstellung    überlassen   muß.     In 
einem  von  Hermann  Hoffmann   im  Auftrage   des  Fürsten 
Bismarck  im  Herbst  1896   unmittelbar   nach   den  Enthül- 
lungen der  Hamburger  Nachrichten  über  den  deutsch-rus- 
sischen  Neutralitätsvertrag   in   der   Neuen   Freien    Presse 
veröffentlichten  Artikel  heißt  es:   „Das  ältere  Dreikaiser- 
bündnis zwisdien  Deutschland,  Österreich  und  Rußland  hat 
bis  1887  bestanden,  ist  aber  dann  nicht  erneuert  worden, 
weil  Rußland    Österreich  nicht   mehr  traute."     (Hermann 
Hoffmann,  Fürst  Bismarck  I,  S.  112.) 

Die  leitenden  Personen  in  Wien  kannten  übrigens  den 
deutsch-russisdien  Rüdcversidierungsvertrag  des  Jahres  1887 
von  Anfang  an.     (Hammann,  Der  neue  Kurs,  S.  31.) 

Man  muß  sich  immer  vor  Augen  halten,  daß  Deutsch- 
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land  und  Rußland  von  1872  bis  1890  ununterbrochen  ver- 
bündet waren,  und  zwar  vom  Mai  1873 — 1890  schriftliA* 
Und  ebenso  dürfte  Österreich  vom  6.  Juni  1873,  dem  Tage, 
wo  zu  Schönbrunn  Franz  Josef  I.  und  Alexander  II.  die 
sogenannte  „Entente"  unterzeichneten,  bis  1887  ohne  jede 
Unterbrechung  mit  Rußland  schriftlich  verbündet  gewesen 
sein.  (Eduard  von  Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  H, 
Stuttgart  1913,  S.  90.)  Als  Ende  September  1879  Kaiser 
Wilhelm  I.  seine  Genehmigung  zu  dem  Entwürfe  des  deutsch- 
österreichischen  Bündnisses  geben  sollte,  vermochte  er  nicht 
über  das  Bedenken  hinwegzukommen,  daß  er  durch  Nicht- 
beachtung des  Vertrages  vom  Mai  1873  einen  Akt  der 
Treulosigkeit  gegen  seinen  Neffen  Alexander  II.  begehe. 
Allerdings  hatte  Bismarck  den  Kaiser  Wilhelm  gerade  über 
diesen  Punkt  im  voraus  beruhigt,  indem  er  ihm  darlegte, 
daß  die  Petersburger  Verabredung  vom  Mai  1873  durch 
die  Wiener  Vereinbarungen  zwischen  Franz  Josef  I.  und 
Alexander  II.  vom  6.  Juni  1873  ganz  abgeändert  worden 
seien.  Überdies  habe  sich  Kaiser  Alexander  in  den 
letzten  Krisen  nie  auf  den  Petersburger  Vertrag  von  1873 
berufen,  womit  er  ja  selbst  anerkannte,  daß  er  ihn  nicht 
mehr  als  zu  Recht  bestehend  betrachte.  (Eduard  voa 
Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  III,  S.  287.) 

Fürst  Bismarck  hat  es  niemals  verstanden,  England  in 
eine  Lage  zu  bringen,  in  der  es  sich  nach  deutscher  Hilfe 
sehnte  und  nach  einem  Bündnis  niit  Deutschland  Verlangen 
trug.  Und  doch  hat  er  mehrmals  durch  Monate  und 
Jahre  hindurch  eine  vom  Schicksal  gegebene  günstige 
Konjunktur  gehabt,  die  er  nur  nicht  auszunützen  verstand. 
Ein  solcher  großer  Moment,  den  Bismarck  unbenutzt 
vorübergehen  ließ,  war  der  Besuch  des  Lord  Salisbury 
bei  ihm  in  Berlin  am  28.  November  1876.    England  drängte 
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durch  den  Mund  Salisburys  auf  ihn  ein,  gegen  Kaiser 
Alexander  IL  in  der  türkischen  Frage  eine  verschärfte 
Stellung  einzunehmen  und  einen  Druck  auf  dessen  Ent- 
schließungen auszuüben.  Es  wäre  dem  Fürsten  Bismarck 
damals  ein  leichtes  gewesen,  ein  Bündnis  mit  England  und 
Österreich-Ungarn  gegen  Rußland  zustande  zu  bringen. 
Und  diese  glänzende  Konjunktur  hielt  bis  zu  dem  Vertrage 
zwischen  Schuwalow  und  Salisbury  am  30.  Mai  1878,  die 
als  Grundlage  für  die  Haltung  Rußlands  und  Englands 
auf  dem  Berliner  Kongresse  dienen  sollte,  im  großen 
ganzen  an. 

Wenn  Bismarck  nicht  einmal  daran  dachte,  sich  von 
Rußland  zu  trennen,  so  gibt  ein  Ausspruch  von  ihm  Auf- 
schluß, den  er  am  6.  Oktober  1879  gegenüber  Moritz  Busch 
tat,  indem  er  sagte:  „Ich  bin  auch  russisch,  aber  nicht 
blindrussisch  wie  der  Kaiser,  neben  dem  nur  sein  Herr 
Bruder,  der  Prinz  Karl,  und  die  Prinzessin  Alexandrine 
stehen,  sonst  kein  Mensch  am  Hofe."  (Busch,  Tagebuch- 
blätter, II,  S.  561.) 

In  seinen  „Gedanken  und  Erinnerungen"  hat  uns  Fürst 
Bismarck  sorgfältig  verschwiegen,  daß  er  im  Jahre  1876 
zweimal  versucht  hat,  zu  einem  Bündnisse  mit  Rußland 
zu  gelangen. 

Im  August  1876  hatte  Freiherr  von  Manteuffcl  in  vor- 
sichtiger Weise  beim  Zaren  Alexander  II.  den  Antrag 
vorgebracht,  mit  Deutschland  ein  Schutz-  und  Trutzbündnis 
zu  schließen.  Alexander  II.  tat,  als  wenn  er  den  Antrag 
überhört  habe.  Am  1.  November  1876  sondierte  der 
deutsche  Botschafter  von  Schweinitz  den  Fürsten  Gort- 
schakow,  ob  er  gegen  Unterstützung  im  Orient  auf  einen 
Garantievertrag  für  Elsaß-Lothringen  eingehen  würde.  Der 
russische  Staatskanzler  wies  eine  solche  Zumutung  rundweg 
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ab.  (Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  III.  S.  249.)  In 
der  Zeit  hochgradiger  Spannung  zwischen  England  und 
Rußland  vom  Frühjahr  1876  bis  Frühjahr  1878  verstand  es 
Fürst  Bismarck  nicht,  irgendeinen  Vorteil  für  Deutschland 
von  Rußland  oder  England  zu  erhalten.  Nach  der  Ansicht 
von  Professor  Hans  Delbrück  (Bismarcks  Erbe,  S.  182 
und  183)  verhinderte  Bismarck  im  Jahre  1878  den  Krieg, 
den  damals  Österreich  und  England  gegen  Rußland  führen 
wollten,  und  im  Winter  1884  auf  1885  den  stündlich 
erwarteten  Krieg  zwischen  Rußland  und  England  um 
Afghanistans  willen. 

Der  Hauptgrund,  warum  Bismardc  in  der  Zeit  vom 
Frühjahr  1876  bis  Frühjahr  1878  sich  nicht  für  England  und 
ös»terreich  gegen  Rußland  entschied,  liegt  in  seiner  Vorliebe 
für  das  kosakische  Regiment,  in  seiner  Besorgnis  vor 
sozialistischen  Umtrieben,  in  seiner  Bewunderung  der 
zaristischen  Macht  als  Schützer  der  sozialen  Ordnung 
Europas.  Es  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  Deutschland, 
Österreich-Ungarn  und  England  Rußland  damals  besiegt 
haben  würden,  auch  wenn  Rußland  von  Frankreich  unter- 
stützt worden  wäre.  Die  ganze  Weltgeschichte  wäre 
anders  gekommen,  und  wahrscheinlich  hätten  wir  weder 
den  Weltkrieg  noch  die  soziale  Revolution  bis  heute  gehabt. 

Fürst  Bismarck  hinterließ  seinem  Nachfolger  eine  gründ- 
lich verfahrene  auswärtige  Politik.  Wir  waren  mit  Ruß- 
land verbündet,  und  dieses  grade  strebte  nach  der  Eroberung 
von  Konstantinopel  und  wollte  zu  diesem  Zweck  unsern 
Bundesgenossen  Österreich-Ungarn  zerschmettern  und 
durch  das  Brandenburger  Tor  in  Berlin  einmarschieren. 
Das  russisch  französische  Bündnis  lag  in  der  Luft  und 
mußte  kommen.  Fürst  Bismarck  war  überzeugt,  daß  er 
das    Vertrauen    des    Zaren    Alexander  III.    in   demselben 
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Maße  besäße,  wie  er  das  Vertrauen  des  Zaren  Alexander  II. 
besessen  hatte.  Der  Satz  war  richtisf,  aber  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  beide  Zaren  das  größte  Mißtrauen  gegen 
den  Fürsten  Bismarck  hatten,  wie  wir  heute  aus  einer 
Reihe  authentischer  Quellen  wissen.  Nur  ein  Bündnis  mit 
England  konnte  uns  im  Weltkriege  von  Nutzen  sein,  und 
grade  das  besaßen  wir  nicht.  Wenn  man  eine  große 
Armee  hat,  tut  man  gut,  sich  nicht  mit  der  Armee  des 
Nachbarn,  sondern  mit  einer  Seemacht  zu  verbinden.  Die 
russische  und  deutsche  Infanterie  zusammen  konnten  niemals 
nach  England  marschieren.  Aber  die  englischen  und 
deutschen  Streitkräfte  zusammen  konnten  der  Welt  den 
Willen  aufzwingen.  Da  nun  Rußland  unter  allen  Um- 
ständen nach  Konstantinopel  und  Kleinasien  drängte,  so 
mußte  diese  Politik  im  Weltkriege  enden.  Und  der 
Weltkrieg  konnte  nur  in  die  soziale  Revolution  ausmünden. 

Wenn  Fürst  Bismarck  das  Eigentum  und  die  Fidei- 
kommisse  schützen  wollte,  so  hatte  er  eben  auf  das 
falsche  Pferd  gesetzt.  Die  privatwirtschaftliche  Gesell- 
schaftsordnung hätte  Fürst  Bismarck  durch  ein  Bündnis 
mit  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
festigen  können,  also  durch  ein  Bündnis  mit  Staaten  der 
republikanischen  Weltauffassung.  Verkehrterweise  suchte 
er  dasselbe  Ziel  durch  ein  Bündnis  mit  Rußland,  mit  dem 
klassischen  Staate  der  kosakischen  Weltanschauung  zu 
erreichen.  So  untergrub  Fürst  Bismarck  selbst  nicht  nur 
sein  Lebenswerk,  das  deutsche  Kaiserreich,  sondern  auch 
die  von  ihm  begründeten  Fideikommisse  zu  Friedrichsruh 
und  Varzin. 

Aber  war  Fürst  Bismarck  nicht  ein  Staatsmann  von 
einzigartiger  Klarheit  des  Geistes,  von  tiefster  Menschen- 
kenntnis, von  richtigem  Instinkt?  War  Fürst  Bismarck 
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nicht  der  klassische  Realpolitiker?  Ich  finde,  daß  er 
mitunter  durch  längere  Zeiträume  über  alle  Maßen  unklar 
und  sich  selbst  widersprechend  war.  Ich  finde,  daß  ihm 
als  Diplomaten  mitunter  die  denkbar  größten  Kunstfehler 
passierten  und  daß  seine  Ungeschicklichkeiten  und  Kunst- 
fehler in  ganz  hervorragendem  Maße  an  dem  Zustande- 
kommen des  Weltkrieges  und  der  sozialen  Revolution,  die 
er  durchaus  vermeiden  wollte,  Anteil  haben. 

An  seinen  Sohn  Herbert  schrieb  Bismardc  am  7.  Sep- 
tember 1870,  sein  Wunsch  wäre,  daß  wir  uns  in  den 
eroberten  Departements  häuslich  einrichten  sollten,  ehe 
wir  weiter  vorgehen  würden.  „Tun  wir  es  zu  früh,  so 
verhindern  wir  damit,  daß  sie  sich  untereinander  entzweien." 
(Bismarck- Jahrbuch,  6.  Band,  S.  233).  Am  13.  Januar  1871 
sagte  Bismardk  zu  Moltke  in  Gegenwart  des  Kronprinzen, 
er  sei  überhaupt  stets  dagegen  gewesen,  daß  der  Krieg 
weiter  geführt  werde  als  bis  in  die  Champagne;  er  habe 
es  für  den  größten  Fehler  gehalten,  bis  Paris  vorzudringen 
und  zur  Zemierung  zu  schreiten.  (Ottokar  Lorenz,  Kaiser 
Wilhelm  und  die  Begründung  des  Deutschen  Reiches,  S.  483.) 

Am  8.  Januar  1871  sagte  Bismarck  zu  Prinz  Kraft  zu 
Hohenlohe-Ingelfingen,  wir  hätten  im  Argonnerwalde  stehen 
bleiben  sollen.  (Hohenlohe-Ingelfingen,  Aus  meinem  Leben, 
4.  Band,  S.  375.)  Ende  November  1870  erklärte  der- 
selbe Bismardc  dem  Großherzog  von  Baden,  er  habe 
gewünscht,  man  solle  sich  begnügen,  Paris  mit  drei  oder 
vier  Korps  zu  beobachten.  Mit  dem  übrigen  Teile  der 
Armee  hätte  man  dann  so  weit  in  das  Innere  von  Frank- 
reich eindringen  können,  daß  die  Franzosen  nicht  mehr 
imstande  gewesen  wären,  neue  Armeen  aufzustellen. 
(Ottokar  Lorenz,  Kaiser  Wilhelm,  S.  477.) 

Ungefähr  am  18.  November  1870  sprach  sidi  Bismarck 
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gegenüber  dem  Großherzog  von  Baden  folgendermaßen 
aus:  „Durch  die  unglückliche  Einschließung  von  Paris  sei 
alles  ins  Ungewisse  gekommen.  Wäre  man  sogleidi  in 
das  Innere  von  Frankreich  eingedrungen,  so  wären  die 
Franzosen  außerstande  gewesen,  neue  Armeen  aufzu- 
stellen, und  man  hätte  ohne  Paris  Frieden  schließen  können." 
(Ottokar  Lorenz,  S.  509.) 

BIsmarck  wollte  das  Verschiedenste,  sich  Widersprechende. 
Stehenbleiben  in  Elsaß-Lothringen,  in  den  Argonnen,  in 
der  Champagne,  sofort  Vorrücken  in  das  Innere  von 
Frankreich  oder  schließlich  Paris  beobachten  durch  vier  Korps 
und  mit  den  übrigen  Truppen  in  das  Innere  von  Frank- 
reich vordringen.  Auch  wer  nicht  strategiscli  geschult  ist, 
weiß,  daß  jeder  seiner  Vorschläge  verkehrt  und  geeignet 
war,  aus  einem  kurzen  Krieg  einen  Dauerkrieg  oder  Welt- 
krieg zu  machen.  Wir  wollen  aber  dem  Fürsten  Bismarck 
hier  aus  seinen  verkehrten  strategischen  Plänen  keinen 
Vorwurf  machen,  obgleich  die  Durchführung  dieser  Pläne 
sein  Lebenswerk,  die  Begründung  des  Deutschen  Reiches, 
im  Entstehen  vernichtet  haben  würde.  Aber  das  Wider- 
sprechende seiner  verschiedenen  Pläne  beweist  seine 
geistige  Unklarheit,  beweist,  daß  er  in  der  Absicht,  Moltke 
zu  ärgern,  die  gemeingefährliclisten  Ansichten  äußerte,  die 
den  Erfolg  des  ganzen  Feldzuges  vernichtet  hätten,  wenn 
die  zuständigen  Personen,  Moltke  und  der  König,  seine 
Äußerungen  ernst  genommen  und  ihnen  irgendwelchen 
Wert  beigelegt  hätten. 

Fürst  Bismarck  hat  aber  auf  dem  Gebiete  der  Politik 
mitunter  Ansichten  geäußert,  die  noch  mehr  konfus  waren 
als  seine  strategischen  Pläne  nach  der  Schlacht  von  Sedan 
vom  7.  September  1870  bis  13.  Januar  1871.  In  seiner 
Reichstagsrede  vom  9.  Januar  1876  sagte  Fürst  Bismarck : 
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„Die  sozialistisch  "demokratischen  Umtriebe  haben  wesentlich 
mit  dazu  beigetragen,  den  geschäftlichen  Druck,  unter 
dem  wir  uns  befinden,  zu  schaffen;  sie  haben  ganz  gewiß 
die  deutsche  Arbeit  verteuert  und  vermindert,  und  ihr 
Produkt  ist,  daß  der  deutsche  Arbeitstag  nicht  mehr  das 
leistet,  was  der  französische  und  englische  Arbeitstag 
leistet;  der  franzöj.ische  Arbeiter  arbeitet  an  einem  Tage 
mehr  als  der  deutsche  und  geschickter;  wir  sind  zurück- 
gekommen in  der  Arbeit,  und  dadurch  haben  wir  aufgehört, 
konkurrenzfähig  zu  sein.  Daß  wir  zurückgekommen  sind, 
schieben  wir  wesentlich  den  sozialistischen  Umtrieben  zu. 
Und  deshalb  klage  ich  die  Führer  der  Sozialisten  an,  daß 
sie  an  der  Not,  in  der  sich  der  Arbeiterstand  heutzutage 
befindet,  wesentlich  mitschuldig  sind.  Der  französische 
Arbeiter  schafft  heute  in  jeder  einzelnen  Stunde  mehr  als 
der  deutsche  Arbeiter ;  das  können  Sie  täglich  bei  unsem 
Bauarbeiten,  bei  denen  Franzosen  verwendet  werden,  sehen." 
Der  Reichskanzler,  der  so  sprach,  war  jahrzehntelang 
Handelsminister  in  Preußen.  Es  ist  schwer,  über  das 
Thema  Deutschland  und  Frankreich,  der  Sozialismus  und 
die  Bauarbeiter  etwas  Verkehrteres  zu  sagen  als  der 
Reichskanzler  Fürst  Bismarck  im  Reichstage.  Je  mehr  die 
Sozialdemokratie  im  deutschen  Volke  sich  ausbreitete, 
um  so  leistungsfähiger  wurde  die  deutsche  Arbeit,  um  so 
mehr  überragte  die  Produktion  und  der  Export  Deutsch- 
lands denjenigen  Frankreichs.  Kein  Staatsmann  ist  so  oft 
als  Realpolitiker  bezeichnet  worden  als  der  Fürst  Bismarck. 
So  sehen  also  die  realen  Tatsachen  aus,  auf  welchen  dieser 
Realpolitiker  seine  innere  und  äußere  Politik  aufbaute. 

War  es  nach  diesen  Proben  aus  den  strategischen 
Gesprächen  und  politischen  Reden  des  Fürsten  Bismarck 
ein  Wunder,  daß  auch  seine  Diplomatie    schwere  Mängel 
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aufwies  ?  Fürst  Bismarck  brachte  durch  die  vom  29.  Oktober 
1874,  dem  Tage  der  Thronrede,  bis  zum  11.  Mai  1875, 
dem  Tage  seines  Abschiedsgesuches,  betriebene  Politik 
gegenüber  Frankreich  und  Belgien  Deutschland  an  den 
Rand  des  Abgrundes,  in  die  Gefahr,  wegen  Bedrohung 
Frankreichs  mit  allen  Großmächten  Europas  in  Krieg  zu 
geraten.  Am  10.  Mai  1875  gaben  persönlich  und  gleich- 
zeitig bei  dem  Fürsten  Bismarck  Fürst  Gortschakow  und 
der  englische  Botschafter  Lord  Odo  Russell  Erklärungen 
ab,  die  Deutschland  von  einem  Angriffe  gegen  Frankreich 
abhalten  sollten.  Es  fehlte  nicht  viel,  daß  sich  auf  den 
Wunsch  Englands  auch  Österreich-Ungarn  und  Italien 
dieser  Intervention  zur  Aufrechterhaltung  des  Friedens  im 
Interesse  des  bedrohten  Frankreichs  anschlössen.  Wir 
wissen  heute,  daß  im  Falle  eines  deutschen  Angriffs  gegen 
Frankreich  auch  Österreich -Ungarn  im  Verein  mit  Ruß- 
land und  England  den  Franzosen  zu  Hilfe  gekommen 
wäre.  (Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,  II,  S.  230  u. 
234.)  Niemand  anders  als  Kaiser  Wilhelm  I.  war  der 
Ansicht,  daß  Bismarck  die  Absicht  habe,  Frankreich  anzu- 
greifen. Am  25.  Oktober  1874  kam  Wilhelm  I.  in  einer 
Unterhaltung  mit  Hohenlohe  auf  den  eine  Drohung  gegen 
Frankreidi  enthaltenden  Sdilußsatz  der  bevorstehenden 
Thronrede  und  knüpfte  daran  die  Befürchtung,  es  möchte 
daraus  abgeleitet  werden,  daß  wir  mit  Frankreich  wieder 
Krieg  anfangen  wollten.  Davon  wolle  er  nichts  wissen. 
Er  sei  zu  alt,  um  noch  Krieg  anzufangen,  und  er  befürchte, 
daß  Fürst  Bismarck  ihn  nach  und  nach  wieder  in  einen 
Krieg  hineinführen  wolle.  Schließlich  sagte  der  Kaiser: 
„Ich  werde  in  dieser  Beziehung  noch  mit  dem  Fürsten 
Bismardc  in  Streit  kommen."  (Hohenlohe,  Denkwürdig- 
keiten, II,  137). 
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Am  15.  April  1875,  also  8  Tage  nach  dem  Ersdieinen 
des  Krieg-in-Sicht-Artikels  der  „Post",  sagte  Wilhelm  I. 
zu  dem  französischen  Militärattache,  dem  Prinzen  von 
Polignac:  „Man  hat  uns  brouillieren  wollen."  Polignac 
erwiderte:  „Darf  ich  fragen,  wer  dieser  Mann  ist?"  Mit 
einem  bezeichnenden  Lächeln  legte  der  Kaiser  den  Finger 
auf  den  Mund.    (Deutsche  Revue,  November  1892,  S.  164.) 

Am  30.  April  1875  sagte  Moltke  zu  dem  belgischen 
Gesandten  Baron  Nothomb,  er  wisse  nicht,  wie  Deutsch- 
land im  nächsten  Jahre  den  Krieg  vermeiden  solle,  wenn 
die  Großmächte  Frankreich  nicht  veranlassen  sollten,  seine 
Rüstungen  auf  ein  vernünftiges  Maß  herabzusetzen.  Und 
Ende  April  1875  sandte  Bismarck  den  Staatssekretär 
von  Bülow  zu  Nothomb  mit  der  vertraulichen  Nachricht: 
„Sagen  Sie  Ihrem  König,  er  solle  seine  Armee  zur  Ver- 
teidigung bereit  machen,  weil  Belgien  von  Frankreich 
schneller  angegriffen  werden  wird  als  wir  erwarten." 
(Lord  Newton:  Lord  Lyons  II,  page  74.) 

Wenn  Fürst  Bismarck  im  Frühjahr  1875  die  Ansicht 
Moltkes  geteilt  hat,  daß  das  noch  schwache  Frankreich 
durch  einen  Präventivkrieg  zu  Boden  geworfen  werden 
muß,  so  haben  Bismarck  und  Moltke  sich  als  schlechte 
Strategen  und  Politiker  erwiesen,  denn  über  den  Aus- 
gang dieses  Krieges  kann  heute  kein  Zweifel  mehr  bestehen. 
Dieser  Krieg  wäre  genau  so  ausgegangen  wie  der  Welt- 
krieg, der  am  1.  August  1914  begann,  und  dessen  Waffen- 
stillstandsbedingungen wir  jetzt  in  der  zweiten  Hälfte  des 
November  1918  zu  spüren  bekommen.  Wenn  Bismarck 
aber  nicht  die  Absiebt  gehabt  hat,  Frankreich  anzugreifen, 
so  ist  sein  Tun  und  Unterlassen  vom  Oktober  1874  bis 
Anfang  Mai  1875  eine  Kette  verhängnisvoller  diploma- 
tisdier  Ungeschicklichkeiten,  die  Deutschland  in  erhebliche 
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Gefahr  brachten  und  für  den  Fürsten  Bismardc  eine  ansehn- 
liche diplomatische  Niederlage  bedeuteten.  Selbst  der 
gesündeste  Staatsmann  hätte  am  Vormittag  des  11.  Mai  1875 
dem  König  sein  Abschiedsgesuch  überreichen  und  mit 
seiner  erschütterten  Gesundheit  begründen  müssen. 

Napoleon  I.  war  von  1796  bis  1812  fast  ununterbrochen 
siegreich,  bis  sich  das  Glück  gegen  ihn  dauernd  wendete. 
Hindenburg  erging  es  ähnlich.  Moltke  hatte  augenscheinlich 
das  Bestreben,  das  Kriegsglück  herauszufordern,  welches 
ihn  1875  sicher  ebenso  verlassen  haben  würde  wie  Napoleon 
1812»  Denn  Deutschland  würde  es  mit  England,  Rußland, 
Österreich-Ungarn,  Italien,  Frankreich  und  vielleicht  auch 
Belgien  zu  tun  gehabt  haben.  Diese  Koalition  hatte  Fürst 
Bismarck  durch  seine  Fehler,  insonderheit  durch  sein 
herausforderndes  Verhalten  mittels  der  Thronrede  und 
mittels  der  offiziösen  Presse,  zustande  gebracht. 

Wegen  der  zunehmenden  Besorgnis  vor  sozialistischen 
Umtrieben  wollten  sich  Fürst  Bismarck  und  Wilhelm  I. 
nicht  vom  russischen  Zaren  trennen.  Je  älter  und  je 
reicher  Fürst  Bismarck  wurde,  um  so  mehr  haßte  er  die 
Sozialdemokraten,  um  so  wichtiger  wurde  ihm  das  Bündnis 
mit  dem  Zarismus  gegen  den  sozialen  Umsturz.  Am 
23.  Juni  1890  sagte  Fürst  Bismarck  zu  einer  Berliner 
Abordnung:  „Die  Sozialdemokraten  rechne  ich  nicht  zu 
den  Deutschen."  (Paul  Dehn,  „Bismarck  als  Erzieher", 
S.  476.)  Und  am  17.  Mai  1893  sagte  Bismarck  zu  Fried- 
richsruh:  „Der  Umstand,  daß  man  jetzt  die  Sozialisten 
als  eine  politische  Partei  behandle,  als  eine  Macht  im  Lande, 
die  man  ernsthaft  behandeln  und  mit  der  man  rechnen 
muß,  statt  als  Räuber  und  Diebe,  die  zermalmt  werden 
müssen  —  das  hat  ihre  Kraft  und  Bedeutung  in  hohem 
Grade  gesteigert,  ebenso  wie  die  Beachtung,  die  man 
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ihnen  schenkt.  Ich  hätte  das  nie  gestattet.  Sie  sind 
die  Ratten  im  Lande  und  sollten  vertilgt 
werden."      (Poschinger,  Tischgespräche  I,  S.  233.) 

In  den  Verhandlungen  mit  Rußland  pflegte  Fürst  Bis- 
marck  folgenden  Ausdruck  anzubringen :  Die  Regierungen 
der  Dreikaiserreiche  haben  der  sozialen  Revolution  gegen- 
über viel  mehr  zu  verlieren,  als  sie  durch  Kriege  gegen- 
einander gewinnen  können.  (Poschinger,  Tischgespräche  I, 
S.  406.) 

In  den  letzten  Jahren  seiner  Kanzlerschaft  hatte  Bismarck 
die  Absicht,  ein  neues  Reichstagswahlrecht  zu  schaffen,  welches 
notorische    Sozialdemokraten    vom    Wahlrechte    ausschloß. 

Zu  diesem  Zwecke  sollte  statt  der  geheimen  Abstim- 
mung die  öffentliche  eingeführt  werden.  Freilich  konnte 
das  nur  mit  einem  Gewaltstreich  durchgeführt  werden. 
Bismarck  plante  die  Auflösung  des  Reiches  und  eine 
Neuschöpfung  als  Fortsetzung  des  alten  Reiches  mit  dem 
neuen  öffentlichen  Wahlrecht.  (Hans  Delbrück,  Bismarcks 
Erbe,  S.  118  fg.) 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Beweisführung,  daß  Bismarck 
bei  dieser  seiner  Stellungnahme  zur  Sozialdemokratie 
niemals  ernstlich  daran  gedacht  hat,  sich  von  Rußland 
abzuwenden  und  ein  Bündnis  mit  England  gegen  Rußland 
zu  schließen.  Er  hätte  neben  seinem  russischen  Bündnis 
zuweilen  noch  gern  ein  englisches  Bündnis  gehabt.  Als 
Bismarck  Ende  1875  Lothar  Bucher  nach  London  sandte, 
um  ein  Defensivbündnis  mit  England  anzubahnen,  war  er 
am  12.  Mai  1875  durch  Gortschakows  Runddepesche: 
„Maintenant  la  paix  est  assuree**  (Jetzt  ist  der  Friede 
gesichert)  aus  Berlin  an  die  Vertreter  Rußlands  aufs 
schwerste  gekränkt.  Falls  Bismarck  Ende  1879  mit  Beacons- 
field  zwecks   Abschluß   eines   Defensivbündnisses   in   Ver- 
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bindung  getreten  war,  stand  er  unter  dem  Eindrudc  des 
an  zwei  Stellen  eine  Kriegsdrohung  enthaltenden  Briefes 
des  Zaren  vom  15.  August  1879  an  Wilhelm  I.  Und 
als  Bismarck  am  22.  November  1887  an  Salisbury  schrieb, 
stand  er  unter  dem  Eindruck  der  gespannten  Beziehungen 
zu  Alexander  III.,  die  auch  durch  die  Aussprache  zwischen 
Bismarck  und  dem  Zaren  am  18.  November  1887  in 
der  russischen  Botschaft  zu  Berlin  nicht  hinreichend  besei- 
tigt waren. 

Als  die  orientalische  Frage  im  Frühjahr  1876  im  Begriff 
war,  in  ein  akutes  Stadium  einzutreten,  und  als  der  deutsche 
Botschafter  in  London  Graf  Münster  in  einem  Schreiben 
an  den  Kaiser  Wilhelm  I.  den  Bruch  zwischen  England 
und  Rußland  vorausgesagt  hatte,  bezeichnete  Bismarck  in 
einem  Schreiben  aus  Kissingen  vom  6.  Juli  1876  diesen 
Bruch  als  eine  große  Kalamität  und  ein  europäisches  Un- 
glüdc  und  ergriff  im  übrigen  sofort  für  Rußland  Partei, 
indem  er  den  Grafen  Münster  autorisierte,  auf  eventuellen 
Wunsch  des  Kaisers  Beruhigungsvorstellungen  in  England 
zu  erheben  und  sich  dabei  an  den  Text  des  gegen  Deutsch- 
land geriditeten  englischen  Zirkulars  vom  Frühjahr  1875 
zu  halten.  (Gedanken  und  Erinnerungen  des  Fürsten 
Bismardc,  Anhang,  II,  S.  488.) 

Als  für  Rußland  nach  seinem  Vorstoß  gegen  Merw  im 
Jahre  1884  ein  ernster  Konflikt  mit  England  drohte,  leistete 
Fürst  Bismarck  dem  Russischen  Reiche  den  Dienst  durch 
Druck  auf  die  Pforte,  daß  die  Dardanellen  gegen  Kriegs- 
schiffe verschlossen  blieben  (L.  Raschdau,  Der  deutsch- 
russische Rückv^sicherungsvertrag,  in  den  „Grenzboten" 
vom  12.  April  1918,  S.  27,  sowie  Otto  Hammann,  Zur 
Vorgeschichte  des  Weltkrieges,  S.  39.)  Da  die  anglo- 
indische  Regierung  nach  der  Besetzung  der  zu  Persien 
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gehörenden  Stadt  Merw  durch  die  Russen  zum  Kriege 
rüstete,  bestand  am  Ende  des  Jahres  1884  auch  nach  dem 
Urteil  des  Professor  Heinrich  Friedjung  (Das  Zeitalter  des 
Imperialismus,  I,  Verlag  Neufeld  &  Henius,  Berlin,  1919 
S.  58)  die  Gefahr  eines  großen  Krieges  um  die  Herrschaft 
Asiens  zwischen  England  und  Rußland.  In  diesem  afghani- 
stanischen Konflikt  handelte  Fürst  Bismarck  genau  wie  an 
der  Schwelle  der  orientalischen  Krise  im  Frühjahr  1876. 
Er  stellte  sich  auf  die  Seite  Rußlands  und  erschwerte 
durch  sein  Verhalten  den  Engländern  den  Beginn  des 
Krieges,  sodaß  der  Krieg  unterblieb  und  der  englisch- 
russische Gegensatz  zum  Nachteil  Deutschlands  ausgeglichen 
wurde.  Fürst  Bismarck  hat,  wie  wir  wissen,  Schule  gemacht 
in  der  großen  Kunst,  die  althergebrachten  Gegensätze  der 
Großmächte  auf  Unkosten  Deutschlands  zu  einem  Aus- 
gleidi  zu  bringen,  und  hat  in  seinen  Nachfolgern  gelehrige 
Schüler  in  dieser  echt  deutschen  Kunst  gefunden.  Der 
Mann  der  Blut-  und  Eisenpolitik  handelte  im  Jahre  1876 
und  im  Jahre  1884  wie  ein  Quäker  oder  wie  ein  Pazifizist. 
In  beiden  Fällen  verhinderte  er  England,  bündnisreif  zu 
werden,  indem  er  England  vor  Schaden  bewahrte.  Nicht 
in  einem  Unterlassen  besteht  in  der  orientalischen  Krise 
von  1876 — 1878  und  in  der  afghanischen  Krise  von  1884 
allein  die  Schuld  Bismarcks,  indem  er  die  Kunst  nicht 
verstand,  den  englisch-russischen  Gegensatz  zu  verschärfen, 
sondern  in  einem  positiven  Tun,  welches  England  verletzen 
mußte  und  welches  den  Interessen  Deutschlands  schnur- 
stracks zuwiderlief. 

Am  8.  August  1895  bot  Salisbury  auf  der  Reede  vor 
Cowes  Kaiser  Wilhelm  II.  die  Aufteilung  der  Türkei  an, 
ein  Anerbieten,  welches  in  einer  den  englischen  Premier- 
minister verletzenden  Art  sofort  lachend  abgewiesen  wurde. 
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Ende  März  1898  kam  es  zu  VerhandlungcD  zwischen  dem 
deutschen  Botschafter  Grafen  Paul  Hatzfeld  und  dem 
englischen  Kolonialminister  Joseph  Chamberlain  in  London 
über  ein  engeres  Zusammengehen  Deutschlands  und  Eng- 
lands in  allen  akuten  Weltfragen,  insbesondere  der  chine- 
sischen. Schließlich  verliefen  aber  diese  Verhandlungen 
resultatlos. 

Am  17.  November  1899  erklärte  Chamberlain  gegen- 
über dem  Botschaftsrat  Freiherrn  von  Eckardtstein,  daß 
er  jetzt  vollständig  von  dem  Gedanken  durchdrungen  sei, 
daß  ein  deutsch-englisches  Bündnis  im  Interesse  der  Kultur, 
des  Weltfriedens  und  der  beiderseitigen  Interessen  von 
unschätzbarer  Bedeutung  sein  würde,  und  daß  seiner 
Ansicht  nach  auch  Amerika  in  irgendeiner  Form  an  diesem 
Weltfriedensbund  beteiligt  werden  müsse.  Ende  November 
1899  kam  der  Kaiser,  begleitet  von  Bülow,  zu  einem 
Besuche  der  Königin  Viktoria  nach  England.  Auf  Veran- 
lassung des  Freiherrn  von  Eckardtstein  fand  in  Windsor 
eine  Unterredung  zwischen  Chamberlain,  dem  Kaiser  und 
Bülow  statt. 

Vom  12.— 17.  Januar  1901  fanden  auf  Schloß  Chats- 
worth,  dem  Landsitze  des  Herzogs  von  Devonshire,  zwischen 
Eckardtstein,  Chamberlain  und  dem  Herzog  von  Devon- 
shire Aussprachen  über  sämtliche  schwebende  Weltprobleme 
sowie  über  die  Zukunft  der  deutsch-englischen  Beziehungen 
statt.  Die  beiden  englischen  Minister  erklärten,  sie  gehörten 
zu  denjenigen  Mitgliedern  des  englischen  Kabinetts,  welche 
einen  Anschluß  an  Deutschland  erstrebten. 

Infolge  des  Ablebens  der  Königin  Viktoria  am  22.  Januar 
1901  mußte  die  Einleitung   von  offiziellen  Bündnisverhand 
lungen  bis  auf  weiteres  verschoben  werden.    Am   18.  März 
1901  wurden  die  offiziellen  Verhandlungen  zwischen  Lord 
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/  Lansdownc  und  Eckardtstein  wieder  aufgenommen.  Da- 
r  neben  hatte  Eckardtstein  mit  dem  japanischen  Gesandten 
in  London,  dem  Grafen  Hayashi,  Fühlung  genommen  und 
ihm  den  Vorschlag  eines  deutsch-englischen-japanischen 
Bündnisses  behufs  Erhaltung  des  Friedens  im  fernen 
Osten  gemacht. 

Bei  den  deutsch-englischen  Verhandlungen  im  März  1901 
handelte  es  sich  um  ein  Defensivbündnis,  welches  bei 
Doppelangriff  wirksam  sein  sollte.  In  sämtlichen  Haupt- 
punkten wurde  zwischen  Eckardtstein  und  Lansdowne  ein 
volles  Einvernehmen  erzielt.  Diese  Details  beruhen  auf 
persönlichen  Mitteilungen  des  Freiherrn  Hermann  von 
Eckardtstein. 

Lord  Salisbury  erklärte  sich,  ausdrücklich  mit  einem 
Defensivbündnis,  welches  Deutschland  nicht  aggressiv  gegen 
Rußland  zu  verpflichten  brauchte,  einverstanden,  war  auch 
bereit,  Lansdowne  einen  offiziellen  Vorschlag  an  die  deutsche 
Regierung  richten  zu  lassen.  Einer  der  Gründe,  daß  es 
nicht  hierzu  kam,  lag  in  den  Schwierigkeiten,  die  mit  der 
von  deutscher  Seite  gewünschten  Ausdehnung  des  Bünd- 
nisses auf  Österreich- Ungarn  und  Italien  verbunden  waren. 
Lord  Salisbury  hatte  alte  Bedenken  dagegen,  Verpflich- 
tungen für  Staaten  mit  slavischen  Volksteilen  und  latei- 
nischen Ansprüchen  einzugehen.  (Otto  Hammann,  Der 
neue  Kurs.  Berlin  1918,  S.  128.) 

Nach  der  Ansicht  des  Freiherrn  von  Eckardtstein  ist 
die  unglückselige  Orientierung  des  Fürsten  Bülow  nach 
dem  zaristischen  Moskowitertum  sowie  seine  Besorgnis 
vor  den  alldeutsch  gerichteten  Kreisen  und  der  allmäch- 
tigen Umgebung  des  Kaisers  der  Grund,  daß  diese  Ver- 
handlungen zum  Scheitern  gebracht  worden  sind. 

Das  Scheitern  dieser  Verhandlungen  trieb  England  auf 
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die  Seite  der  russisdi-französisdien  Entente  und  war  daher 
die  Hauptursache  für  die  ungünstige  diplomatische  Kon- 
stellation Deutschlands   an    der  Schwelle    des  Weltkrieges. 

Aus  dem  Scheitern  dieser  Verhandlungen  mußte  früher 
oder  später  der  Zusammenstoß  des  nach  Armenien  und 
Konstantinopel  drängenden  Rußland  mit  den  Zentralmächten 
erfolgen.  Aus  dem  Scheitern  dieser  Verhandlungen  mußte 
der  Weltkrieg  hervorgehen,  sofern  es  Deutschland  nicht 
nachträglich  noch  gelang,  wieder  gute  Beziehungen  zu 
England  herzustellen  und  England  von  der  Seite  der 
Alliierten  abzuziehen. 

Es  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  Bethmann 
Hollweg,  Jagow  und  Lichnowsky  erfolgreiche  Anstrengungen 
gemacht  haben,  um  die  <jeutsch-englischen  Beziehungen  zu 
bessern.  Es  war  dem  Fürsten  Lichnowsky  gelungen,  den 
sogenannten  Bagdadvertrag  und  den  Kolonialvertrag  mit 
England  fast  zum  formellen  Abschluß,  beziehungsweise  zur 
Ratifikation  zu  bringen,  als  der  Weltkrieg  begann. 

Es  ist  der  Geheimdiplomatie,  wie  sie  in  Deutschland 
und  in  England  üblich  war,  zuzuschreiben,  wenn  die  Ver- 
suche einer  deutsch-englischen  Annäherung  so  lange  ein 
tiefes  Geheimnis  waren.  Aus  den  Gedanken  und  Er- 
innerungen des  Fürsten  Bismarck  oder  aus  dem  Buche 
„Deutsche  Politik"  des  Fürsten  Bülow  kann  man  über  diesen 
wichtigsten  Teil  der  Vorgesdiidite  des  Weltkrieges  fast 
nichts  erfahren.  Fürst  Bismarck  verschweigt  überaus  Wich- 
tiges und  Fürst  Bülow  verschweigt  nicht  nur,  sondern 
stellt  die  Ereignisse  direkt  falsch  dar,  um  seine  eigene 
schwere  Schuld  am  Ausbruch  des  Weltkrieges  zu  verdedcen. 
Selbst  das  jüngste  im  November  1918  erschienene  Ge- 
schichtswerk „Das  Zeitalter  des  Imperialismus  1884—1914" 
von  dem  Wiener  Professor  Heinrich  Friedjun^  erwähnt  mit 
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keinem  Worte  das  bedeutsamste  Ereignis  dieses  Zeitalters, 
nämlich  die  ergebnislosen  Verhandlungen  zwischen  England 
und  Deutschland  im  Jahre  1901,  die  durch  die  Schuld  des 
Fürsten  Bülow  zum  Scheitern  kamen.  Friedjung  erwähnt 
nur  die  Verhandlungen  des  Jahres  1899,  stellt  aber  doch 
aus  diesem  Anlaß  die  politische  Regel  auf,  daß  ein  Staats- 
mann das  möglichste  tun  muß,  um  durch  Knüpfung  von 
Allianzen  eine  derartige  feindliche  Gruppierung  zu  ver- 
hindern. Er  ist  also  weit  davon  entfernt,  das  Verhalten 
des  Fürsten  Bülow  zu  billigen.  Und  doch  kannte  Fried- 
jung damals  noch  nicht  den  tragischen  Ausgang  des  Welt- 
krieges. 

„Die  diplomatischen  Enthüllungen  zum  Ursprung  des 
Weltkrieges",  die  der  frühere  Geschäftsträger  in  London, 
Botschaftsrat  a.  D.  Freiherr  von  Eckardtstein,  im  November 
1918  veröffentlichte,  enthalten  eine  Reihe  von  wichtigen 
Belegen  für  die  deutsch-englischen  Annäherungsversuche. 
Der  alte  Fürst  Münster,  erst  Botschafter  in  London,  dann 
in  Paris,  sagt  in  einem  aus  Paris  den  14.  April  1898 
datierten  Schreiben  an  Eckardtstein:  „Ich  weiß  es  ja, 
Bismarck  hat  von  jeher  ein  Bündnis  mit  England  haben 
wollen.  Da  er  es  aber  nicht  haben  konnte,  war  er  bei 
seinem  cholerischen  Temperament  zeitweise  sehr  gegen 
England  aufgebracht."     (Eckardtstein,  S.  29.) 

Wie  aus  einem  Privatbrief  Chamberlains  an  Eckardt- 
stein vom  18.  Dezember  1899  hervorgeht,  hat  sich  Bülow 
in  der  Unterredung  zwischen  Bülow  und  Chamberlain  zu 
Windsor,  in  der  der  englische  Kolonialminister  seine  Ge- 
danken über  ein  deutsch-englisdies  Bündnis  unter  Be- 
teiligung Amerikas  entwickelte,  voll  und  ganz  den  Aus- 
führungen Chamberlains  angeschlossen  und  ihn  dazu  er- 
mutigt,   als  Vorbereitung   für    offizielle  Verhandlungen   in 
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einer  öffentlidien  Rede  Propaganda  für  diesen  Gedanken 
zu  machen.  Die  Rede  Chamberlains  vom  8.  Dezember 
1899  fand  in  Deutschland  wenig  Beifall,  audi  nicht  bei 
Bülow,  der  in  einer  Reichstagsrede  hierzu  Stellung  nahm. 
Am  28.  Dezember  1899  schrieb  Chamberlain  in  einem 
Privatbrief  an  Eckardtstein :  „Ich  will  mich  hier  über  die 
Behandlungsweise,  die  Bülow  mir  hat  widerfahren  lassen, 
nicht  näher  äußern.  Jedenfalls  halte  ich  es  aber  für  an- 
gebracht, irgend  welche  weiteren  Verhandlungen  in  der 
von  uns  beiden  angeregten  Bündnisfrage  fallen  zu  lassen." 
(Eckardtstein,  S.  14  und  15.)  Am  16.  Januar  1901  gaben  auf 
Schloß  Chatsworth  Chamberlain  und  der  Herzog  von  Devon- 
shire  beide  Mitglieder  des  Kabinetts  Salisbury,  folgende  Erklä- 
rung an  Eckardtstein  ab :  „Die  Zeit  der  splendid  Isolation  ist 
für  England  vorüber.  England  ist  gewillt,  sämtliche  noch 
offene  Fragen  in  der  Weltpolitik,  vor  allem  die  chinesische 
und  marokkanische,  gemeinschaftlich  mit  der  einen  oder 
der  anderen  der  zurzeit  bestehenden  europäischen  Völker- 
gruppen zu  lösen.  Wohl  werden  bereits  innerhalb  des 
englischen  Kabinetts  Stimmen  laut,  welche  einen  Anschluß 
Englands  an  den  Zweibund  (Frankreich  und  Rußland)  be- 
fürworten. Wir  aber  gehören  zu  denjenigen,  welche  einen 
Anschluß  an  Deutschland  beziehungsweise  den  Dreibund 
vorziehen  würden.  Sollte  es  sich  aber  herausstellen,  daß 
ein  Anschluß  an  Deutschland  nicht  möglich  ist,  so  würden 
auch  wir  ein  Zusammengehen  mit  Frankreich  und  Rußland 
selbst  unter  den  schwersten  Opfern,  wie  z.  B.  von  Marokko 
und  Persien,  ins  Auge  fassen."  (Eckardtstein,  S.  17.) 

Alle  diese  Besprechungen  sind  in  Privattelegrammen 
und  Privatbriefen  Eckardtsteins  an  Holstein  vom  17.  und  18. 
Januar  1901  schriftlich  niedergelegt.  Auch  ein  offizielles 
Telegramm  an  den  Fürsten  Bülow  vom  18.  Januar  1901 
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enthält  den  wesentlichen  Inhalt   der  Aussprache   in  Chats- 
worth. 

Nachdem  Eckardtstein  am  18.  März  1901  mit  Lans- 
downe  die  Verhandlungen  über  ein  deutsch- englisches 
Bündnis  und  unmittelbar  darauf  mit  Hayashi  über  ein 
deutsch-englisch-japanisches  Abkommen  betreffend  Ostasien 
aufgenommen  hatte,  setzte  sich  Eckardtstein  umgehend  mit 
Holstein  in  Verbindung  und  erhielt  von  Holstein  tele- 
graphisch die  Ermäditigung,  mit  diesen  Verhandlungen 
fortzufahren.  Der  Schluß  des  betreffenden  Telegramms 
von  Holstein  an  Eckardtstein  lautete :  „Ich  habe  die  ganze 
Angelegenheit  mit  dem  Reichskanzler  besprochen,  er  wird 
Ihnen  noch  persönlich  telegraphieren."  Ein  solches  Telegramm 
des  Reichskanzlers  traf  aber  nie  ein.  (Eckardtstein,  S.  20.) 
Am  11.  April  1901  schrieb  der  Herzog  von  Devonshire 
an  Eckardtstein :  „Besonders  bedaure  ich  zu  erfahren,  daß 
Sie  Ihr  Abschiedsgesuch  eingereicht  haben.  Was  wird 
dann  aus  unserem  geplanten  Bündnis?  Das  Verhalten 
Bülows  ist  nicht  gerade  sehr  ermutigend  für  uns,  und  ich 
frage  mich,  ob  es  unter  solchen  Umständen  nicht  besser 
wäre,  den  ganzen  Plan  fallen  zu  lassen.  Will  Ihre  Regierung 
das  Bündnis  nicht  haben,  so  soll  sie  es  doch  offen  aus- 
sprechen. Wir  werden  uns  schon  noch  anders  zu  behelfen 
wissen."     (Eckardtstein,  S.  22  und  23.) 

Am  14.  Juni  1901  schrieb  Baron  Alfred  Rothschild  an 
Eckardtstein :  „Ihre  Verhandlungen  im  März  und  April 
waren  tacheles,  was  jetzt  noch  geschieht,  ist  aber  nur 
Schabbesschmus.  Auf  die  schönen,  nichtssagenden  Fragen 
Bülows  fällt  kein  Mensch  mehr  in  England  herein." 

Die  Herzogin  Luise  von  Devonshire  schrieb  am  20.  Juni 
1901  an  Eckardtstein:  „Frank  Lascelles  hat  dem  Herzog 
erzählt,  daß  Bülow  ihn  von  Anfang  an  gebeten  habe,  dem 
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Kaiser  nichts  über  die  schwebenden  Verhandlungen  zu  sagen. 
Der  Herzog  meint,  das  hätte  doch  wohl  zu  bedeuten»  daß 
Bülow  von  Anfang  an  nicht  seriös  gewollt  hat."  (Eckardt- 
stein,  S.  28  und  29.) 

Und  so  war  es!  Bülow  wollte  nicht!  Noch  in  der  im 
Jahre  1916  erschienenen  Auflage  seines  Buclies  „Deutsche 
Politik"  versucht  er  den  Beweis,  es  sei  nicht  statthaft  ge- 
wesen, sich  auf  ein  Bündnis  mit  England  einzulassen. 
Seine  Beweisführung  kann  nur  denjenigen  überzeugen,  der 
von  dem  traurigen  Ausgange  des  Weltkrieges  nichts  weiß 
und  der  die  wirklichen  Vorgänge  in  den  Jahren  1898 — 1901 
nicht  kennt,  die  Bülow  sorgfältig  verschweigt. 

Am  20.  März  des  Jahres  1901  —  ich  verdanke  dieses 
Datum  einer  mündlichen  Mitteilung  des  Freiherrn  von 
Edcardtstein  —  schrieb  der  tatsächliche  Leiter  der  deutschen 
Diplomatie  Geheimrat  von  Holstein  an  den  deutschen 
Geschäftsträger  in  London  Freiherrn  von  Eckardtstein : 

„Ist  der  britische  Minister  des  Äußern  oder  der  Kolonial- 
minister bekannt  mit  Bismarcks  Privatbrief  an  Lord  Salis- 
bury  vom  22.  November  1887?  Fürst  Bismarcks  unge- 
wöhnlicher Schritt  auf  der  Höhe  seiner  Macht  —  ich 
erinnere  mich  nicht,  daß  er  je,  so  wie  hier,  unvermittelt 
an  einen  fremden  Premierminister  geschrieben  hat  — 
zeigt  die  Wichtigkeit,  die  er  Lord  Salisburys  Antwort 
beilegte." 

„Der  jetzige  Augenblick  ist  von  entscheidender  Wichtig- 
keit, weil  sowohl  England  als  auch  Deutschland  gewisse 
Neigung  zu  günstigerer  Stimmung  zeigen.  Allerdings  ist 
eine  Verständigung  zwischen  den  beiden  Ländern,  so  wie 
ich  sie  für  erwünscht  halte,  wegen  gegenseitigen  Mißtrauens 
erschwert.  Um  den  Gang  der  Politik  zu  erleichtern,  unter 
Berücksichtigung  des  jetzigen  Standes  der  Stimmung,  wäre 
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der  einzuschlagende  Weg,  die  Annäherung  nicht  zu  einer 
Frage  eines  englisch  -  deutschen  Bündnisses  zu  machen, 
sondern  England  zu  veranlassen,  sich  dem  Dreibunde 
anzuschließen.  Wenn  die  breite  Entwickelung  eines  Bünd- 
nisplanes festgelegt  werden  kann,  so  meine  ich,  kann 
wirklich  etwas  Nützliches  und  Dauerndes  erreicht  werden, 
über  Wien.  Ich  sehe  auch  nicht,  warum  nicht  gleichzeitig 
Japan  in  das  Schutzbündnis  einbezogen  werden  kann. 
Diese  Kombination  würde  die  Sache  erleichtern,  denn 
Japan  ist  in  Deutschland  populär.  Es  ist  keine  Frage  wie 
1887,  England,  Österreich  und  Italien  zusammenzuziehen, 
sondern  England  und  Japan  dem  Dreibunde  anzuschließen." 

Diese  Sätze  und  noch  einige  weitere  sind  zuerst  am 
13.  Mai  1912  von  dem  Wiener  Vertreter  des  Londoner 
Daily-Telegraph  in  dieser  englischen  Zeitung  veröffentlicht 
worden  und  sind  neuerdings  in  deutsdier  Übersetzung 
von  Otto  Hammann  abgedruckt  worden  in  seinem  Buche 
„Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges"  S.  131 — 133. 

Aus  diesem  Briefe  erkennt  man,  daß  ursprünglich  auch 
Holstein  für  ein  Bündnis  mit  England  eingenommen  war. 
Auch  ein  Pro  memoria  des  damaligen  Personalienrats  im 
Auswärtigen  Amt,  Prinzen  Lichnowsky,  sprach  sich  für 
eine  Verständigung  mit  England  aus  (Hammann,  Zur  Vor- 
geschichte des  Weltkrieges,  S.  125). 

Bülow  selbst  hatte  nach  Hammanns  Darstellung  zunächst 
das  Bedenken,  wie  schwer  es  sein  werde,  einen  Alliance- 
vertrag,  der  den  Parlamenten  vorgelegt  werden  sollte, 
im  Reichstag  durchzubringen.  Hammann  meint,  ein  Bis- 
marckscher  Wille  wäre  vielleicht  imstande  gewesen,  mit 
der  widerwilligen  öffentlichen  Meinung  fertig  zu  werden. 
Dieser  überlegene  Wille  habe  gefehlt.  (S.  143.) 
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Dr.  Paul  Harms  hat  bereits  in  den  „Leipziger  Neuesten 
Nachrichten"  vom  27.  Januar  1919  gegenüber  dieser 
Hammannschen  Begründung  darauf  hingewiesen,  daß  ge- 
rade der  vortragende  Rat  in  der  diplomatischen  Abteilung 
des  Auswärtigen  Amtes,  Otto  Hammann,  derjenige  gewesen 
ist,  der  die  Politik  des  Fürsten  Bülow  durch  eine  falsche 
Darstellung  des  wirklichen  Tatbestandes  auch  bei  dieser 
Gelegenheit  um  die  Jahrhundertwende  zu  unterstützen 
suchte,  und  daß  die  deutsche  Öffentlichkeit  sich  gegenüber 
England  ganz  anders  verhalten  haben  würde,  wenn  sie 
den  wahren  Tatbestand,  insonderheit  also  die  Chamber- 
lainschen  Bündnisangebote  gekannt  hätte.  Ich  bin  ganz 
der  gleichen  Ansicht,  wie  der  Hauptschriftleiter  der  Leip- 
ziger Neuesten  Nachrichten,  die  während  des  Burenkrieges 
sich  durch  ihre  englandfeindliche  Haltung  hervortaten,  jetzt 
aber  das  Scheitern  des  deutsch  -  englischen  Bündnisses 
außerordentlich  bedauern.  Ich  bin  nämlich  auch  der  An- 
sicht, daß  selbst  die  führenden  alldeutschen  Zeitungen  für 
das  deutsch  -  englische  Bündnis  eingetreten  wären,  wenn 
Fürst  Bülow  den  Mut  gehabt  hätte,  der  Öffentlichkeit 
den  wahren  Tatbestand  mitzuteilen. 

Das  Verschweigen  der  direkten  und  indirekten  englisdien 
Bündnisangebote  vom  8.  August  1895,  Ende  März  1898, 
Ende  November  1899,  sowie  Januar  und  März  1901  hat 
die  öffentliche  Meinung  im  Deutschen  Reiche  irregeführt 
und  in  Verbindung  mit  dem  Burenkrieg  in  englandfeind- 
liche Bahnen  gelenkt.  Das  Verschweigen  des  wahren  Tat- 
bestandes und  Ersetzen  des  wahren  Tatbestandes  durch 
einen  unwahren  zu  jener  Zeit  in  unserem  Lande  ist  der 
klassische  Beweis  für  die  Schädlichkeit  der  Geheimdiplo- 
matie, denn  in  dem  verhängnisvollen  Zusammenwirken 
von  Bülow  und  Hammann  liegt  die  Hauptursache  zu  der 
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Irreführung  der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland,   aus 
der  der  Weltkrieg  hervorgegangen  ist. 

Nach  der  Begründung  des  Deutschen  Reiches  hatte 
Fürst  Bismarck  für  seine  auswärtige  Politik  ebensowenig 
ein  Ziel  wie  nach  ihm  Caprivi,  Hohenlohe,  Bülow  oder 
Bethmann.  Die  Staatsleiter  Rußlands,  Englands,  Frank- 
reichs, Italiens  verfolgten  alle  das  Ziel,  ihren  Staat  terri- 
torial auszudehnen.  Zeitweise  hat  sogar  Österreich-Ungarn 
dieses  Ziel  im  Auge  gehabt.  Die  deutschen  Reichskanzler 
hatten  im  großen  und  ganzen  nur  den  einen  Wunsch, 
unbehelligt  zu  sein.  In  dem  Zeitalter  der  individualistischen 
Machtstaaten  mußte  aber  ein  jeder  Staat  nach  einer  Ver- 
größerung seiner  Macht  streben. 

Rußland,  England,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Frankreich 
strebten  mehr  oder  weniger  nach  einer  Aufteilung  des 
Türkischen  Reiches.  Nur  Deutschland  hielt  sich  von  diesem 
Streben  vollkommen  fern.  Fürst  Bismarck  meinte,  daß 
dies  eine  Stärke  Deutschlands  sei.  In  Wirklichkeit  war 
es  eine  Schwäche.  Die  auswärtige  Politik  des  Deutschen 
Reiclies  entbehrte  des  Ziels  und  schwankte  daher  ziellos 
hin  und  her.  In  Ermangelung  eines  Zieles  hätte  das 
Deutsche  Reich  am  besten  getan,  auf  eine  auswärtige 
Politik  und  daher  auf  eine  Diplomatie  überhaupt  zu  ver- 
zichten. Dies  tat  aber  das  Deutsche  Reicli  keineswegs, 
sondern  alle  Reichskanzler  von  Bismarck  bis  Bethmann 
mischten  sich  unaufhörlich  in  die  verschiedenartigsten  An- 
gelegenheiten aller  Großmächte. 

Es  ist  der  lebenden  Generation  schwer,  über  Bismarck 
objektiv  zu  urteilen,  weil  wir  mit  dem  Lesen,  Schreiben 
und  Rechnen  zugleich  lernten,  daß  Bismarck  der  größte 
Staatsmann  aller  Zeiten  und  ein  reines  Genie  sei. 

Durch  die  Eckardtsteinschen  Enthüllungen  ersdieint  „der 
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große  Zauberer",  wie  die  zeitgenössischen  Staatsmänner 
und  Diplomaten  Bismarck  zu  nennen  pflegten,  in  noch 
höherem  Maße  als  ein  wahrhafter  Proteus  auf  dem  Gebiete 
der  Diplomatie.  Graf  Münster  schrieb  an  Eckardtstein : 
„Ich  weiß  es  ja,  Bismarck  hat  von  jeher  ein  Bündnis  mit 
England  haben  wollen."  Und  der  Brief  Holsteins  vom 
20.  März  1901  an  Eckardtstein,  von  dem  ich  oben  nur 
einige  Sätze  mitgeteilt  habe,  beweist,  daß  Holstein  diese 
Ansicht  teilte.  Es  ist  anzunehmen,  daß  Freiherr  von 
Eckardtstein  noch  weitere  Belege  für  diese  Absicht  Bis- 
marcks  und  für  diese  Ansiditen  Münsters  und  Holsteins 
demnächst  in  seinen  Denkwürdigkeiten  zu  Tage  fördern 
wird.  Münster  war  schon  als  Hannoverscher  Gesandter 
in  Petersburg  Kollege  des  preußischen  Gesandten  Herrn 
von  Bismarck  am  russischen  Hofe,  kannte  ihn  also 
sehr  genau. 

Im  Rahmen  dieser  kleinen  Schrift  über  die  soziale  Revo- 
lution kann  dieses  große  Rätsel  nicht  vollkommen  gelöst 
werden.  Aber  auf  einige  Gesichtspunkte  möchte  ich  doch 
noch  aufmerksam  machen. 

Am  15.  Dezember  1893  bezeichnete  Holstein  im  Ge- 
spräch mit  Hohenlohe  als  Fehler  der  Bismarcksdien  Politik 
den  Berliner  Kongreß  und  die  Verhinderung  des  Zusammen- 
stoßes Englands  und  Rußlands  in  Afghanistan  (Hohenlohe, 
II,  S.  507).  Wahrscheinlich  wollte  Holstein  es  tadeln,  daß 
Bismarck  England  verhindert  habe,  reif  zu  einem  Bündnis 
mit  Deutschland  zu  werden.  Denn  ein  Krieg  zwischen 
England  und  Rußland  mußte  den  Engländern  zu  einem 
Bündnis  mit  Deutschland  Veranlassung  geben. 

Am  2.  August  1876  schreibt  Hohenlohe  zu  Gastein  in 
sein  Tagebuch:  „Aus  den  Akten,  die  ich  bei  Bülow  las, 
ersah  ich,  daß  der  Reichskanzler  an  dem  Dreikaiserbündnis 
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festhält  und  Kaiser  Wilhelm  warnt,  sich  nicht  durch  Eng- 
land bestimmen  zu  lassen,  etwas  zu  tun,  was  jenes  Bündnis 
lockern  könnte.  Die  Kaiserin  Augusta  und  die  Königin 
Viktoria  haben  an  dem  Kaiser  gebohrt,  um  ihn  schwankend 
zu  machen." 

Diese  Äußerung  Hohenlohes  hat  besondere  Wichtigkeit, 
weil  sie  auf  den  Akten  fußt.  Die  hier  bekundete  russen- 
freundliche und  antienglischc  Haltung  Bismardcs  steht  in 
vollem  Einklang  mit  der  oben  erwähnten  Anweisung  Bis- 
marcks  an  Graf  Münster  vom  6.  Juli  1876  dahin,  eventuell 
beruhigend  auf  die  Kriegslust  Englands  in  dem  drohenden 
englisch-russischen  Konflikt  einzuwirken.  Sie  steht  ferner 
im  Einklang  mit  der  Tatsache,  daß  Bismarck  im  August 
1876  dem  Zaren  Alexander  II.  durch  Manteuffel  und  am 
1.  November  1876  dem  Fürsten  Gortschako w  durch 
Schweinitz  ein  Bündnis  anbieten  ließ.  Und  dies  alles, 
nachdem  Fürst  Bismarck  sich  im  Dezember  1875  durdh 
Entsendung  des  Geheimrat  Lothar  Bucher  nach  London 
um  ein  Bündnis  mit  England  bemüht  hatte. 

Nach  Hanotaux  „Das  zeitgenössische  Frankreich"  III, 
S.  236  Anmerkung,  suchte  Bismarck  einige  Zeit  nach  dem 
1.  Januar  1877  die  Basis  für  ein  deutsch  -  englisches  Ein- 
verständnis gegen  Rußland,  um  nach  Frankreich  hin  die 
Hände  frei  zu  haben.  Auf  den  Bericht,  der  hierüber  dem 
Kaiser  Alexander  vorgelegt  wurde,  schrieb  dieser:  „Dieser 
Mensch  (Bismarck)  ist  entschieden  verrückt." 

Nach  einem  telegraphischen  Berichte  Schuwalows  vom 
19.  Februar  1877  hat  Fürst  Bismarck  dem  englischen 
Minister  Lord  Derby  in  mündlicher  Unterredung  ein  Offen- 
siv- und  Defensivbündnis  gegen  Frankreich  vorgeschlagen, 
welches  Lord  Derby  sofort  ablehnte  (Goriainow,  Le  Bos- 
phore  et  les   Dardanelles,  S.  339).     Da  der  frühere  fran- 
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zösisdie  Minister  Hanotaux  die  ungedruckten  Memoiren 
des  russischen  Botschafters  in  London  Grafen  Peter  Schu- 
walow  bei  Abfassung  seines  genannten  Werkes  benutzen 
konnte,  so  hat  Alexander  II.  wahrscheinlich  auf  diesen 
telegraphischen  Bericht  Schuwalows  die  soeben  erwähnte 
Bemerkung  über  Bismarck  zu  Papier  gebracht. 

Am  5.  September  1877  nach  einer  Unterhaltung  mit 
Bismarck  zu  Gastein  schrieb  Hohenlohe  in  sein  Tagebuch: 
Bismarcks  Plan  ist  jetzt,  England  und  Rußland  zu  ver- 
söhnen und  dahin  zu  trachten,  daß  sie  sich  im  Orient  auf 
Kosten  der  Türkei  verständigen." 

Gerade  damals  ging  es  den  Russen  schlecht  im  Kriege 
mit  der  Türkei.  Dies  war  nicht  das  erstemal,  daß  Bis- 
marck sich  in  die  Rolle  eines  ehrlichen  Maklers  zwischen 
England  und  Rußland  hineindachte. 

Bereits  Anfang  Januar  1876  bot  Fürst  Bismarck  seine 
guten  Dienste  als  Vermittler  zwischen  England  und  Ruß- 
land im  Falle  von  Komplikationen  im  Orient  in  einer 
persönlichen  Unterhaltung  mit  dem  russischen  Botschafter 
in  Berlin,  Herrn  von  Oubril,  an  (Bericht  des  russischen 
Botschafter  von  Oubril  vom  5.  Januar  1876  an  die  russi- 
sche Regierung,  abgedruckt  in  dem  Werke  Serge  Goriai- 
now:  „Le  Bosphore  et  les  Dardanelles",  Paris  1910,  S.  315). 

Nachdem  das  russische  Hauptheer  die  Donau  über- 
schritten hatte,  hatte  der  russisdie  Botschafter  von  Oubril 
Anfang  Juli  1877  eine  Unterhaltung  mit  dem  Fürsten 
Bismarck,  der  dem  russischen  Botschafter  sagte,  daß  seine 
Ansicht  dahin  gehe,  daß  Rußland  sich  mit  England  ver- 
ständigen solle.  „Dies  ist  das  Bündnis,"  bemerkte  Fürst 
Bismarck,  „welches  uns  am  meisten  konvenieren  wird. 
Unsere  Entente  mit  dem  polnischen  und  päpstlichen  Öster- 
reich war  immer  schwierig.    Nichts  steht  unserer  Freund- 


Schaft  mit  Rußland  und  England  entgegen."  (Serge 
Goriainow,  S.  352.) 

Diese  interessante  Tatsache  ist  durch  Telegramm  des 
russischen  Botschafters  vom  6.  Juli  1877  nach  Petersburg 
berichtet  worden. 

Fürst  Bismarck  machte  im  Laufe  des  russisch-türkischen 
Krieges  die  Erfahrung,  daß  sich  England  und  Rußland 
hinter  seinem  Rücken  verständigten.  Nach  dem  Präliminar- 
frieden zu  St.  Stephane  am  3.  März  1878  rüstete  Öster- 
reich in  kleinem  und  England  in  großem  Stil.  Im  März 
1878  erkannte  Gortschakow,  daß  England,  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  der  ungehinderten  Durchführung  des  Frie- 
dens von  Stephano  entgegenstanden.  Rußland  zog  es  vor, 
sich  direkt  mit  England  zu  verständigen,  als  mit  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  zu  verhandeln.  Schuwalow 
und  Salisbury  verständigten  sich  und  der  von  ihnen  am 
30.  Mai  1878  unterzeichnete  Vertrag  ist  die  Grundlage  des 
Berliner  Kongresses.  Aus  den  ungedruckten  Aufzeich- 
nungen des  Grafen  Schuwalow  wissen  wir,  in  welcher 
Weise  Schuwalow  zu  Friedrichsruh  dem  Fürsten  Bismardc 
Mitteilung  von  der  Verständigung  zwischen  Rußland  und 
England  machte.  Fürst  Bismarck  war  höchst  überrascht, 
als  er  von  Schuwalow  erfuhr,  England  wäre  einverstanden, 
den  Russen  Kars  und  Batum  zu  lassen  (Hanotaux,  III, 
S.  256  und  257). 

Der  große  Gegensatz  zwischen  England  und  Rußland 
war  hinter  dem  Rücken  Deutschlands  in  der  wichtigsten 
Streitfrage  ausgeglichen  worden. 

Es  gibt  Menschen,  die  aus  ihren  Fehlern  lernen.  Fürst 
Bismarck  gehört  nicht  zu  ihnen.  Wir  haben  oben  schon 
gesehen,  daß  er  Ende  1884  sein  Möglichstes  tat,  um  einen 
Krieg  zwischen  England  und  Rußland  wegen  Afghanistans 
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unmöglich  zu  machen,  indem  er  die  Pforte  bewog,  den 
Engländern  die  Durchfuhr  durch  die  Dardanellen  zu  ver- 
weigern. 

Wir  haben  oben  gezeigt,  daß  die  Unklarheit  des  Stra- 
tegen Bismarck  im  Jahre  1870  nicht  zu  überbieten  war. 
Bismarck  selbst  hat  im  Jahre  1878  in  den  Korrekturbogen 
des  Buches  von  Moritz  Busch:  „Graf  Bismarck  und  seine 
Leute"  seine  strategischen  Ideen  über  das  Vermeiden  der 
Einschließung  von  Paris  durchgestrichen  und  eigenhändig* 
an  den  Rand  geschrieben:  „Dergleichen  sagt  man  wohl 
beim  Essen,  wenn  man  verdrießlich  ist,  aber  man  druckt 
es  nidit"  (Georg  Bötticher,  Bismarck  als  Zensor,  Leipzig 
1907).  Diese  Entschuldigung  ist  ungenügend,  denn  er  hat 
seine  strategischen  Ideen  unklarster  und  widerspruchsvollster 
Art  nicht  nur  bei  Tische  entwickelt.  Mit  ähnlichen  Worten 
hätte  Bismarck  wohl  gern  den  Krieg  in  Sicht,  der  von  dem 
„Krieg  in  Sicht"-Artikel  der  „Post"  vom  8.  April  1875 
seinen  Namen  hat,  der  Vergessenheit  übergeben.  Er  hätte 
nie  aufklären  können,  warum  er  die  aggressiven  und  provo- 
katorischen Artikel  der  „Kölnischen  Zeitung"  vom  5.  April 

1875  und  der  „Post"  vom  8.  April  1875  nicht  sofort  ab- 
schüttelte, sondern  durdi  die  „Norddeutsche  Allgemeine 
Zeitung"  vom  10.  April  1875  gewissermaßen  unterstreichen 
ließ.  Ebenso  unklar  wie  seine  Strategie  und  sein  Krieg 
in  Sicht  war  seine  Orientpolitik  als  ehrlicher  Makler  von 

1876  bis  1878  und  dauernd  sein  Verhalten  zu  England 
und  Rußland,  sowie  seine  gegen  die  Sozialdemokratie  ge- 
richtete Politik,  die  schließlich  auf  die  Entrechtung  oder 
Ächtung  der  Sozialdemokratie  abzielte,  ein  absolut  unklarer 
Gedanke,  den  der  Fürst  auch  durch  mehrere  Artikel  in 
den  „Hamburger  Nachrichten"  nicht  dem  öffentlichen  Ver- 
ständnis näher  bringen  konnte. 


Im  Jahre  1875,  in  der  Periode,  welche  man  den  Krieg 
in  Sicht  nennt,  sagte  Graf  Peter  Schuwalow,  der  beste 
Freund  des  Fürsten  Bismarck  unter  den  Diplomaten,  zu 
Lord  Odo  Russell  in  Berlin,  er  finde,  Bismarck  wäre  zur- 
zeit „a  little  out  of  his  mind",  zu  deutsch:  „nicht  ganz 
richtig  im  Kopfe".    (Lord  Newton:  Lord  Lyons,  II,  S.  77.) 

Da  Bismarck  kein  klares  Ziel  besaß,  so  konnte  auch 
Holstein,  der  bis  1906  die  Auswärtige  Politik  leitete,  den 
nachfolgenden  Reichskanzlern  aus  der  Bismarckschen  Über- 
lieferung kein  klares  Ziel  mitteilen.  Unglückseligerweise 
waren  sich  Bismarck  und  Holstein  in  wesentlichen  Punkten 
sehr  ähnlich,  nämlich  in  ihrem  vollkommenen  Mangel  an 
Verständnis  für  die  moderne  Technik  und  daher  für  die 
Industrie  und  für  die  Volkswirtschaft.  Bismarck  kannte 
wenigstens  die  Landwirtschaft,  Holstein  aber  auch  diese 
nicht.  Sowohl  Bismarck  als  Holstein  machte  sich  niemals 
Gedanken  über  die  Zunahme  der  Bevölkerung,  der  Industrie, 
des  Handels,  des  Volksvermögens  und  des  Volkseinkom- 
mens, und  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen,  die 
sich  hieraus  ergeben  mußten.  Sie  hatten  infolgedessen 
beide  kein  Verständnis  für  die  Notwendigkeit  der  Lösung 
der  orientalischen  Frage.  Daher  konnten  sie  die  künf- 
tige Entwickelung  der  deutschen,  russischen,  englischen, 
französischen  Politik  nicht  erkennen.  Sonst  würden  sie 
sich  davon  überzeugt  haben,  daß  der  Ausgleich  zwischen 
England  und  Rußland  durch  Salisbury  und  Schuwalow  am 
30.  Mai  1878  in  nicht  zu  ferner  Zeit,  nämlich  im  Jahre 
1907,  einen  weiteren  Ausgleich  dieser  beiden  Großmächte 
über  Persien  und  andere  Fragen  zur  Folge  haben  würde, 
der  abermals  hinter  dem  Rücken  von  Deutschland  und 
zum  Nachteile  Deutschlands  abgeschlossen  werden  sollte. 
Das  von  Bismardc,  Holstein  und  später  von  Bülow  durch- 
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geführte  Hin-  und  Herlaviercn  zwischen  den  Großmächten 
und  in  Sonderheit  die  sogenannte  Politik  der  zwei  Eisen 
im  Feuer  mußte  zum  Nachteile  Deutschlands  ein  Ende 
finden,  und  dieses  Ende  war  der  Weltkrieg  und  die  soziale 
Revolution. 
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Die  Schuld  am  Weltkriege. 

Mit  einigem  Nachdenken  konnte  jedermann  am  Abend 
des  28.  Juni  1914,  des  Tages  der  Ermordung  des  Erz- 
herzogs-Thronfolgers und  seiner  Gemahlin,  zu  der  Erkenntnis 
kommen,  daß  die  serbische  Nation  und  das  serbische 
Ministerium  mit  dieser  Tat  nichts  zu  tun  haben.  Die  Er- 
mordung der  tschechischen  Gräfin  Chotek,  mit  der  der 
Thronfolger  morganatisch  verheiratet  war,  konnte  nicht  nach 
dem  Wunsche  des  serbischen  Volkes  und  des  serbischen 
Ministeriums  sein.  Und  alle  Welt  wußte,  daß  der  Thron- 
folger mehr  oder  weniger  unter  dem  Einfluß  seiner 
tschechischen  Gemahlin  stand.  Also  audi  die  Ermordung 
des  Thronfolgers  Franz  Ferdinand  konnte  nicht  die  Billigung 
des  serbischen  Ministeriums  und  des  serbischen  Volkes 
haben. 

Der  Schüler  Princip,  der  am  28.  Juni  1914  den  Erz- 
herzog-Thronfolger und  seine  Gemahlin  zu  Serajewo  in 
Bosnien  mit  der  Pistole  erschoß,  war  kein  serbischer  Unter- 
tan, sondern  ein  österreichischer  Bürger,  ein  Bosniake,  der 
für  ein  großserbisches  Reich  schwärmte  und  in  Belgrad 
seine  Ausbildung  erhielt  Auch  das  Bestehen  einer  Ver- 
schwörung in  Serbien,  welche  den  Princip  und  seine  Ge- 
nossen mit  Waffen  versehen  und  ausgerüstet  hatte,  be- 
rechtigte die  österreichische  Regierung  in  keiner  Weise, 
den  serbischen  Staat  und  das  serbische  Ministerium  für 
die  unglückselige  Tat  verantwortlich  zu  machen.  Die  Note, 
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welche  der  österreichische  Gesandte  am  23.  Juli  1914  der 
serbischen  Regierung  überreichte,  ist  ein  diplomatisches 
Sdiriftstück  von  so  herausfordernder  Sprache  und  von  so 
gewalttätigem  Charakter,  daß  es  seinesgleidien  kaum  in 
der  Geschichte  der  Diplomatie  hat.  Es  ist  ein  Dokument 
nicht  des  Rechts,  sondern  des  Unrechts,  nicht  der  Sühne, 
sondern  des  Verbrechens.  Wer  solch  ein  Schriftstück  in 
die  Welt  sendet,  hat  die  Folgen  seines  Tuns  zu  tragen. 
Als  ich  am  24.  Juli  1914  die  Depesche  über  den  Inhalt 
des  Schriftstückes  las,  sagte  ich  sofort :  „Wer  diese  Note 
verfaßt  hat,  will  den  Weltkrieg  oder  ist  ein  Idiot." 

Es  zeugt  von  der  Friedfertigkeit  der  serbischen  Regierung, 
daß  sie  eine  derartig  wilde  und  verbrecherische  Provo- 
kation mit  einem  höflichen  Schriftsatze  beantwortete,  der 
in  der  Hauptsache  den  Wünschen  der  Österreich-ungarischen 
Regierung  gerecht  zu  werden  suchte  Das  Schriftstück 
der  österreichischen  Regierung  schlägt  einen  befehlenden 
Ton  an,  den  sich  kein  Gemeindevorsteher  ia  Österreich- 
Ungarn  gefallen  lassen  kann.  Wörtlich  heißt  es  darin: 
„Um  diesen  Verpflichtungen  einen  feierlichen  Charakter 
zu  geben,  wird  die  Königl.  Serbische  Regierung  auf  der 
ersten  Seite  ihres  offiziellen  Organs  vom  26.  Juli  nach- 
folgende Erklärung  veröffentlichen." 

Einen  derartigen  Ton  darf  sich  die  Regierung  keines 
selbständigen  Staates  gefallen  lassen.  Und  nachdem  in 
der  Note  die  zu  veröffentlichende  Erklärung  mitgeteilt  worden 
ist,  heißt  es  in  der  Note  weiter:  „Diese  Erklärung  wird 
gleichzeitig  zur  Kenntnis  der  Königlichen  Armee  durch  einen 
Tagesbefehl  Sr.  Majestät  des  Königs  gebracht  und  in  dem 
offiziellen  Organe  der  Armee  veröffentlicht  werden.** 

Die  Wiener  Diplomaten  mußten  sich  darüber  klar  sein, 
daß  hierdurch  der  serbische  König  vor  seiner  Armee  öffentlich 
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gedemütigt  wurde,  und  sie  waren  sicher  »iudi  darüber  im 
klaren. 

In  der  Antwortnote  der  serbischen  Regierung,  welche 
das  größte  Entgegenkommen  bewies,  von  Samstag,  den 
25,  Juli,  überreicht  kurz  vor  6  Uhr  nachmittags,  ist  auch 
diese  Demütigung  ohne  Einschränkung  angenommen  worden. 
Insonderheit  erklärte  sich  die  serbische  Regierung  bereit, 
den  Verein  „Narodna  Odbrana*,  dem  Wunsche  der  öster- 
reichischen Note  entsprechend,  aufzulösen.  Die  österreichische 
Note  hatte  gefordert,  daß  in  Serbien  Organe  der  K.  und  K. 
Regierung  bei  der  Unterdrückung  der  gegen  die  terri- 
toriale Integrität  der  Monarchie  gerichteten  subversiven 
Bewegung  mitwirken.  Die  serbische  Regierung  erklärte 
sidi,  hierauf  bezugnehmend,  zur  Duldung  jeder  Arbeits- 
gemeinschaft bereit,  die  mit  den  Grundsätzen  des  Völker- 
rechtes, mit  der  Strafprozeßordnung  und  mit  einem  guten 
Nachbarverhältnis  im  Einklang  ist.  Die  österreichische 
Note  verlangte  die  Verhaftung  des  Majors  Tankkosic. 
Ein  höherer  Offizier  oder  Beamter  ist  als 
Mitschuldiger  des  Verbrechens  von  Serajewo 
auch  von  österreichischer  Seite  nicht  nachge- 
wiesen worden.  Die  serbische  Note  teilt  mit,  daß 
sogleich  nach  der  Zustellung  der  österreichischen  Note 
noch  am  selben  Abend  die  Verhaftung  dieses  serbischen 
Majors  befohlen  worden  ist.  Zum  Schluß  sagt  die  serbische 
Note:  „Sollte  die  K.  und  K.  Regierung  von  dieser  Ant- 
wort noch  nicht  befriedigt  sein,  so  ist  die  Kgl.  Serbische 
Regierung  zu  friedlicher  Verständigung  bereit.  Die  Be- 
antwortung der  schwebenden  Fragen  könnte  dann  entweder 
dem  internationalen  Gerichtshof  im  Haag  oder  den  Groß- 
mächten übertragen  werden,  die  an  unserer  Erklärung  vom 
31.  März  1909  mitgearbeitet  haben." 
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Österreich  brach  die  diplomatischen  Beziehungen  ab 
und  erklärte  am  28.  Juli  mittags  durdi  Funkensprudi  den 
Krieg  an  Serbien.  Inzwischen  wußte  die  Österreich-ungarische 
Regierung  aus  der  Presse  der  ganzen  Welt  und  durdi  die 
diplomatischen  Noten  der  Großmächte,  daß  höchstwahr- 
scheinlich Rußland  sich  der  Sache  Serbiens  annehmen  und 
die  Mobilmachung  anordnen  werde. 

Die  Österreich-ungarische  Regierung  mußte  wissen,  daß 
aus  ihrem  rechtswidrigen  Verhalten  der  Krieg  mit  Rußland 
und  daher  der  Weltkrieg  hervorgehen  werde.  Jeder  politisch 
geschulte  Zeitungsleser,  der  mit  der  neueren  Geschichte 
vertraut  war,  wußte,  daß  das  Verhalten  der  österreich- 
ungarischen Regierung  wahrscheinlich  innerhalb  von  wenig 
Tagen  den  Weltkrieg  herbeiführen  würde. 

Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Wien, 
Graf  Berchtold,  und  der  Ministerpräsident  in  Budapest, 
Graf  Tisza,  der  seine  Schuld  am  Weltkriege  im  Oktober 
1918  mit  seinem  Tode  sühnte,  würden  sich  zu  dem  Ultimatum 
vom  23.  Juli  1914  und  zu  der  nachfolgenden  Kriegs- 
erklärung vom  28.  Juli  an  Serbien  nicht  entschlossen  haben, 
wenn  sie  nicht  von  der  zuständigen  Stelle  in  Berlin  zu 
ihrem  Vorgehen  ermächtigt  worden  wären. 

Nach  dem  deutschen  Weißbudi  vom  3.  August  1914 
benachrichtigte  in  der  Tat  die  K.  und  K.  Regierung  — 
wahrscheinlich  Anfang  Juli  191 4 —  den  deutschen  Reichskanz- 
ler von  der  österreichischen  Auffassung  und  erbat  die  Berliner 
Ansicht.  Das  Weißbuch  fährt  fort:  „Aus  vollem  Herzen 
konnten  wir  unserem  Bundesgenossen  unser  Einverständnis 
mit  seiner  Einschätzung  der  Sachlage  geben  und  ihm  ver- 
sichern, daß  eine  Aktion,  die  er  für  notwendig  hielte,  um 
der  gegen  den  Bestand  der  Monarchie  gerichteten  Be- 
wegung in  Serbien  ein  Ende  zu  machen,  unsere  Billigung 
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finden  würde.  Wir  waren  uns  hierbei  wohl  bewußt,  daß 
ein  etwaiges  kriegerisches  Vorgehen  Österreich-Ungarns 
gegen  Serbien  Rußland  auf  den  Plan  bringen  und  uns 
hiermit  unserer  Bundespflicht  entsprechend  in  einen  Krieg 
verwickeln  könnte.  Wir  konnten  aber  in  der  Erkenntnis 
der  vitalen  Interessen  Österreich-Ungarns,  die  auf  dem 
Spiele  standen,  unserem  Bundesgenossen  weder  zu  einer  mit 
seiner  Würde  nicht  zu  vereinbarenden  Nachgiebigkeit  raten, 
noch  auch  ihm  unseren  Beistand  in  diesem  sdiweren  Moment 
versagen.  Wenn  es  den  Serben  mit  Rußlands  und  Frank- 
reichs Hilfe  noch  länger  gestattet  geblieben  wäre,  den 
Bestand  der  Nachbarmonarchie  zu  gefährden,  so  würde 
dies  den  allmählichen  Zusammenbrudi  Österreichs  und  eine 
Unterwerfung  des  gesamten  Slaventums  unter  russischem 
Zepter  zur  Folge  haben,  wodurch  die  Stellung  der  ger- 
manischen Rasse  in  Mitteleuropa  unhaltbar  würde.  Wir 
ließen  daher  Österreich  völlig  freie  Hand  in  seiner  Aktion 
gegen  Serbien.  Wir  haben  an  den  Vorbereitungen  dazu 
nicht  teilgenommen." 

Mit  dieser  Begründung  hat  Herr  von  Bethmann  Hollweg 
die  schärfste  Anklage  gegen  sich  selbst  geschrieben.  Um 
den  Zusammenbruch  Österreichs,  der  durdi  ein  anständiges 
und  gesittetes  Verhalten  gegenüber  Serbien  sicher  nicht 
erfolgen  konnte,  zu  vermeiden,  hat  er  die  österreichische 
Regierung  zu  jeder  Aktion  bevollmächtigt,  die  sie  für 
notwendig  hielt,  um  der  Bewegung  in  Serbien  ein  Ende 
zu  machen,  also  auch  zur  sofortigen  Kriegserklärung.  Es 
erübrigt  sich  also  der  Streit,  ob  die  deutsche  Reichsregierung 
den  Inhalt  der  Note  vor  dem  23.  Juli  1914  gekannt  hat. 
Österreich-Ungarn  konnte  nach  der  deutschen  Blanko- 
vollmacht auch  ohne  Absendung  einer  Note  sofort  in 
Serbien    einmarsdiieren.      Wer   aber   die    Geschichte    der 
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Diplomatie  kennt,  der  weiß,  daß  die  Wilhelmstraße  jede 
Phase  der  Entstehung  der  Note,  die  erst  nahezu  vier 
Wochen  nach  der  Ermordung  des  Thronfolgers  von  Wien 
nach  Belgrad  abgesandt  wurde,  gekannt  hat.  Der  Ver- 
fasser der  Note  soll  der  Sektionschef  im  österreichischen 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Graf  For- 
gatsch,  früher  Gesandter  in  Belgrad,  sein,  der  wahrscheinlich 
bei  seiner  Arbeit  von  dem  deutschen  Botschafter  in  Wien 
in  nicht  offizieller  Weise  unterstützt  worden  ist. 

Wenn  die  deutsche  Regierung  sich  nicht  so  schnell  als 
möglich  über  jede  Phase  der  Vorbereitung  der  Note  in- 
formiert hätte,  so  würde  sie  sich  einer  schweren  Ver- 
letzung der  vitalsten  Interessen  des  Reiches  schuldig  ge- 
macht haben,  denn  die  rechtzeitige  Vorbereitung  der 
Mobilmachung  hing  doch  von  der  Wahrscheinlichkeit  des 
baldigen  Ausbruchs  des  Krieges  ab.  Es  wäre  schlimm 
genug,  wenn  Herr  von  Bethmann  Hollweg  tatsächlich  an 
den  Vorbereitungen  der  Aktion  gegen  Serbien  nicht  teil- 
genommen hätte,  denn  dann  hätte  er  absichtlich  sich  der 
Möglichkeit  beraubt,  Einfluß  auf  den  Wortlaut  zu  gewinnen, 
zur  Mäßigung  beizutragen,  die  Ausdehnung  des  Weltbrandes 
rechtzeitig  zu  erkennen  und  die  Vorbereitungen  zur  Mobil- 
machung rechtzeitig  zu  veranlassen.  Herr  von  Bethmann 
Hollweg  wollte  den  Zusammenbruch  Österreichs,  der  in 
keiner  Weise  bevorstand,  vermeiden  und  hat  ihn  in  der 
vollkommensten  Weise  innerhalb  von  wenigen  Jahren 
herbeigeführt.  Und  zwar  nicht  nur  in  politischer,  sondern 
auch  in  sozialer  Hinsicht.  Auch  der  Streit  über  die  an- 
gebliche Beratung  unter  dem  Vorsitz  des  letzten  Kaisers 
am  5.  Juli  1914  im  Neuen  Palais  zu  Potsdam  ist  nicht 
von  Bedeutung.  Wenn  die  österreichischen  und  deutschen 
Spitzen  des  Generalstabs  und  Kriegsministeriums,  sowie 
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der  Marine  am  Anfang  des  Juli,  nachdem  man  sich  zu 
einem  solchen  Ultimatum  entschlossen  hatte,  keinerlei 
Fühlung  genommen  hätten,  so  würden  sie  pflichtwidrig 
gehandelt  haben.  Man  darf  daher  annehmen,  daß  mehrere 
hohe  österreichische  Offiziere  Anfang  Juli  1914  zum  Zwecke 
der  Beratung  über  den  bevorstehenden  Krieg  mit  Rußland 
in  Berlin  gewesen  sind.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  der 
Rat  der  Volksbeauftragten  in  Berlin  endlich  das  gesamte 
Material  über  die  Entstehung  des  Weltkrieges  veröffent- 
lichen und  alle  daran  beteiligten  Personen  als  Zeugen 
vernehmen  lassen  würde.  Der  bayerische  Ministerpräsident 
hat  bereits  einige  Tage  vor  der  bayerischen  Veröffentlichung 
der  Berichte  des  Grafen  Lerchenfeld  am  24.  November  1918 
bei  der  Reichsregierung  den  Antrag  gestellt,  die  Akten 
über  den  Kriegsursprung  zu  veröffentlichen. 

Die  amtlichen  Enthüllungen,  welche  der  bayerische  Mi- 
nisterpräsident Kurt  Eisner  aus  den  diplomatischen  Urkunden 
des  bayerischen  Dienstes  am  24.  November  1918  veröffent- 
licht hat,  liefern  vollgültigen  Beweis  von  der  Schuld  des 
Kaisers  und  seiner  Ratgeber  Bethmann  Hollweg,  Jagow 
und  Zimmermann.  In  dem  Bericht  vom  18.  Juli  1914  hat 
der  bayerische  Gesandte  in  Berlin,  Graf  Lerchenfcld,  die 
Beziehungen  erörtert,  die  zwischen  der  Berliner  Regierung 
und  dem  verhängnisvollen  Ultimatum  Österreichs  an  Serbien 
bestehen.  Es  heißt  in  diesem  Bericht:  „Auf  Grund  von 
Rücksprachen,  die  ich  mit  Unterstaatssekretär  Zimmermann, 
ferner  mit  dem  Balkan-  und  Dreibund-Referenten  im  Aus- 
wärtigen Amt  und  mit  dem  österreichisch-ungarisclien  Bot- 
schaftsrat dahier  hatte,  beehre  ich  mich  zu  berichten: 

„Bis  dahin  (25.  d.  M.)  gibt  man  sich  in  Wien  durch 
die  gleichzeitige  Beurlaubung  des  Kriegsministers  und  des 
Chefs    des    Generalstabs    den    Anschein    friedlicher    Ge- 
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sinnung.  Daß    Serbien    derartige    mit    seiner    Würde 

als  unabhängiger  Staat  unvereinbare  Forderungen  nicht 
annehmen  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Die  Folge  wäre  also 
der  Krieg.  Hier  ist  man  durchaus  damit  einverstanden,  daß 
Österreich  die  günstige  Stunde  nützt,  selbst  auf  die  Ge- 
fahr weiterer  Verwicklungen  hin.  Ob  man  aber  wirklich 
in  Wien  sich  dazu  aufraffen  wird,  erscheint  Herrn  von 
Jagow  wie  Herrn  Zimmermann  noch  immer  zweifelhaft. 
Man  ist  also  hier  der  Ansicht,  daß  es  für  Österreich 
sich  um  eine  Schidcsalstunde  handle,  und  aus  diesem  Grunde 
hat  man  hier  auf  eine  Anfrage  aus  Wien  ohne  Zögern 
erklärt,  daß  man  mit  jedem  Vorgehen,  zu  dem  man  sich 
dort  entschließe,  einverstanden  sei,  auch  auf  die  Gefahr 
eines  Krieges  mit  Rußland  hin.  Die  Blankovollmacht,  die 
man  dem  Kabinettschef  des  Grafen  Berchtold,  dem  Grafen 
Hoyos,  gab,  der  zur  Übergabe  eines  allerhöchsten  Hand- 
schreibens und  eines  ausführlichen  Promemorias  hierher- 
gekommen war,  ging  so  weit,  daß  die  österreichisch- 
ungarische Regierung  ermächtigt  wurde,  mit  Bulgarien 
wegen  Aufnahme  in  den  Dreibund  zu  verhandeln.  In  Wien 
scheint  man  also  unbedingtes  Eintreten  Deutschlands  für 
die  Donaumonarchie  nicht  erwartet  zu  haben,  und  Herr 
Zimmermann  hat  den  Eindruck,  als  ob  es  den  immer 
ängstlichen  und  entschlußlosen  Stellen  in  Wien  fast  unan- 
genehm wäre,  daß  von  deutscher  Seite  nicht  zur  Vorsicht 
und  Zurückhaltung  gemahnt  worden  sei.  Wie  sehr  man 
in  Wien  mit  seinen  Entschlüssen  schwankt,  beweise  der 
Umstand,  daß  Graf  Berchtold,  drei  Tage  nachdem  er  hier 
wegen  eines  Bündnisses  mit  Bulgarien  hatte  anfragen 
lassen,  telegraphiert  habe,  daß  er  doch  noch  Bedenken 
trage,  mit  Bulgarien  abzuschließen.  Man  hätte  es  daher  hier 
auch  lieber  gesehen,  wenn  mit  der  Aktion  gegen  Serbien 
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nicht  so  lange  gewartet  und  der  serbischen  Regierung  nicht 
die  Zeit  gelassen  würde,  etwa  unter  russisch-französischem 
Druck  von  sich  aus  eine  Genugtuung  anzubieten." 

In  dem  Bericht  des  Grafen  Lerchenfeld  wird  weiter 
erwähnt,  die  Reichsleitung  werde  mit  dem  Hinweis  darauf, 
daß  der  Kaiser  auf  der  Nordlandsreise  und  der  Chef  des 
Großen  Generalstabes  sowie  der  preußische  Kriegsminister 
in  Urlaub  seien,  behaupten,  durch  die  Aktion  Österreichs 
genau  so  überrascht  worden  zu  sein  wie  die  anderen  Mächte. 

Graf  Lerchenfeld  berichtet  weiter:  „Herr  Zimmermann 
nimmt  an,  daß  sowohl  England  und  Frankreich,  denen  ein 
Krieg  zurzeit  kaum  erwünscht  wäre,  auf  Rußland  in 
friedlichem  Sinne  einwirken  werden;  außerdem  baut  er 
darauf,  daß  das  Bluffen  eines  der  beliebtesten  Requisite 
der  russischen  Politik  bildet  und  der  Russe  zwar  gerne 
mit  dem  Schwerte  droht,  es  aber  im  entscheidenden 
Momente  doch  nicht  gerne  für  andere  zieht." 

In  einem  Telephongespräch  der  Berliner  Bayrischen 
Gesandtschaft  vom  31.  Juli  1914  früh  wird  die  Über- 
zeugung ausgesprochen,  daß  die  zweifellos  redlichen  Be- 
mühungen Greys,  für  die  Erhaltung  des  Friedens  zu  wirken, 
den  Gang  der  Dinge  nicht  aufhalten  werden.  An  dem 
gleichen  Tage  wird  von  der  bayrischen  Gesandtschaft 
nach  München  telephoniert : 

„Preußisdier  Generalstab  sieht  Krieg  mit  Frankreich 
mit  großer  Zuversicht  entgegen,  rechnet  damit,  Frankreich 
in  vier  Wochen  niederwerfen  zu  können :  im  französischen 
Heer  kein  guter  Geist,  wenig  Steilfeuergeschütze  und 
schlediteres  Gewehr!" 

Das  Organ  des  Volksbeauftragten  Haase  „Die  Freiheit" 
vom  Montag,  den  25.  November  1918,  schrieb  nach  Ab- 
drucke dieser  amtlichen  Enthüllungen   aus  München:  „Was 
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soll,  was  muß  geschehen?  Wir  fordern,  daß  die  Schul- 
digen zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Sie  haben 
Landesverrat  begangen,  sie  sind  Hochverräter.  Wilhelms 
und  seines  Sohnes  können  wir  nicht  habhaft  werden. 
Hoffentlich  kommen  sie  doch  noch  vor  ihre  Richter.  Ihr 
Vermögen  aber  muß  dem  Reidie  verfallen  sein.  Ihre 
Helfershelfer,  die  Bethmann,  Jagow,  Zimmermann  müssen 
sofort  verhaftet  und  vor  Gericht  gestellt  werden." 

Da  der  Rechtsanwalt  Haase  im  Rate  der  Volksbeauf- 
tragten das  Ressort  für  auswärtige  Politik  leitete,  war  er  die 
zuständige  Instanz,  von  der  die  Verhaftung  und  Erhebung 
der  Anklage  einzuleiten  wäre. 

Aber  über  die  Grundfrage  der  Schuld  am  Weltkriege 
kann  etwas  wesentlich  Neues  kaum  jemals  beigebracht 
werden.  Die  Grundfrage  liegt  vollkommen  geklärt  durch 
die  oben  mitgeteilte  Stelle  des  deutschen  Weißbuches. 
Herr  von  Bethmann  Hollweg  hatte  der  K.  u.  K.  Regierung 
Blankovollmacht  in  unbeschränktem  Maße  gegeben.  Es 
bedarf  keiner  Erörterung,  daß  in  einer  den  Krieg  betref- 
fenden Angelegenheit  der  Reichskanzler  nicht  ohne  Mit- 
wirkung des  Kaisers  handeln  konnte.  Die  Hauptschuld 
für  die  Erteilung  der  Blankovollmacht  trifft  also  Wilhelm  II. 
Wahrscheinlich  wird  der  Kaiser  sich  mündlich,  telegraphisdi 
oder  schriftlich  mit  seinen  nächsten  militärischen  Ratgebern, 
mit  dem  Generalstabschef  von  Moltke,  mit  dem  Kriegs- 
minister von  Falkenhayn,  mit  dem  Admiral  von  Tirpitz 
in  Verbindung  gesetzt  haben. 

Es  ist  mir  bekannt,  daß  Moltke  angesichts  der  russischen 
Rüstungen  schon  im  Dezember  1912  einen  Präventivkrieg 
gegen  Rußland  für  notwendig  hielt.  Augenscheinlich  war 
Moltke  das  treibende  Element  zum  Weltkrieg,  wie  sein 
bedeutender  Onkel,  der  verstorbene  Generalfeldmarschall, 
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im  Frühjahr  1867  in  der  Luxemburger  Frage  und  im  Früh- 
jahr 1875  in  dem  sogenannten  Krieg  in  Sicht  für  die 
Kriegserklärung  an  Frankreich  eintrat,  ohne  sein  Ziel  zu 
erreichen.  Im  Jahre  1875  begründete  Moltke  seine  Forde- 
rung, Frankreich  den  Krieg  zu  erklären,  damit,  daß  der 
Krieg  Deutschland,  wenn  es  Frankreich  zuvorkäme,  100000 
Mann  weniger  kosten  würde.  So  berichtete  der  öster- 
reichische Botschafter  von  Karolyi  am  15.  Mai  1875  nach 
Wien.     (Wertheimer,  Graf  Julius  Andrassy,   S.  240.) 

Es  mußte  dem  Generaloberst  von  Moltke  aus  der  Ge- 
schichte und  aus  den  Akten  bekannt  sein,  daß  der  Rat- 
schlag seines  Onkels  im  Frühjahr  1875  ein  sehr  verkehrter 
gewesen  ist,  dessen  Annahme  durch  den  Kaiser  die 
Katastrophe  des  9.  November  1918  schon  damals  herbei- 
geführt hätte. 

In  dem  Vortrage,  den  Graf  Andrassy  am  11.  Mai  1875 
dem  Kaiser  Franz  Joseph  erstattete,  heißt  es  :  „Daß  unter 
solchen  Verhältnissen  Deutschland  doch  losschlagen  und 
der  78  jährige  Kaiser  Wilhelm  sich  entschließen  soll,  das 
Pferd  zu  besteigen,  kann  ich  nicht  glauben.  Sollte  es 
aber  dennoch  geschehen,  dann  hat  trotz  unserer  unfertigen 
Zustände  Deutschland  den  Ausgang  einer  solchen  Kompli- 
kation mehr  zu  fürchten  als  wir.**  (Wertheimer,  Graf 
Julius  Andrassy,  II,  S.  234.) 

Der  Generalfeldmarsdiall  Graf  Moltke  wollte  damals 
Frankreich  angreifen  und  neben  England  und  Rußland 
würde  damals  Österreich-Ungarn,  wie  diese  Stelle  beweist, 
den  Deutschen  in  den  Rücken  und  in  die  Flanke  gefallen 
sein,  so  daß  die  Katastrophe  wahrscheinlich  weit  sdineller 
als  in  diesem  Weltkriege  eingetreten  wäre. 

Wenn  nun  Moltke  I.,  den  die  ganze  Welt  für  einen 
der  größten  Strategen  aller  Zeiten  hält,  sich  derartig  über 
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die  militärischen  Kräfte  Deutschlands  getäuscht  hat,  so 
ist  es  eigentlich  nicht  zu  verwundern,  daß  sein  wenig 
begabter,  zum  Feldherrn  nicht  geborner  Neffe  sich  über 
die  Streitkräfte  der  Zentralmächte  zu  Lande  und  zu  Wasser 
in  vollkommenem  Irrtume  befand.  Am  meisten  unbegreiflidi 
ist  eigentlich,  daß  der  Neffe  die  warnenden  Worte  seines 
Onkels,  der  seit  dem  Jahre  1875  wohl  etwas  mehr  Vor- 
sicht vor  Koalitionen  gelernt  hatte,  nicht  mehr  beachtet 
hat,  jene  prophetischen  Worte,  die  der  Sieger  von  König- 
grätz  und  Sedan  am  14.  Mai  1890  im  Deutschen  Reichs- 
tage sprach:  „Wenn  der  Krieg,  der  jetzt  schon  mehr  als 
zehn  Jahre  lang  wie  ein  Damoklesschwert  über  unseren 
Häuptern  schwebt  —  wenn  dieser  Krieg  zum  Ausbruch 
kommt,  so  ist  seine  Dauer  und  sein  Ende  nicht  abzusehen. 
Es  sind  die  größten  Mächte  Europas,  welche,  gerüstet  wie 
nie  zuvor,  gegen  einander  in  Kampf  treten ;  keine  derselben 
kann  in  einem  oder  in  zwei  Feldzügen  so  vollständig 
niedergeworfen  werden,  daß  sie  sich  für  überwunden  erklärte, 
daß  sie  auf  harte  Bedingungen  hin  Frieden  schließen  müßte, 
daß  sie  sich  nicht  wieder  aufrichten  sollte,  wenn  auch  erst 
nach  Jahresfrist,  um  den  Kampf  zu  erneuern.  Es  kann 
ein  siebenjährigeres  kann  ein  dreißigjähriger  Krieg  werden  — 
und  wehe  dem,  der  Europa  in  Brand  steckt,  der  zuerst 
die  Lunte  in  das  Pulverfaß  schleudert!" 

Wilhelm  II.  hat  Europa  in  Brand  gesteckt!  Wilhelm  II. 
hat  zuerst  die  Lunte  in  das  Pulverfaß  geschleudert!  Daher 
hat  der  Wille  des  deutschen  Volkes  ihn  vom  Throne  gestoßen 
und  sein  ganzes  Geschlecht  mit,  als  wollte  es  der  Prophe- 
zeiung des  größten  deutschen  Kriegsmannes  aller  Zeiten 
entsprechen,  um  sidi  für  alle  Zeiten  gegen  die  Gefahr 
zu  sichern,  wieder  sein  Blut  in  einem  sinnlosen  Präventiv- 
kriege zur  Befriedigung  des  kaiserlichen  Ehrgeizes  zu  opfern. 
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Grade  wenn  Moltke  und  andere  Militärs  den  Kaiser 
für  die  Blankovollmacht  an  Österreich-Ungarn,  also  für 
den  Krieg,  zu  gewinnen  suchten,  so  war  es  um  so  mehr 
Bethmann  Hollwegs  Pflicht,  einem  solchen  Andrängen  zu 
widerstehen  und  seinen  Abschied  einzureichen,  wenn  man 
gegen  seinen  Willen  die  Stimmung  in  Wien  beeinflussen  wollte. 
Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amts  von  Jagow  ist 
erst  am  6.  Juli  von  seiner  Hochzeitsreise  nach  Berlin  zurück- 
gekommen, ist  aber  bis  zum  15.  August,  dem  Aufbruch 
des  Großen  Hauptquartiers,  dort  geblieben.  Auch  nadi 
dem  6.  Juli  hätte  er  pflichtgemäß  seinen  Einfluß  zur 
Milderung  der  Note  vom  23.  Juli  1914  verwenden  müssen, 
wenn  wirklich  der  Inhalt  der  Note  schon  vor  dem  6.  Juli 
festgestanden  hätte.  War  er  nicht  voll  und  ganz  mit  allem 
einverstanden,  so  mußte  er  seinen  Abschied  nehmen.  Aber 
wir  wissen  ja  aus  seiner  Erwiderung  auf  die  Denkschrift 
des  Fürsten  Lichnowsky,  daß  er  in  der  Tat  an  den  Fürsten 
Lichnowsky  geschrieben  hat,  von  dem  bevorstehenden  Ulti- 
^matum  dürfte  man  wohl  „etwas  Gepolter"  erwarten.  Auch 
er  scheint  nicht  geahnt  zu  haben,  daß  das  Gepolter  das 
Hinmorden  von  10  Millionen  Männern  auf  beiden  Seiten 
zusammen  bedeutet,  und  daß  nur  eine  kleine  Begleit- 
erscheinung der  entsetzlichen  Weltkatastrophe  der  Zusam- 
menbruch der  22  Throne  Deutschlands  sein  sollte.  Auch 
wenn  Herr  von  Jagow  auf  der  Hochzeitsreise  war,  so  hatte 
er  sicher  am  Abend  des  28.  Juni  Nachricht  von  der  Ermor- 
dung des  Thronfolgers  und  konnte  sofort  telegraphisch  und 
brieflich  Schritte  tun,  um  seinen  Vertreter,  den  Unterstaats- 
sekretär Zimmermann,  und  Bethmann  Hollweg  vor  unvor- 
sichtigen Schritten,  insonderheit  vor  einer  Blankovollmadit 
an  Wien,  zu  warnen.  Jeder  vernünftige  Staatsmann  hätte 
am  Abend  des  28.  Juni  nach  Wien  telegraphieren  lassen, 
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daß  Österreich-Ungarn  nichts  ohne  Einvernehmen  mit 
Deutschland  in  dieser  Angelegenheit  unternehmen  darf, 
wenn  es  auf  die  deutsche  Unterstützung  rechnen  will. 

Ich  halte  es  für  ganz  ausgeschlossen,  daß  Fürst  Bismarck 
oder  Fürst  Bülow  eine  solche  Blankovollmacht  an  Wien 
ausgestellt  hätten.  Diese  Aufmachung  blieb  einem  solchen 
Bureaukraten  wie  Bethmann  Hollweg  vorbehalten.  Fürst 
Herbert  Bismarck  erzählte  vor  etwa  26  Jahren  zur  Zeit 
Caprivis,  sein  Vater  habe  gesagt,  Caprivi  sei  durchaus 
nicht  der  schlechteste  Reichskanzler.  Erst  wenn  ein  richtiger 
preußischer  Bureaukrat  in  das  Reichskanzlerpalais  einziehe, 
werde  das  Deutsdie  Reich  in  die  Gefahr  eines  Weltkrieges 
und  des  Unterganges  kommen. 

Das  Ultimatum  vom  23.  Juli  1914  von  Wien  an  Belgrad 
bedeutete  den  Weltkrieg.  Die  Welt  war  so  in  Erregung, 
daß  vielleicht  selbst  die  restlose  Annahme  des  Ultimatums 
durch  die  Serben  den  Ausbruch  des  Weltkrieges  einige 
Monate  später  nicht  verhindert  hätte.  Die  Kriegserklärung 
Österreich -Ungarns  an  Serbien  vom  28.  Juli  mittags  durch 
Funkenspruch  war  der  Beginn  des  Weltkrieges.  Wenn 
Wilhelm  II.  und  Bethmann  Hollweg  noch  nach  der  österreich- 
ungarischen Kriegserklärung  vom  28.  Juli  mittags  Schritte 
taten,  um  den  Weltfrieden  aufrecht  zu  erhalten,  so  gleichen 
sie  dem  Brandstifter,  der  mit  dem  Löscheimer  herbeieilt, 
nadidem  die  Scheune  lichterloh  brennt.  Man  darf  sich 
nicht  wundern  über  militärische  Vorbereitungen  in  den 
Staaten  der  Alliierten  vom  23.  Juli  ab,  da  die  glatte  An- 
nahme des  Wiener  Ultimatums  bei  der  Maßlosigkeit  seiner 
Forderungen  für  ausgesdilossen  gelten  mußte.  In  keinem 
Staate  der  Welt  bleibt  ein  Brandstifter  unbestraft,  wenn 
er  in  wirksamer  Weise  sich  an  den  Löscharbeiten  beteiligt. 
Zum  Löscheimer  greifen  die  Brandstifter  häufig  in  der 
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Absicht»  den  Verdacht  der  Brandstiftung  von  sich  auf 
andere  abzuwälzen. 

Während  ich  Ende  Juni  1908  von  dem  kommenden 
Kriege  als  einem  sehr  schweren,  langjährigem  Weltkriege 
unter  sehr  ungünstigen  Umständen  sprach,  vertrat  General- 
feldmarschall Graf  Schlief fen  im  Jahre  1909  (Schlief fen, 
Gesammelte  Schriften,  I,  S.  17.)  den  Standpunkt,  daß  lange 
Kriege  heutzutage  ausgeschlossen  seien.  Und  sein  Nach- 
folger, der  Generaloberst  von  Moltke,  hatte  sich  dieser 
Auffassung  angeschlossen.  (Schlieffen,  Gesammelte  Schriften, 
I,  S.  XXXIII.)  Auch  der  österreichische  Kriegsminister  von 
Stöger- Steiner  hat  während  des  Krieges  sich  dahin  aus- 
gesprochen, daß  (fie  Fachleute  vor  dem  Kriege  eine  lange 
Dauer  des  Krieges  für  unmöglich  gehalten  haben.  Von 
der  Beurteilung  der  Ausdehnung  und  Dauer  des  Krieges 
hing  aber  nach  der  Ermordung  des  Erzherzogs  und  seiner 
Gemahlin  die  Wahl  der  einzuschlagenden  Schritte  ab. 
Keiner  der  beteiligten  Herren  in  Wien  oder  Berlin  würde 
heute  nochmals  für  die  Abfassung  des  Ultimatums  vom 
23.  Juli  1914  eintreten,  welches  den  Dauerkrieg  und  daher 
die  soziale  Revolution  zur  notwendigen  Folge  haben  mußte. 

Da  der  Ausbruch  des  Weltkrieges  nach  der  Annektion 
von  Bosnien  und  der  Herzegowina  durch  Österreidi-Ungarn 
im  Oktober  1908  infolge  der  serbischen  Rüstungen  gegen 
Österreich  mehrere  Monate  lang  als  ein  Kampf  Frankreichs, 
Englands  und  Rußlands,  wahrscheinlich  auch  Italiens,  gegen 
die  Zentralmächte  gedroht  hatte,  ist  es  kaum  verständlidi, 
daß  keiner  der  Berater  des  Kaisers  ernste  Bedenken 
gegen  das  Ultimatum  gehabt  hat.  Insonderheit  mußte 
sich  Tirpitz  darüber  klar  sein,  daß  die  deutsche  Flotte 
der  englischen  nicht  gewachsen  sei,  und  daß  wir  die 
Landung  einer  englischen  Armee  in  Frankreich  nicht  ver- 
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hindern  konnten.  In  der  Zeit  von  der  Ermordung  des 
Erzherzogs  bis  zu  der  Absendung  des  Ultimatums  hofften 
mehr  als  neunzehntel  der  deutschen  Nation,  daß  jeder 
Sdiritt  Österreichs  gegen  Serbien  unterbleiben  werde. 
Nichts  beweist  besser  die  Unmöglichkeit  der  Beibehaltung 
der  Einrichtung  eines  Königs  oder  Kaisers  und  obersten 
Kriegsherrn  als  die  Tatsadie,  daß  mehr  als  neunzehntel 
des  deutschen  Volkes  gegen  ihren  Willen  durdi  den  Willen 
des  Kaisers  in  den  Krieg  gezogen  wurden.  Der  Kaiser 
hat  während  des  Krieges  wiederholt  gesagt,  er  habe  den 
Krieg  nicht  gewollt.  Er  hat  aber  die  Aktion  gegen 
Serbien,  zu  der  das  deutsche  Reidi  eine  Blankovollmacht 
gegeben  hat,  und  die  nach  der  Entscheidung  des  Wiener 
Kabinetts  in  einem  Ultimatum  bestand,  gewollt.  Und 
dieser  Wille  war  der  Wille  zum  Weltkriege.  Wenn  der 
Kaiser  und  der  Reichskanzler  sich  über  die  Tragweite 
einer  solchen  Aktion  der  Wiener  Regierung  gegen  Belgrad 
nidit  klar  waren,  so  beweist  dies  eben,  daß  die  Monarchie 
in  Zeiten  einer  so  hoch  entwidcelten  Zivilisation  un- 
haltbar ist. 

Es  war  in  Deutschland  bekannt,  daß  Rußland  seit  der 
bosnischen  Krise  des  Jahres  1908  seine  Streitkräfte  in 
außerordentlidier  Weise  vermehrt  hatte.  Daher  war  kein 
Zweifel,  daß  Rußland  diesmal  zugunsten  seiner  serbischen 
Adoptivtochter  die  allgemeine  Mobilmachung  anordnen 
wurde.  Frankreich  hatte  neuerdings  sogar  die  dreijährige 
Dienstzeit  eingeführt.  Wer  die  Spannung  der  bosnischen 
Krise  kannte,  konnte  gar  nicht  in  Zweifel  sein,  daß 
Frankreidi,  England  und  Rußland  dem  von  Österreich  an- 
gegriffenen Serbien  beispringen  würden. 

Woher  aber  nahmen  Wilhelm  IL,  Moltke  und  Tirpitz 
das  Vertrauen  zu  ihren  eigenen  strategischen  Fähigkeiten  ? 
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Die  Ermordung  des  Erzherzogs  und  seiner  Gemahlin  hatte 
augenscheinlich  den  leitenden  Personen  in  Wien  und  Berlin 
jede  Fähigkeit  der  strategischen  Überlegung  genommen. 
Auch  hieran  sieht  man,  daß  die  Verehrung  der  monar- 
chischen Familie  für  eine  ganze  Nation  verderblich  werden 
kann.  Die  einzige  Möglichkeit,  aus  diesem  sinnlosen 
Kriege  gegen  eine  so  gewaltige  Übermacht  noch  leidlich 
herauszukommen,  hätte  in  einer  schleunigen,  gigantischen 
Anwendung  der  neuesten  Waffen,  der  Flugzeuge  und 
Tauchboote,  bestanden.  Zu  einem  wirklich  großzügigen 
Bau  von  Flugzeugen  wie  Tauchbooten  hat  man  sidi 
während  des  ganzen  Krieges  nicht  entschlossen.  Ich  habe 
bereits  seit  Januar  1907  in  einer  Reihe  von  Schriften 
betont,  daß  eine  Großmadit  wie  Deutschland  nicht  mit 
weniger  als  mit  100000  Aeroplanen  in  den  Krieg  treten  darf. 

Mit  Infanterie,  Kavallerie,  Artillerie,  mit  der  Strategie 
von  Cannae,  Sedan  und  Tannenberg  konnten  die  Zentral- 
mächte diesen  Krieg  nicht  gewinnen.  Mit  einer  in  erster 
Linie  auf  die  Luftwaffe  und  Tauchbootwaffe  gestützten 
Strategie  wäre  vielleicht  der  Gegner  zu  einem  schnellen 
Frieden  zu  nötigen  gewesen,  wenn  die  Zentralmächte  im 
ersten  halben  Jahr  des  Krieges  über  100000  Flugzeuge 
und  1000  Tauchboote  verfügt  hätten.  Aber  die  Vor- 
bereitungen zum  Kriege  standen  in  einem  schreienden 
Gegensatz  zu  der  echten  preußischen,  junkerlichen  An- 
maßung des  Auftretens. 

In  der  Weltgeschichte  ist  sdion  oft  ein  kleiner  Staat 
vergewaltigt  worden.  Aber  die  Vergewaltigung  Serbiens 
durch  die  Zentralmächte  schrie  geradezu  gen  Himmel. 
Die  serbische  Note  vom  25.  Juli  ist  den  Völkern  der 
Zentralmächte  vorenthalten  worden  und  nur  in  einem 
ganz  unvollständigen  und  unrichtigen  Auszug  mitgeteilt 
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worden.     Auch  diese  Tatsache  ist  ein  Beweis  des  Sdiuld- 
Bewußtseins  der  maßgebenden  Personen  in  Berlin  und  Wien. 

Das  Deutsche  Rcidi  hat  nicht  nur  gegen  die  Gesetze 
der  Moral  auf  das  ärgste  verstoßen,  indem  es  die  Blanko- 
vollmacht zu  der  gegen  Serbien  gerichteten  Aktion  er- 
teilte, sondern  auch  gegen  die  Gesetze  der  politischen 
und  militärischen  Klugheit,  gegen  alle  Erfahrungen  der 
Kriegsgeschichte. 

Schon  Bismarck  hatte  sdiwer  gegen  die  politische  Moral 
verstoßen,   als    er  Hohenlohe    den  Auftrag   gab,    die    Zu- 
stände in  Frankreich    nicht  friedlich  zu   schildern  (Hohen- 
lohe, Denkwürdigkeiten,  II,  S.  211,  Tagebuchaufzeichnung 
vom  19.  März  1877),    als   er  vom  29.  Oktober  1874   bis 
11.  März  1875    den  Krieg   in  Sicht    gegen   das  friedliche 
Frankreich  inszenierte.      Bismarck   machte    zu    seinem  Er- 
staunen damals  die  Erfahrung,    daß    es  so  etwas  wie   ein 
europäisdies   Gewissen  gibt.      Schon   Bismarck    zimmerte 
die   falsche   Grundlage    der    deutschen    Politik    durch    das 
sogenannte    Dreikaiserbündnis     des    Jahres    1872,    durch 
das  erneuerte  Dreikaiserbündnis  des  Jahres  1881  und  1884 
und  durch  den  deutsch-russischen  Neutralitätsvertrag  des 
Jahres  1887,  kurz  durch  die  enge  Anlehnung  an  Rußland. 
Seine  antisozialistische   und    russenfreundliche  Politik   ver- 
hinderte ihn,  zu  einem  Bündnis  mit  England  zu  gelangen. 
Sein  Nadif olger  Caprivi  erneuerte  den   deutsch-russischen 
Rüdeversicherungsvertrag  nicht  und  schuf  so  im  Jahre  1890 
die  Möglichkeit  zu  einer  Annäherung  an  England.      Aber 
weder    Caprivi    noch    Hohenlohe    brachten    das    deutsch- 
englische  Bündnis   zustande.     Wilhelm  IL  trägt   selbst  die 
Verantwortung  dafür,    daß    er  das  erste  Anerbieten  Eng- 
lands   vom  8.  August  1895    auf    der   Reede   von   Cowei 
ablehnte.     Bülow  und  Holstein  tragen  in  erster  Linie  die 
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Verantwortung,  daß  die  drei  von  England  gebotenen 
Bündnismöglichkeiten  von  Ende  März  1898,  Ende  No- 
vember 1899  und  Mitte  März  1901  schon  in  den  Pour- 
parlers  zunichte  wurden.  Sie  tragen  auch  die  Verant- 
wortung, daß  das  von  dem  Freiherrn  von  Eckardtstein 
geplante  deutsch -englisch -japanische,  Ostasien  betreffende 
Bündnis  nicht  zustande  kam.  Nach  den  Memoiren  dei 
verstorbenen  Botschafters  Hayashi  ist  das  gegenwärtige 
englisch -japanische  Bündnis  vom  30.  Januar  1902,  weichet 
seitdem  erneuert  ist,  nichts  als  der  Torso  des  von  Eckardt- 
stein geplanten  deutsch -englisch -japanischen  Bündnisses. 
(The  secret  memories  of  Count  Hayashi,  London  1915.) 
Um  die  deutschen  diplomatischen  Fehler  um  die  Jahr- 
hundertwende zu  verheimlichen,  wurde  am  5.  November  1914 
der  Botschaftsrat  a.  D.  Hermann  Freiherr  von  Eckardt- 
stein, der  als  Johanniteroffizier  im  Felde  stand,  in  der 
Zitadelle  zu  Lille  verhaftet  und  auf  das  Betreiben  des 
Herrn  von  Bethmann  Hollweg  und  Herrn  von  Jagow  bis 
zum  6  April  1916  gefangen  gehalten,  davon  8  Monate  in 
Einzelhaft  unter  schwerster  Beschädigung  seiner  Gesundheit. 
Sobald  ich  von  dem  Tatbestand  hinreichende  Kenntnis 
erhielt,  wandte  ich  mich  mündlich  und  schriftlich  an  eine 
Reihe  von  Parteiführern  des  Reichstags  und  Preußischen 
Abgeordnetenhauses,  um  sie  zu  veranlassen,  für  die  Be- 
freiung dieses  früheren  deutschen  Geschäftsträgers  in 
London  einzutreten.  Alle  meine  Bemühungen  würden 
vergeblich  gewesen  sein,  da  das  Auswärtige  Amt  den 
vorsprechenden  Parlamentariern  den  Sachverhalt  unrichtig 
schilderte,  wenn  es  mir  nicht  gelungen  wäre,  den  Reichs- 
tagsabgeordneten Herrn  Scheidemann  von  der  Unschuld 
des  Freiherrn  von  Eckardtstein  zu  überzeugen.  Anfang 
April  1916   setzte  Herr  Scheidemann  dem  Staatssekretär 
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des  Auswärtigen  Amts  von  Jagow  in  Gegenwart  des 
Unterstaatssekretärs  der  Reichskanzlei  Wahnschaffe  ein 
Ultimatum  von  48  Stunden  für  die  Freilassung  des  Frei- 
herrn von  Eckardtstein  und  nach  dem  Ablauf  desselben 
ein  Ultimatum  von  24  Stunden,  welches  die  sofortige 
Freilassung  des  inhaftierten  früheren  Diplomaten  herbei- 
führte. Die  Führer  der  Konservativen  hatten  für  den 
deutschen  Diplomaten  gar  nichts  getan.  Nur  der  rück- 
sichtslosen Energie  des  Führers  der  deutschen  Sozial- 
demokratie ist  die  Befreiung  Eckardtsteins  zu  verdanken. 
Die  Sozialdemokratie  hat  durch  diese  mannhafte  Tat  aufs 
neue  bewiesen,  daß  ihr  Endziel  in  der  Aufhebung  jeder 
Art  von  Unterdrückung  liegt.  Mein  Eintreten  für  den 
Freiherrn  von  Eckardtstein  führte  sehr  bald  dazu,  daß 
das  Auswärtige  Amt  bei  den  zuständigen  Behörden  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand  meine 
Inhaftierung  beantragte.  Und  wenn  die  Behörden  durch 
die  erzwungene  Freilassung  Eckardtsteins  nicht  eine  ernste 
Belehrung  über  die  Grenzen  ihrer  Macht  erhalten  hätten, 
würde  meine  Inhaftierung  wohl  schließlich  erfolgt  sein. 

Zur  Entschuldigung  der  deutschen  Auswärtigen  Politik 
von  Bismarck  bis  Bethmann  muß  man  aber  darauf  hin- 
weisen, daß  die  Gesamtlage  des  Deutschen  Reiches  ohne 
Hinterland,  ohne  Aussicht  auf  geeignete  Kolonien,  mit 
einer  stark  anwachsenden  Bevölkerung,  mit  einer  un- 
gewöhnlichen Zunahme  der  Industrie  und  des  Handels 
eine  schwierige  war,  nachdem  Österreich  -  Ungarn  aus  dem 
Deutschen  Bunde  ausgetreten  und  die  Aussicht  auf  eine 
Ausdehnung  der  germanischen  Rasse  nach  Südosten  ab- 
geschnitten war.  Schon  das  Ineinandergreifen  der  Berliner 
und  Wiener  Diplomatie  war  nicht  leicht  zu  bewerkstelligen. 
Das  Deutsche  Reidi  betrieb  seine  Bagdadbahnpolitik 
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gewissermaßen  über  die  Köpfe  der  Österreicher  hin- 
weg. 

Am  Abend  des  2.  Juli  1866  um  11  Uhr,  als  der  Gcneral- 
stabschef  des  Prinzen  Friedrich  Karl,  General  von  Voigts- 
Rhetz,  in  Gitsdiin  den  General  von  Moltke  weckte,  und 
als  Moltke  über  den  Marktplatz  zum  König  ging,  um  die 
Erlaubnis  zum  allgemeinen  Angriff  auf  die  Armee  Be- 
nedeks  für  den  nächsten  Tag  einzuholen,  ist  das  Ver- 
hältnis von  Deutschland  zu  Österreich  -  Ungarn  endgültig 
verdorben  worden.  Hätte  Moltke  die  Geistesgegenwart 
gehabt,  den  vom  Prinzen  Friedridi  Karl  sdion  für 
den  nächsten  Tag  angesetzten  Angriff  auf  den  4.  Juli  zu 
verschieben  und  am  3.  Juli  die  Armee  Benedeks  zu  um- 
gehen, so  wäre  der  Österreich -ungarisdien  Armee  ein  voll- 
ständiges Cannae  bereitet  worden.  Bismardc  hätte  dann 
die  Möglichkeit  gehabt,  Österreich -Ungarn  im  Deutsdien 
Bunde  zu  belassen  und  den  König  von  Preußen  als 
Deutschen  Kaiser  an  die  Spitze  eines  Deutsdien  Bundes 
von  Hamburg    bis    an  die  rumänische  Grenze    zu    stellen. 

Nachdem  aber  der  umfassende  Angriff  Moltkes  bei 
Königgrätz  schließlich  die  drei  deutschen  Armeen  in  eine 
gerade  Linie  vor  die  österreichischen  Geschütze  geführt  hatte 
und  jede  Verfolgung  unmöglich  madite,  mußte  Preußen 
sich  für  die  Zukunft  mit  wesentlich  besdieideneren  Zielen 
begnügen.  Es  gibt  kaum  einen  strategisdien  Fehler, 
der  eine  so  weittragende  Wirkung  geübt  hat,  als  der  vor- 
eilige Angriff  Moltkes  am  3.  Juli  1866,  der  gegen  die 
vitalsten  Interessen  Preußens  ging.  Denn  die  Österreicher 
standen  am  4.  Juli  noch  ebenso  sicher  in  ihrer  verschanzten 
Stellung  und  dachten  nicht  an  einen  Angriff. 

Die  Fehler  der  preußischen  Strategie  und  preußischen 
Politik   seit   1866   haben    eine    ungewöhnliche   Bedeutung 


gewonnen.  Denn  aus  diesen  Fehlern  ist  der  erste  Welt* 
krieg  und  aus  seiner  langen  Dauer  und  großen  Aus- 
dehnung die  soziale  Revolution  in  Rußland,  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  hervorgegangen.  Die  soziale 
Revolution,  die  Anfang  November  1917  die  Bolschewiki 
in  Rußland  an  das  Ruder  brachte,  hat  aber  nicht  das 
Aussehen  einer  engbegrenzten  Bewegung.  Vielmehr  besteht 
hohe  Wahrscheinlichkeit,  daß  diese  soziale  Revolution  sidi 
in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  über  den  größten  Teil  des 
Erdballs  ausdehnen  wird.  Aus  der  Schuld  Wilhelm  II. 
am  Weltkriege  ist  unmittelbar  die  große,  internationale, 
soziale  Revolution  hervorgegangen.  Alle  Fragen,  welche 
die  Machtpolitik  der  Hohenzollern  und  der  Habsburger 
nicht  zu  lösen  vermodite,  werden  verhältnismäßig  leicht 
unter  der  roten  Fahne  der  internationalen  Sozialdemokratie 
ihre  Lösung  finden.  Nicht  durch  Unterdrückung,  sondern 
durch  Befreiung  der  Völker  kommt  die  sozialistische  Ge- 
sellschaft zustande,  welche  die  großen  Aufgaben  der 
Kultur  allerorts  zu  lösen  vermag. 
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Ein  Blick  in  die  Zukunft. 

Die  Aufdeckung  der  Sdiuld  am  Weltkriege  verhindert 
die  Rückkehr  des  deutschen  Volkes  unter  die  Herrschaft  der 
22  Dynasten.  Die  schleunige  Einrichtung  des  sozialistischen 
Staates  durch  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  sowie  durch  die  Organisation  der 
Arbeit  durch  den  Staat  verhindert  die  Rückkehr  des 
deutschen  Volkes  in  die  privatkapitalistische  Gesellschafts- 
Ordnung,  also  unter  die  Herrschaft  der  Grund-  und  Kapital- 
besitzer. Wer  für  Ordnung,  Gerechtigkeit,  Frieden  und 
eine  organische,  vernünftige  Zunahme  der  Freiheit  und 
Gleichheit  auf  Erden  ist,  muß  für  die  schleunige  Aufdeckunsf 
der  Schuld  am  Weltkriege  und  für  schleunige  Einrichtung 
des  sozialistischen  Staates  in  Deutschland  eintreten. 

Dieselben  Personen,  weldie  die  Schuld  des  früheren 
Kaisers  Wilhelm  II.  am  Weltkriege  verdecken  wollen,  sind 
eifrig  bestrebt,  die  schleunige  Sozialisierung  zu  verhindern. 

Ohne  Wilhelm  IL,  ohne  Bülow  und  Bethmann  kein 
Weltkrieg  und  keine  soziale  Revolution!  Am  5.  Juli  1914, 
dem  Tag  der  Blankovollmacht  Bethmanns  an  Berchtold,  ist 
die  Geburtsstunde  des  Weltkriegs  und  der  großen  inter- 
nationalen, sozialen  Revolution,  die  ihresgleichen  noch 
niemals  in  der  Weltgeschichte  gehabt   hat. 

Aus  dem  Weltkriege  ging  nicht  eine  soziale  Revolution 
hervor  und  auch  nicht  zwei,  etwa  die  russische  und  die 
deutsche.  Aus  dem  Weltkrieg  ging  folgerichtig  die  große 
internationale,   soziale   Revolution    hervor,  die  Karl  MarXf 
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August  Bebel  und  andere  in  dem  letzten  halben  Jahr- 
hundert vorausgesagt  haben,  —  die  soziale  Revolution, 
die  aus  dem  Privateigentum  an  den  Produktionsmitteln  in 
einigen  Jahrzehnten  oder  Jahrhunderten  wahrscheinlidi  her- 
vorgegangen wäre,  die  aber  durch  das  Drängen  des 
zaristischen  Rußlands  nach  Konstantinopel,  durdi  das 
anardiistische  Zusammenleben  der  Staaten  der  europäisch- 
amerikanischen Kulturgemeinschaft,  durch  die  verfehlte 
auswärtige  Politik  Bismarcks  und  seiner  Nachfolger,  vor 
allem  Bülows,  und  endlich  durdi  das  gemeinsame  deutsdie 
und  österreichisch-ungarische  Verbrechen  des  Ultimatums 
vom  23.  Juli  1914  von  Wien  an  Belgrad  schon  Anfang 
August  1914  in  die  Wege  geleitet  wurde. 

Die  russische  Revolution  besteht  seit  dem  Februar  1917, 
die  deutsche  erst  seit  dem  9.  November  1918,  und  dodi 
ist  die  russische  ebenso  wie  die  deutsche  nur  ein  Ergebnis 
der  Verbrechen  des  früheren  Kaisers  Wilhelm  II.  und  seiner 
gewissenlosen  Ratgeber. 

Wenn  der  Rat  der  Volksbeauftragten  oder  der  Arbeiter- 
und Soldatenrat  in  Berlin  sofort  bei  Beginn  der  deutschen 
sozialen  Revolution  die  Maßnahmen  ergriffen  hätte,  um 
die  Papiere  des  früheren  Kaisers  Wilhelm  II.  und  seiner 
Ratgeber  sowie  ihren  Briefwechsel  mit  anderen  Personen 
zu  beschlagnahmen,  um  ein  klares  Bild  der  Schuld  am 
Weltkriege  für  die  Öffentlidikeit  herzustellen,  so  würden 
alle  Völker  der  Erde  volles  Vertrauen  zu  dem  Charakter 
und  der  Friedfertigkeit  der  neuen  Regierung  haben.  Die 
schleunige,  restlose  Veröffentlichung  aller  Sdiriftstüdce,  die 
die  Schuld  am  Weltkriege  aufdecken,  würde  allen  Völkern 
des  Erdballs  die  Unschuld  des  deutschen  Volkes  und  die 
Schuld  des  früheren  Kaisers  und  seiner  Ratgeber  vor  Augen 
geführt  haben. 
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Die  schleunige  Einrichtung  des  sozialistisdien  Staates 
durdi  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  sowie  durdi  die  staatliche  Organisation  der 
Arbeit  würde  die  Ausstände,  Plünderungen,  Zusammen- 
rottungen, Brandstiftungen,  Aufstände  verhindern,  das  Ver- 
mögen des  Staates  in  ganz  Deutschland  um  115  Milliarden 
Mark  vergrößern,  das  fiskalische  oder  staatliche  Einkommen 
der  Deutschen  sozialistischen  Republik  um  mehr  als 
10  Milliarden  Mark  jährlich  vermehren,  die  Fortsetzung  der 
Zinszahlung  auf  die  Staatsanleihen  erleichtern  und  den 
Kredit  der  Deutschen  sozialistischen  Republik  gewaltig 
stärken.  Die  Geschäftsleute  und  Kapitalisten  Amerikas 
und  Englands  würden  erfreut  sein,  fast  alle  Geschäfte 
nach  Deutschland  mit  dem  Staate  selbst  oder  unter  Garantie 
des  Staates  zu  machen.  Sie  würden  ihre  Rohstoffe, 
Nahrungsmittel  und  Waren  am  liebsten  nach  Deutschland 
verkaufen,   weil    hier    der   Staat    die  Zahlung   übernimmt. 

Die  schnelle  und  gesdiickte  Einrichtung  des  sozialistischen 
Staates  in  deutschen  Landen  würde  das  Ansehen  des 
deutschen  Namens  und  der  deutschen  Nation  in  der  ganzen 
Welt  vermehren.  Unsere  Freunde  in  den  alliierten  Ländern, 
die  Sozialisten  in  Italien,  Belgien,  Frankreich,  England  und 
Amerika,  würden  mit  Stolz  und  Bewunderung  auf  die 
Gründung  des  sozialistischen  Staates  in  Deutschland  blicken 
und  in  ihren  eigenen  Ländern  den  sozialistischen  Staat 
so  schnell  als  möglich  mit  derselben  Ordnung  und  wissen- 
schaftlichen Gründlichkeit  einrichten,  wie  ihn  nur  der  von 
mir  gezeigte  Weg  der  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen, Einkommen  und  Betriebe  in  Verbindung  mit  einer 
staatlichen  Organisation  der  Arbeit  ermöglicht.  Je  mehr 
sich  der  sozialistische  Staat  in  Deutschland  bewährt,  um  so 
sdineller   wird   der  sozialistische  Staat  in  Italien,  Belgien, 
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Frankreich,  England,  im  ganzen  übrigen  Europa,  in  Amerika, 
in  China  und  Japan  kommen.  Durch  die  Schuld  am  Welt- 
kriege, die  man  fälschlicherweise  dem  deutschen  Volke 
beimaß,  während  sie  nur  bei  Wilhelm  IL  und  seinen  Rat- 
gebern zu  suchen  ist,  durch  die  in  vielerlei  Hinsicht, 
insonderheit  auch  strategisch  nicht  glückliche  Führung  des 
Weltkrieges  ist  das  Ansehen  der  deutschen  Nation  in  der 
ganzen  Welt  sehr  gesunken.  Durch  nichts  kann  der  Ruf 
des  deutschen  Volkes  schneller  wieder  gehoben  werden 
als  durch  die  Einrichtung  des  sozialistischen  Staates.  Wenige 
Klugheitsregeln  sind  so  allgemein  anerkannt,  als  das  alte 
Sprichwort,  daß  Kritisieren  leicht,  Bessermachen  schwer  ist. 
Daher  kann  das  sozialistische  Ideal  erst  durch  seine  voll- 
ständige Verwirklichung  in  einem  der  großen  modernen 
Kulturstaaten  seine  entscheidende  Bewährung  finden.  Und 
dazu  scheint  mir  Deutschland  um  so  mehr  berufen,  als 
der  kritische  Sozialismus,  der  so  viel  Widerspruch  hervor- 
gerufen hat,  in  erster  Reihe  von  deutschen  Denkern  und 
Theoretikern  ausgegangen  ist. 

An  der  Sdiwelle  des  Weltkrieges  glaubten  die  Kriegs- 
minister und  Strategen  der  Zentral  mächte  fälschlicherweise 
daß  es  sich  um  einen  Krieg  von  ganz  kurzer  Dauer  handle. 
An  der  Schwelle  der  großen  sozialen  Revolution  sage  idi 
mit  derselben  Sicherheit,  mit  der  ich  am  30.  Juni  1908 
einen  schweren,  langjährigen  Weltkrieg  unter  sehr  ungünstigen 
Umständen  meinen  Landsleuten  vorausgesagt  habe,  daß 
diese  soziale  Revolution  eine  langjährige  werden  wird, 
sofern  die  Deutschen  nicht  sofort  den  sozialistischen  Staat 
einrichten,  indem  sie  die  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  verstaatlichen  und  dem  Staate  die  Kontrolle 
über  die  Arbeit  verschaffen.  Die  schiefe  Lage,  in  die  das 
deutsche  Volk  durch  diesen  Weltkrieg  gekommen  ist,  beruht 
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in  erster  Reihe  auf  der  Unwahrhaftigkeit  und  Verlogenheit 
der  Wilhelmstraße  und  ihres  ganzen  Milieus.  Die  breiten 
Massen  unseres  Volkes  haben  in  den  letzten  Jahrzehnten 
vor  dem  Weltkriege  keine  Vorstellung  von  den  wirklichen 
Vorgängen  auf  dem  Gebiete  der  Auswärtigen  Politik, 
insonderheit  von  den  4  englischen  Bündnisangeboten  von 
1895  bis  1901  gehabt,  sie  sind  ebenso  an  der  Schwelle 
des  Weltkrieges  von  der  Regierung  geflissentlich  über  den 
wahren  Tatbestand  getäuscht  worden.  Hoffen  wir,  daß  das 
deutsdbe  Volk  an  der  Schwelle  der  sozialen  Revolution 
nicht  abermals  ein  Opfer  seiner  Leichtgläubigkeit  und  seiner 
Vertrauensseligkeit  wird.  Bleibt  die  Schuld  am  Weltkriege 
unaufgeklärt,  so  droht  noch  in  vielen  Jahren  die  Gefahr 
der  Rückkehr  der  22  Dynastien.  Unterbleibt  die  Ver- 
staatlichung der  großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe, 
so  kann  jederzeit  der  alte  Zustand  der  privatkapitalistisdien 
Gesellschaftsordnung,  der  bis  Anfang  1919  kaum  angetastet 
war,  wieder  hergestellt  werden. 

Mein  Vorschlag  der  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen über  100000  Mark,  sowie  der  großen  Einkommen 
über  100000  Mark  jährlich  und  der  vom  Staat  bezahlten 
Streiks  erscheint  grundstürzend.  In  Wirklichkeit  ist  er 
staatserhaltend.  Er  ist  sogar  in  weitem  Umfange  konservativ. 
Denn  er  erhält  den  Mittel-  und  Kleinbcsitz  in  Stadt  und 
Land  unter  der  Herrschaft  des  althergebrachten  Privat- 
rechts. Mehr  als  3  Millionen  Bauern  können  ihr  gewohntes 
Leben  fortsetzen.  Auch  die  große  Menge  der  kleineren 
Geschäftsleute  mit  einem  Vermögen  bis  zu  100000  Mark 
in  den  Städten  bleibt  in  dem  bisherigen  Zustande;  Die 
Familie  Krupp  bleibt  auf  dem  Hügel  und  die  Familie 
Stumm  auf  dem  Halberg  wohnen,  wenngleich  diese 
Besitzungen  als  benutzbare  Sachen  in  Staatseigentum  über- 
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gehen  und  vom  Staate  unterhalten  werden.  Die  Kunst- 
schätze soldier  Herrenbesitze  bleiben  unangetastet  und 
werden  dereinst  nach  dem  Ableben  der  gegenwärtigen 
Inhaber  und  ihrer  schon  lebenden  Nadikommen  dem  Interesse 
der  Gesamtheit  dienen.  Die  einfachen  wie  die  vielfachen 
Millionäre  bleiben  als  Fabrikbesitzer,  Warenhausbesitzer 
oder  Rittergutsbesitzer  auf  ihrem  Posten  an  der  Spitze 
ihrer  Betriebe,  wenn  sie  audi  ihr  Einkommen  über 
100000  Mark  jährlidi  und  ihr  Vermögen  über  100000  Mark 
dem  Staate  abgetreten  haben.  Streikende  werden  nicht 
mehr  die  großen  Hotels  in  Berlin  oder  die  Zechenanlagen 
im  Ruhrgebiet  bedrohen,  nachdem  die  staatliche  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  und  das  Arbeitsamt  im  Zusammen- 
wirken mit  dem  obligatorischen  Gewerkverein  und  dem  obliga- 
torischen Unternehmerverband  allen  Arbeitsstreitigkeiten 
die  aufregende  und  gehässige  Seite  genommen  haben 
wird. 

Umstürzend,  zerstörend,  auflösend  wirkt  mein  Vorsdilag 
der  Einriditung  des  sozialistischen  Staates  schon  deshalb 
nicht  auf  das  wirtschaftliche  Leben  der  deutschen  Nation, 
weil  das  Grundprinzip  meines  Vorschlags  in  den  Worten 
zusammenzufassen  ist:  Jeder  bleibt  auf  seinem  Posten. 
Der  tüchtige  Besitzer  einer  großen  Herrschaft,  die  viel- 
leicht einen  Wert  von  10  Millionen  Mark  hat,  bleibt  ebenso 
an  der  Spitze  der  Leitung  dieses  ländlichen  Besitzes  wie 
der  kleine  Bauer  in  der  Leitung  seines  Bauerngutes,  oder 
wie  der  Maschinenfabrikant  in  der  Leitung  seiner  Ma- 
schinenfabrik. 

Wenn  vorderhand  von  den  221  Milliarden  Mark  Na- 
tionalvermögen, welches  sich  im  Besitze  der  physischen 
Personen  befindet,  nur  115  Milliarden  Mark,  also  die  größere 
Hälfte  verstaatlicht  werden,  so  erfolgt  dieses  stufenweise 
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Vorgehen  auch  in  der  Absicht,  jedem  Betriebe  seinen  bis- 
herigen Leiter  nach  Möglichkeit  zu  erhalten  und  die  wert- 
vollen wirtschaftlidien  Beziehungen  der  deutschen  Geschäfts- 
leute untereinander  und  mit  dem  Auslande  bestehen  zu 
lassen.  Im  übrigen  kann  man  leichter  große  Betriebe  und 
großeVermögen  verstaatlichen  als  kleine.  Das  Verschwinden 
des  Mittel-  und  Kleinbesitzes  in  Stadt  und  Land  soll  in 
erster  Reihe  durch  eine  Änderung  des  Erbrechts  im  Laufe 
der  nächsten  Jahrzehnte  oder  der  nächsten  Generationen 
von  statten  gehen.  Der  Besitzer  eines  Vermögens  unter 
und  bis  zu  100000  Mark  darf  sein  Vermögen  nur  seinen 
jetzt  schon  lebenden  Nachkommen  (Kindern,  Enkeln,  Ur- 
enkeln) vermachen.  Nur  die  jetzt  schon  lebenden  Nach- 
kommen beerben  ihn  mit  oder  ohne  Testament.  Nach 
dem  Tode  des  letzten  der  jetzt  schon  lebenden  Nach- 
kommen fällt  sein  Vermögen  an  den  Staat  und  zwar  ohne 
Rente.  Denn  die  Rente  der  Besitzer  großer  Vermögen 
über  100000  Mark  dauert  ja  auch  nur  bis  zum  Tode  ihrer 
jetzt  schon  lebenden  Nachkommen. 

In  70  bis  80  Jahren  dürften  vielleicht  99  o/o  der  kleinen 
Vermögen  bis  zu  100000  Mark  an  den  Staat  gefallen 
sein.  Der  größte  Teil  der  arbeitslosen  Einkommen  kommt 
schon  durch  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  und 
Einkommen  in  Fortfall.  Der  Rest  verschwindet  allmählich 
im  Laufe  der  nächsten  70  bis  80  Jahre.  Dann  hat  niemand 
mehr  Einkommen  aus  Grund-  und  Kapitalbesitz.  Dann  hat 
niemand  mehr  ein  Produktionsmittel  in  der  Hand.  Dann 
ist  die  Verstaatlichung  der  Produktiosmittel  oder  Arbeits- 
mittel in  der  Deutschen  sozialistischen  Repbulik  vollzogen. 
Dann  kann  kein  Unternehmer  mehr  —  um  mit  Karl  Marx 
zu  reden  —  einen  Arbeiter  ausbeuten  oder  sich  den 
Mehrwert    aneignen.      Heute   können   Grundbesitzer   und 
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Kapitalisten,  die  wenig  oder  nichts  arbeiten,  kraft  ihres 
Besitzes  zahlreidien  Arbeitern  gebieten.  Frau  Berta  Krupp 
von  Bohlen  und  Halbach  hatte  schon  vor  dem  Weltkriege 
vermittelst  des  von  ihr  eingesetzten  Aufsiditsrats  der  Aktien- 
gesellschaft Friedr.  Krupp  die  Herrschaft  über  mehr  als 
100000  Arbeiter. 

Die  Entwicklung  des  Kruppschen  Vermögens  und   Ein- 
kommens war  die  folgende: 


Jahr 

Vermögen 

Einkommen 

Millionen  Mark 

Millionen  Mark 

1895 

119 

7,1 

1899 

148 

13 

1911 

283 

18,1 

1914 

432 

28,3 

1917 

466 

30,5 

Die  Entwiddung  des  Vermögens  und  Einkommens  des 
verstorbenen  Fürsten  Henckel  von  Donnersmarck,  der  zweit- 
reichsten physischen  Person  im  Königreiche  Preußen,  nach 
der  Einkommensteuer-  und  Vermögensteuerstatistik: 


Jahr 

Vermögen 

Einkommen 

Millionen  Mark 

Millionen  Mark 

1895 

71 

2,7 

1899 

,85 

5 

1911 

254 

12,1 

1914 

280 

15,3 

Am  22.  November  1902  starb  Friedrich  Alfred  Krupp 
und  hinterließ  sein  Hauptvermögen  seiner  Toditer  Berta 
während  kleinere  Teile  für  seine  Witwe  Frau  Margarete 
Krupp,  geb.  Freiin  von  Ende,  und  für  seine  zweite 
Tochter  Barbara  Freifrau  von  Wilmowski  abgesondert 
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wurden.  Während  des  Weltkrieges  starb  Fürst  Guido  Henckel 
von  Donnersmardc.  Vergleiche  hierzu  die  Tabelle  auf  S.  97 
in  Band  Schlesien  meines  Jahrbudies  der  Millionäre,  Jahr- 
gang 1913. 

Die  Papier-Inflation,  die  Überschwemmung  des  deut- 
schen Marktes  und  Verkehrs  mit  Kriegsanleihe  und  Papier- 
geld jeder  Art,  das  Sinken  und  Schwanken  der  Kriegs- 
anleihe und  der  Valuta  ermöglichen  mehr  und  mehr  die 
Spekulation  in  Staatspapieren  und  Papiergeld.  Die  schwadien 
Hände  müssen,  von  den  Bankiers  gezwungen,  die  Kriegs- 
anleihe verkaufen,  um  ihren  Verpflichtungen  zu  entsprechen. 
Starke  Kapitalisten  können  große  Posten  kaufen,  wenn  sie 
tief  stehen,  und  verkaufen,  wenn  sie  ausnahmsweise  einmal 
gestiegen  sind.  In  diesen  22  Jahren  hatte  sich  das  Ein- 
kommen Krupps  mehr  als  vervierfacht  und  das  Vermögen 
nahezu  vervierfacht.  In  ähnlicher  Weise  war  das  Ver- 
mögen des  Fürsten  Hendcel  von  Donnersmarck  gestie- 
gen. In  dem  gegenwärtigen  Zeitalter  der  Papierwirt- 
schaft könnten  Vermögen  dieser  Art  in  1—2  Jahren  durch 
Spekulation  den  Betrag  von  mehreren  Milliarden  Mark 
überschreiten.  Wer  nur  Betriebe  verstaatlichen  will,  läßt 
eine  Anzahl  Vermögen  bestehen,  die  mehr  als  100  Mil- 
lionen Mark  betragen,  ermöglicht  es  der  Spekulation,  aus 
einem  Vermögen  von  100  Millionen  Mark  sdinell  ein 
Vermögen  von  einer  Milliarde  Mark  zu  machen.  Der  Rat 
der  Volksbeauftragten,  und  zwar  sowohl  der  am  Anfang 
des  Jahres  1919  amtierende  Rat  der  5,  als  sein  Vorgänger» 
der  Rat  der  6,  ist  nicht  annähernd  so  sozialistisch  als  der 
ordentliche  Universitätsprofessor  Anton  Menger  in  Wien, 
der  aus  seiner  gründlichen  Kenntnis  der  Rechts-  und  Staats- 
wissensdiaften  heraus  die  Einlösung  des  Großbesitzes,  also 
die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  forderte  und 
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diese  Forderung  als  Frucht  jahrzehntelanger  Studien  be- 
zeichnete. Dieser  hodibedeutende  Jurist  und  National- 
okonom  ist  so  wenig  radikal  und  revolutionär,  daß  er  eine 
Verbindung  des  sozialistischen  Staates  mit  der  Monarchie 
in  Deutschland  für  möglidi  hält  und  weder  die  Abschaffung 
der  Monarchie  noch  die  Revolution  zur  Voraussetzung  des 
sozialistischen  Staates  macht  (Neue  Staatslehre,  S.  175). 

Mein  Vorschlag  betrifft  nur  den  Übergang  zum  soziali- 
stischen Staat.  Aber  auch  nach  der  Verstaatlidiung  aller 
Produktionsmittel  und  benutzbaren  Sachen  wird  ein  Teil 
meines  Vorschlages  Bedeutung  behalten.  Die  staatliche 
Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit,  die  obligatorischen 
Gewerkvereine  der  Arbeiter,  die  obligatorischen  Verbände 
der  Arbeitgeber,  die  Arbeitsämter,  die  Arbeitspflicht,  kurz 
die  staatliche  Organisation  der  Arbeit  wird  auch  in  dem 
vollkommen  eingerichteten  sozialistischen  Staat  beizubehal- 
ten sein. 

Hat  mein  Vorschlag  der  Überfuhrung  der  heute  noch 
bestehenden  privatwirtschaftlichen  Gesellsdiaftsordnung  in 
die  sozialistische  Aussicht,  bald  angenommen  zu  werden? 
Es  ist  leichter/  eine  alteingeriditete  Dynastie  zu  stürzen, 
als  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  über  100000 
Mark  und  der  großen  Einkommen  über  100000  Mark  her- 
beizuführen. Karl  Marx  hat  gelegentlich  darauf  hingewiesen, 
daß  das  Kapital  immer  rücksichtsloser  und  kühner  wird, 
je  mehr  Prozente  es  verdient.  Man  darf  erwarten,  daß 
das  Kapital  die  denkbar  größte  Rücksichtslosigkeit  gegen- 
über einem  Vorschlage  entwidceln  wird,  der  das  Kapital 
selbst  beseitigen  will.  In  diesem  Zusammenhang  ist  unter 
Kapital  natürlich  nur  das  Privatkapital  zu  verstehen. 

Erfahrungsgemäß  geschieht  in  Deutschland  so  leidit  nicht 
das  Vernünftige  in  der  Politik.  Fürst  Bismardc  beabsich- 
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tigte  in  den  Tagen  der  Begründung  des  Reiches  etwas  für 
die  Sicherung  des  Privateigentums  und  zur  Vermeidung 
des  Umsturzes  zu  tun.  Er  begründete  zu  diesem  Zwecke 
in  den  Jahren  1872  und  1873  das  sogenannte  Dreikaiser- 
bündnis und  hielt  bis  zu  seinem  Abgange  enge  Freund- 
schaft mit  dem  russischen  Zarismus.  Das  Ergebnis  dieser 
Politik  war  das  direkte  Gegenteil  seiner  Absicht.  Die 
Fideikommisse  von  Friedrichsruh  und  Varzin  sind  sehr 
unsicher  geworden  und  dürften  bald  verschwinden.  Fürst 
Bülow  lehnte  die  englischen  Bündnisofferten  ab,  weil  das 
Deutsche  Reich  nicht  zum  Vasallen  Englands  werden  sollte. 
Jede  Bindung  Deutschlands  durch  einen  Bündnisvertrag  er- 
schien ihm  schon  als  eine  Minderung  der  Macht  des  deut- 
schen Kaisers.  Heute  ist  der  deutsche  Kaiser  geflohen, 
die  deutsche  Flotte  an  England  ausgeliefert,  Köln  von  den 
Engländern  besetzt.  Fürst  Bülow  hat  mit  seiner  Politik 
ungefähr  das  Gegenteil  von  dem  erreicht,  was  er  beab- 
sichtigt hat.  Kurz  nach  Kriegsausbruch  erklärte  Herr  von 
Bethmann  Hollweg  in  dem  deutschen  Weißbudi,  daß  er 
dem  Grafen  Berchtold  die  Blankovollmadit  zu  der  Aktion 
Österreichs  gegen  Serbien  gegeben  habe,  um  den  Zerfall 
Österreich-Ungarns  zu  verhindern.  Die  Folge  dieser  Blanko- 
vollmacht war  der  vollkommene  Zerfall  Österreich -Ungarns 
und  die  vollkommene  Niederlage  Deutschlands,  die  Besei- 
tigung der  22  deutschen  Dynastien  und  der  Sturz  Beth- 
mann Hollwegs.  Herr  von  Bethmann  Hollweg  hat  mit 
seiner  Blankovollmadit  so  ziemlidi  das  Gegenteil  von  dem 
erreicht,  was  er  beabsichtigt  hatte. 

Wahrscheinlich  wird  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
und  die  Nationalversammlung  der  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen  und  Einkommen  sowie  der  staatlichen 
Organisation  der  Arbeit  nach  Kräften  entgegenarbeiten. 
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Und  die  Folge  wird  sein,  dafi  nidit  nur  die  großen, 
sondern  auch  die  kleinen  Vermögen  in  Kürze  verschwin- 
den, daß  die  Reste  der  Ordnung  durch  krasse  Unord- 
nung in  allen  Teilen  Deutschlands  ersetzt  werden,  daß 
die  kommunistisdie  Partei  lawinenartig  anwädist,  daß  der 
Anarchismus  immer  drohender  sein  Haupt  erhebt. 

Der  Rat  der  Volksbeauftragten  oder  das  preußische 
Staatsministerium  hat  seit  dem  9.  November  1918  bis  in 
den  Januar  1919  mit  keinem  Worte  die  Absicht  ange- 
deutet, die  großen  Vermögen  zu  verstaatlichen  oder  auch 
nur  die  gewaltige  wirtschaftliche  Ungleichheit  der  Gegen- 
wart zu  mindern.  Glaubt  der  Rat  der  Volksbeaüftragten 
wirklich,  daß  das  Volk  nadi  der  Verjagung  der  22  Dyna- 
stien und  nadi  der  Einsetzung  einer  sozialdemokratischen 
Regierung  Dutzende  von  Riesenvermögen  über  20  Millionen 
Mark  und  mehrere  Vermögen  über  50  und  sogar  über 
100  Millionen  Mark  bestehen  lassen  werde,  nur  weil  sie 
keine  Betriebe  sind?  Glaubt  der  Rat  der  Volksbeauf- 
tragten wirklich,  daß  die  lange  Dauer  des  Weltkrieges  das 
Volk  derartig  in  der  Tugend  des  Wartens  geschult  habe, 
um  sich  zu  gedulden,  bis  die  Betriebe  in  50  oder  100 
Jahren  zur  Sozialisierung  reif  geworden  seien? 

Seit  Jahrzehnten  liest  der  deutsche  Arbeiter  in  den 
Schriften  von  Friedrich  Engels  und  August  Hebel,  daß 
das  Proletariat  sidi  der  Regierung  bemächtigen  müsse,  um 
die  Produktionsmittel  zu  sozialisieren.  Nun,  nachdem  zum 
ersten  Male  das  Proletariat  sich  der  Regierung  bemächtigt 
hat,  soll  die  Sozialisierung  auf  eine  ferne,  ungewisse  Zeit 
vertagt  werden,  weil  die  Betriebe  zur  Sozialisierung  noch 
nicht  reif  seien.     Vor  Tisch  klang  es  anders! 

Da  die  sozialistische  Regierung  die  Sozialisierung  nicht 
in  die  Hand  genommen  hat,  haben  an  verschiedenen  Orten 
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die  Arbeiter  die  Sozialisierunjjf  versucht,  hat  die  Reidis- 
konferenz  der  Kommunistischen  Partei  (Spartakusbund)  Ende 
Dezember  1918  sich  für  eine  Sozialisicrung  der  Betriebe 
durch  die  Arbeiter  ausgesprochen.  In  seinem  Referat  über 
die  wirtschaftlichen  Kämpfe  sagte  Paul  Lange  auf  dieser 
Reichskonferenz:  „Die  notwendigen  Organisationen,  um 
den  Sozialismus  herbeizuführen,  sind  die  Betriebsräte,  die 
im  Einvernehmen  mit  den  Arbeiterräten  die  inneren  An- 
gelegenheiten der  einzelnen  Betriebe  zu  ordnen,  die  Ar- 
beitsverhältnisse zu  regeln,  die  Produktion  zu  kontrollieren 
und  schließlich  die  Betriebsleitung  zu  über- 
nehmen haben." 

Die  von  der  Kommunistischen  Partei  beabsichtigten  Be- 
triebsräte sollen  also  die  Sozialisierung  der  Betriebe  schließ- 
lich in  die  Hand  nehmen.  Wenn  die  Regierung  nidit 
sozialisiert,  so  sozialisieren  eben  die  Arbeiter.  Wenn  die 
Regierung  nicht  dafür  sorgt,  daß  die  Verstaatlichung  der 
Betriebe  und  Produktionsmittel  sich  in  Ordnung  vollzieht, 
so  vollzieht  sie  sich  eben  durch  die  Arbeiter  in  Unord- 
nung. Nachdem  die  sozialdemokratische  Regierung  an  das 
Ruder  gekommen  ist,  kann  sie  den  Arbeitern  nicht  eine 
Lehre,  einen  Glauben  in  einigen  Monaten  nehmen,  den 
die  sozialdemokratische  Partei  den  Arbeitern  durch  zwei 
Generationen  gepredigt  hat. 

Wer  gegen  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen, 
Einkommen  und  Betriebe  auftritt,  begünstigt  die  Soziali- 
sierung aller  Vermögen  und  Betriebe  durch  die  Arbeiter, 
durch  die  Kommunisten,  begünstigt  die  Übertragung  des 
russischen  Bolschewikitums  nach  Deutschland.  Denn  das 
Kennzeichen  des  Bolschewikitums  ist  die  systemlose  Sozia- 
lisierung der  industriellen  Produktionsmittel  durch  die  Ar- 
beiter, die  zum  Stillstand  der  Industrie  führen  muß. 
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Die  deutsdien  Magnaten,  insonderheit  die  erblichen 
Mitglieder  des  früheren  preußischen  Herrenhauses  und  der 
sonstigen  ersten  Kammern  der  deutschen  Einzelstaaten, 
waren  während  der  ersten  Monate  der  sozialen  Revolution 
mit  dem  Rate  der  Volksbeauftragten  aus  zwei  Gründen 
außerordentlich  zufrieden,  einmal  weil  er  die  Schuld  am 
Weltkriege  vorläufig  unaufgedeckt  ließ  und  daher  allen 
Beteiligten  eine  Frist  von  mehreren  Monaten  zur  Vernich- 
tung belastender  Dokumente  gab,  und  dann,  weil  er  nur 
die  Sozialisierung  der  dazu  reifen  Betriebe  gegen  Ent- 
schädigung in  einer  unbestimmten  Zukunft  in  Aussidit 
stellte.  Je  reidier  und  je  reaktionärer  ein  Fürst  oder  Graf 
ist,  um  so  mehr  ist  er  mit  der  Haltung  der  sozialistischen 
Regierung  zufrieden.  Besonders  groß  ist  die  Zufrieden- 
heit der  feudalen  Herren  mit  der  Aufrechterhaltung  der 
bisherigen  feudalen  Diplomatie,  die  in  erster  Linie  aus 
Angehörigen  des  alten  Adels,  soweit  er  noch  wohlhabend 
ist,  oder  des  neuen,  sehr  reichen  Adels  sich  zusammen- 
setzt. Indem  die  Diplomatie  in  ihrem  bisherigen  Personal- 
bestande bestehen  bleibt,  behalten  die  deutschen  Magnaten 
einen  wesentlichen  Einfluß  auf  die  wichtigsten  Staatsge- 
schäfte und  gerade  auf  diejenigen  Staatsgeschäfte,  für  die 
sie  sich  am  meisten  interessieren.  So  haben  die  Magnaten 
in  diesen  schweren  Zeiten  in  dreifacher  Hinsicht  einen 
Trost :  Sie  behalten  ihren  Grundbesitz,  ihr  Vermögen,  ihren 
Einfluß,  den  sie  durdi  Hunderte  und  Tausende  von  Ange- 
stellten ausüben.  Sie  behalten  ferner  die  Aussicht  auf 
Rückkehr  der  22  Dynastien  und  ihrer  glänzenden  Hofhal- 
tung, die  für  die  Versorgung  ihrer  Söhne  und  Schwieger- 
söhne von  so  großer  Wichtigkeit  ist.  Sie  behalten  drittens 
ihren  bisherigen  Einfluß  auf  die  Diplomatie  Deutschlands, 
die  zugleich  für  ihre  Söhne  und  Schwiegersöhne  eine  Ver- 
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sorgungsanstalt  ist.  In  der  ganzen  Weltgesdiidite  findet  sidi 
keine  politische  oder  soziale  Revolution,  die  mit  den  nächsten 
Anhängern  und  Freunden  abgesetzter  Dynastien  so  schonend 
gegen  das  eigene  Interesse  der  Revolution  verfahren  ist. 

Die  schwächste  Seite  des  alten  Regimes,  unter  dem  die 
deutsche  Nation  einen  einzigartigen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung erlebte,  war  die  adelige,  feudale  Diplomatie,  die 
in  jahrzehntelanger  Tätigkeit  alle  Gegensätze  der  Nationen 
zu  unseren  Ungunsten  ausglich,  alle  Welt  gegen  Deutsch- 
land zusammenschweißte  und  schließlich  durch  die  Blanko- 
vollmacht vom  5.  Juli  1914  die  Lunte  an  das  Pulverfaß 
legte,  um  den  Weltbrand  zu  entzünden.  Die  soziale  Re- 
volution hat  wesentliche  Veränderungen  in  den  Reichsämtern 
und  Ministerien  hervorgebracht,  beispielsweise  indem  Herr 
Adolf  Hoffmann  das  Kultusministerium  übernahm.  Aber 
ausgerechnet  die  Diplomatie  innerhalb  des  Auswärtigen  Amtes 
und  außerhalb  wurde  von  dem  großen  Umsturz  weniger 
berührt  als  mandimal  durdi  einen  Kanzlerwechsel  oder 
Ministerwechsel.  An  der  Schwelle  des  Jahres  1919,  als 
Graf  Brodcdorff-Rantzau  Staatssekretär  des  Auswärtigen 
und  Freiherr  von  Langwerth-Simmern  Unterstaatssekretär 
im  Auswärtigen  Amte  war,  hatte  der  Personalbestand  des 
Auswärtigen  Amtes  innerhalb  und  außerhalb  des  Amtes 
in  der  eigentlidien  Diplomatie  ungefähr  dasselbe  Aussehen 
wie  unter  Bülow,  unter  Bismarck,  wie  seit  Jahrhunderten. 
Der  Rat  der  Volksbeauftragten  hat  augenscheinlich  das 
Gefühl,  daß  er  von  den  Auswärtigen  Angelegenheiten 
nichts  versteht,  und  daß  daher  die  Wahrung  der  Tradition 
von  großer  Wichtigkeit  sei.  Schon  unter  dem  Fürsten 
Bismarck  war  aber  die  internationale  Diplomatie  ebenso 
wie  die  Geschiditsschreibung  darüber  einig,  daß  es  Fürst 
Bismarck  nicht  gelungen  war,   eine  Sdiule  zu  bilden.     Je 
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mehr  wir  uns  dem  Weltkriege  näherten,  um  so  einmütiger 
wurde  das  Urteil  der  ganzen  Welt  über  die  Unfähigkeit 
der  deutsdien  Diplomatie,  die  geradezu  sprich wörtlidi 
wurde.  Denn  unserer  Diplomatie  ist  es  eben  doch  gelungen, 
seit  Begründung  des  Reiches  und  insonderheit  seit  dem 
Abgange  des  Fürsten  Bismarck  alle  in  der  Welt  bestehenden 
Gegensätze,  also  den  russisch-englischen,  den  japanisch- 
russisdien,  den  französisch  -  englisdien ,  den  französisdi- 
italienischen,  den  japanisch-amerikanischen,  den  englisch, 
amerikanischen,  den  japanisch-diinesischen  auf  unsere  Kosten 
und  zu  unseren  Ungunsten  auszugleichen.  Dieses  große 
Werk,  welches  wir  in  der  Hauptsadie  Kaiser  Wilhelm  II. 
und  seinen  Reichskanzlern  und  Staatssekretären  verdanken, 
wäre  immerhin  nicht  möglich  gewesen,  wenn  nicht  fast  jeder 
einzelne  Diplomat  bis  zu  dem  jüngsten  Attache  herab  zu 
jeder  Zeit  sein  möglichstes  getan  hätte,  um  uns  mit  aller 
Welt  zu  verfeinden  und  um  fast  alle  fremden  Völker  gegen 
uns  zu  einigen. 

Aber  die  Schonung  Bethmanns,  Jagows  und  Zimmer- 
manns in  der  Frage  der  Sdiuld  am  Weltkriege  hängt  aufs 
engste  mit  der  schonenden  Behandlung  unserer  gesamten 
bisherigen  Diplomatie  zusammen.  Die  Angaben  des  Dr. 
Mühion,  des  früheren  Mitgliedes  der  Direktion  der  Firma 
Friedr.  Krupp  A.  G.,  über  die  Schuld  am  Weltkriege  haben 
sidi  in  allen  Einzelheiten  als  richtig  erwiesen.  Und  doch 
hat  der  Rat  der  Volksbeauftragten  nodi  keine  Gelegenheit 
genommen,  Herrn  Dr.  Mühion  mit  Herrn  Dr.  Helfferich 
und  Herrn  Krupp  von  Bohlen  und  Halbach  zu  konfron- 
tieren und  durch  eidliche  Aussagen  den  Tatbestand  des 
größten  Verbrechens  der  Weltgesdiichte,  dessen  Täter 
Wilhelm  IL  ist,  festzustellen.  Herr  Dr.  Mühion  war  nach 
Ausbruch  der  Revolution  in  Deutschland,  ist  aber  wieder 
152 


nach  der  Schweiz  zurückgekehrt.  Die  Korrespondenzen 
oder  Tagebücher  des  Herrn  Krupp  von  Bohlen  und  Halbach, 
Dr.  Helfferichs,  Bethmann  Hollwegs,  Jagows,  Zimmermanns, 
sämtlicher  Diplomaten  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten 
an  der  Sdiwelle  des  Weltkrieges,  des  Kaisers  und  aller 
deutsdien  Monarchen  sowie  vieler  männlicher  und  weib- 
licher Mitglieder  der  regierenden  Häuser  von  ehedem  und 
ihres  nächsten  Gefolges  dürften  unschätzbares  Material  der 
Aufdeckung  dieses  ungeheuren  Verbrechens  gegen  die  ganze 
Welt  und  gegen  das  deutsche  Volk  insbesondere  liefern. 
Der  Rat  der  Volksbeauftragten  hat  drei  Monate  verstreichen 
lassen  bis  zur  Beendigung  dieses  Buches,  ohne  daß  irgend 
etwas  zur  Sicherung  dieser  überaus  wichtigen  Dokumente 
und  aller  in  Frage  kommenden  Aussagen  der  Beschuldigten 
wie  der  Zeugen  geschehen  wäre.  Die  Einsetzung  eines 
besonderen  Staatsgerichtshofes  zur  Prüfung  und  Aburteilung 
der  Schuld  am  Weltkriege  hätte  das  Vertrauen  der  ganzen 
Welt  zum  deutsdien  Volke  und  dessen  rechtlicher  Ge- 
sinnung wiederhergestellt. 

Die  rechtliche  Grundlage  dieses  Staatsgerichtshofes,  der 
hoffentlich  recht  bald  eingesetzt  wird,  müßte  ein  besonderes 
Gesetz,  welches  die  schärfsten  Strafen  auswirft,  sein. 
Dieses  Gesetz  beruht  auf  demselben  ungeschriebenen 
Recht,  kraft  dessen  die  22  einst  angeblidi  vielgeliebten 
und  verehrten  Fürstengeschlechter  verjagt  worden  sind, 
auf  dem  letzten  und  wichtigsten  Rechte  auf  Erden,  auf 
dem  Selbstbestimmungsrechte  des  deutschen  Volkes,  auf 
dem  Rechte,  sich  nicht  länger  durch  eine  jährtausendjährige 
Gesetzgebung  mißhandeln  und  unterdrücken  zu  lassen,  auf 
dem  Rechte,  Sühne  zu  fordern  für  den  beispiellosen  Verlust 
an  dem  Blute  und  an  der  Gesundheit  des  Volkes. 

Dieselben  Leute,  wcldie  sagen,   wir  hätten  kein  Recht, 

153 


die  Auslieferung  Wilhelmi  IL  von  Holland  zu  verlangen, 
wir  hätten  kein  Recht,  einen  Staatsgerichtshof  einzusetzen 
und  ein  Gesetz  mit  rückwirkender  Kraft  zu  schaffen,  welches 
Wilhelm  IL,  Bethmann  Hollweg,  Jagow,  Zimmermann,  Falken- 
hayn  und  Tirpitz  als  Täter  und  Mittäter  des  Weltbrandes 
oder  als  Gehilfen  zur  Verantwortung  zieht,  scheuen  vor 
einer  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  zurück.  Nach  der  Rechtsgrundlage  braucht 
nicht  gesucht  zu  werden.  Sie  findet  sich  in  dem  Rechte  ' 
der  sozialen  Revolution,  die  die  22  Souveräne  vom  Throne 
gestoßen  hat,  um  die  Gewalt  des  Staates  in  die  Hände 
einer  sozialistischen  Regierung  zu  legen. 

Der  Trieb  der  Selbsterhaltung  müßte  den  Rat  der  Volks- 
beauftragten veranlassen,  die  Schuld  am  Weltkriege  zu 
untersuchen  und  zu  sühnen,  denn  die  Entrüstung  über  die 
Regierung  Wilhelms  II.  hat  ihn  an  das  Ruder  gebracht. 
Der  Trieb  der  Selbsterhaltung  müßte  den  Rat  der  Volks- 
beauftragten veranlassen,  die  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  in  die  Hand  zu  nehmen. 
Denn  die  Aufgabe  der  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen, Einkommen  und  Betriebe  unterscheidet  allein  in 
markanter  Weise  die  Sozialdemokratie  von  der  Deutschen 
demokratischen  Partei.  Wenn  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
die  Schuld  am  Weltkriege  ununtersucht  und  ungesühnt 
und  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  unausgeführt  läßt,  überläßt  er  am  besten 
schon  jetzt  der  Deutschen  demokratischen  Partei  das  Feld, 
welches  sie  früher  oder  später  als  Folge  der  Untätigkeit 
der  Leitung  der  Sozialdemokratie  erobern  müßte. 

Wenn  Fürst  Bismarck  auch  nur  zwei  Monate  ohne  preußi- 
sches Staatsministerium  und  ohne  preußischen  Landtag,  ohne 
Bundesrat  und  ohne  Reichstag  hätte  regieren  können,  so 
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hätte  er  nicht  nur  die  Reichseisenbahnen,  sondern  auch  das 
Tabakmonopol,  das  Branntweinmonopol,  das  Spiritusmonopol 
und  wahrscheinlich  auch  noch  andere  Monopole,  die  im 
Grunde  nichts  sind  als  Sozialisierungen  und  Verstaatlichungen 
ganzer  Industriezweige,  durch  Gesetz  eingeführt. 

Es  wäre  verkehrt,  wenn  man  daran  Anstoß  nehmen 
wollte,  daß  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  über 
100000  Mark  nach  meiner  Rechnung  nur  115  Milliarden 
Mark  Werte  dem  Reiche  zuführt.  Wenn  ich  audi  diese 
Zahl  auf  Grund  der  preußisdien  Vermögenssteuerstatistik 
für  das  Jahr  1917  berechnet  habe,  so  liegen  diese  Ein- 
schätzungen, die  am  Ende  des  Jahres  1916  erfolgt  sind, 
in  der  Hauptsache  doch  noch  vor  der  großen  Preisrevolution, 
vor  dem  stärksten  Sinken  unseres  Geldwertes.  Man  muß 
die  oben  genannten  Zahlen  von  221  Milliarden  Mark  in 
privaten  Händen  befindliches  Nationalvermögen,  wie  es 
sidi  auf  Grund  der  preußischen  Vermögenssteuer  für  das 
Reich  berechnen  läßt,  von  115  Milliarden  Mark  großer 
Vermögen  über  100000  Mark  und  von  106  Milliarden  Mark 
mittlerer  und  kleinerer  Vermögen  vielleicht  mit  2  multi- 
plizieren, um  sie  mit  der  Geldentwertung  von  Ende  1916 
bis  Anfang  1919  in  Einklang  zu  bringen.  Man  darf  aber 
andererseits  nicht  übersehen,  daß  die  größten  Verluste 
unseres  Nationalvermögens  erst  durch  die  lange  Dauer  des 
Weltkrieges  in  den  Jahren  1917  und  1918  und  durch  die 
Niederlage  zur  Wirklichkeit  geworden  sind.  Und  aus 
diesem  Grunde  müßte  man  wiederum  eine  wesentliche 
Minderung  der  so  gewonnenen  Zahlen  vornehmen. 

Ich  mache  meinen  Vorschlag  zur  Überführung  der  privat- 
wirtschaftlichen Gesellschaftsordnung  in  den  sozialistischen 
Staat  nicht  in  erster  Reihe  aus  fiskalischen  Gründen,  sondern 
aus   sozialen   und   wirtschaftlidien    Gründen.     Als   Anton 
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Menger  im  Jahre  1902  seinen  Voi  schlag  der  Einlösung  des 
Großbesitzes,  also  der  großen  Vermögen,  machte,  war 
Deutschland  in  blühendem  wirtsdiaftlichen  Aufsdiwung 
begriffen  und  lag  eine  Finanznot  wie  heut  nicht  im  entfern- 
testen vor.  Auch  in  den  blühendsten  Zeiten  der  Volks- 
wirtschaft kann  man  den  Sozialismus  nur  stufenweise  und 
nur  durch  Einlösung  des  Großbesitzes,  durch  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen,  einführen.  Die  Vermögenssteuern, 
Einkommensteuern  und  Erbschaftssteuern  des  sozialistisdien 
Staates  werden  nadi  der  Verstaatlidiung  der  großen  Ver- 
mögen über  100000  Mark  und  Einkommen  über  100000 
Mark  jährlich  aus  dem  verbleibenden  Vermögen  und  Ein- 
kommen zu  entriditen  sein. 

Zur  Dedcung  der  Unkosten  des  Krieges  plant  die 
Regierung  der  Deutsdien  sozialistischen  Republik  eine 
beträchtliche  Vermögensabgabe,  und  zwar  eine  einmalige, 
die  wohl  in  Raten  abzuführen  sein  dürfte.  Wenn  diese 
Vermögensabgabe  eine  beträchtliche  und  stark  progressive 
ist,  so  kann  sie  die  gegenwärtige  Staatsschuld  vielleicht 
in  erheblichem  Maße  vermindern.  Aber  die  Staatssdiulden 
steigen  rapid  weiter.  Und  eine  Wiederholung  der  Ver- 
mögensabgabe dürfte  unausbleiblich  sein.  Der  frühere 
Direktor  der  Deutschen  Bank,  Max  Steinthal,  hat  Ende  1918 
im  Berliner  Tageblatt  bereits  den  Nadiweis  geliefert,  daß 
eine  soldie  Vermögensabgabe  nicht  aus  liquiden  Mitteln 
bezahlt  werden  kann,  sondern  daß  sie  durch  Hergabe  von 
Produktionsmitteln,  benutzbaren  Sadien  oder  gar  verbrauch- 
baren Sachen  entrichtet  werden  muß. 

Würde  die  Vermögensabgabe  den  Geboten  der  Gerechtig- 
keit und  des  sozialen  Ausgleichs  entsprechen  und  die 
größten  Vermögen  mit  30  bis  75  o/o  ihres  Bestandes  belasten, 
so  würde  der  Staat  in  den  Besitz  ganzer  Herrschaften 
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und  Fabriken,  sowie  einer  großen  Menge  von  Häusern, 
von  Aktien  und  Wertpapieren  der  verschiedensten  Art,  von 
Hypotheken  und  Forderungen  gelangen.  In  einem  gewissen 
Umfange  wäre  auch  dies  eine  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen  und  Betriebe.  Da  das  Reichsschatzamt  die  Ver- 
mögensabgabe am  Anfang  des  Jahres  1919  bereits  aus- 
gearbeitet hatte,  wird  sie  ohne  Zweifel  geraume  Zeit  vor 
einer  systematischen,  meinem  Vorschlage  entsprechenden 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  über  100000  Mark 
und  großen  Betriebe  im  Werte  von  etwa  100000  Mark 
in  Kraft  treten.  Je  höher  die  Sätze  der  einmaligen  Ver- 
mögensabgabe sind,  und  je  stärker  progressiv  die  Vermögens- 
abgabe wirkt,  um  so  mehr  ist  sie  als  Vorbereitung  der 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen  und 
Betriebe  zu  begrüßen.  Durch  die  Einziehung  dieser  ein- 
maligen Vermögensabgabe  wird  die  Regierung  der  Deutschen 
sozialistischen  Republik  sich  eine  Menge  von  Erfahrungen 
sammeln  und  die  notwendigen  Einrichtungen  treffen  müssen, 
die  der  nachfolgenden  unausbleiblichen  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  dienen  werden. 

Das  Privateigentum  an  den  benutzbaren  Sachen  und  an 
den  Produktionsmitteln  ist  in  der  heutigen  privatwirtschaft- 
lichen Gesellsdiaftsordnung  die  Grundlage  für  die  wichtigsten 
privatrechtlichen  Unterwerfungsverhältnissc.  Denn  wie  weit 
eingreifende  Einschränkungen  auch  die  Gesetzgebung  fest- 
setzen mag,  immer  bleibt  der  Mieter,  der  Päditer,  der 
Lohnarbeiter  von  dem  Eigentümer  abhängig  (Anton  Menger, 
Neue  Staatslehre,  S.  86).  Es  wird  daher  die  Aufgabe  der 
Deutschen  sozialistischen  Republik  sein,  auch  die  Verstaat- 
lichung dieser  privatreditlichen  Unterwerfungsverhältnisse 
herbeizuführen. 

Nadi  dem  Urteile  Anton  Mengers  beruht  die  Eigentums- 

157 


Ordnung  unserer  europäischen  Kulturstaaten  nodi  heute  in 
ihren  wichtigsten  Bestandteilen  auf  gewalttätiger  Besitz- 
nehmung. Als  die  Griechen,  Römer  und  Germanen  nach 
langen  Wanderungen  in  ihre  festen  Wohnsitze  einrückten 
und  diese  später  erweiterten,  stießen  sie  überall  auf  bereits 
ansässige  Bevölkerungen,  denen  sie  nach  ihrer  Besiegung 
den  Grund  und  Boden  ganz  oder  teilweise  gewaltsam 
abnahmen.  Die  Eigentumsordnung  wurde  daher  gleich 
ursprünglich  auf  das  siegreiche  Schwert  gegründet.  Nach 
der  Schlacht  von  Hastings  im  Jahre  1066  wurde  den 
besiegten  Sachsen  zur  Befestigung  der  normannischen 
Herrschaft  durdi  Wilhelm  den  Eroberer  ein  so  großer 
Teil  ihres  Landeigentumes  auf  der  britischen  Insel  gewaltsam 
abgenommen,  daß  sich  einige  Menschenalter  später  der 
noch  heute  von  den  englischen  Juristen  festgehaltene  Satz 
bilden  konnte,  daß  der  König  der  ursprüngliche  Besitzer 
von  Grund  und  Boden  sei,  und  daß  alles  Grundeigentum 
der  Privatpersonen  von  ihm  stamme.  Nachdem  die  Truppen 
Kaiser  Ferdinand  II.  am  8.  November  1620  in  der  Schlacht 
am  Weißen  Berge  bei  Prag  über  die  Truppen  des  Winter- 
königs Friedrich  von  der  Pfalz  gesiegt  hatten,  wurde  zur 
Befestigung  der  Dynastie  Habsburg  und  zur  Wiederher- 
stellung des  katholischen  Glaubens  nach  den  eigenen  Angaben 
des  Kaisers  Ferdinand  II.  in  den  Landtagspropositionen 
von  1630  mehr  als  ein  Drittel  des  Königreichs  Böhmen 
konfisziert  In  der  großen  französisdien  Revolution  wurden 
in  ungeheurem  Umfange  die  Kirchen-  und  Emigrantengüter 
vom  französisdien  Staat  eingezogen  und  veräußert.  Der 
gesamte  Erlös  betrug  mehrere  Milliarden  Francs  (Menger, 
Neue  Staatslehre,  S.  81  und  228). 

Von  einem  beträchtlichen  Teil  des  Großgrundbesitzes, 
der  überall  in  Europa  auf  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
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den  entscheidenden  Einfluß  ausübt,  kann  man  den  Zusammen- 
hang zwischen  der  gewalttätigen  Besitznehmung  und  der 
gegenwärtigen  Eigentumsordnung  unmittelbar  nachweisen 
(Neue  Staatslehre,  S.  81   und  82). 

Wenn  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  solcher  Großgrund- 
besitzer durch  das  Vorkommen  von  Kohle  oder  Kali  oder 
durch  die  Nähe  aufstrebender  Großstädte  begünstigt  war, 
ist  sein  Vermögen  zu  einer  außerordentlichen  Größe  gelangt. 
Neben  der  Gewalt  hat  der  Zufall  die  größten  Vermögen 
gebildet. 

Ein  klassisches  Beispiel  dieser  Art  ist  das  rapide  Steigen 
des  Vermögens  und  Einkommens  des  Herzogs  Engelbert 
von  Arenberg  auf  Schloß  Nordkirdien  im  Regierungsbezirk 
Münster,  des  reichsten  Mannes  der  Provinz  Westfalen,  der 
allein  in  Deutschland  einen  Grundbesitz  von  vielleicht 
30000  ha  in  den  Provinzen  Westfalen,  Rheinlande  und 
Hannover  besitzt.  Es  betrug  nach  dem  Band  Westfalen  meines 
„Jahrbuchs  der  Millionäre**  das  Vermögen  und  Einkommen 
des  Herzogs  von  Arenberg: 


Jahr 

Vermögen 
Millionen  Mark 

Einkommen 
Mark 

1895 

29 

1180000 

1911 

63 

2780000 

1914 

67 

3120000 

Das  gewaltige  Anschwellen  seines  Vermögens  und  Ein- 
kommens in  den  letzten  20  Jahren  verdankt  der  Herzog 
von  Arenberg  dem  Vorhandensein  von  Kohle  auf  dem 
Gebiete,  über  welches  seine  Vorfahren  als  souveräne  Fürsten 
herrschten.  Gegenwärtig  werden  die  großen  Vermögen  in 
zahlreichen  Fällen  durch  Spekulation,  durch  Benützung 
staatlicher   Vergünstigungen,    also    durdi    List    erworben. 
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Seltener  kommen  die  sehr  großen  Vermögen  durch  indu- 
strielle oder  kommerzielle  Tüchtigkeit  zustande.  Und  in 
diesen  wenigen  Fällen  vererbt  sich  die  Tüchtigkeit  des 
Vaters  nicht  immer  auf  die  Kinder.  An  untüchtigen  Erben 
tüchtiger  Männer  der  Industrie  und  des  Handels  ist  kein 
Mangel. 

Da  also  unsere  Eigentumsordnung  in  ihrem  Ursprung 
fast  aussdiließlich  auf  dem  Schwerte  beruht,  so  läßt  sich 
von  vornherein  voraussetzen,  daß  in  ihr  nicht  die  wirt- 
schaftliche Vernunft  vorherrscht.  Die  meisten  Männer,  die 
heut  ein  großes  Vermögen  zusammenbringen,  denken  nur 
an  sich  und  nicht  an  die  Gesamtheit.  Wo  soll  denn  unter 
diesen  Umständen  die  Vernunft  in  der  Verteilung  des 
Eigentums  herkommen?  Wenn  das  große  Vermögen  tüch- 
tiger Unternehmer  an  unfähige  Erben  gelangt,  so  ver- 
schwindet die  Vernunft  aus  dem  System  der  Verteilung 
der  Güter. 

Nur  solange  die  Völker  naiv  wie  die  Kinder  sind, 
werden  sie  an  die  Vernunft  in  der  Verteilung  des  National- 
vermögens und  des  Nationaleinkommens  an  die  einzelnen 
Volksgenossen  glauben.  Durdi  die  Verjagung  der  22  Souve- 
räne hat  das  deutsdie  Volk  bewiesen,  daß  es  nidit  mehr 
völlig  naiv  ist. 

Alle  Menschen  auf  dieser  Erde  sollten  sich  darüber  klar 
sein,  daß  eine  Person  nicht  allein  die  gesamte  Erdober- 
fläche, also  den  Erdball,  als  sein  Privateigentum  besitzen 
darf.  Und  dodi  besteht  wohl  in  keinem  Lande  der  privat- 
kapitalistisdien  Gesellschaftsordnung  audi  nur  ein  Gesetz, 
welches  verböte,  daß  eine  einzelne  Person  den  gesamten 
Grund  und  Boden  des  Staates  als  ihr  Privateigentum  be- 
sitze. Ein  Rentier,  der  den  Grund  und  Boden  auf  dem 
ganzen  Erdball  als  sein  Privateigentum  besäße,  hätte  nach 
160 


der  privatkapitalistischen  Gesellschaftsordnung  das  Recht, 
allen  anderen  Menschen  zu  kündigen  und  sie  von  diesem 
Erdballe  zu  verweisen.  Also  darf  auch  eine  Person  in 
der  Deutschen  sozialistischen  Republik  nicht  nahezu  eine 
halbe  Milliarde  Mark  besitzen,  zumal  das  aus  der  Steuer 
hervorgehende  Nationalvermögen  der  deutsdien  Bevölkerung 
in  privaten  Händen  nur  etwa  221  Milliarden  Mark  beträgt. 
Mit  dem  Argument  des  Maschinengewehrfeuers  und  der 
Handgranaten  kann  man  nach  dem  langen  Weltkriege  und 
nach  der  Verjagung  der  22  Dynastien  die  althergebrachte 
Anschauung  von  der  gottgewollten  Verteilung  des  Besitzes 
nicht  aufrecht  erhalten.  Aber  man  kann  auch  nicht  das 
Volk  vertrösten  auf  eine  ferne  Zukunft,  wo  die  Betriebe 
zur  Sozialisierung  reif  sein  werden. 

Am  späten  Abend  des  8.  Januar  1919  habe  ich  mir  auf 
der  Friedrichstraße  den  „Vorwärts"  gekauft,  und  zwar  den 
auf  den  Masdiinen  der  Vorwärtsdruckerei,  Lindenstraße  3, 
gedruckten  „Vorwärts"  der  revolutionären  Obleute  oder 
des  Spartakusbundes,  der  den  Untertitel  führt:  Organ  der 
revolutionären  Arbeiterschaft  Groß-Berlins.  In  dem  Leit- 
artikel, der  die  Demonstrationen  der  letzten  Tage  besprach, 
heißt  es :  „Jeder  einzelne  der  Hunderttausende  von  Demon- 
stranten wußte  es:  Nur  die  sofortige  Sozialisierung  kann 
das  arbeitende  Volk  aus  ungeheurer  Not  und  Elend  retten, 
nur  die  sofortige  Sozialisierung  kann  sie  vor  noch  unge- 
heurerer Not  und  Elend  in  nächster  Zukunft  bewahren. 
Die  400000  Arbeitslosen  Groß-Berlins  wußten  es.  Und 
die  noch  in  Arbeit  Stehenden,  die  an  ihrer  Seite  marschierten, 
wußten  es  auch." 

Aus  diesem  Leitartikel  kann  sich  jedermann  überzeugen, 
daß  auch  der  letzte  Grund  des  Bürgerkrieges  zu  Berlin 
in  jenen  Tagen  in  der  Frage  der  Sozialisierung  zu  sudien 
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ist.  Die  von  den  Regierungstruppen  belagerte,  in  den 
Händen  des  Spartakusbundes  befindliche  Vorwärtsdrudcerei 
sagt  selbstverständlich  in  ihrem  Leitartikel  dasjenige,  was 
sie  für  den  Kernpunkt  der  Frage  hält,  denn  es  steht  ihr 
nicht  viel  Papier  und  nicht  viel  Möglichkeit  der  Verbreitung 
ihrer  Ansichten  zur  Verfügung. 

Hätte  der  Rat  der  Volksbeauftragten  vom  9.  November 
1918  ab  die  Frage  der  Sozialisierung  mit  Energie  betrieben, 
und  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  bereits  vor  den  Augen  ganz  Deutschlands 
in  die  Hand  genommen,  so  würde  dieser  Bürgerkrieg  mit 
seinen  schweren  Konsequenzen  nicht  ausgebrochen  sein, 
so  würde  die  Spaltung  der  sozialdemokratischen  Partei 
nicht  erfolgt  sein,  so  würde  der  erkrankte  Körper  des 
deutschen  Volkes  sich  bereits  auf  dem  Wege  der  Heilung 
befinden,  so  würden  die  sozialistischen  Parteien  mit  Ver- 
trauen dem  Zusammentritt  der  Nationalversammlung  ent- 
gegensehen. 

Das  Jahr  1919  ist  hereingebrochen,  ohne  daß  die  breiten 
Massen  Deutschlands  durdi  die  infolge  des  Weltkrieges 
aufzubringenden  Steuern  bedrüdct  wurden.  Die  Nation 
bestritt  die  Ausgaben  des  Weltkrieges  von  den  Ersparnissen 
einer  vergangenen  Zeit.  Je  höher  die  Kriegsausgaben 
stiegen,  je  mehr  Kriegsanleihen  verausgabt  wurden,  um  so 
mehr  Kapitalzins  fiel  der  Klasse  der  Kapitalisten  zu.  Aber 
die  Löhne  der  Arbeiter  stiegen  audi.  Beide  teilten  sidi 
in  die  geringen  Vorräte.  Der  Arbeiter  hatte  den  realen 
Vorteil  des  Genusses  der  Lebensmittel,  der  Reidie  die 
Illusion,  daß  sein  Vermögen  ungeschmälert  und  zu  5®/o 
verzinst  sei,  da  er  an  die  Möglichkeit  eines  Staatsbankrottes 
nicht  glauben  wollte.  Den  wahren  Wert  unserer  Staats» 
papiere  nud  unseres  Papiergelde«  wird  uns  bald  die  histo- 
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rische  Entwickelung  zeigen.  Noch  wissen  wir  nicht,  wie 
lang  unser  Mangel  an  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln 
dauern  wird,  und  welche  Höhe  unsere  Staatsschulden 
erreichen  werden. 

Der  Zusammenbruch  der  Vermögen  der  Kapitalisten 
infolge  des  Staatsbankrottes  in  unserem  Lande  und  in 
anderen  Ländern,  sowie  infolge  der  Beschäftigungslosigkeit 
der  Industrie  und  des  Handels,  der  Mangel  an  Rohstoffen 
und  Nahrungsmitteln,  der  Zusammenbruch  der  Banken  und 
Versicherungsgesellschaf  ten.die  Erwerbslosigkeit  der  Arbeiter, 
der  Fortgang  des  Bürgerkrieges  oder  die  stete  Gefahr  seiner 
Rückkehr  wird  erst  die  Situation  schaffen,  welche  zur  Ein- 
richtung des  sozialistischen  Staates  und  zur  staatlichen 
Organisation  der  Arbeit  zwingt. 

Heute  erscheinen  meine  Vorschläge  für  die  Überführung 
der  privatkapitalistischen  Gesellschaftsordnung  in  den  so- 
zialistischen Staat  vielleicht  radikal.  Anfang  1920  sind 
sie  vielleicht  schon  von  den  Ereignissen  überholt,  er- 
scheinen sie  vielleicht  schon  als  rückständig  und  ungenügend. 

Der  sozialistische  Staat  geht  nicht  aus  dem  Überfluß, 
sondern  aus  der  Not  der  Zeit  hervor,  genau  wie  die 
Deutsche  sozialistische  Republik.  Die  soziale,  wirt- 
schaftliche und  politische  Not  wird  zunehmen,  und  dann, 
wenn  es  zu  spät  ist,  um  das  schwerste  Unheil  abzuwenden, 
werden  meine  Vorsdiläge  Beachtung  finden.  Dann  hat 
aber  wahrscheinlich  der  Staatsbankrott,  der  Stillstand  der 
Industrie  und  des  Handels,  der  immer  wieder  auftauchende 
Bürgerkrieg,  der  nie  ruhende  Ausstand,  der  Mangel  an 
Rohstoffen  und  Exportmöglichkeiten  die  Klasse  der  Ka- 
pitalisten und  Unternehmer  zu  Bettlern  gemacht,  die 
glücklich  sein  würden,  wenn  sie  auch  nur  einen  kleinen 
Teil  des  Vermögens  und  des  Einkommens  wiedererwerben 


könnten,  weldies  ich  ihnen  in  diesem  meinen  Vorschlag 
der  Einrichtung  des  sozialistischen  Staates  als  Abfindung 
und  Lohn  für  ihre  Mitwirkung  in  Aussicht  stellte.  Und 
ebenso  werden  die  Arbeiter  die  Leidtragenden  sein,  die- 
selben Arbeiter,  die  heute  Vertrauen  zu  der  Klugheit 
ihrer  Führer  haben,  die  aber  von  Tag  zu  Tag  erkennen 
müssen,  daß  ihre  Führer  sie  nicht  in  den  sozialistischen 
Staat  oder  zu  gewinnbringender  Arbeit,  sondern  in  den 
Bürgerkrieg  führen. 

Das  bedeutsame  Werk  des  weltberühmten  Rechtslehrers 
Professor  Anton  Menger  „Neue  Staatslehre"  ist  bereits 
im  Juli  1902  erschienen  und  enthält  bereits  den  Vorschlag 
der  Einlösung  des  Großbesitzes  als  Vorbereitungsmaßregel 
für  den  sozialistischen  Staat  oder  den  volkstümlichen 
Arbeitsstaat,  wie  ihn  Anton  Menger  nennt.  Weder  die 
Führer  der  alten  sozialdemokratischen  Partei  noch  die 
Führer  der  Unabhängigen  sozialdemokratischen  Partei 
haben  zu  dieser  Frage  Stellung  genommen  oder  sonst 
irgendeinen  Plan  des  Obergangs  zum  sozialistischen  Staat 
aufgestellt,  um  den  Bruderkrieg  zwischen  den  2  oder 
neuerdings  3  sozialistischen  Parteien  Deutschlands  zu  ver- 
meiden und  um  den  bürgerlidien  Parteien  den  Beweis 
ihrer  Befähigung  zur  Überführung  der  privatkapitalistischen 
Gesellschaftsordnung  in  die  sozialistische  zu  erbringen. 
Daher  hat  weder  das  Inland  noch  das  Ausland  am  Anfang 
des  Jahres  1919  das  notwendige  Vertrauen,  daß  die  Führer 
der  verschiedenen  sozialistischen  Parteien  sich  über  den 
Weg  zur  Verwirklichung  ihrer  Lehren  im  klaren  sind, 
und  daß  sie  die  seit  Generationen  im  Glauben  an  den 
sozialistischen  Staat  erzogenen  Massen  in  die  sozialistische 
Gesellschaftsordnung  hinüberleiten  können.  Mehr  und  mehr 
befestigt  sich  aber  im  Inlande  und  im  Auslande  die  Über- 
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Zeugung,  daß  die  Führer  der  alten  sozialdemokratisdien 
Partei  wie  der  Unabhängigen  Partei  durch  ihre  Plan- 
losigkeit und  durch  ihre  Ziellosigkeit  nicht  nur  die  deutsdien 
Arbeitermassen,  sondern  die  gesamte  deutsche  Nation  in 
die  soziale  Anarchie,  in  den  Kampf  aller  gegen  alle 
führen. 

Die  Ziellosigkeit  unserer  Reichskanzler  und  iqsonderheit 
des  Fürsten  Bülow  und  des  Herrn  von  Bethmann  Hollweg 
hat  uns  in  den  Weltkrieg  geführt.  Die  Ziellosigkeit  des 
Rats  der  Volksbeauftragten  führt  uns  nicht  in  den  so- 
zialistischen Staat,  sondern  in  die  soziale  Anarchie,  in  den 
Kampf  aller  gegen  alle,  in  die  Auflösung  des  Deutschen 
Reiches  in  seine  Teile  und  Teilchen,  in  den  größten 
Zustand  der  Schwäche  des  deutschen  Volkes,  in  eine  voll- 
kommene wirtschaftliche  Hilflosigkeit. 

Weder  der  „Vorwärts"  nodi  die  „Freiheit",  weder 
Ebert  noch  Haase  sind  in  den  ersten  2  Monaten  der 
sozialen  Revolution  energisch  für  die  Sozialisierung  der 
Produktionsmittel  oder  gar  für  eine  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  eingetreten. 
In  den  ersten  Tagen  des  Januar  1919  zeigt  sich  aber 
bereits,  daß  der  Arbeiter  in  Berlin  wie  in  den  ver- 
schiedenen Teilen  Deutschlands  das  letzte  Wort  zu  dieser 
wichtigsten  Frage  seiner  Existenz  hat.  Der  im  Geiste 
des  Sozialismus  seit  Jahrzehnten  erzogene  Arbeiter  wird 
nicht  ruhen,  bis  er  die  Sicherheit  hat,  daß  sofort  die 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen  und 
Betriebe  und  die  staatliche  Organisation  der  Arbeit  im 
Sinne  meiner  Vorschläge  in  Kraft  tritt. 

Selbst  wenn  der  Sozialismus  in  seiner  modernen  Form 
als  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  und  benutzbaren 
Sadien  niemals  gelehrt   worden   wäre,   müßte   unter   dem 
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Drange  der  Not  dieses  Weltkrieges  die  Einriditung  des 
sozialistischen  Staates  durch  die  sofortige  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  und  die 
staatliche  Organisation  der  Arbeit  erstrebt  werden,  mußte 
die  Theorie  des  sozialistischen  Staates,  der  die  Produktions- 
mittel und  benutzbaren  Sachen  besitzt,   erfunden  werden. 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Macht-  und  Besitz  Verteilung 
waren  unsere  22  durch  jahrhundertjährige  Inzucht  ihrer 
Familien  geistig  geschwächten  Fürsten,  die  von  Jugend  auf 
der  Arbeit  entwöhnt  und  dem  Leben  entfremdet  waren, 
umgeben  von  Ratgebern,  die  sie  sich  in  erster  Linie  aus 
dem  Kreise  altaristokratischer  Familien  ausgesucht  hatten. 
Und  die  Unfähigkeit  dieser  Staatsmänner  und  Diplomaten 
aus  altadligen  Familien  beruhte  zum  großen  Teile  gleich- 
falls auf  der  Inzucht  und  Arbeitsscheu  ihrer  von  arbeits- 
losen Einkommen  lebenden  Vorfahren.  Die  Revolution 
hat  die  22  Fürsten  verjagt,  aber  ihre  wichtigsten  Rat- 
geber, die  Diplomaten,  sind  uns  erhalten  geblieben,  und 
werden  von  dem  Rate  der  Volksbeauftragten  als  ein  kost- 
bares Vermächtnis  der  Vergangenheit  gehütet.  Die  lücken- 
lose Veröffentlichung  der  Korrespondenz  der  22  Monarchen, 
die  wie  Götter  verehrt  wurden,  und  ihrer  Ratgeber  zur 
Aufklärung  der  Schuld  am  Weltkriege  und  ihrer  geistigen 
und  moralischen  Beschaffenheit,  und  die  öffentlichen  Ver- 
handlungen des  einzusetzenden  Staatsgeriditshofes  würden 
uns  vor  der  Gefahr  einer  Rückkehr  in  die  alten  politischen 
Unterwerfungsverhältnisse  ebenso  sichern,  wie  die  schleu- 
nige Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe,  sowie  die  staatliche  Organisation  der  Arbeit 
die  Rückkehr  in  die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Unter- 
werfungsverhältnisse ausschließen  würde. 

Die  alte  Eigentumsordnung  und  Maditverteilung  bc- 
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gründete  sich  nach  den  Worten  Anton  Mengers  vor- 
herrschend auf  das  Schwert.  Die  Madit  der  sozialistischen 
Regierung  oder  des  Rates  der  Volksbeauftragten  begründet 
sich  in  erster  Linie  auf  das  Maschinengewehr,  welches 
die  Lastautomobile  am  9.  November  1918  durdi  Berlin 
trugen.  Bei  der  Verjagung  der  22  Fürsten  hat  das 
deutsche  Volk  ihnen  nicht  nur  die  politische  Macht  ab- 
genommen, sondern  auch  in  weitem  Umfange  ihr  privates 
Eigentum.  Denken  wir  nur  an  die  Düsseldorfer  Gallerie 
und  die  anderen  wertvollen  Sammlungen  der  alten  Pina- 
kothek zu  München,  die  dem  König  Ludwig  III.  von  Bayern 
als  Haupt  des  Hauses  Witteisbach  fideikommissarisdi 
gehören,  und  deren  Wert  im  Bande  Bayern  meines  Jahr- 
buchs der  Millionäre  auf  mindestens  300  Millionen  Mark 
beziffert  wird.  Denken  wir  nur  an  die  Domänen  des 
Großherzogs  von  Mecklenburg -Strelitz,  dessen  Familie  sich 
nodi  niemals  mit  dem  Volke  auseinandergesetzt  hatte  und 
dessen  Domänen  einen  großen  Teil  seines  Landes  ein- 
nahmen und  von  sehr  bedeutendem  Werte  sind.  Die 
revolutionäre  Gewaltanwendung  des  9.  November  1918  hat 
bereits  tiefe  Eingriffe  in  die  private  Eigentumsordnung  der 
reichsten  Leute  Deutschlands  gemadit.  Die  revolutionäre 
Gewalt  des  9.  November  1918  hat  eine  weitere  Rechts- 
quelle nicht  nötig,  um  zur  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  im  Sinne  meines 
Vorschlages  zu  sdireiten. 

Wie  die  breiten  Massen  Frankreichs,  soweit  sie  zum 
Ankauf  der  Grundstücke  wohlhabend  genug  waren,  die 
Güter  der  Geistlichkeit  und  der  Emigranten  in  der  großen 
französischen  Revolution  vom  Staate  aufkauften  und  sich 
also  durch  revolutionäre  Gewalt  aneigneten  und  dadurch 
die  französische  Volkswirtsdiaft  sanierten,  so  können  und 
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sollen  die  breiten  Volksmassen  Deutschlands  ihre  rt- 
volutionäre  Gewalt  zur  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen, Einkommen  und  Betriebe  und  damit  zur  Ge- 
sundung des  sozialen  Körpers  des  deutschen  Volkes  an- 
wenden. 

Aus  dem  Unterlassen  der  Aufdeckung  der  Schuld  am  Welt- 
kriege und  aus  dem  Unterlassen  der  Verstaatlichung  der  gro- 
ßen Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  und  endlich  aus  dem 
Unterlassen  der  Demokratisierung  der  gesamten  Bureaukratie, 
von  der  nur  das  Berliner  Polizeipräsidium  unter  Eichhorn 
nach  dem  Urteil  der  linksstehenden  Sozialdemokraten 
genügend  demokratisiert  war,  ging  der  Bürgerkrieg 
der  Berliner  Spartakus- Woche  im  Januar  1919  hervor, 
der  ein  Bruderkrieg  war  zwischen  dem  rechten  und 
dem  linken  Flügel  der  Berliner  Sozialdemokratie.  Die 
dreifache  Unterlassung  war  die  Ursache  und  der  Bürgerkrieg 
war  die  Wirkung.  Am  12.  Januar  1919  gelang  es  dem 
Rat  der  5  Volksbeauftragten,  die  Gebäude  der  großen 
Berliner  Zeitungen  den  Spartakusleuten  abzunehmen,  die 
sie  eine  Woche  lang  beherrscht  hatten. 

Dieser  blutige  Bürgerkrieg  zwischen  2  sozialistischen 
Gruppen  wird  wiederum  zur  Ursache  einer  tiefergehenden 
Entzweiung  der  Sozialisten  in  ganz  Deutschland,  einer 
Stärkung  der  Reaktion,  einer  Hervorhebung  der  Garde- 
offiziere, die  nun  neben  der  Diplomatie  den  reaktionären 
Ton  angeben.  Man  darf  sich  nicht  wundern,  wenn  nicht 
nur  die  Gardeoffiziere,  unter  denen  sich  noch  viele  Prinzen, 
auch  soldie  aus  dem  Hause  Hohenzollern  befinden,  und 
die  Diplomaten  aus  altem  und  neuem  Adel  mit  dem  Rate 
der  5  Volksbeauftragten  sehr  zufrieden  sind  und  der  Zukunft 
mit  heiterem  Auge  entgegensehen,  sondern  wenn  auch  in 
einer  großen  Versammlung  der  deutsdmationalen  Volks- 
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partei  am  13.  Januar  1919  Grüße  an  den  deutschen  Kaiser 
Wilhelm  und  an  Ludendorff  von  dem  Pfarrer  Traub  vor- 
geschlagen wurden. 

Pfarrer  Traub  sagte  in  seiner  Rede :  „Viele  sehnen  sich 
in  diesen  Tagen  zurück  nach  dem  alten  System." 

Hierauf  ergriff  Geheimrat  Hoetsch  das  Wort  und  sagte: 
„Die  Nationalversammlung  wird  über  die  künftige  Staats- 
form bestimmen,  aber  die  Liebe  zum  monarchischen 
Gedanken  wird  uns  keiner  aus  dem  Herzen  reißen.  Bismarcks 
Werk  wird  nicht  für  immer  zerschlagen,  und  aus  den 
Ruinen  soll  bald  ein  neues,  starkes,  deutsches  Kaiserreidi 
entstehen"     („Republik"  vom  14.  1.  1919). 

Die  Menge  der  deutschen  Offiziere  und  Reserveoffiziere 
sowie  Studenten  und  der  nationalgesinnten  gebildeten 
Kreise  kann  in  ihrem  Glauben  an  Kaiser  Wilhelm  II.  und 
an  die  Hohenzollern  nur  durch  historische  Tatsachen,  durdi 
die  Aufdeckung  der  Schuld  Wilhelms  II.  und  seiner  Ratgeber 
am  Weltkriege  irre  gemacht  werden.  Die  von  Mündien 
ausgehenden  Enthüllungen  aus  den  Beriditen  des  Grafen 
Lerchenfeld  waren  ein  guter  Anfang.  Aber  die  Wilhelm- 
straße folgte  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Enthüllungen. 
Um  so  größer  war  die  Tätigkeit  der  Wilhelmstraße  oder 
des  Rates  der  Volksbeauftragten  in  der  politisdien  und 
wirtschaftlichen  Stärkung  des  Adels,  der  Diplomatie  und 
der  Gardeoffiziere. 

Die  Korporation  unserer  Diplomaten  und  unserer  Garde- 
offiziere ist  aber  mit  verantwortlich  für  die  Blankovoll- 
macht Bethmann  Hollwegs,  die  der  östreichische  Graf  Hoyos 
am  5.  Juli  1914  in  Berlin  abholte.  So  weltfremd  lebten 
Herr  von  Bethmann  Hollweg  und  Herr  Zimmermann  nicht, 
daß  sie  nicht  Gelegenheit  gehabt  hätten,  sich  zu  über- 
zeugen, wie  alle  Mitglieder  der  diplomatischen  Abteilung 
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und  alle  zufällig  erreichbaren  Botschafter  und  Gesandten, 
von  wenig  Ausnahmen  abgesehen,  sofort  nach  der  Ermordung 
des  Erzherzogs  und  seiner  Gemahlin  die  Haltung  der 
deutschen  Diplomatie  billigteui  die  sich  in  der  Blanko- 
vollmacht vom  5.  Juli  1914  dokumentierte. 

Wer  nicht  die  Empfindung  hat,  daß  die  deutsche  Blanko- 
vollmacht vom  5.  Juli  1914  vollkommen  unberechtigt  war, 
der  ist  in  seinem  sittlichen  Empfinden  nicht  auf  der  richtigen 
Bahn.  Und  wenn  große  und  mächtige  Teile  einer  Nation 
die  Empfindung  für  Recht  und  Unrecht  auf  politischem 
Gebiete  verloren  haben,  so  kann  die  ganze  Nation,  auch 
wenn  sie  noch  so  friedfertig  ist,  in  die  Lage  kommen, 
unter  den  Folgen  dieses  Zustandes  zu  leiden. 

Wer  etwas  in  der  Weltgeschidite  erfahren  ist,  weiß, 
daß  die  Fortdauer  des  Bürgerkrieges,  an  dessen  baldige 
und  völlige  Beendigung  wohl  kein  erfahrener  Politiker 
glauben  dürfte,  die  Macht  in  die  Hände  der  aktiven 
Offiziere  des  Kaiserreichs  spielen  muß. 

Professor  Anton  Menger  meint  im  Jahre  1902,  daß  aus 
der  steten  Ausdehnung  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  die 
immer  weitere  Kreise  der  Proletarier  in  der  Armee  ver- 
sammelt, schließlich  der  Umsturz  hervorgehen  müsse  und 
schreibt  in  diesem  Zusammenhange  wörtlich:  „Da  der- 
jenige, welcher  das  Schwert  führt,  erfahrungsgemäß  seine 
politischen  und  sozialen  Interessen  zuletzt  immer  durch- 
gesetzt hat,  so  erscheint  dadurch  der  schließliche  Triumph 
des  volkstümlichen  Arbeitsstaates  (d.  h.  des  sozialistischen 
Staates)  besiegelt."    (Neue  Staatslehre,  S.  41). 

Durch  das  dreifache  Unterlassen  der  Sozialisierung, 
der  Aufdeckung  der  Schuld  am  Weltkriege  und  der  Demo- 
kratisierung unserer  Diplomatie  und  Bureaukratie  gewinnt 
der  Rat  der  Volksbeauftragten  in  Wirklidlkeit  nidit  eine 
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Person  der  bürgerlichen  Kreise  für  die  sozialistische  Sache, 
sondern  stärkt  er  nur  die  Reaktion  und  treibt  die  linke 
Gruppe  der  Sozialisten  in  den  Bürgerkrieg,  schwädit 
also  seine  eigene  Stellung  nach  rechts  wie  nach  links,  gräbt 
sich   das  eigene   Grab. 

Wie  ganz  anders  stünde  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
da,  wenn  er  die  Schuld  am  Weltkriege  aufgedeckt  und  die 
Schuldigen  zur  Verantwortung  gezogen  hätte,  wenn  er  alle 
Ämter  demokratisch  und  sozialistisch  mehr  oder  weniger 
besetzt  hätte  und  also  auch  hinsichtlich  der  Diplomatie 
von  dem  Junkertume  unabhängig  wäre,  wenn  er  die  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  zu  verstaatlichen 
begonnen  hätte.  Dann  hätte  mit  einem  Schlage  der  Rat 
der  Volksbeauftragten  an  Stelle  seiner  bisherigen  falschen 
Front  die  richtige  Front  inne,  nämlich  die  Front  der  ge- 
samten deutschen  Nation  durch  alle  Parteien  gegen  die 
311  816  physischen  Personen  oder  Privatleute  im  Deutschen 
Reiche  mit  einem  Vermögen  von  mehr  als  100000  Mark, 
deren  Vermögen  gegen  eine  mäßige  Rente  für  ihre  Lebens- 
zeit und  die  ihrer  schon  lebenden  Nachkommen  vom  Staate 
zu  beschlagnahmen  wäre.  Diese  311816  reichen  Leute, 
nebenbei  meist  ältere  Personen,  springen  nicht  nachts  über 
die  Dächer  von  Groß-Berlin,  um  aus  den  Dachluken  auf 
die  Bürgerwehr  zu  schießen  nadi  Art  der  Spartakusleute. 
Sie  fügen  sidi  gutwillig  in  die  Verstaatlichung  ihrer  Ver- 
mögen, je  schneller  und  überraschender  sie  kommt,  und 
sind  froh,  wenn  sie  das  Gebrauchsrecht  ihrer  verstaatlichten 
Villen  samt  Einrichtung  auf  Lebenszeit  erhalten. 

Wenn  man  annimmt,  daß  auf  eine  jede  der  311816 
reichen  Privatpersonen  mit  einem  Vermögen  von  mehr  als 
100000  Mark  ein  Ehegatte  und  2  Abkömmlinge  entfallen, 
so   stehen   die   Interessen   von   1,2  Millionen  Angehörigen 
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der  reichen  Klassen  den  Interessen  der  übrigen  69  Millionen 
Einwohner  Deutschlands  gegenüber.  Der  Ausgang  dieses 
Interessenkampfes  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Hätte  der 
Rat  der  Volksbeauftragten  die  Front  gegen  diese  1,2 
Millionen  Mitglieder  der  reichsten  Klassen  angenommen, 
so  hätte  er  die  Unterstützung  breiter  Massen  von  konser- 
vativen, nationalliberalen,  freisinnigen  und  ultramontanen 
Wählern  gefunden.  Der  spartakidische  Fabrikarbeiter  und 
der  konservative  Unterstaatssekretär,  der  zufällig  weniger 
als  100000  Mark  Vermögen  hat,  sind  ein  Herz  und  eine 
Seele,  sobald  es  sich  um  die  Verstaatlidiung  der  großen 
Vermögen  von  über  100000  Mark  handelt.  Niemand  weiß 
besser  als  ich,  ein  wie  großer  Teil  unserer  Millionäre  oder 
Viertelmillionäre  unter  den  Beamten  oder  Offizieren  sitzt. 
Und  doch  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  der  größte 
Teil  unserer  höheren  Beamten  und  Offiziere  nicht  mehr 
als  100000  Mark  Vermögen  hat.  Und  alle  Leute,  die  nicht 
mehr  als  100000  Mark  Vermögen  haben,  sind  ohne  Zweifel 
damit  einverstanden,  daß  die  Vermögen  über  100000  Mark 
gegen  eine  mäßige  Rente,  also  unter  nicht  zu  harten  Be- 
gleitumständen, verstaatlicht  werden,  um  in  dieser  schweren 
Not  dem  Staate  zu  helfen.  Hätte  der  Rat  der  Volks- 
beauftragten sidi  rechtzeitig  für  die  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen  über  100000  Mark,  der  großen  Ein- 
kommen über  100000  Mark  jährlich  und  der  großen  Be- 
triebe im  Werte  von  mehr  als  100000  Mark,  oder  meinet- 
wegen auch  im  Werte  von  mehr  als  300000  Mark  aus- 
gesprochen und  hätte  er  reditzeitig  die  geeigneten  Schritte 
zur  Einleitung  und  Verwirklichung  dieses  Programms  getan, 
so  hätte  er  beruhigend  auf  alle  Teile  der  sozialistischen 
Parteien  gewirkt,  den  Aufstand  der  Spartakusleute  im 
Januar  1919  vermieden,  und  vor  der  Wahl  zur  National- 
172 


Versammlung  den  bürgerlichen  Parteien  einen  großen  Teil 
ihrer  Wähler  abspenstig  gemacht,  so  daß  sdion  die  National- 
versammlung eine  glänzende  Mehrheit  für  den  Sozialismus 
überhaupt  und  vielleicht  sogar  für  die  alte  sozialdemokra- 
tische Partei,  also  für  die  gegenwärtige  Regierungspartei, 
allein  gebracht  haben  würde. 

Die  revolutionäre  Kraft  und  Leidensdiaft  der  Deutschen 
ist  nach  dem  Urteile  des  Professor  Anton  Menger  gering. 
Von  den  3  deutschen  Revolutionen  seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters  sind  die  zwei  volkstümlichen,  nämlich  der 
Bauernkrieg  im  Jahre  1525  und  die  Bewegung  des  Jahres 
1848,  mißlungen.  Die  dritte,  die  Reformation,  war  zwar 
von  einem  beträchtlichen  Erfolge  begleitet,  aber  nur  deshalb, 
weil  sie  unter  Mitwirkung  der  kirchengutslüsternen  Fürsten 
unternommen  wurde  (Neue  Staatslehre,  S.  175).  Und  so 
sollte  der  Rat  der  Volksbeauftragtcn  sich  der  Mitwirkung 
der  breiten  Schichten  der  Gebildeten  und  mäßig  Begüterten 
in  den  Reihen  der  Konservativen,  sowie  der  Liberalen 
und  sogar  der  Zentrumsleute  bedienen,  um  der  sozialen 
Revolution  zum  endgültigen  Siege  zu  verhelfen.  Endgültig 
aber  ist  der  Sieg  des  Sozialismus  nach  dem  Urteil  des- 
selben Wiener  Rechtslehrers  erst  nach  der  Einlösung  des 
Großbesitzes,  nach  der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen 
gegen  eine  mäßige  Rente  an  die  Großbesitzer  und  ihre 
bereits  vorhandenen  Nachkommen  auf  Lebenszeit,  die  zur 
Befriedigung  ihrer  berechtigten  Bedürfnisse  genügt  (Neue 
Staatslehre,  S.  243). 

In  dem  Beratungssaal  des  alten  historischen  Reichskanzler- 
palais, in  welchem  jetzt  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
täglich  eine  und  mitunter  zwei  oder  drei  Kabinettssitzungen 
von  mehreren  Stunden  abhält,  sollte  ein  Wort  des  Professor 
Anton  Menger  angeschlagen  werden,  mit  welchem  er  seinen 
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Vorsdilag  der  Einlösung  des  Großbesitzes  in  seiner  „Neuen 
Staatslehre"  (3.  Aufl.,  S.  242)  einleitet,  nämlich:  „Wenn  so 
viele  politische  Revolutionen  mißlungen  sind,  so  liegt  der 
Hauptgrund  ohne  Zweifel  darin,  daß  die  breiten  Volks- 
massen, die  immer  ihre  Hauptträger  waren,  sehr  bald  zu 
der  Überzeugung  gelangten,  daß  sie  einen  unmittelbaren 
Ersatz  für  die  dargebrachten  Opfer  nicht  zu  erwarten  haben." 

Die  Nationalversammlung  sollte  ursprünglich  in  37  Wahl- 
kreisen mit  433  Abgeordneten  gewählt  werden.  Da  aber 
in  Elsaß-Lothringen  keine  Wahlen  stattfinden  können, 
bleiben  nur  36  Wahlkreise  mit  421  Abgeordneten.  Die 
Nationalversammlung  wird  also  421  Abgeordnete  zählen 
und  die  Mehrheit  wird  211  betragen.  Die  absolute  Mehr- 
heit hat  die  Sozialdemokratie  bei  der  Wahl  am  19.  Januar 
1919  nicht  erreicht.  Es  fehlen  ihr  dazu  allerdings  nur 
wenige  Mandate.  Die  beiden  sozialdemokratischen  Parteien 
zusammen  haben  nur  185  Mandate. 

Der  Leitartikel  des  „Vorwärts"  vom  22.  Januar  1919, 
Morgenausgabe,  meint,  daß  die  Sozialdemokratie  einen 
glatten  Sieg  errungen  hätte,  wenn  sie,  wie  das  in  früheren 
Zeiten  eine  Selbstverständlichkeit  war,  einig  und  geschlos- 
sen in  den  Wahlkampf  eingetreten  wäre.  Ohne  Zweifel 
hat  die  Uneinigkeit  der  beiden  Parteien,  die  zusammen  bei 
der  Wahl  vom  19.  Januar  1919  rund  14  Millionen  Wähler 
hinter  sich  hatten,  der  gemeinsamen  sozialistischen  Sache  viel 
geschadet.  Es  braucht  wohl  nicht  bewiesen  zu  werden, 
daß  der  Straßenkampf  auf  der  Chausseestraße  am  6.  De- 
zember 1918,  die  Beschießung  des  Kgl.  Schlosses  durch 
Artillerie  am  24.  Dezember  1918  und  der  blutige  Bürger- 
krieg in  der  sogenannten  Spartakuswoche  von  Sonntag  den 
5.  Januar  bis  Sonntag  den  12.  Januar  nicht  eine  beson- 
ders glücklidie  Vorbereitung  des  gemeinsamen  Erfolges 
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der  beiden  sozialistischen  Parteien  bei  der  Wahl  zur  Natio- 
nalversammlung am  19.  Januar  1919  waren.  Wenn  die 
Sozialisten  sich  untereinander  töten,  zu  Krüppeln  schießen 
und  gerichtlich  durch  Steckbriefe  verfolgen,  so  können  sie 
nicht  erwarten,  daß  die  breiten  Volksmassen  ihre  Politik 
in  steigendem  Maße  bewundern  und  ein  brennendes  Ver- 
langen an  den  Tag  legen,  sozialistisch  zu  wählen.  Die 
fortgesetzten  Ausstände,  die  von  zahlreichen  Ausschreitun- 
gen gegen  Personen  und  Betriebe  begleitet  sind,  die  zu- 
weilen ganz  unerfüllbaren  Forderungen  der  Angestellten 
und  Arbeiter  sind  auch  geeignet,  breite  Schichten  der 
sozialistischen  Idee  zu  entfremden.  Niemand  in  Deutsch- 
land hat  wirkliches  Vertrauen  zu  dem  Programm  des  Rates 
der  Volksbeauftragten,  weil  es  ein  solches  Programm  nicht 
gibt,  und  weil  jeder  Tag  mehr  die  Ratlosigkeit  der  Regie- 
rung enthüllt. 

Die  Arbeiter  sehen,  daß  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
nichts  tut  für  die  staatliche  Organisation  der  gesellschaft- 
lichen Arbeit,  weder  für  die  staatliche  Organisation  der 
Volkswirtschaft  noch  für  die  staatliche  Organisation  der 
Arbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  oder  zur 
Kontrolle  des  Arbeitsvertrages.  Mit  bemerkenswerter  Ent- 
schlußkraft versuchen  die  Arbeiter  der  verschiedensten 
Berufszweige  in  allen  Teilen  Deutschlands,  durch  Aufstel- 
lung von  Forderungen  an  die  Arbeitgeber  und  durch  Aus- 
stände ihre  zum  Teil  schon  recht  günstige  Lage  noch 
weiter  zu  verbessern,  ohne  sich  auf  eine  Erörterung  der 
wirtschaftlichen  Gesamtlage  mit  den  Arbeitgebern  einzu- 
lassen. Es  besteht  in  steigendem  Maße  die  Gefahr,  daß 
die  Produktionskosten  einer  Reihe  von  Waren  durch  das 
Steigen  des  Arbeitslohnes  so  hoch  werden,  daß  diese 
Waren  nicht  mehr  exportiert  werden  können  oder  daß  die 
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gleidien  Waren,  die  aus  anderen  Ländern  eingeführt  werden, 
in  Deutschland  wesentlidi  billiger  verkauft  werden  können, 
als  die  in  Deutschland  hergestellten.  Die  Sozialdemokratie, 
die  bisher  immer  für  den  Freihandel  eintrat,  wird  vielleicht 
sehr  bald  genötigt  sein,  hohe  Schutzzölle  zu  fordern,  um 
die  deutsdie  Industrie  und  Landwirtschaft  produktionsfähig 
zu  erhalten  und  ihr  den  inländischen  Markt  zu  sichern. 
Die  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  muß  eben  syste- 
matisdi  und  nicht  zügellos  erfolgen.  Eine  systematische 
und  wissenschaftliche  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen 
kann  aber  allein  durch  die  staatlidie  Organisation  der  Arbeit 
und  die  staatliche  Organisation  der  Volkswirtschaft  gewähr- 
leistet werden,  wie  ich  sie  in  diesem  Buche  vorgesdilagen  habe. 
Hätte  der  Rat  der  Volksbeauftragten  sofort  nach  dem 
9.  November  1918  die  staatliche  Organisation  der  Volks- 
wirtschaft nach  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  durchgeführt,  so  würde  die  jährliche 
oder  wöchentliche  Gütererzeugung,  soweit  dies  bei  dem 
Mangel  an  Rohstoffen  zurzeit  möglich  ist,  eine  bedeu- 
tende Vermehrung  und  Verbilligung  erfahren  haben  und 
von  Monat  zu  Monat  weiter  erfahren,  so  würden  die 
wohltätigen  wirtsdiaftlichen  Folgen  eingetreten  sein  und 
weiter  eintreten,  wie  sie  auch  Walther  Rathenau  in  seiner 
„Neuen  Wirtschaft"  geschildert  hat.  Sowohl  über  die 
Notwendigkeit  einer  Organisation  der  Wirtschaft,  unter 
Mitwirkung  des  Staates  und  der  Arbeiter,  wie  auch  über 
die  Grundlinien  dieser  Organisation  und  ihre  wirtschaft- 
lidien,  wohltätigen  Folgen  herrscht  zwischen  Walther 
Rathenau  und  mir  völlige  Übereinstimmung.  Indem  mein 
Vorschlag  die  großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe 
verstaatlicht  und  demgemäß  die  Mitwirkung  des  Staates 
bei  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  und  insonder- 
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hcit  bei  der  Verwaltung  der  Berufsverbände  und  Gewerbs- 
verbände verstärkt,  sichert  er  das  glatte  Funktionieren  der 
Berufsverbände  und  Gewerbsverbände  und  ihrer  Aufgaben, 
insonderheit  der  Herstellung  neuer  mustergültiger  Groß- 
betriebe am  idealsten  Standorte,  und  dadurdi  die  größte 
und  billigste  Produktion.  Eine  verdoppelte  Jahresproduk- 
tion, die  wesentlich  billiger  arbeitet,  wird  in  der  Lage 
sein,  ihre  Angestellten  und  Arbeiter  besser  zu  entlohnen 
und  ihnen  bessere  Arbeitsbedingungen  zu  gewähren.  Wir 
können  dieses  große  Ziel  nicht  in  einem  Jahre  erreichen, 
ebensowenig  wie  den  sozialistischen  Staat.  Wir  haben 
aber  keine  Zeit  zu  verlieren,  nicht  einen  Monat  und  nicht 
eine  Woche.  Es  war  unsere  Pflicht,  sofort  an  der  Schwelle 
der  sozialen  Revolution  die  Vergrößerung  und  Verbilligung 
unserer  jährlichen  Gütererzeugung  mit  aller  Energie  ein- 
zuleiten, und  der  direkteste  und  sicherste  Weg  ist  der 
von  mir  vorgezeichnete,  nämlich  die  staatliche  Organisation 
der  Volkswirtschaft  nach  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen, Einkommen  und  Betriebe,  und  die  staatliche 
Organisation  der  Arbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeits- 
bedingungen oder  zur  Kontrolle  des  Arbeitsvertrages. 
Jetzt  müßte  der  Staat  bereits  die  neuen  großen  Fabriken 
an  den  besten  Standorten,  etwa  auf  der  Braunkohle  oder 
an  der  Seeküste,  bauen  lassen,  auf  denen  nach  dem  Frie- 
densschluß und  Eröffnung  des  Seeweges  die  Arbeit  auf- 
genommen werden  soll.  Jetzt  müßten  die  Berufsverbände 
bereits  gebildet  sein  und  über  den  Plan  der  Arbeitsteilung 
und  die  Ausschaltung  rückständiger  Betriebe  mit  dem 
Reidbswirtschaftsamte  in  Einverständnis  sein.  Aber  der 
Rat  der  Volksbeauftragten  zieht  es  vor,  rund  175000 
Arbeitslosen  allein  in  Berlin  täglich  8  Mark  zu  zahlen,  wenn 
sie  unverheiratet  sind,  oder  12 — 16  Mark,  wenn  sie  Familie 
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haben.  Die  Ausgaben  der  Deutsdien  sozialistisdien 
Republik,  wie  sie  sich  Ende  Januar  1919  vor  dem 
Zusammentritt  der  Nationalversammlung  noch  nennt  und 
vielleicht  noch  einige  Wochen  nennen  darf,  schwellen 
fortgesetzt  an,  ohne  daß  irgendwelche  Aussicht  zu  einer 
Vergrößerung  und  Verbilligung  der  Jahresproduktion  vor- 
handen ist.  Im  Gegenteil  wächst  durch  die  große  Zahl 
der  Ausstände  in  ganz  Deutschland  und  durch  die  Zu- 
nahme und  Ausbreitung  des  Bürgerkrieges  und  der  Un- 
ruhen der  Stillstand  der  Industrie,  des  Handels  und  Ver- 
kehrs, sowie  der  Notstand  in  Stadt  und  Land. 

Der  Rat  der  Volksbcauftragten  trägt  die  Verantwortung 
für  zwei  schwerwiegende  Tatsachen,  erstens  dafür,  daß  die 
beiden  sozialistischen  Parteien  zusammen  bei  den  Wahlen 
zur  Nationalversammlung  in  der  Minderheit  geblieben  sind, 
während  die  Eroberung  von  weiteren  zwei  bis  drei  Dutzend 
Sitzen  den  beiden  sozialdemokratischen  Parteien  zusammen 
die  Mehrheit  in  der  Nationalversammlung  gebracht  hätte ; 
zweitens  dafür,  daß  die  Zeit  vom  9.  November  1918,  dem 
Tage  der  Revolution,  bis  zum  6.  Februar  1919,  dem  Tage 
des  Zusammentritts  der  Nationalversammlung,  nidit  zur 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen  und 
Betriebe,  nidit  zur  staatlichen  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft, nicht  zur  staatlichen  Organisation  der  Arbeit  zur 
Kontrolle  des  Arbeitsvertrages  benutzt  worden  ist. 

Hätte  der  Rat  der  Volksbeauftragten  die  Aufdeckung 
der  Schuld  am  Weltkriege,  die  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe,  die  Organisation  der 
Volkswirtsdiaft  und  der  Arbeit,  die  Demokratisierung  der 
Bureaukratie  und  Diplomatie  nicht  unterlassen,  so  hätten  sich 
die  drei  sozialistischen  Parteien,  die  Sozialdemokraten, 
die  Unabhängigen  und  die  Spartakusleute,  zu  positiver 
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sozialistischer  Arbeit  zusammengefunden,  so  wären  die 
blutigen  Kämpfe  in  Berlin  und  in  anderen  Teilen  des 
Reiches  unterblieben,  so  hätten  die  Sozialdemokraten  aller 
drei  Parteien  mit  vereinten  Kräften  am  19.  Januar  1919 
die  Mehrheit  der  Sitze  der  Nationalversammlung  erobert. 
Am  6.  Februar  1919  endet  für  den  Rat  der  Volksbe- 
auftragten die  Zeit  seiner  Diktatur,  die  am  9.  November 
oder  genauer  am  10.  November  1918  begann.  Karl  Marx 
und  Friedrich  Engels,  Bebel  und  Liebknecht  der  Ältere 
würden  es  nicht  für  möglich  gehalten  haben,  daß  die 
deutsche  Sozialdemokratie  eine  derartig  glückliche  Konjunk- 
tur, eine  Diktaturperiode  des  Proletariats  von  drei  Monaten, 
ungenützt  vorübergehen  läßt.  Die  Zeit  der  Diktatur  des 
Proletariats  ist  am  6.  Februar  1919  vorüber  und  vielleicht 
kehrt  sie  auf  lange  Zeit  nicht  wieder!  Denn  die  Männer, 
die  in  erster  Linie  die  Revolution  gemacht  haben,  vor  allem 
Karl  Liebknecht  und  Ledebour,  sind  teils  als  Märtyrer  der 
sozialistischen  Sadie  gefallen,  teils  von  der  Regierung  ver- 
haftet und  interniert.  Der  Rat  der  Volksbeauftragten 
mußte  die  in  einer  glücklichen  Stunde  des  Schicksals  dem 
deutschen  Proletariat  zugefallene  Diktatur  ausnutzen,  die 
großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  sofort  ver- 
staatlichen oder  wenigstens  die  Verstaatlichung  durdi  ein 
Gesetz  einleiten,  welches  die  Übertragung  des  Eigentums 
an  den  Gegenständen  der  verstaatlichten  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  auf  48  Stunden  oder  einen  Monat 
nach  Friedensschluß  festsetzt.  Wenn  der  Rat  der  Volks- 
beauftragten überdies  noch  die  staatliche  Organisation  der 
Volkswirtschaft  und  der  Arbeit  durdigeführt,  die  Sdiuld 
Wilhelms  11.  am  Weltkriege  nachgewiesen  und  das  Ver- 
fahren gegen  Bethmann  Hollweg,  Jagow,  Zimmermann, 
Falkenhayn  und  Tirpitz  eingeleitet  hätte,  dann  konnte  er 
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die  Wahlen  zur  Nationalversammlung  ausschreiben,  die  der 
Sozialdemokratie  die  Mehrheit  in  der  Nationalversammlung 
gebracht  haben  würden,  da  weite  Kreise  der  konservativen, 
nationalliberalen,  demokratischen  und  katholisdien  Wähler 
sozialistisch  gestimmt  haben  würden.  Die  Entente  würde 
gern  mit  einer  sozialdemokratischen  Regierung  Frieden 
schließen  und  in  die  Verhandlungen  über  die  Errichtung 
des  Völkerbundes  und  die  Neugestaltung  der  Handels- 
beziehungen eintreten.  Die  Alliierten  wie  die  Neutralen 
würden  volles  Vertrauen  zu  einem  Staate  haben,  der  selbst 
der  Besitzer  des  besten  Teiles  seiner  Landwirtschaft,  seiner 
Kohlen,  Mineralien,  seiner  Industrie,  seiner  Sdiiffahrt  und 
seiner  Banken  ist,  der  nicht  nur  der  größte  Käufer  von 
Kupfer  oder  Baumwolle  oder  Schafwolle,  sondern  audi 
der  zahlungsfähigste  in  der  ganzen  Welt  ist.  Die  Praktiker 
und  Theoretiker  der  Volkswirtschaft  und  Sozialpolitik  in 
England  und  in  Amerika,  in  Australien  und  in  Japan 
würden  sich  beeilen,  nach  Deutschland  zu  reisen,  um  die 
staatliche  Organisation  der  Volkswirtschaft,  das  Funktio- 
nieren der  Berufsverbände  und  Gewerbsverbände,  das 
Spinnen  und  Weben  durdi  den  Staat  zu  studieren,  um 
das  Zusammenwirken  der  staatlichen  Versicherung  gegen 
Arbeitslosigkeit  mit  den  staatlichen  Arbeitsämtern,  den 
obligatorischen  Gewerkvereinen  und  den  obligatorischen 
Arbeitgeberverbänden  innerhalb  und  außerhalb  der  ver- 
staatlichten Industrie  zu  beobachten. 

Hätte  der  Rat  der  Volksbeauftragten  in  der  Zeit  der 
Diktatur  den  Anfang  mit  der  Einrichtung  des  sozialistisdien 
Staates  gemacht,  so  hätte  er  damit  auch  die  Grundlagen 
besserer  sozialer  und  wirtschaftlicher  Zustände  gelegt. 
Denn  er  hätte  das  Redit  auf  Existenz  neben  der  staat- 
lichen Organisation  der  Wirtschaft  und  Arbeit,  wie  ich 
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sei  oben  beschrieben  habe,  sofort  einführen  müssen.  Die 
praktische  Durchführung  des  Rechtes  auf  Existenz  würde 
die  Kaufkraft  und  Komsumtionsfähigkeit  der  wegen  Alter, 
Krankheit,  zu  großer  Jugend,  Invalidität  arbeitsunfähigen 
Bevölkerung  ebenso  gehoben  haben,  wie  die  staatliche 
Organisation  der  Arbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbe- 
dingungen die  Kaufkraft  der  beschäftigten  wie  nicht  be- 
schäftigten Arbeiter  schnell  heben  muß.  Auch  die  Arbeits- 
kraft der  Arbeiter  würde  durch  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit,  durch  die  bessere  Ernährung  und  Versorgung, 
durch  die  bessere  Organisation  der  Wirtschaft  schnell  eine 
Stärkung  erfahren  haben. 

Die  Schrecken  des  Weltkrieges  würden  nicht  in  dem 
neuen  Schrecken  des  Bürgerkrieges  ihre  Fortsetzung  finden, 
sondern  in  Vergessenheit  geraten  durdi  die  Vermehrung 
der  Lebenslust,  die  eine  Folge  der  Freude  an  der  Arbeit, 
an  dem  Aufblühen  der  Volkswirtschaft,  an  der  zunehmen- 
den Freiheit  und  Gleichheit  ist. 

Wenn  der  Staat  die  großen  Vermögen  und  Betriebe 
rechtzeitig  verstaatlicht  hätte,  so  würden  die  Spartakusleute 
darauf  verzichten,  die  Zechen  des  Ruhrgebietes  oder  irgend- 
welche anderen  Betriebe  für  sozialisiert  zu  erklären.  Denn 
was  bereits  verstaatlicht  ist,  kann  nicht  nochmals  verstaat- 
licht werden.  Wenn  der  Staat  die  Festsetzung  der  Arbeits- 
bedingungen und  insonderheit  des  Arbeitslohnes  dem 
Zusammenwirken  der  obligatorischen  Gewerkvereine  mit 
dem  obligatorischen  Verbände  der  Arbeitgeber  oder  Be- 
triebsleiter und  dem  staatlichen  Arbeitsamte  übertragen 
hätte,  so  würde  jeder  Ausstand  und  schon  die  ihm  vor- 
angehende Unruhe  überflüssig  werden. 

Die  Arbeiter  würden  nicht  an  neue  Revolutionen,  an 
Putsche,    an   Besetzungen   von    Zeitungsredaktionen    oder 
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Bahnhöfen,  sondern  an  die  Verbesserung  der  Volkswirt- 
sdiaf  t,  an  die  Ausbildung  der  Arbeitsteilung,  an  die  Moderni- 
sierung unserer  Industrie,  an  ihre  Ausbildung  und  an  ihre 
Erholung  denken. 

Nach  meiner  Schätzung  würde  in  Preußen  die  Ver- 
staatlichung von  69  Milliarden  Mark  Vermögen  dem  Staate 
nach  der  Statistik  für  das  Jahr  1917  ein  jährliches  Ein- 
kommen von  5  Milliarden  Mark  bringen,  im  Reiche  also 
auf  die  Verstaatlichung  eines  Vermögens  von  115  Milliarden 
Mark  ein  jährliches  Einkommen  von  87*  Milliarde  Mark. 
Aus  diesen  jährlich  8V*  Milliarden  Mark  können  durch 
die  staatlidhe  Organisation  der  Volkswirtschaft  allmählich, 
langsam  ansteigend,  in  10  Jahren  vielleicht  16 — 17  Mil- 
liarden Mark  jährliches  Einkommen  werden.  Soviel  würde 
wohl  selbst  die  von  Rathenau  entworfene  „neue  Wirtschaft" 
heraus  wirtschaften,  geschweige  denn  der  Staat,  dessen 
Macht,  die  Wirtschaft  zu  verbessern,  eine  viel  stärkere  ist. 

Die  vorstehenden  Zahlen  habe  ich  auf  Grund  der 
preußischen  Statistik  für  das  Jahr  1917  berechnet,  die  auf 
der  am  Ende  des  Jahres  1916  gemachten  Veranlagung 
beruht.  Da  seitdem  die  Preise  und  die  Löhne  noch  auf 
mehr  als  das  Doppelte  gestiegen  sind,  so  darf  man  statt 
16  Milliarden  Mark  wohl  32  Milliarden  Mark  sagen.  Es 
ist  also  möglich,  daß  die  Deutsche  sozialistische  Republik 
auf  Grund  der  Verstaatlichung  von  115  Milliarden  Mark 
Vermögen  in  10  Jahren  ein  jährliches  Einkommen  von 
32—34  Milliarden  Mark  hat. 

Walther  Rathenau  (Die  neue  Wirtschaft,  S.  25)  be- 
rechnete im  Juli  1917,  daß  nach  ein-  bis  zweijähriger 
weiterer  Kriegsdauer  unsere  Kriegsschuld  170  Milliarden 
Mark  mit  einem  Jahresaufwand  für  Verzinsung  und  Tilgung 
von  etwa  10  Milliarden  Mark  betragen  werde  und  meinte. 
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daß  wir  auch  bei  einer  Vermögenseinziehung,  aufsteigend 
bis  zum  dritten  Teil  der  größeren  Vermögen,  diese  Zins- 
last kaum  unter  8  %  Milliarden  Mark  herabmindern  könnten. 

Nach  meinem  Vorschlag  wird  aber  nicht  nur  ein 
Dritteil  der  größeren  Vermögen  eingezogen,  sondern  werden 
die  größeren  Vermögen  fast  vollkommen  eingezogen,  indem 
beispielsweise  von  dem  größten  Vermögen  des  Landes, 
nämlich  dem  Kruppschen  von  466  Millionen  Mark,  der 
bisherigen  Besitzerin  nur  100000  Mark  verbleiben  würden. 

Die  einzuziehenden  115  Milliarden  Mark  Vermögen, 
nach  der  preußisdien  Veranlagung  Ende  1916  für  das 
Jahr  1917  auf  das  Reich  berechnet,  sind  nach  der  in- 
zwischen eingetretenen  Entwertung  des  Geldes  jetzt  auf 
das  doppelte,  also  auf  230  Milliarden  Mark  gestiegen, 
während  also  nur  106  Milliarden  Mark  oder  heut  212  Mil- 
liarden Mark  als  Mittel-  und  Kleinbesitz  sidi  der  Einziehung 
in  der  Gegenwart  vorläufig  entziehen.  Der  größere  Teil 
der  Kriegsanleihe  muß  logisch  erweise  schließlidi  bei  dieser 
Einziehung  in  die  Kasse  des  Staates  zurüdckommen. 
Gewaltige  Posten  von  Kriegsanleihe  werden  audi  durch 
die  Verstaatlichung  der  großen  Betriebe,  insonderheit 
der  Versicherungsgesellschaften,  Banken,  Fabriken,  die  ihre 
Reservefonds  in  Kriegsanleihe  angelegt  haben,  in  die 
Kassen  des  Staates  zurückgeleitet  werden.  Durch  die 
Verstaatlichung  der  größeren  Hälfte  der  in  privaten  Händen 
befindlichen  Vermögen  sowie  der  großen  Betriebe  muß 
zusammen  erheblich  mehr  als  die  Hälfte  aller  verausgabten 
Kriegsanleihe  in  die  Kassen  des  Reiches  zurückkehren. 
Auch  die  einmalige  Vermögensabgabe,  die  doch  mindestens 
20^/o  der  Vermögen  einziehen  dürfte,  und  die  Kriegs- 
gewinnsteuer werden  ansehnliche  Mengen  von  Kriegsanleihe 
dem  Reiche  wieder  zurüdcgeben.  Die  Deutsdie  sozialistische 
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Republik  wird  also  nicht  SVs  Milliarden  Mark  als  Zinslast 
jährlich  aufzubringen  haben,  wie  Rathenau  annimmt,  sondern 
kaum  4  Milliarden  Mark,  vielleidit  nur  3  %  Milliarden  Mark, 
sobald  die  großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe 
verstaatlidit  sind. 

Das  zur  Verzinsung  der  sodann  noch  zirkulierenden 
kleineren  Hälfte  der  ausgegebenen  Kriegsanleihe  notwendige 
Geld  müßte  durch  Besteuerung  der  kleineren  und  mittleren 
Vermögen  unter  100000  Mark  und  der  Einkommen  bis 
zu  100000  Mark,  sowie  durch  indirekte  Steuern  auf- 
gebradit  werden. 

So  würde  in  der  Tat  der  Staatsbankerott 
vermieden  werden!  Dies  ist  aber  der  einzige 
Weg  zur  Vermeidung  des  Staatsbankerottes. 
Es  gibt  keinen  anderen! 

Allerdings  fehlen  bei  den  vorstehenden  Berechnungen 
die  Sdiadenersatzansprüche  der  Alliierten,  die  wahrscheinlich 
so  hoch  werden,  daß  sie  auch  diese  Hoffnung  der  Ver- 
meidung des  Staatsbankerotts  zertrümmern.  Es  wäre  sehr 
widitig,  daß  der  Staatsbankerott  vermieden  würde,  nidit 
nur  gegenüber  dem  Auslande,  welches  uns  doch  die 
fehlenden  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe  liefern  soll,  son- 
dern auch  gegenüber  der  eigenen  Bevölkerung,  die  nach 
der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen 
und  Betriebe  nur  noch  aus  Mittel-  und  Kleinbesitzern 
besteht,  soweit  sie  überhaupt  vermögend  ist.  Indem  der 
Staat  dem  kleinen  Besitzer  sein  Wort  hält  und  ihm  die 
versprochen  Zinensen    zahlt,   wirkt   er  sozial  ausgleichend. 

Wieviel  Mittel-  und  Kleinbesitzer  gibt  es?  In  Preußen 
gab  es  im  Jahre  1917  1,8  Millionen  Haushaltungsvorstände 
und  Einzelwirtschafter  mit  einem  Vermögen  von  mehr  als 
6000—100000  Mark,  im  Reiche  also  3  Millionen.  Dazu 
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kommen  die  311816  reichen  Leute,  denen  man  ihr  Ver- 
mögen über  100000  Mark  genommen  hat,  zusammen  also 
3,3  Millionen  Privatpersonen  des  Mittel-  und  Kleinbesitzes. 
Dazu  kommen  vielleidit  nodi  3  Millionen  Personen,  die 
über  500  Mark  —  6000  Mark  Vermögen  haben,  zusammen 
also  6,3  Millionen  Personen,  die  zum  großen  Teil  mehr 
oder  weniger  Kriegsanleihe  besitzen.  Der  Staat  kann 
diesen  kleinen  Leuten  unter  Vermeidung  des  Staatsbankerotts 
5  o/o  Zinsen  zahlen.  Er  nimmt  ihnen  diese  Zuwendungen 
als  Vermögenssteuern,  Einkommensteuern,  Erbschaftssteuern 
zu  einem  erheblichen  Teile  wieder  ab. 

Diese  große  Reform,  welche  die  Not  des  Krieges 
heilen  und  den  Weg  zum  sozialistischen  Staate  bauen 
soll,  ist  nur  durch  die  Diktatur  des  Proletariats,  die  sich 
in  dem  Rat  der  Volksbeauftragten  oder  ihren  Rechtsnach- 
folgern verkörpern  muß,  möglich.  In  Wirklichkeit  hat 
der  Rat  der  Volksbeauftragten  und  der  Zentralrat  der 
Arbeiter-  und  Soldatenräte,  dem  der  Rat  der  Volksbeauf- 
tragten untersteht,  in  der  Zeit  vom  9.  November  1918 
bis  6.  Februar  1919  die  Diktatur  des  Proletariats  ver- 
körpert. Aber  er  hat  von  den  Rechten  der  Diktatur  nicht 
den  Gebrauch  gemacht,  den  er  im  Interesse  der  sozia- 
listischen Idee  hätte  machen  müssen. 

Selbst  ein  so  demokratisch  und  sozialistisch  gesinnter 
Mann  wie  der  Wiener  Rechtslehrer  Professor  Anton  Menger 
ist  der  Ansicht,  daß  während  der  Übergangszeit  zum  sozia- 
listischen Staat  bis  nach  Eintritt  des  Beharrungszustandes 
die  offne  oder  verschleierte  Diktatur  die  vorherrschende 
Regierungsform  sein  dürfte  (Neue  Staatslehre,  S.  173), 
und  daß  eine  straffe  Zusammenfassung  der  Staatsgewalt 
sich  während  der  Übergangszeit  als  unerläßlich  erweisen 
wird,  weil  es  sich  bei  Einführung  des  sozialistischen  Staates 
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nicht  um  ein  politisches  Experiment  handelt,  weldies  das 
Leben  der  Massen  nur  wenig  berührt,  sondern  um  eine 
Staatsumwälzung  von  sozialem  Charakter,  deren  Mißlingen 
die  Nationen  vor  die  Existenzfrage  stellen  müßte.  Bei 
der  Einführung  des  sozialistischen  Staates  werden  zum 
ersten  Male  die  politischen  und  ökonomisdien  Interessen 
der  Massen  das  wahre  Ziel  der  großen  Umgestaltung 
bilden.  Deshalb  ist  die  Gefahr  nidit  ausgeschlossen,  daß 
über  dem  gewaltigen  Ringen  der  Völker  nach  politischer 
und  ökonomischer  Freiheit  die  Ordnung  dauernd  Schiff- 
bruch leidet.  Kein  volkstümliches  Vorurteil  darf  deshalb 
die  Machthaber  der  neuen  Staatsordnung  davon  abhalten, 
durch  eine  zwedkmäßige  Organisation  der  Staatsbehörden 
für  eine  starke  Regierung  Sorge  zu  tragen.  (Neue  Staats- 
lehre, S.  191). 

Aber  grade  deshalb  müssen  die  Staatsbehörden,  soweit 
es  nur  irgend  möglich  ist,  durch  Sozialisten  und  Demo- 
kraten von  Überzeugung  unter  möglichster  Ausschaltung 
der  reaktionär  gesinnten  höheren  und  höchsten  Beamten 
des  alten  Regimes  durchsetzt  sein.  Als  Abteilungs- 
direktoren, Unterstaatssekretäre  und  Staatssekretäre  sowie 
Minister  dürften  prinzipiell  nur  Sozialdemokraten  und  De- 
mokraten in  Frage  kommen. 

Anton  Menger  fordert  die  Diktatur  für  die  Übergangs- 
zeit, und  doch  denkt  er  sidi  die  Einführung  der  neuen 
sozialen  Ordnung  (ähnlidi  wie  jene  des  Christentums)  nidit 
als  einen  Prozeß  von  Jahren  oder  Jahrzehnten,  sondern  von 
Jahrhunderten  (Neue  Staatslehre,  S.  240). 

Ich  bin  aber  der  Ansicht,  daß  die  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen  über  100000  Mark  und  Betriebe 
in  Verbindung  mit  der  staatlichen  Organisation  der  gesell- 
schaftlichen Arbeit,  d.  h.  der  Volkswirtschaft  und  der  Arbeit 
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zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen,  vielleicht  schon 
nach  20  Jahren  eine  so  nützlidie  Wirkung  ausgeübt  haben 
wird,  daß  der  Rest  der  Produktionsmittel  und  benutzbaren 
Sachen  verstaatlicht  werden  kann. 

Selbstverständlich  müßte  der  Staat  audi  dann  die  etwa 
3  Millionen  kleinen  Bauern  und  Häusler  auf  ihrer  Scholle 
belassen.  Und  ebenso  müßte  jeder  in  seinem  bisherigen 
Hause  oder  seiner  bisherigen  Wohnung  weiter  wohnen 
können.  Grundstürzende  plötzlidie  Änderungen  müssen 
vermieden  werden.  Die  Bauerngüter  gehen  als  Produk- 
tionsmittel ebenso  wie  jede  städtische  Villa  als  benutzbare 
Sache  in  den  Besitz  des  Staates  über,  während  der  darin 
Wohnende  nach  wie  vor  das  Gebrauchsredit  hat.  Auch 
bei  der  Verstaatlichung  des  Mittel-  und  Kleinbesitzes  wird 
dereinst  der  Grundsatz  gelten  müssen:  Jeder  bleibt  auf 
seinem  Posten.  Erst  allmählich  im  Laufe  der  Zeit  wird 
die  Ausbildung  der  neuen  Wirtschaft  zu  ansehnlicheren 
Umschichtungen  der  Bevölkerung  führen.  Es  bedarf  keiner 
Erörterung,  daß  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen 
und  großen  Betriebe  leichter  ist,  als  die  Verstaatlichung 
der  mittleren  und  kleinen  Vermögen  und  Betriebe.  Daher 
die  überraschende  Leichtigkeit,  mit  der  die  Konfiskation 
des  Großbesitzes  im  Laufe  der  Weltgesdiidite  so  oft  in 
ungeheurem  Umfange  durchgeführt  wurde,  während  die 
direkte  Enteignung  des  Kleinbesitzes  in  gleichem  Maße 
hödistens  gegen  besiegte  Feinde  versucht  worden  ist  (Anton 
Menger,  Neue  Staatslehre,  S.  244). 

Da  die  Sozialdemokratie  auf  der  Nationalversammlung 
in  der  Minderheit  und  auf  gemeinsame  Arbeit  mit  den 
Demokraten  angewiesen  ist,  so  ist  die  Diktatur  des  Prole- 
tariats ausgeschlossen,  so  ist  von  der  Verstaatlichung  der 
großen  Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe,  von  der  staat- 
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liehen  Organisation  der  Volkswirtschaft  und  der  Arbeit 
kaum  die  Rede.  Vielmehr  werden  die  Sozialdemokraten 
und  die  Demokraten  sich  nunmehr  zu  solchen  einsdinei- 
denden  Schritten  viel  zu  spät  entschließen.  Der  Staats- 
bankerott ist  also  sicher,  ebenso  die  Fortdauer  der  Unruhen, 
die  steten  Versuche  der  eigenmächtigen  Sozialisierung  ein- 
zelner Betriebe,  die  Fortdauer  der  allgemeinen  Rechts- 
unsicherheit, die  Zunahme  des  Räuberwesens,  der  Weg  in 
die  soziale  Anarchie,  in  den  Kampf  aller  gegen  alle. 

Nachdem  die  Zeit  zum  Handeln  versäumt  ist,  nachdem 
die  Diktatur  des  Proletariats,  die  knapp  3  Monate  gedauert 
hat,  beendigt  ist,  wird  jeder  Tag  fortan  Zeuge  der  Zunahme 
des  deutschen  Ruins  sein.  Jede  Zeitung  bringt  neue  Bot- 
schaft von  Ausständen,  Aufruhr,  Stillstand  der  Industrie 
und  des  Handels,  Beschäftigungslosigkeit,  Mangel,  Teuerung, 
Entwertung  des  Geldes,  Sinken  der  Valuta,  Elend  der 
Invaliden  und  Hilfsbedürftigen,  Zunahme  der  Sterblichkeit. 

Jedes  Volk  ist  seines  Glückes  Schmied !  Das  demo- 
kratischste Wahlrecht  in  der  Welt  hat  wieder  den  bürger- 
lichen Klassen  die  Mehrheit  in  dem  Reichsparlamente 
verschafft.  Zum  großen  Teil  sind  wieder  dieselben  Leute 
gewählt  worden,  die  in  den  Reidistagen  vor  dem  Kriege 
und  während  des  Krieges  saßen,  die  die  Regierung  Bülows 
und  Bethmanns  in  ihren  Reden  gefeiert  haben,  die  zu 
einem  erheblichen  Teile  die  Verantwortlichkeit  für  das 
System  tragen,  welches  diesen  Weltkrieg  verschuldet  hat. 

Wann  wird  endlich  die  Unfähigkeit  durch  die  Fähigkeit, 
die  Planlosigkeit  durch  einen  festen  Plan,  die  Ziellosigkeit 
durch  einen  festen  Willen,  die  Nachgiebigkeit  gegenüber 
den  Kapitalisten  und  Großgrundbesitzern  durch  wirklich 
soziale  Gesinnung,  das  viele  Reden  durch  Handeln  ersetzt 
werden  ? 
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Am  30.  Juni  1908  schrieb  ich:  Die  Ziellosigkeit  unserer 
Regierung  treibt  uns  in  einen  schweren  langjährigen  Welt- 
krieg unter  sehr  ungünstigen  Umständen.  Heute  sage  ich: 
Die  Ziellosigkeit  unserer  Regierung  treibt  uns  in  einen 
schweren,  langjährigen  Bürgerkrieg  unter  hoffnungslosen 
Umständen,  treibt  uns  in  den  Kampf  aller  gegen 
alle. 

Ende  Januar  hat  Karl  Kautsky  „Richtlinien  für  ein  so- 
zialistisches Aktions-Programm"  als  Beilage  der  „Freiheit" 
veröffentlicht.  Die  Vorschläge,  die  Kautsky  über  eine 
Organisation  der  Arbeitsvermittlung  macht,  sind  nidit  weit 
entfernt  von  meinen  Vorschlägen  der  Organisation  der 
Arbeit  zur  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen.  Im 
übrigen  verlangt  Kautsky,  daß  jene  Produktionszweige, 
deren  sofortige  Sozialisierung  nicht  möglich  ist,  durch  den 
Staat  zwangsweise  syndiziert  werden,  soweit  sie  dazu  ge- 
eignet sind.  Dieser  Vorschlag  stimmt  im  wesentlichen  mit 
Rathenaus  Vorschlag  der  Syndizierung  der  Berufsverbände 
und  Gewerbsverbände  überein.  Da  nach  meinem  Vor- 
schlage in  der  Praxis  alle  Betriebe  im  Werte  von  etwa 
100000  Mark  und  darüber  sozialisiert  oder  verstaatlicht 
werden  dürften,  so  kommt  die  Syndizierung  nur  für  die 
Mittel-  und  Kleinbetriebe,  deren  Wert  nicht  100000  Mark 
erreicht,  in  Frage.  Es  kann  späterer  Untersuchung  vor- 
behalten bleiben,  welche  Zweige  des  Handwerks,  des  Klein- 
handels, der  Kleinindustrie  sich  für  die  Syndizierung  eig- 
nen. Da  der  Staat  schon  heute  sich  infolge  des  Krieges 
und  des  Notstandes  tief  in  den  Wirtsdiaftsbetrieb  des 
Bauern  einmischt,  ist  ein  Benifsverband  der  Bauern  als 
Syndikat  sehr  empfehlenswert.  Die  Fragen  der  Herstellung 
und  des  Verkaufs  von  Milch,  Butter,  Käse,  Fleisch  und 
mancher   anderer    landwirtschaftlicher    Produkte    wird    am 
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besten  vom  Benifsverbande  erörtert,  in  Einklang  mit  den 
Gesetzen  gebracht  und  kontrolliert. 

Kautsky  schreibt,  man  könne  den  Grund  und  Boden, 
soweit  er  in  großen  Betrieben  bewirtschaftet  wird,  ohne 
weiteres  verstaatlichen  und  die  auf  ihm  oder  in  ihm  be- 
findlichen Betriebe  zunächst  in  der  bisherigen  Weise  weiter- 
wirtsdiaften  lassen,  indem  die  Betriebsinhaber  aus  Grund- 
eigentumern zu  Päditem  verwandelt  würden.  Die  Wir- 
kung dieser  Maßnahme  würde  vielleicht  vor  dem  Welt- 
kriege von  einiger  Bedeutung  gewesen  sein.  Gegenüber 
der  Not  der  Zeit  ist  die  Wirkung  dieser  Maßnahme  zu 
gering,  da  sie  im  Laufe  der  Jahre  kaum  fühlbar  wird. 

Nach  Friedenssdiluß  steht  nach  Kautskys  Ansicht  nichts 
im  Wege,  ohne  weiteres  sämtliches  großes  Grundeigentum 
an  Bergwerken,  Wäldern  und  großen  Gütern  etwa  über  100  ha 
sowie  sämtlichen  städtischen  Grundbesitz  ohne  die  darauf- 
stehenden Häuser  zu  Staatseigentum  zu  erklären,  gegen 
eine  noch  festzusetzende  Entschädigung.  Die  auf  dem 
staatlichen  Grund  und  Boden  stehenden  Betriebe  blieben 
zunächst  noch  Privatbetriebe,  wenn  auch  als  Staatspächter. 
Nach  und  nach  wären  sie  zu  sozialisieren. 

Nach  Möglichkeit  sollten  nach  Kautskys  Ansicht  ganze 
Industriezweige  verstaatlicht  werden.  Jeder  dieser  Industrie- 
zweige wäre  von  einem  Kollegium  zu  verwalten,  in  dem 
die  Staatsgewalt  nur  mit  einem  Drittel  der  Mitglieder  ver- 
treten ist.  Ein  zweites  Drittel  bilden  die  Vertreter  der 
Arbeiter  des  Industriezweigs,  das  letzte  Drittel  die  Ver- 
treter seiner  organisierten  Abnehmer.  Dieser  Vorschlag 
wird  auch  von  deutsch-österreichischen  Sozialdemokraten 
in  einem  Entwurf  über  die  Sozialisierung  gemacht. 

Der  Leiter  des  verstaatlichten  Betriebes  ist  ein  vom 
Industriekollegium  eingesetzter  Beamter.  Tantiemen  und 
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Gewinnbeteiligung  sollen  dann  nach  diesem  Kautskyschen 
Vorschlag  dazu  dienen,  das  Interesse  der  Verwaltung  und 
der  Arbeiter  an  möglichst  eifriger  Arbeit  wachzuhalten. 
Die  Besitzer  der  verstaatlichten  Betriebe  sollten  nach 
Kautskys  Ansicht  entschädigt  werden. 

Nach  Kautsky  erfolgt  die  Entschädigung  am  besten 
durdi  Staatsschuldverschreibungen  zu  einem  mäßigen  Zins- 
fuß. Von  einer  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen 
und  Einkommen  spricht  er  nicht.  Würde  die  Entschädi- 
gung für  alle  städtischen  und  ländlichen  größeren  Betriebe 
eine  gerechte  und  vollkommene  sein,  so  müßte  die  deutsche 
Nation  außer  ihrem  Nationalvermögen  noch  ein  kleineres 
Nationalvermögen  für  diese  Entschädigung  besitzen.  Wir 
haben  oben  schon  dargelegt,  daß  nur  die  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen  über  100000  Mark  aus  dieser  Sack- 
gasse heraushilft. 

Das  bäuerliche  Grundeigentum  will  Kautsky  vorläufig 
nicht  enteignen.  Zunädist  sollen  die  Wälder  und  die 
landwirtschaftlichen  Latifundien  verstaatlicht  werden.  Von 
den  Erfahrungen  auf  den  Latifundien  müßten  dann  Tempo 
und  Art  der  weiteren  Sozialisierung  der  landwirtschaft- 
lichen Großbetriebe  nach  Kautskys  Ansicht  abhängen.  Ich 
glaube  in  meinem  Buche  gezeigt  zu  haben,  daß  dieses 
Tempo  ein  viel  zu  langsames  ist.  Bei  diesem  Tempo 
würden  erst  in  vielleicht  5  Jahren  die  größeren  Ritter- 
güter verstaatlicht  werden.  Nach  meinem  Dafürhalten 
muß  die  Verstaatlichung  aller  Rittergüter  und  der  größeren 
Bauerngüter  im  Werte  von  mehr  als  100000  Mark  eben- 
so wie  die  Verstaatlichung  aller  Fabriken,  selbst  der 
kleineren  im  Werte  von  etwa  nur  100000  Mark,  sofort 
•rfolgen,  wenn  die  große  Unruhe  der  Gegenwart  mit  ihren 
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Gefahren  für  die  menschlidie  Kultur  überhaupt  aus  der 
Welt  geschafft  werden  soll. 

Kautsky  meint,  daß  die  Zersdilagung  der  Großbetriebe 
der  Landwirtschaft  in  Zwergbetriebe  ein  Rüdeschritt  wäre 
und  keinen  Nutzen  bringen  würde.  Ersetzung  der  Men- 
schenkraft durch  die  Maschine,  nidit  Rückkehr  zu  primi- 
tiven Arbeitsmethoden  ist  nach  Kautskys  Ansicht  für  die 
Landwirtschaft  dringend  erforderlich.  Vom  sozialistischen 
Standpunkt  aus  hat  Kautsky  vollkommen  recht.  Das  Sied- 
lungsgesetz, weldies  der  Rat  der  Volksbeauftragten  Ende 
Januar  1919  erlassen  hat,  ist  durchaus  kein  sozialistischer 
Akt,  sondern  eher  eine  antisozialistische  Maßnahme.  Mit 
Recht  hebt  Anton  Menger  (Neue  Staatslehre,  S.  104)  her- 
vor, daß  die  Adcergesetze  der  beiden  Gracchen  und  der 
in  der  französischen  Revolution  oft  auftauchende  Plan  einer 
gleichen  Ackerverteilung  keinen  sozialistischen  Charakter 
hatten.  Denn  durch  solche  Vorschläge  soll  das  Privat- 
eigentum nicht  aufgehoben,  sondern  im  Gegenteil  durch 
Beseitigung  seiner  schlimmsten  Schattenseiten  geradezu 
gesichert  und  befestigt  werden.  Der  Sozialist  muß  ein- 
treten für  die  Verstaatlichung  des  gesamten  Grund  und 
Bodens.  Dies  sdiließt  nicht  aus,  daß  man  Hunderttausende 
oder  Millionen  von  Bauern  als  Pächter  auf  staatlichem 
Boden  bestehen  läßt.  Politisdi  wird  aber  die  Gefahr 
stets  vorhanden  sein,  daß  die  Bauern  sich  einer  reaktio- 
nären Bewegung  anschließen.  Das  landwirtschaftliche  Ideal 
des  Sozialisten  ist  der  landwirtschaftliche  Großbetrieb  als 
Staatsbetrieb,  bei  dem  die  Arbeiter  durch  den  von  ihnen 
gewählten  Betriebsrat  den  Leiter  des  Betriebes  kontrol- 
lieren. 

Kautsky  will  die  Geldsummen  für  die  Verzinsung  dieser 
Ablösungszahlungen  und  der  Kriegsanleihen  in  Höhe  von 
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vielleicbt  20  Milliarden  Mark  jährlich  in  erster  Linie  durch 
direkte  Steuern  auf  das  Vermögen  und  Einkommen  sowie 
durdi  Erbsdiaftssteuern  aufbringen.  Idi  pflichte  ihm  bei, 
daß  die  Verzinsung  der  Kriegsanleihen  sehr  wünsdiens- 
wert  sei.  Sie  ist  aber  nur  möglidi,  wenn  durch  die  Ver- 
staatlichung der  großen  Vermögen  und  Einkommen  40  bis  80 
Milliarden  Mark  Kriegsanleihe  innerhalb  von  vielleicht  einem 
Jahre  in  die  Tasche  des  Staates  zurückgelangen  und  gleich- 
zeitig das  Staatsvermögen  so  vermehrt  wird,  daß  die  Zinsen 
für  den  Rest  der  Kriegsanleihe  aufgebracht  werden  können. 
Wenn  die  verstaatlichten  Betriebe  voll  und  ganz  durdi 
Staatspapiere  entschädigt  werden,  ist  für  die  Verzinsung 
dieser  Ablösungszahlungen  und  der  Kriegsanleihen  jährlich 
eine  so  große  Summe  erforderlich,  daß  sie  unmöglich  durdi 
direkte  Steuern  und  Erbschaftssteuern  aufgebracht  werden 
kann.  Hingegen  können  nach  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  die  mäßigen  von 
mir  vorgeschlagenen  Ablösungsrenten  sehr  leicht  aufge- 
bradit  werden. 

Bei  Annahme  von  Kautskys  Vorschlägen  würden  die 
Unruhen  und  Streiks  niemals  aufhören  und  daher  die  Pro- 
duktion ganz  zum  Stillstand  kommen,  so  daß  die  direkten 
Steuern  und  Erbschaftssteuern  nicht  die  erwarteten  Sum- 
men ergeben  könnten.  Die  Erbitterung  über  das  Bestehen- 
bleiben der  Riesenvermögen  und  daher  der  großen  Un- 
gleichheit würde  Millionen  von  Arbeitern  dem  Anarchismus 
zuführen  und  sie  verleiten,  die  ganze  Staatsmaschine  zv 
zertrümmern. 

Anton  Menger  nennt  die  Umwandlung  des  individuali- 
stischen Machtstaates  in  den  sozialistischen  Staat  und  die 
durchgreifende    Einschränkung     des    Privateigentums    die 
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größte  aller  politischen  Veränderungen  (Neue  Staatslehre 
S.  173)  und  an  anderer  Stelle  „Die  wichtigste  Frage  der 
Mensdiheit"  (Neue  Staatslehre,  S.  251).  Und  in  der  Tat 
hat  es  in  der  Geschidite  der  Mensdiheit  keinen  Schritt 
gegeben,  der  bedeutungsvoller  war,  als  derjenige,  den 
das  deutsche  Volk  jetzt  zu  unternehmen  berufen  ist.  Nach 
Anton  Menger  wird  die  Auseinandersetzung  zwisdien 
Sozialismus  und  Privatrecht,  wenn  einmal  durch  Ablösung 
des  Großbesitzes  der  erste  Schritt  geschehen  ist,  sidi  viel 
rascher  vollziehen,  als  die  zwischen  Heiden  und  Christen 
des  römischen  Reiches,  die  sich  während  der  ersten  5  Jahr, 
hunderte  unserer  Zeitrechnung  bekämpften  (Neue  Staats- 
lehre, S.251). 

Es  ist  fast  unbegreiflich,  daß  in  einer  Partei  oder  rich- 
tiger in  zwei  Parteien  von  zusammen  13  Millionen  Wählern 
für  die  Nationalversammlung  sidi  in  den  ersten  drei 
Monaten  der  sozialen  Revolution,  meine  Person  ausgenommen, 
nicht  eine  Stimme  für  die  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen und  Einkommen  erhoben  hat.  Die  sozialistische 
Agitation  wünscht  nur  die  Verstaatlichung  der  großen 
Betriebe  oder  gar  zunächst  nur  der  Latifundien  auf  dem 
Lande  wie  beispielsweise  Karl  Kautsky.  Und  dodi  sind 
die  Betriebe  in  Stadt  und  Land  nur  ein  Teil  der  Produktions- 
mittel im  weitesten  Sinne  des  Wortes.  Alle  Führer  beider 
sozialdemokratischen  Parteien,  die  zahlreichen  Rechtsanwälte 
und  sonstigen  Juristen  nicht  ausgenonimen,  werden  mir 
aber  zugeben  müssen,  daß  sie  den  juristischen  Scharfsinn 
und  die  historischen  und  nationalökonomischen  Kenntnisse 
eines  Anton  Menger  auch  nicht  im  entferntesten  besitzen. 
Und  selbst  Kautsky  und  Bernstein  werden  nidit  behaupten 
können,  daß  sie  eine  größere  Kenntnis  der  sozialistischen 
Literatur  aller  Nationen  durch  die  letzten  Jahrhunderte 
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haben  als  dieser  Wiener  Professor  der  Rechts-  und  Staats- 
wissensdiaften. 

Eduard  Bernstein  hat  so  wenig  Neigung  für  eine  sdinelle 
Verstaatlichung  oder  Vergesellschaftung  auch  nur  der  großen 
Betriebe,  daß  er  sich  2  Monate  nach  Beginn  der  sozialen 
Revolution    veranlaßt    sah,    in    einem   Flugblatt    hervorzu- 
heben, daß   ein    gutes    Fabrikgesetz    oder    Arbeiterschutz- 
gesetz auch  schon  ein  gutes  Stück  Sozialisierung  enthalte, 
wie    er    schon    vor    vielen    Jahren    betont   habe.     Philipp 
Scheidemann  erklärte  vor  seinen  Wählern  in  Kassel  Mitte 
Januar  1919,  daß    von    der   Sozialisierung  so  lange  keine 
Rede  sein  könne,  als  der  Friede  nicht  geschlossen  sei,  und 
als  der  Feind  in  der  Lage  sei,   uns   das    zu    nehmen,  was 
wir   durch     die    Sozialisierung    zustande     bringen.        Der 
Staatssekretär  des  Reichswirtschaftsamts  Dr.  August  Müller 
erklärte  etwa    2  Monate  nach  Beginn    der  sozialen  Revo- 
lution gegenüber  Pressevertretern,    daß   die  Sozialisierung 
des  Bergbaues  ein  Verbrechen  sei.     Am  4.  Februar  1919 
beriditete  das  Berliner  Tageblatt    in   der   Morgenausgabe : 
„Die    Sozialisierungskommission    hatte    um    eine    Stellung- 
nahme   der    Regierung    zu    der     Äußerung     des    Staats- 
sekretärs des  Reichswirtschaftsamtes   gebeten,   wonach  die 
Einsetzung    der    Kommission    ein    unglücklicher    Beschluß 
gewesen    sei,    der    wesentlich    dazu   beigetragen    hat,    die 
Sozialisierungswut    zu    entfachen    und    die    Begehrlichkeit 
anzuspornen.     Daraufhin  hat  der  Volksbeauftragte  Wisse! 
mitgeteilt,    daß   die    Reichsregierung    die    Äußerung    des 
Herrn  Staatssekretärs  des  Reichswirtschaftsamts  nicht  billigt. 
Es  handelt  sich  jedoch  ausschließlich  um  die  private  Mei- 
nung  eines    einzelnen;  daß    dieser   Leiter    des  Reichswirt- 
schaftsamtes ist,  dürfte  keinen  Anlaß  geben,  die  Tätigkeit 
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der  Sozialisierungskommission,  die  von  der  ReidisregieruBg 
berufen  worden  ist,  zu  beeinflussen.** 

Da  die  Sozialisierungskommission  unter  Leitung  des 
Staatssekretärs  des  Reichswirtschaftsamtes  Dr.  August 
Müller,  der  der  sozialdemokratischen  Partei  als  Abgeord- 
neter schon  vor  dem  Kriege  angehörte,  im  Reichswirt- 
schaftsamt zusammengetreten  ist,  so  sind  die  Aussichten 
für  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  dieser  Kommission  aller- 
dings sehr  gering,  solange  Dr.  August  Müller  Staats- 
sekretär des  Reidiswirtschaftsamtes  bleibt.  Von  der  zu- 
ständigsten, amtlichen  Stelle  wird  also  gegen  den  Ober- 
gang von  dem  individualistischen  Machtstaat  in  den  sozial- 
demokratischen Staat  direkt  Obstruktion  getrieben  und 
der  wichtigste  Schritt  zum  sozialen  Frieden,  zur  Vermei- 
dung des  Bürgerkrieges,  zur  Einstellung  des  Blutvergießens, 
zur  Wiederaufnahme    der  Produktion  direkt  hintertrieben. 

Da  wir  die  allgemeine  Wehrpflicht  und  die  Armee 
abgesdiafft  haben,  wird  noch  in  Jahrzehnten  die  Gefahr 
bestehen,  daß  der  Feind  plötzlich  Teile  unseres  Landes 
besetzt.  Die  Kapitalisten  werden  also  noch  sehr  lange 
darauf  hinweisen  können,  daß  de»"  Feind  von  der  Soziali- 
sierung oder  Verstaatlichung  Vorteil  ziehen  könne.  Wenn 
man  solche  Besorgnisse  hegt,  hätte  man  besser  getan, 
niemals  die  Staatseisenbahnen  oder  die  staatliche  Post 
einzuführen  oder  staatliche  Chausseen  zu  errichten  oder 
überhaupt  den  Begriff  des  öffentlichen  Eigentumes  zuzu- 
lassen. Schließlich  können  die  Franzosen  den  Potsdamer 
Platz  in  Berlin,  der  öffentliches  Eigentum  ist,  sich  ebenso 
gut  aneignen  wie  die  vielleicht  infolge  der  Sozialisierung 
verstaatlichten  Häuser  rings  um  den  Potsdamer  Platz. 
Wir  haben  oben  schon  dargelegt,  daß  die  Verstaatlidiung 
dem  Staate  in  der  Hauptsache  nur  Produktionsmittel, 
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benutzbare  und  verbrauchbare  Sachen  und  in  erster  Linie 
Grundstücke  und  Gebäude  zuführt,  die  der  Feind  nicht 
forttransportieren  kann  und  wird. 

Man  könnte,  um  besorgte  Gemüter  zu  beruhigen,  die 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Einkommen  und 
Betriebe  an  den  Grenzen  einige  Monate  oder  ein  Jahr 
später  vornehmen,  als  im  inneren  Lande.  Aus  Mangel 
an  Arbeitskräften  und  Erfahrungen  wird  ein  so  wichtiger 
Übergang  sowieso  nicht  an  einem  Tage  oder  in  einem 
Monat  sich  in  der  Deutschen  sozialistischen  Republik, 
wie  sie  sich  vor  dem  Zusammentritt  der  Nationalversamm- 
lung noch  nennen  darf,  vollziehen  können.  Im  übrigen 
sehen  wir,  daß  auch  die  Form  des  Privateigentums  durch- 
aus kein  Talisman  gegen  die  Angriffe  des  Feindes  ist. 

Kein  Tag  ohne  Putsch!  Kein  Tag  ohne  Bürgerkrieg! 
Dies  ist  unsere  Erfahrung  nach  den  ersten  3  Monaten 
der  sozialen  Revolution.  Wir  haben  oben  schon  auf 
S.  45  und  46  an  den  Zitaten  aus  den  Schriften  von 
Friedrieb  Engels  und  August  Bebel  gesehen,  wie  stark 
die  Neigung  der  Sozialdemokratie  zur  Verneinung  des 
Staates  und  daher  zur  Weltanschauung  des  Anarchismus  ist. 

Das  schrankenlose  Streben  nach  politischer  und  wirt- 
schaftlicher Freiheit  führt  zur  Negierung  des  Staates,  das 
schrankenlose  Streben  nach  Gleichheit,  das  Verlangen  nach 
vollkommener  wirtschaftlicher  Gleichheit  erschwert  oder 
verhindert  die  Produktion,  den  Verkehr  oder  die  Vertei- 
lung der  Güter,  da  der  Fleiß  und  die  Tüchtigkeit  keine 
Anerkennung  durch  höheren  Lohn  findet.  Wenn  man 
Demokratie  und  extremen  Sozialismus  vereinen,  wenn 
man  individualistische  Freiheitsneigungen  innerhalb  des 
wirtschaftlichen  Kollektivismus  befriedigen  will,  so  kommt 
man  leicht  zu  dem  Ausweg  des  Anarchismus,  des  einzigen 
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Begriffes  für  reinste  Herrsdiaftslosigkeit  bei  Kollektivbesitz 
und  Kollektivproduktion.  Nach  der  sozialdemokratische! 
Theorie  und  dem  Erfurter  Programm  gehören  die  Pro- 
duktionsmittel nidit  dem  Staate,  sondern  der  Gesellschaft. 
Und  in  der  Tat  kann  die  volle  Wirkung  aller  Vorteile 
der  sozialistischen  Produktionsweise  und  Güterumtausch- 
weise erst  in  einer  Gesellsdiaft  zutage  treten,  die  den 
ganzen  Erdball  umspannt.  Man  übersehe  nie,  daß  der 
bedeutendste  Bahnbrecher  des  Sozialismus  August  Bebel, 
für  die  gleiche  Zuteilung  der  Genußmittel  an  alle  Mit- 
glieder der  Gesellschaft  eingetreten  ist  (Bebel,  Die  Frau, 
in  der  25.  Aufl.  1895.  S.  313).  Albert  Sdiäfle  erklärte 
bereits  in  seiner  „Aussichtslosigkeit  der  Sozialdemokratie" 
S.  11  den  Anarchismus  für  den  „praktisch  absurden,  aber 
theoretisch  sehr  folgerichtigen,  reinen  Sozialismus". 

Täglich  trennen  sich  Personen  oder  ganze  Gruppen  von 
der  Sozialdemokratie  und  schließen  sich  dem  kommuni- 
stischen Spartakusbunde  an,  der  die  gleiche  Verteilung 
^ller  Genußmittel  predigt  und  dem  kommunistisdien  Anar- 
chismus angehört.  Die  einzige  Möglichkeit,  diese  Ent- 
wickelung  des  Sozialdemokratismus  zum  Anarchismus  zu 
verhindern,  besteht  in  der  positiven  sozialen  Reform,  in 
der  Einführung  der  von  Anton  Menger  und  mir  vorge- 
sidilagenen  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  oder 
genauer  in  der  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen, 
Einkommen  und  Betriebe,  sowie  der  staatlichen  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft  und  Arbeit,  wie  sie  von  mir 
in  diesem  Buche  vorgeschlagen  ist.  Nur  wenn  der  Staat 
durch  ein  positives  Programm  alle  Teile  der  breiten  Massen 
zufriedenstellt  und  die  wirtsdiaftliche  Gleichheit  um  ein 
bedeutendes  vermehrt,  indem  er  gleichzeitig  die  Produk- 
tion vergrößert  und  die  Produktivität  der  Arbeit  in  nie 
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dagewesener  Weise  steigert,  kann  er  sidi  den  breiten 
Massen  gegenüber  als  existenzberechtigt  legitimieren  und 
die  öffentlidie  Ordnung  aufrecht  erhalten.  Sonst  werden 
die  Massen  mehr  und  mehr  der  von  Friedrich  Engels  und 
August  Bebel  in  die  Welt  gesetzten  Lehre  beipfliditen, 
daß  der  Staat  berufen  ist,  mit  der  Besitzergreifung  der 
Produktionsmittel  abzusterben. 

Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Staatskunst  besteht 
darin,  einen  Staat  zu  konstruieren,  der  dem  Bedürfnis 
der  breiten  Masse  nach  zunehmender  politischer  und 
wirtschaftlicher  Freiheit  und  Gleidiheit  gerecht  wird  und 
doch  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  erhält.  Dieses 
Ideal  kann  nur  ein  Staat  verwirklichen,  der  die  großen 
Vermögen  über  100000  Mark,  die  großen  Einkommen 
über  100000  Mark  jährlich,  die  großen  Betriebe  im  Werte 
von  100000  Mark  verstaatlicht,  durch  die  staatliche  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft  die  Produktion  verdoppelt  und 
verbilligt  und  durch  die  staatliche  Organisation  der  Arbeit 
die  Arbeitsbedingungen  dauernd  verbessert  und  die  Löhne 
hodihält. 

Dieses  mein  Buch  handelte  von  der  sozialen  Frage  und 
der  orientalischen  Frage.  Beide  sind  wichtige  Fragen  der 
Menschheit,  aber  die  soziale  Frage  ist  bei  weitem  die 
wichtigste  Frage,  die  je  an  die  Mensdiheit  herangetreten 
ist,  wenn  man  sie  in  ihrem  Kernpunkte  behandelt.  Und 
der  Kernpunkt  der  sozialen  Frage  ist  die  Einrichtung  des 
sozialistischen  Staates,  die  in  der  Weise  geschehen  muß, 
daß  die  Produktion  nicht  leidet  und  daß  der  soziale  Friede 
ein  dauernder  wird.  Da  gegenwärtig  die  Produktion  auf 
fast  allen  Gebieten  stockt  und  die  Produktivität  der  Arbeit 
zurückgeht,  da  gegenwärtig  der  soziale  Friede  mehr  als 
je  zuvor  gestört  ist  und  der  Bürgerkrieg  an  verschiedenen 
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Stellen  Deutschlands  tobt,  verlange  ich,  daß  der  erste  und 
wichtigste  Schritt  zur  Einriditung  des  sozialistischen  Staates, 
■ämlidi  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  sofort  geschieht. 

Durch  die  Wahlen  zur  Nationalversammlung  vom  19. 
Januar  1919  hat  das  deutsche  Volk  öffentlidi  kundgetan, 
daß  es  eine  sofortige  Verstaatlidiung  der  großen  Vermögen, 
Einkommen  und  Betriebe  oder  gar  eine  sofortige  Verstaat- 
lichung des  gesamten  Grund  und  Bodens  und  aller  anderen 
Produktionsmittel  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  nicht 
will.  Denn  von  421  Abgeordneten  sind  nur  185  den  beiden 
sozialistischen  Parteien  zusammen,  nämlich  163  den  Mehr- 
heitssozialisten und  22  den  Unabhängigen,  zugefallen.  Und 
wir  haben  in  diesem  Buche  gezeigt,  wie  wenig  Neigung 
die  maßgebenden  Personen  der  beiden  sozialistischen  Par- 
teien für  eine  sofortige  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen, Einkommen  und  Betriebe  haben.  In  der  praktischen 
Ausführung  der  von  mir  geplanten  Gesetzgebung  würde, 
dem  demokratischen  und  sozialistischen  Prinzip  entsprechend, 
jeder  Ehegatte  bei  der  Verstaatlichung  der  großen  Ver- 
mögen ein  Vermögen  von  100  000  Mark  behalten  dürfen. 
Schenkungen  der  Eltern  an  die  Kinder  nach  der  Veröffent- 
lidiung  des  Gesetzes  müßten  ungültig  sein.  Frühere  Ab- 
tretungen würde  der  Staat  aber  nicht  anfechten  können, 
da  in  den  reichen  Familien  erwadisene  Kinder  bei  der 
Heirat  oder  selbständigen  Etablierung  sehr  häufig  Ver- 
mögen bis  zu  100000  Mark  von  ihren  Eltern  abgetreten 
erhalten,  und  da  selbst  sehr  jugendliche  Kinder  sehr 
reicher  Leute  von  ihren  Eltern  sehr  beträchtliche  Summen 
in  Gestalt  von  Sparkassenbüdiern  und  dergleichen  geschenkt 
bekommen.  Da  die  Beibehaltung  der  Privatvermögen  bis 
zu  100000  Mark  nur  eine  vorläufige  ist,  die  in  spätestens 
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80  Jahren  durch  die  Einschränkung  des  Erbrechts  ihr  Ende 
erreicht,  so  können  drakonische  Härten  bei  diesem  ersten 
Schritt  der  Einrichtung  des  sozialistischen  Staates  vermieden 
werden.  Diesem  Zwedce  würde  beispielsweise  folgende 
Bestimmung  dienen:  Bei  Schenkungen  bis  zu  20000  Mark 
an  die  Kinder  soll  nicht  untersucht  werden,  ob  die 
Sdienkung  vor  oder  nach  der  Veröffentlichung  des  Ge- 
setzes über  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  ge- 
macht worden  ist.  Die  Schenkung  bleibt  also  in  jedem 
Falle  gültig. 

Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Rußland  verbanden 
sich,  der  Idee  des  Fürsten  Bismarck  folgend,  im  Jahre  1872 
gegen  den  Umsturz.  Heute  sind  ausgerechnet  diese  drei 
Großmächte  inmitten  der  sozialen  Revolution.  Und  der 
Urquell  der  sozialen  Revolution  ist  in  der  Blut-  und  Eisen- 
politik des  Fürsten  Bismarck  zu  finden,  die  schließlich 
aach  der  Begründung  des  Deutschen  Reidies  eine  Politik 
ohne  Sinn  und  Verstand  war.  Wenn  Bismarck  bis  zu  seinem 
Lebensende  Reichskanzler  geblieben  wäre,  würde  er  durch 
die  politische  Entrechtung  der  Sozialdemokratie  den  Bürger- 
krieg entfacht  und  so  das  Ausland  zum  Einmarsch  in  das 
Deutsche  Reich  eingeladen  haben.  Durch  die  soziale  Revo- 
lution würden  wir  in  den  Weltkrieg  geraten  sein.  Indem 
Bismardc  gestürzt  wurde,  gerieten  wir  durch  den  Weltkrieg 
in  die  soziale  Revolution.  Denn  seine  Nachfolger  und 
die  gesamte  Diplomatie  hatten  von  ihm  den  brutalen  Geist 
des  Militarismus  ohne  die  feine  Bismarcksche  Kunst  der 
Diplomatie  geerbt.  Solange  Bismarck  lebte,  herrschte  der 
Kürassierstiefel,  aber  der  Kürassier  hatte  einen  Kopf  und 
zwar  einen  sehr  verschlagenen.  Als  Bismarck  tot  war, 
herrsdite  nur  der  Kürassierstiefel,  denn  dem  Kürassier 
fehlte  der  Kopf,    zum  mindesten  der  Verstand.     Friedrich 
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der  Große  kam  in  seine  Kriege  durdi  das  aufrichtige 
patriotische  Bestreben,  Schlesien  zu  erobern  und  Preuße» 
mäditiger  zu  madien.  Wir  aber  kamen  in  den  Weltkrieg, 
ohne  daß  Wilhelm  IL  oder  Bethmann  Hollweg  jemab  ek 
größeres  Ziel  im  Auge  hatten,  sondern  direkt  durch  die 
Ziellosigkeit  unserer  Regierung. 

Fürst  Bismardc  hatte  die  Gefahren,  welche  dem  Privat- 
eigentum drohen,  früher  erkannt  und  tiefer  empfunden  als 
die  meisten  seiner  Zeitgenossen.  Aus  einer  gewisses 
Vorliebe  für  die  Russen  und  Österreicher  wollte  er  beiden 
Völkern  zu  dem  Glücke  der  Aufrechterhaltung  des  Privat- 
eigentums verhelfen.  Das  lange,  ununterbrochene  Bündnis 
mit  Rußland  von  1872  bis  1890  und  die  daraus  für  Hol- 
stein und  Bülow  sich  ergebende  Tradition  ist  aber  die 
Hauptursache,  daß  wir  mit  England,  Amerika  und  Japan 
niemals  zu  einem  Bündnis  kamen,  sondern  sdiließlich  als 
Folge  des  österreichisch-serbischen  Konflikts  vom  Juli  1914 
in  Krieg  gerieten. 

Die  Absicht  Bismarcks,  den  Umsturz  zu  vermeiden,  führte 
den  Umsturz  herbei.  Die  Absicht  Bismardcs,  das  Privat- 
eigentum aufredit  zu  erhalten  und  für  alle  Zeiten  zu  festigen, 
führt  zu  meinem  Vorschlage  der  Verstaatlichung  der  großen 
Vermögen,  Einkommen  und  Betriebe  als  ersten  Sdiritt  zur 
Einriditung  des  sozialistischen  Staates,  dem  in  den  folgenden 
Jahrzehnten  allmählich  die  Aufhebung  des  Privateigentums 
an  den  benutzbaren  Sachen  und  Produktionsmitteln  folgen 
wird. 

Wir  haben  auf  Seite  78  die  Begebnisse  der  Gegenwart 
in  folgende  Worte  zusammengefaßt :  Die  orientalische  Frage 
drängt  an  der  Schwelle  des  Zeitalters  der  Flugzeuge  durck 
die  lange  Dauer  eines  Weltkrieges  zur  Lösung  der  sozialen 
Frage. 
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Wenn  die  Verstaatlichung  der  großen  Vermögen,  Ein- 
kommen und  Betriebe  und  die  Vereinigung  der  Völker 
Europas  zu  einem  Völkerbunde  durchgeführt  ist,  wird  man 
von  der  Lösung  der  sozialen  Frage  in  dem  Sinne  reden 
können,  daß  sie    auf  dem  Marsche  ist. 

In  10  Jahren  wird  man  die  gesdiichtlichen  Ereignisse 
der  kommenden  Zeit  vielleicht  in  nachfolgender  Weise 
ausdrücken  können:  Die  Lösung  der  sozialen  Frage  führt 
durch  die  Einigkeit  der  Völker  Europas  und  durch  die 
schnelle  Entwicklung  der  Flugzeuge  und  des  Funkensprudis 
zur  Lösung  der  orientalischen  Frage. 

Am  11.  Februar  1919  hat  die  deutsche  Nationalversamm- 
lung zu  Weimar  mit  277  von  379  Stimmen,  die  abgegeben 
wurden,  Fritz  Ebert  zum  Reichspräsidenten  gewählt.  Ebcrt 
hat  Philipp  Scheidemann  mit  der  Bildung  des  Kabinetts 
betraut.  Das  am  Donnerstag  den  13.  Februar  1919  ge- 
bildete Reichsministerium  besteht  aus  14  stimmberechtigten 
Mitgliedern,  von  denen  sieben  den  Mehrheitssozialisten, 
vier  der  Deutsdien  demokratischen  Partei  und  drei  der 
Christlidien  Volkspartei  oder  dem  Zentrum  angehören.  Die 
Sozialdemokraten  haben  in  der  Person  von  Scheidemann 
den  Präsidenten  und  die  Demokraten  in  der  Person  von 
Schiffer  den  stellvertretenden  Ministerpräsidenten  und 
Reichsfinanzminister  gestellt.  Die  Sozialisten  haben  also 
nicht  einmal  die  Mehrheit  im  Kabinett. 

Der  Reichspräsident  Ebert  findet  den  Sozialismus  nur 
dort  am  Platze,  wo  die  sozialistische  Wirtschaftsweise 
höhere  Erträge  bringt  Der  Ministerpräsident  Scheidemann 
will  die  Sozialisiening  bis  nach  dem  Friedensschluß  ver- 
tagen. 

In  dem  Programm  des  Reidisministeriums,  welches  Scheide- 
mann am  13.  Februar  1919   vor  der  Nationalversammlung 
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entwickelte,  wurde  als  7.  Punkt  der  Innenpolitik  über  die 
Sozialisierung  folgendes  gesagt:  „Wirtsdiaftszweige,  die 
■ach  ihrer  Art  und  ihrem  Entwicklungsstand  einen  privat- 
monopolistisdien  Charakter  angenommen  haben,  sind  der 
öffentlichen  Kontrolle  zu  unterstellen.  Soweit  sie  sich  zur 
einheitlichen  Regelung  durch  die  Gesamtheit  eignen,  ins- 
besondere Bergwerke  und  Erzeugung  von  Energie,  und 
dadurch  zur  einheitlichen  Regelung  durch  die  Gesamtheit 
(Sozialisierung)  reif  geworden  sind,  sind  sie  in  öffentlidie 
oder  gemischtwirtschaftliche  Bewirtschaftung  oder  auf  Reidi, 
Staat,  Gemeindeverbände  oder  Gemeinden  zu  übernehmen.** 

Mehr  ist  über  die  Sozialisierung  nicht  gesagt.  Man  kann 
also  annehmen,  daß  dieses  erste  Reichsministerium  unter 
Scheidemanns  Vorsitz  zunächst  nur  an  die  Sozialisierung 
der  Bergwerke  und  Erzeugung  von  Energie  herantreten 
wird  und  wahrscheinlich  erst  nach  Friedensschluß.  Die 
Verstaatlichung  der  Bergwerke  und  der  Erzeugung  von 
Energie,  die  voraussichtlich  gegen  volle  Entschädigung  er- 
folgen wird,  kann  die  jährlidie  Gesamtproduktion  aller 
Waren  im  Deutschen  Reiche  nicht  vermehren  und  nicht 
verbilligen,  kann  die  große  wirtschaftliche  Ungleichheit  nicht 
ausgleichen,  kann  nur  in  einem  ganz  beschränkten  Umfange 
die  Produktionsmittel  in  das  Gemeineigentum  überführen 
und  die  Ausbeutung  der  Arbeiter  durch  die  Arbeitgeber 
einschränken,  kann  die  große  Unruhe  der  Zeit  nur  in  einem 
ganz  beschränkten  Umfange  mindern. 

Und  in  der  Tat  wird  diese  Verstaatlichung  der  Berg- 
werke und  der  Elektrizitätswerke,  um  die  es  sich  in  der 
Hauptsache  bei  der  Erzeugung  von  Energie  handelt,  gegen 
eine  volle  Vergütung  des  Wertes  erfolgen.  Bei  einer  vollen 
Vergütung  des  Wertes  bleiben  aber  die  sozialen  Kraft- 
verhältnisse unverändert,  erleidet  die  Verteilung  der  wirt- 
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schaftlichen  Werte  unter  den  Staatsbürgern  keine  Verände- 
rung, vermehrt  sich  die  Zahl  der  aus  Papier  bestehenden 
Vermögen,  die  von  den  tatsächlidi  vorhandenen  Produktions- 
mitteln vollkommen  losgelöst  sind,  vermehrt  sich  im  Falle 
des  Staatsbankerotts  die  Zahl  und  der  Umfang  der  privaten 
Bankerotte. 

Wenn  nach  Friedensschluß  endlich  die  Bergwerke  und 
Elektrizitätswerke  verstaatlicht  sind,  wird  die  Gesamtheit 
der  deutschen  Arbeiter  schnell  zu  der  Erkenntnis  kommen, 
daß  diese  beschränkte  Verstaatlichung  ihnen  gar  keinen 
Nutzen  gebracht  hat.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  die 
Reichsregierung  den  breiten  Massen,  die  ihr  Recht  auf 
Existenz  geltend  machen,  den  Ganz-Invaliden  des  Krieges, 
die  rund  68  Mark  pro  Monat  Rente  haben,  unter  Bezug- 
nahme auf  diese  Verstaatlichung  entgegenhält,  daß  sie  so- 
eben viele  Milliarden  neuer  Anleihen  aufnehmen  mußte, 
zu  deren  Verzinsung  sie  neue  Steuern  gebraucht,  durch 
welche  die  Leistungsfähigkeit  der  Steuerzahler  vollkommen 
erschöpft  ist.  Hat  denn  die  Verstaatlichung  der  preußischen 
Eisenbahnen  in  dem  ersten  Jahrzehnt  der  Gesamtheit  der 
preußischen  Arbeiter  und  der  preußischen  unbemittelten 
Klassen  irgendwelchen  Vorteil  gebracht? 

Der  stellvertretende  Ministerpräsident  und  Reichsfinanz- 
minister Schiffer  hat  als  nationalliberaler  Abgeordneter  seit 
Jahrzehnten  viele  Reden  gehalten,  aber  niemals  ist  er  für 
eine  Hebung  des  Arbeitslohnes  durch  den  Staat  einge- 
treten. Neben  den  agrarischen  Großgrundbesitzern  sind 
die  nationalliberalen  Großindustriellen  bisher  stets  mit  be- 
sonderer Energie  für  die  Aufrechterhaltung  der  altherge- 
brachten Eigentumsordnung  eingetreten,  deren  Wesen  darin 
besteht,  daß  zunächst  die  Bedürfnisse  der  Herrschenden 
und  Besitzenden  befriedigt  werden,  auf  die  Gefahr  hin,  daß 
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große  Massen  der  am  meisten  Zurückgesetzten  selbst  die 
Mittel  zur  Führung  eines  menschenwürdigen  Daseins  ent- 
behren. Es  erscheint  ganz  ausgeschlossen,  daß  ein  führendes 
Mitglied  der  nationalliberalen  Partei  für  ein  Verteilungs- 
system eintritt,  welches  zuvor  allen  Staatsbürgern  die  Füh- 
rung eines  menschenwürdigen  Daseins  sichert,  bevor  die 
feineren  Bedürfnisse  der  höheren  Bevölkerungsschiditen  be- 
friedigt werden. 

Niemand  wird  von  dem  Grafen  Brockdorf-Rantzau  er- 
warten, daß  er  seine  Stimme  im  Reichsministerium,  dem 
er  als  Reichsminister  des  Auswärtigen  angehört,  für  die 
Verstaatlichung  der  großen  Vermögen  über  100000  Mark, 
der  großen  Einkommen  über  100000  Mark  jährlidi  und 
der  großen  Betriebe  im  Werte  von  100000  Mark,  sowie 
für  eine  staatliche  Organisation  der  Volkswirtschaft  und 
der  Arbeit  mit  obligatorischen  Gewerkvereinen  abgibt. 

Einen  sehr  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Reichsverfassung 
wie  später  auf  die  Reichsgesetzgebung  hat  der  Reichsminister 
des  Innern  Dr.  Preuß,  der  vielleicht  der  reichste  Staats- 
sekretär ist,  den  das  Deutsche  Reidb  seit  seiner  Errichtung 
gehabt  hat,  zum  mindesten  der  Anwärter  zu  dem  größten 
Vermögen,  welches  je  einem  Staatssekretär  im  Reiche  zu- 
gefallen ist.  Ein  jeder  Demokrat  wird  es  als  selbstver- 
ständlich erachten,  daß  man  die  Aufgabe  der  bäuerlichen 
Siedlung,  also  der  Parzellierung  des  Großgrundbesitzes, 
nicht  einem  ostelbischen  Großgrundbesitzer  oder  gar  Lati- 
fundienbesitzer überträgt.  Schon  die  beiden  Gracchen 
würden  zur  Durchführung  ihrer  Agrargesetze  nicht  auf  die 
Mitwirkung  der  reichsten  Großgrundbesitzer  von  Rom  ge- 
rechnet haben.  Wenn  sie  aber  dennoch  mit  der  Durch- 
führung ihrer  Agrargesetze  die  reichsten  Latifundienbesitzer 
Italiens  beauftragt  hätten,  so  würden  die  Plebejer  Roms 
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das  Vertrauen  zu  den  Gracchen  verloren  haben.  Daher 
kann  man  den  Reichsminister  Dr.  Preuß  nicht  mit  der  Her- 
stellung von  Gesetzen  betrauen,  welche  die  Verstaatlichung 
der  großen  Vermögen  von  100000  Mark,  der  großen  Ein- 
kommen über  100000  Mark  jährlich  und  der  großen  Be- 
triebe im  Werte  von  100000  Mark,  sowie  die  staatlidie 
Organisation  der  Volkswirtschaft  und  der  Arbeit  zum  Gegen- 
stande haben. 

Es  braucht  nidit  erwähnt  zu  werden,  daß  der  Millionär 
Gothein  mit  dem  ganzen  Apparat  seiner  umfassenden  volks- 
wirtschaftlichen Kenntnisse  dem  mehrfachen  Millionär  Dr. 
Preuß  in  der  Bekämpfung  dieser  meiner  sozialistischen 
Vorschläge  beistehen  wird.  Die  drei  aus  dem  Zentrum 
hervorgegangenen  Mitglieder  des  Reichsministeriums,  Erz- 
berger,  Dr.  Bell  und  Giesberts  werden  stets  im  Auge  be- 
halten müssen,  daß  ein  ansehnlidier  Teil  ihrer  Partei  den 
Großagrariern  angehört  und  daß  auch  der  Besitz  von  Kohlen- 
werken, Eisenwerken  und  vielen  anderen  Betrieben  der 
Großindustrie  in  katholischen  Händen  ruht. 

Die  an  sich,  vom  sozialistischen  Standpunkt  aus  sehr 
erfreuliche  Entfernung  des  bisherigen  Staatssekretärs  des 
Reichswirtschaftsamtes  Dr.  Aug.  Müller  aus  dem  Ministerium 
und  Ersetzung  durch  den  bisherigen  Volksbeauftragten 
Wisseil  als  Reichswirtschaftsminister  vermag  diesem  ersten 
Reichsministerium  nodi  nicht  ein  vermehrtes  soziales  Ge- 
präge zu  geben. 

Die  Geschichte  dieses  am  13.  Februar  1919  gebildeten 
Reichsministeriums  ist  heute  schon  bekannt.  Es  denkt  gar 
nicht  daran,  das  von  mir  in  diesem  Buche  als  dringend 
notwendig  vorgeschlagene  sozialistisdie  Programm  der  Ver- 
staatlichung der  großen  Vermögen  über  100000  Mark  durch- 
zuführen und  wird  sich  auch  durch  die  betrübendsten  Er- 
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fahningen  nadi  innen  zu  und  nadi  außen  zu  nicht  belehrei 
lassen.     Ich  habe  in  diesem  Buche  die  Konsequenzen  eii 
gehend  dargelegt,  welche  das  Unterbleiben  der  von  mir  voi 
gesdilagenen  sozialen  Reform  hat.  Die  Zusammensetzung 
des  ersten  Reidisministeriums  gibt  sichere  Bürg- 
sdiaft,  daß  wir  der  inneren  Auflösung,  dem 
Staatsbankrott,  dem  Bürgerkrieg,  der 
sozialen  Anarchie,  dem  Kampfe 
aller    gegen     alle     ent- 
gegengehen. 
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